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Vor 50 Jahren, im Herbst des Jahres 1949,
wurde der Landesverband Lippe gegriindet,
zwei Jahre nach dem Anschluf3 Lippes an das
neugeschaffene Bundesland Nordrhein-
Westfalen. Als "Sachwalter des lippischen
Vermogens" verwaltet er seither einen
umfangreichen Besitz aus Immobilien,
Forsten, Staatsbadern, Kultureinrichtungen
und Stiftungen, der nicht dem Land
tibereignet wurde, sondern fir Lippe und die
Wohlfahrt seiner Bewohner erhalten blieb -
ein in der Bundesrepublik Deutschland
einmaliges Privileg.

Die Bedeutung des Landesverbandes Lippe
wird erst vor dem Hintergrund der politischen
Entwicklung des 19.und 20.Jahrhunderts
deutlich, in der das Landesvermogen fir das
ehemalige Land Lippe eine zentrale Rolle
spielte. Hermann Niebuhr zeichnet die wich-
tigsten Stationen dieser Geschichte nach und
dokumentiert die Anfangsjahre des neuge-
schaffenen Landesverbandes bis zu seiner
endgiiltigen Etablierung als einer eigen-
standigen Institution.

Der Autor

Dr. phil. Hermann Niebuhr, geb. 1950 in
Wiirzburg, studierte Deutsch und Politik in
Marburg, Basel und Hamburg; promovierte
1981 an der Universitit Marburg; seit 1983 als
Archivar im NRW Staatsarchiv Detmold tatig;
zahlreiche Veroffentlichungen zur
Regionalgeschichte Lippes.
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GruBwort

Der Landesverband Lippe feiert in diesem Jahr sein 50jdhriges Beste-
hen. Er kann auf fiinf Jahrzehnte erfolgreicher Arbeit zuriickblicken, die
im Dienste der lippischen Bevilkerung standen. Lippe und sein Lan-
desverband — das ist eine Geschichte, die in der deutschen Nachkriegszeit
begann und doch nur im Riickblick auf die besondere Stellung des ehe-
maligen Landes Lippe verstindlich wird. Hermann Niebuhr hat diesen
Weg in seinem sehr informativen, lesenswerten Buch nachgezeichnet.

Die Angliederung an das Land Nordrhein-Westfalen im Jahre 1947
ist den Lippern — nach iiber 800 Jahren der politischen Selbstdndigkeit
— zweifellos nicht leicht gefallen. Doch die wirtschaftlichen Bedingun-
gen der Nachkriegszeit und die bereits abzusehenden Anforderungen
der Moderne lieBen keine andere Moglichkeit zu. Das galt fiir Lippe wie
fiir andere deutsche Kleinstaaten. Der AnschluR an den neugeschaffe-
nen, grofen Flachenstaat Nordrhein-Westfalen war keineswegs unum-
stritten — er hat sich aber im nachhinein als weitsichtige politische Losung
und fiir beide Seiten als vorteilhaft erwiesen. Lippe als dritter Landes-
teil von Nordrhein-Westfalen ist in vieler Hinsicht zu einer Bereiche-
rung des Landes geworden und hat sich selbstbewuRt neben den bei-
den groflen Briidern Westfalen und Rheinland zu behaupten verstanden.

Lippe hat zudem seine ganz eigene kulturelle Identitdt bewahrt.
Das ist nicht zuletzt aufgrund der besonderen Bedingungen fiir den
Anschluls an Nordrhein-Westfalen moglich gewesen: In den vorausge-
henden politischen Verhandlungen erwirkten die Vertreter Lippes die
Zusicherung der Landesregierung, daR Lippe sein Landesvermégen
behalten, selbst verwalten und die Ertrége fiir die kulturellen Belange
und die Wohlfahrt der Bewohner im Bezirk des fritheren Landes Lippe
verwenden konne. Dieses Recht ist in den »Lippischen Punktationen«
festgehalten, die von dem damaligen Landesprisidenten Heinrich Drake
und dem nordrhein-westfilischen Ministerprisidenten Dr. Amelunxen
vereinbart wurden und die von allen folgenden Landesregierungen
respektiert wurden. Zur Wahrnehmung der anstehenden Aufgaben wurde
ein nur fiir Lippe zustidndiger Zweckverband gegriindet: der Landes-
verband Lippe.

Die Punktationen miindeten ein in das sogenannte Lippe-Gesetz
- Gesetz iiber die Vereinigung des Landes Lippe mit dem Land Nord-



rhein-Westfalen und Gesetz iiber den Landesverband Lippe -, das im
November 1948 im nordrhein-westfilischen Landtag eingebracht
wurde. Schon bei der Verabschiedung galt es als vorbildlich fiir die Wah-
rung und Respektierung regionaler Interessen. Das Lippe-Gesetz ist
zugleich ein Beispiel dafiir, wie Landesgeschichte und Landesverfassung
durch den Einsatz engagierter Einzelpersonlichkeiten maflgeblich
geprdgt wurden.

Heute zeigt sich, daB der vor 50 Jahren eingeschlagene Weg der
richtige war und der Landesteil Lippe eine Entwicklung erfahren hat,
die wesentlich durch die Griindung des Landesverbandes Lippe und
seine Leistungen beeinflufft und geprégt wurde. In kaum einer Region
gibt es auf kleinem Raum eine solche kulturelle Vielfalt wie in Lippe,
und nirgends sonst sind die Voraussetzungen fiir die Férderung regio-
naler Initiativen dhnlich giinstig. Der Landesverband Lippe ist weit mehr
als ein niichternes Verwaltungsorgan: Er ist nicht nur »Sachwalter des
lippischen Vermégense, sondern auch »Hiiter und Wahrer lippischer Tra-
ditionen«. Gemeint ist kein nostalgisches Verharren in Vergangenem,
sondern Zukunftsorientierung im Wissen um die Tradition. Geschich-
te ist in Lippe immer auch Verpflichtung gewesen. Dieser Aufgabe ist
der Landesverband Lippe in den vergangenen 50 Jahren trotz grofer
Strukturprobleme vor allen Dingen in den lippischen Staatsbidern
Bad Salzuflen und Bad Meinberg nachgekommen. Es wird auch in
Zukunft ein besonderes Anliegen der Landesregierung sein, den Bestand
des Landesverbandes Lippe zu sichern und ihn bei seiner Aufgaben-
erfiillung nach Kriften zu unterstiitzen.

Ich gratuliere dem Landesverband Lippe herzlich zum 50jédhrigen
Bestehen und wiinsche allen Beteiligten weiterhin Schaffensfreude, Mut
und Zuversicht, um auf dem eingeschlagenen Weg fortzufahren und sich
den Herausforderungen der Zukunft stellen zu konnen.

Dr. Fritz Behrens
Innenminister des Landes
Nordrhein-Westfalen



Geleitwort

Mit der Verabschiedung des Gesetzes iiber den Landesverband Lippe
am 5. November 1948 im Landtag von Nordrhein-Westfalen und der
Genehmigung durch die britische Militdrregierung im Okober 1949 war
eine Institution ins Leben gerufen worden, wie es sie in keiner ande-
ren Region Nordrhein-Westfalens und auch nicht in anderen Teilen der
Bundesrepublik gibt. Zum ersten Verbandsvorsteher wurde Heinrich
Drake gewihlt, der wie kein anderer die Geschichte des Landesverbandes
Lippe in der Griindungs- und Anfangsphase seines Bestehens geprégt
hat. Er hatte sich mit seinem Votum fiir Nordrhein-Westfalen und gegen
Niedersachsen durchgesetzt und der nordrhein-westfédlischen Landes-
regierung die Zusage abgerungen, das lippische Domanium sowie die
kulturelle Eigenstindigkeit der lippischen Region zu erhalten. Das soll-
te sich fiir die Lipper in vieler Hinsicht als vorteilhaft erweisen. Das lip-
pische Vermogen, bestehend aus mehr als 20.000 ha Grundbesitz, den
beiden Staatsbddern Salzuflen und Meinberg, den Kulturinstituten in
Detmold und Lemgo, der Lippischen Landes-Brandversicherungsanstalt
sowie einem umfangreichen Gebdudebestand, Stiftungen und anderen
Vermdégenswerten wird ausschlieflich zum Wohle und zur kulturellen
Forderung der lippischen Bevolkerung verwendet.

Trotzdem hat es in den folgefiden Jahrzehnten sowohl inner-
lippisch wie landesweit Versuche gegeben, die Existenzberechtigung des
Landesverbandes Lippe in Frage zu stellen und dessen Aufgaben auf die
Kreise — zuletzt mit der Gebietsreform Ende der 6oer Jahre — zu iiber-
tragen. Es ist vor allem dem EinfluB des damaligen Verbandsvorstehers
Dr. Arnold Ebert zu verdanken, dafl der einmal eingeschlagenen Weg
weiterverfolgt wurde. Der Landesverband Lippe als rechtlich selbstiéin-
diger Verband mit weitgehender Unabhéngigkeit von den bestehenden
kommunalen Verwaltungseinheiten blieb erhalten und steht seitdem
nicht mehr in der Diskussion. Auch durch die neuen Absichten zur
Modernisierung von Regierung und Verwaltung in Nordrhein-Westfalen
werden Lippes Rechte nicht angetastet. Vielmehr ist er als vorbildlich
hingestellt worden.

In den vergangenen 25 Jahren hat sich der Landesverband Lippe
zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen entwickelt, der als
Partner des Kreises Lippe und seiner Kommunen im kulturellen und



strukturellen Bereich die Entwicklung des lippischen Raumens mafR-
geblich mitbestimmt. Gleichwohl stellen neue Herausforderungen, wie
die Baderkrise, den Verband vor riesige, ohne Hilfe des Landes nicht zu
l6sende Probleme. Dabei ist die Solidaritét aller gefragt. Nur so kénnen
sich die Lipper ihr Vermégen erhalten, und nur so ist der durch den ehe-
maligen Landesprisident Heinrich Drake initiierte »lippische Sonder-
weg« dauerhaft zu rechtfertigen. Nicht von ungefdhr wird dabei immer
wieder auf die lippische Geschichte zuriickgeblickt. Der Landesverband
Lippe ist eben nicht nur eine Vermégensverwaltung, sondern steht in
einer 8oojihrigen Tradition. Das verpflichtet zu Umsicht und Sorgfalt
beim Einsatz des »dem lippischen Gebiet verbleibenden Landesver-
mogens.«

Hermann Niebuhr hat die Geschichte des Landesverbandes Lippe
in seiner Dokumentation eindrucksvoll nachgezeichnet. Ich wiinsche
dem Buch einen guten Erfolg und bin sicher, daB es auf ein breites 6ffent-
liches Interesse stolRen wird.

Helmut Holldnder
Verbandsvorsteher des
Landesverbandes Lippe
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Einleitung

Nach dem Einmarsch der alliierten Truppen Anfang April 1945 war die
Verwaltung des Landes Lippe unter den neuen Bedingungen von
Heinrich Drake', der bereits von 1919 bis 1933 Politik und Verwaltung in
Lippe geleitet hatte, wieder in Gang gebracht worden. Die bekannten
Aufrufe, die auch als Maueranschlige verbreitet wurden?, zeigen nur zu
deutlich, worum es in den ersten Tage und Wochen ging: Sicherstellung
der Erndhrung und der 6ffentlichen Sicherheit sowie die Errichtung einer
funktionierenden Verwaltung.

Hierfiir hatte Drake in den ersten Monaten auch Beamte wie den
Regierungsdirektor Bruno Kirchhof hinzugezogen, der 1920 seine
Tétigkeit in der lippischen Verwaltung begonnen hatte; Drake kannte
ihn also aus der Zeit vor 1933. Kirchhof war weiter im Amt verblieben
und hatte auch seine Karriere bis zur Ernennung zum Regierungsdirektor
fortgesetzt.® Wie Drake spiter riickblickend schrieb, ist er 1945 »nicht
kurzer Hand abseits gestellt worden, sondern erst nach einiger Zeit.«*
Zunichst war er jedoch als Kenner der Vorgédnge aus der jiingsten Ver-
gangenbheit fiir Drake unentbehrlich.

Mit Kirchhof hat Drake bereits Anfang Juni das Verhiltnis Lippes
zur Provinz Westfalen und die unter den damaligen Bedingungen
moglichen oder wahrscheinlichen Aussichten fiir die staatliche Selb-
standigkeit des Landes und fiir das lippische Landesvermdogen erortert.
Kirchhof regte an, die »Frage, ob und inwieweit die Lippische Landes-
verwaltung nach Westfalen orientiert werden kann und soll oder gar zu
orientieren ist, ... unter allen Umstéinden in aller Kiirze durch eine Bespre-
chung bei dem zustdndigen Militirkommandanten und dem Ober-
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Heinrich Drake im
Jahre 1918

Bruno Kirchhof als
Blirgermeister der
Stadt Detmold



Die Griindung des Landesverbandes Lippe

Abgeordnete des
Kreistages Detmold
(Wahlperiode

1952 -1956) in

Bad Meinberg,

2.v.r. Bruno Kirchhof

prisidenten in Miinster nach Fiihlungnahme und unter moglichster
Hinzuziehung des hiesigen Kommandanten zu einer grundsétzlichen
Klirung zu bringen.« Zwar sprechen der Zwang zur Verwaltungsver-
einfachung und Griinde der allgemeinen Wirtschaftspolitik »fiir den
AnschluB, wenn nicht gar fiir das Aufgehen des Landes Lippe in der
Provinz Westfalen«, es bleibe aber »stets zu bedenken, dall unsere
Verwaltung hinsichtlich ihrer Einfachheit, Sparsamkeit und Unmittel-
barkeit noch nie tibertroffen ist und dal8 sich dies auch in Zukunft kaum
indern wird, vor allem deswegen nicht, weil heute in vielen Fragen die
alliierte Militdarregierung mitzusprechen hat.«

Allzuviel Uberzeugungskraft schien Kirchhof diesem Argument
allerdings nicht zuzutrauen, vor allem nicht, was seine Wirkung auf den
Oberpriisidenten der Provinz Westfalen in Miinster anging. »Die Bestre-
bungen des Oberprisidenten gehen heute bestimmt dahin, Lippe zu kas-
sieren; wir miissen auf der Hut bleiben. Je mehr Zeit vergeht, desto mehr
wird der Militir-Kommandant in Miinster von dem Oberprisidenten
vielleicht im Sinne seiner Bestrebungen eingenommen. Die Befiirch-
tung diirfte nicht unberechtigt sein, daR das Land Lippe vielleicht iiber
Nacht in den Regierungsbezirk Minden aufgeht. Dann ist unter
Umstdnden nichts mehr zu unternehmen.«

12



Fiir diesen Fall formulierte Kirchhof bereits eine Riickzugsposi-
tion: Er war bereit, manche Forderungen und Bedenken fallenzulassen,
wenn der Sitz der Bezirksregierung nach Detmold verlegt wiirde. Von
seiner Bereitschaft zu Verzicht oder Zuriickstellung wollte er aber aus-
driicklich eine zufriedenstellende Regelung in der Frage des Landes-
vermbgens ausgenommen wissen. »Das Wichtigste und Schwerwie-
gendste bei allen in Betracht kommenden Fragen ist die Angelegenheit
des lippischen Staatsvermdgens. Es darf niemals dahin kommen und
wiirde insbesondere auch von der lippischen Bevilkerung niemals
verstanden werden, wenn bei Aufhebung der Selbstédndigkeit des Lan-
des etwa auch das Landesvermogen, das jeder Lipper sozusagen sein
Eigen nennt, auf die Provinz Westfalen oder ein sonstiges grisseres Gebil-
de tibergehen sollte.« Zur Bekriftigung verwies Kirchhof auf Verhand-
lungen, die auch »in den letzten Jahren« mit dem Oberprdsidenten in
Miinster und dem Regierungsprésidenten in Minden gefiihrt worden
seien. Immer habe man dabei auf lippischer Seite darauf bestanden, das
Landesvermogen »als Ganzes« fiir die beiden lippischen Kreise zu sichern
und auch die Griindung eines Zweckverbandes zu dessen Verwaltung
erwogen. Auch die Einbeziehung von Landesbibliothek, Landesarchiv,
Hermannsdenkmalstiftung und der Damenstifte sei besprochen wor-
den - »und zwar mit dem Erfolge, daR selbst der Oberprasident diesen
Dingen stets im lippischen Sinne seine besondere Beachtung verlieh.«

Regierungsdirektor Kirchhof wulte, wovon er sprach. In der ns-
Zeit war er selber aufgrund seiner Position in der Landesregierung mit
den Verhandlungen befal3t gewesen. Fiir die davorliegenden Jahre konn-
te Drake allerdings auf seine eigene Tétigkeit zurlickgreifen.

Die Regelung der Domanialverhiltnisse wurde zwar nicht erst
nach dem Ende des Ersten Weltkrieges und der Revolution von 1918 akut,
aber seitdem war sie direkt mit der Frage von Aufrechterhaltung oder
Aufgabe der staatlichen Selbstdndigkeit verbunden, und diese Frage
stellte sich in der Zeit der Weimarer Republik wiederholt.

Zwar gab es nach 1919 zunichst Pline fiir einen deutschen
Einheitsstaat, die jedoch den Einzelstaatsinteressen nicht standhalten
konnten; bezeichnenderweise kam eine auf verschiedenen Wegen und
auch mit verschiedenen Zielen angestrebte Reichsreform bis 1933 nicht
zustande. Immerhin sind im Rahmen der Reichsreform-Debatte in den
20er Jahren zahlreiche Publikationen erschienen, die unterschiedliche

13
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Losungen des Problems einer Neugliederung des Reiches anboten, die
sich z. T. unmittelbar mit der lippischen Frage befalsten.® Aber auch in
Lippe selbst hatte etwa seit 1920 die Uberzeugung an Boden gewonnen,
daB die Kleinstaaten auf Dauer nicht {iberlebensfihig seien.

Konsequenterweise strebte man die Bildung groRerer territorialer
Einheiten an, und so wurde iiber einen Zusammenschluf8 von Schaum-
burg-Lippe, Kreis Rinteln, Lippe und Pyrmont verhandelt. Spétestens
mit dem Anschlull Pyrmonts an die preufSische Provinz Hannover 1922
war diese Perspektive aber nicht mehr gegeben. Die naheliegende Alter-
native war ein Anschluff auch des Landes Lippe an Preuen. Dariiber
hatte das Landesprasidium ebenfalls schon Verhandlungen begonnen,
die aber nach einem ersten Gespridch im Mai 1920 nicht weitergefiihrt
wurden.” Nachdem die schon erwdhnten méglichen Alternativen keine
Perspektive mehr boten, kam — vor allem auf Betreiben von Heinrich
Drake — die preulische Option wieder zum Zuge. Eine Initiative des
preuBlischen Innenministers Carl Severing fiihrte dazu, dall das lippi-
sche Landesprésidium sich im Juli 1923 mit einem Schreiben an ihn
wandte, um damit nach den »bisher {iber den AnschluB8 des lippischen
Landes an das preuflische Staatsgebiet unverbindlich gefiihrten Ver-
handlungen ... eine festere Grundlage fiir gegebenenfalls fortzu-
fiihrende Verhandlungen« zu schaffen.’

Das Landesprisidium bat zu diesem Zweck um Antworten auf
fiinf »Fragen«.” Gleich an erster Stelle heil’t es: »Kann dem lippischen
Lande zugesichert werden, daff ihm im Falle seiner Angliederung an den
preullischen Staat das Domanialgut in dem Umfange, wie es ihm seiner
Zeit infolge vertraglicher Vereinbarung zugefallen ist, ungeschmailert zu
eigener Nutzung verbleibt?«"® Die anderen vier Fragen betrafen den
Zusammenhalt der lippischen Verwaltungseinheit, die Ubernahme der
Beamten und Angestellten, die besonderen lippischen Schulverhiltnisse
und die Verbesserung der Verkehrsverbindungen.

Hier interessiert vor allem die Frage nach dem Schicksal des
Domanialvermégens. Die Antwort des preuBBischen Innenministers kam
nach zwei Wochen", aber sie mufSte notwendigerweise unverbindlich
sein, weil die lippische Seite keinerlei statistisches Material vorgelegt
hatte. »Vor allem fehlen mir Unterlagen fiir die Beurteilung der ver-
waltungs- und finanzrechtlichen Verhdltnisse«, monierte der Innen-
minister und erklirte sich daher aullerstande, abschliefende und ver-
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bindliche Aussagen zu machen. Entsprechend vage war der substanti-
elle Inhalt seines Schreibens. Zwar zeigte er sich bereit, das Vermogen
»dem jetzigen Gebiete des Landes unter einer noch zu vereinbarenden
Rechtsform ... zu belasseng, aber er fiigte dieser allgemein gehaltenen
Zusage entscheidende Einschridnkungen an: Zu den Lasten, die in
Preullen der Staat oder die Provinzialverbinde zu tragen hitten, miisse
auch das lippische Domanium hinzugezogen werden, da die Bewoh-
ner Lippes dann auch Anteil am preufSischen Staatsvermogen hétten;
eine Ungleichbehandlung des dann preuSischen Landesteils Lippe und
der iibrigen preuBischen Gebiete sei nicht vertretbar. Auerdem kénne
Lippe als zuséatzlichen Vorteil geringere Verwaltungskosten verbuchen,
wenn die lippische Verwaltung der preuischen angepaflt werde.

Zur Frage der lippischen Verwaltungseinheit regte der Innen-
minister die Bildung eines Kommunalverbandes an; ein Grofkreis Lippe
stand damals nicht zur Diskussion. Konkreter wurden die Verhandlungen
allerdings nicht; weitere Kontakte sind fiir den Rest des Jahres 1923 nicht
tiberliefert. Verwaltung und Politik hatten in diesen Monaten — der Zeit
der galoppierenden Inflation — andere Probleme zu bewiltigen.

Ein halbes Jahr spiter, im Januar 1924, kam es wiederum zu
Gespriachen mit Severing, die aber ebenfalls keine Fortsetzung erfuh-
ren. Im April 1927 war der preuffische Finanzminister Hopker-Aschoff
zu Besuch in Lippe. Auf einem »Osterspaziergang«, den die Mitglieder
des Landesprésidiums mit ihrem Gast unternahmen, wurde das Thema
erneut aufgegriffen. Drake berichtete dariiber dem Landtag im Rahmen
seiner Haushaltsrede im Februar 1928: »Wir haben uns damals natiir-
lich tiber alle méglichen Fragen unterhalten, und der Herr preuRische
Finanzminister richtete u. a. auch an uns die Frage, wie es um die Ange-
legenheit des Anschlusses stehe. Wir haben ihm geantwortet, daR wir
eine bestimmte Auskunft dariiber in dem Augenblick nicht zu geben
vermachten, dal wir aber gern bereit sein wiirden, die Sache zu tiber-
legen, und ihm dann eine Mitteilung zukommen zu lassen. Wir haben
dann spiter im Landesprisidium iiber die Frage beraten und sind zu
der Erkenntnis gekommen, daR es nicht schaden wiirde, wenn wir unse-
rerseits einmal an den preufischen Finanzminister eine bestimmte
Anfrage richten wiirden hinsichtlich der Voraussetzungen, unter denen
iberhaupt eine Verhandlung iiber den Anschluf}, wenn sie weiterhin
gewlinscht wiirde, méglich sei. Denn es ist andererseits zugegeben
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worden, daR zundchst einmal gewisse Vorfragen zu kldren wiren, wenn
derartige Verhandlungen iiberhaupt praktischen Wert haben sollten.«*

Im Spatsommer 1927 wurde der Kontakt dann auch schriftlich
wiederaufgenommen. Zundchst erbat das Landesprasidium — gewis-
sermalien als Bedingung fiir die Aufnahme eigentlicher Verhandlungen
- Antworten auf drei grundlegende Fragen. Diese Fragen waren inhalt-
lich nicht neu. Sie waren auch drei Jahre zuvor schon vorgebracht wor-
den. Noch etwas konzentrierter als damals ging es aber jetzt um die Frage,
ob »... bei einem evtl. Anschlu8 an Preuen das Land Lippe darauf rech-
nen kann, dalk ihm der domaniale Besitz verbleibt.«** Daneben stand
in diesem Schreiben nur noch die Frage nach der Zukunft der 6ffent-
lichen Einrichtungen, womit z. B. das Landgericht gemeint war", und
nach der Haltung Preuens zur Forderung nach Verbesserung der Ver-
kehrsverhiltnisse in wirtschaftlich benachteiligten Gebieten Lippes.

Das muBite die preuBSische Seite so verstehen, dal® beziiglich dieser
Gebiete kein Verhandlungsspielraum vorhanden war. Nach weiterem
Schriftwechsel antwortete der preulSische Ministerprédsident Braun im
Miirz 1928 entsprechend: »Die 3 Fragen, auf die schon jetzt eine Antwort
erbeten wird, betreffen Angelegenheiten, die der Natur der Sache nach
zu den Hauptgegenstinden etwaiger spéterer Verhandlungen gehoren
wiirden. Es erscheint mir weder zweckmilSig, noch entspricht es der
Ubung, dal schon vor derartigen Verhandlungen und bevor feststeht,
ob solche tiberhaupt in Gang kommen, eine einseitige Bindung des einen
Vertragsteils tiber die wichtigsten Teile des zukiinftigen Vertrages her-
beigefiihrt wird.«'® Nicht zuletzt an diesem Widerspruch scheiterte der
Fortgang der Verhandlungen.

Als dann aber auch auf einem anderen Gebiet, ndmlich bei der
Frage des Gebietsaustausches zur Aufhebung der Exklaven Cappel,
Grevenhagen und Lipperode, kein Fortschritt sichtbar wurde, falite das
Landesprasidium den Beschlul3, von sich aus zunédchst keine weiteren
Schritte zu unternehmen.' Das fiel ihm allerdings umso leichter, als die
Offentlichkeit, also Landtag und verdffentlichte Meinung, die derzeitige
Lage des Freistaates Lippe nach der ErschlieBung zusétzlicher Einkiinfte
fiir den lippischen Landeshaushalt aus Ergdnzungszuschiissen gemal
§ 35 Reichs-Finanzausgleichsgesetz' nicht als so bedrohlich ansahen,
als dal eine Losung besonders dringlich erschien. Wenn auch die Frage
nach Aufrechterhaltung oder Aufgabe der staatlichen Selbstindigkeit
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hierbei im Vordergrund stand, war aber mit der Einstellung der Ver-
handlungen dariiber notwendigerweise einstweilen auch kein Bedarf
fiir weitere Uberlegungen zum Schicksal des Domanialvermégens und
zur Form seiner Verwaltung mehr vorhanden.

Mit der nationalsozialistischen Machtiibernahme waren weder
die Diskussion um die Aufrechterhaltung der lippischen Selbstandig-
keit noch die Reichsreformpline erledigt — letztere erhielten sogar eine
neue Dimension: Zwar zielte das »Gesetz tiber den Neuaufbau des Rei-
ches« vom 30. Januar 1934 auf Zentralisierung ab - faktisch wurde das
aber von den Gauleitern unterlaufen, die, hiufig als Reichsstatthalter
und Oberpriasidenten, ihren jeweiligen Machtbereich ebenso selbst-
bewuBt gegen zentralistische Eingriffe zu verteidigen bestrebt waren,
wie das zuvor die Landerregierungen getan hatten."

Lippe und Schaumburg-Lippe hatten in Alfred Meyer" seit 1933
einen gemeinsamen Reichsstatthalter, der zusitzlich Oberprisident der
Provinz Westfalen und Gauleiter im nspap-Gau Westfalen-Nord war.
Diese Zusammenfassung von Lippe und Westfalen fand ihren Nieder-
schlag in wiederholten, z.T. auch erfolgreichen Versuchen, einzelne
Verwaltungsfunktionen nach Miinster oder Minden zu verlagern.” Die
lippische Landesregierung hat diesen Bestrebungen Widerstand ent-
gegengesetzt und war nur bei einer allgemeinen Reichsreform bereit,
den Status quo zu veréindern und einer Eingliederung des Landes nach
Preulen und in die Provinz Westfalen zuzustimmen. Lediglich unter der
Bedingung, daR »... durch diese MaBnahmen bei gleichzeitiger Verein-
fachung der Verwaltung nennenswerte Arbeitskrifte alsbald fiir den
Kriegseinsatz freigemacht werden, konnte sich die Landesregierung mit
der Ubertragung von lippischen Regierungszustindigkeiten auf den
Regierungspriisidenten Minden einverstanden erkldren.”

Bereits Anfang 1935 war die Frage noch in einem anderen Zusam-
menhang in die Diskussion gekommen, als der Detmolder Landge-
richtsprésident und der Oberstaatsanwalt vom Reichsjustizminister auf-
gefordert wurden, sich iiber die Anbindung des Landgerichtsbezirks
Detmold an das Oberlandesgericht Celle bzw. zu einem Wechsel zum
Oberlandesgericht Hamm zu duflern. Beide sprachen sich in ihrem
Bericht vom 12.2.1935 fiir die weitere Zugehorigkeit zum Oberlandes-
gerichtsbezirk Celle aus und argumentierten mit der Stammesbindung
der Lipper: »Dieser Stamm ist der Rasse nach Niedersachse, Mitbewohner
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der Weserfestung:, wie man den heute wieder erhhte Bedeutung gewin-
nenden Raum zutreffend bezeichnet hat, und sieht mehr nach Osten
als nach Westen.«* Als der Landgerichtsbezirk Detmold 1944 tatséch-
lich an den Oberlandesgerichtsbezirk Hamm angeschlossen wurde, stand
diese MaBnahme nicht allein: Zahlreiche Fachverwaltungen waren
bereits der entsprechenden hheren westfilischen Instanz angegliedert,
so etwa die Katasterdmter, die Stralenbauverwaltung, die Eichdmter und
die Amter fiir Wasserwirtschaft.”

Zu einer umfassenden Reichsreform ist es bis 1945 bekanntlich
nicht mehr gekommen. Es waren aber in Detmold vorsorglich Bedin-
gungen fiir eine Eingliederung formuliert worden. Im Juni 1934 falte
Staatsminister Riecke in einem Schreiben an den Reichsstatthalter Alfred
Meyer die lippischen Forderungen zusammen.* Detmold sollte auf jeden
Fall Regierungssitz bleiben und sein Landgericht behalten; das Schul-
wesen und die »sonstigen lippischen Kultureinrichtungen (z. B. Lan-
destheater, Landesbibliothek, Archiv, Geschichtliche Forschungsanstalt
fiir Germanenkunde)« sollten erhalten bleiben; man forderte die Ver-
wirklichung der geplanten militdrischen Bauvorhaben und den Bau der
Kalletalbahn. Von zentraler Bedeutung in diesem Forderungskatalog war
aber auch hier die Sicherung des Domanialvermégens fiir die »an Stelle
des Landes etwa tretenden Gebietskorperschaften«. Hierfiir war auch
damals schon ein Zweckverband vorgesehen, dessen Vermégen von allen
preullischen Steuern freizustellen wiire. AuRerdem hielt man Staatszu-
schiisse fiir die lippischen Bider fiir erforderlich sowie die Erhaltung
der lippischen staatlichen Krankenanstalten.

Leider ist tiber die weiteren Verhandlungen — wenn sie denn
stattgefunden haben - nur sehr wenig zu erfahren. Als Drake 1945 nach
seinem erneuten Amtsantritt als Landesprisident alle Vorgéinge zu die-
sem Sachkomplex vorgelegt haben wollte, mufte der Registraturverwalter
melden, daf der vormalige Regierungschef kurz vor dem Einmarsch der
Alliierten auch von diesen Akten viele habe verbrennen lassen.?

Nach dem bekannten Zitat von Erich Kittel erscheint die »Frage
des Fortbestandes der staatlichen Selbstdndigkeit ... im historischen
Riickblick als das Hauptproblem der letzten 150 Jahre lippischer
Geschichte ...« Diese Frage war unter verschiedenen politischen Bedin-
gungen debattiert worden, und es hatte unterschiedliche Ansitze zur
Losung dieses Problems gegeben. Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs
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Vorldufige Ordnung
Oet Berwaltung des Lippijchen Landes

Bom 10. Aiai 1945

1.
Die Canbesfiihrung liegt bei dbem Canbesprdfidenten.
Ex [t bie Cippi[he Canbesregierung.
2,
§tie die RAufgaben und Befugniffe der Candestegietung gelten die reichss und landes-
tedhilicen Beftimmungen.
Die Cippildie Candestegierung ift an die 2Anordnungen der Miilitdreegierung gebunden.
Die Canbdestegierung ift, folange die Reidysgewalt ruht und eine gewdblte Candess
perfretung nidyt befteht, fae den Etlap von Gefessen juftandig. Sie kann Ent[deidbungen
feeffen, fiir die bisher das Reich 3uftdndig war.
3.
Die Cippifde Canbdestegierung ift oberfte’ und obere Verwaltungsbehdrde des Candes.
Sie gliedert fich in 2bteilungen.
2llle Einzelheiten regelt die durdy den Candesprdfibenten 3u erlaffende Gefd)aftsordnung.
4,
Der Candesprdfident beftellt einen Candestat aus allen Teilen bes Canbes, mit dem
et alle grundfdslihen und allgemeinen §ragen berdt.
Der Canbdestal befteht aus 4 Blirgermeiftern, 4 Vertretern der Landwitt{dyaft und 4 Bers
tretern des Bewetbes.
Die Vettreter der Candwirthaft und des Geweebes miffen sur Halfte 2Uebeitnehmer fein.
Det Lanbestat witd minbdeftens einmal im 2¥lonat vom Candesprafidenten ufammengerufen.
b,
Diefe Orbnung fritt am Tage ihrer Verkindung in Kraft.

Detmold, den 10. Wai 1945
Prake

LCandespréfident

Bekanntmachung vom 10.5,1945
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wurden wiederum Alternativen zur Aufrechterhaltung der staatlichen
Eigenstindigkeit beraten — neu war dabei allerdings, daR fast regelmaRig o
die Sicherung des Domanialvermdgens fiir die lippische Bevilkerun ~,,;, .—-\
als wichtigste Bedingung fiir die Aufgabe der lippischen Selbstindi {’*3"@:‘ "\'
keit in die entsprechenden Verhandlungen eingebracht wurde. X ";%?J " r

Heinrich Drake, um 1950
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I. Das lippische Landesvermogen bis 1945

Land und Landesvermdgen bis 1868

Erheblich spéter als in anderen deutschen Liéndern gelang in Lippe
erst 1868 eine Vereinbarung zwischen Fiirst und Landstinden — den
Vertretern des Adels in Lippe und der Stédte — iiber die Trennung von
Staats- und Domanialhaushalt. Das heift nicht, daf man erst mit jahr-
zehntelanger Verspitung auf dieses Problem aufmerksam geworden wire.
Nur hatten die Verhandlungen rund dreiffig Jahre gedauert, bis dieses
Ergebnis zustandegekommen war.

Nach fast drei Jahrzehnten landtagsloser Zeit war 1838 in Lippe
erstmalig wieder ein Landtag gewihlt worden und zusammengekom-
men. Einer der wichtigsten Beratungsgegenstinde war ein Antrag der
fiirstlichen Regierung, bestimmte Ausgaben fiir die Hofhaltung auf die
Landkasse zu iibernehmen. Dabei ging es u.a. um Zahlungen an Neben-
linien des Hauses Lippe, sogenannte Dotalgelder, und Zahlungen fiir
Begridbnisse und Hochzeiten in den zuriickliegenden Jahren. Zwar waren
frither solche Zahlungen fiir die Angehérigen des regierenden Hauses
und gelegentlich auch der Nebenlinien von den Stinden bewilligt wor-
den. Aber inzwischen hatte sich unter dem Einfluf des Konstitutiona-
lismus eine Haltung entwickelt, die deutlicher als bisher zwischen dffent-
lich-rechtlichen und privatrechtlichen Angelegenheiten des Fiirsten
unterschied, und auBerdem lag die geforderte Summe weit tiber dem,
was die Landkasse leisten konnte.

Die Sachverhalte, um die es dabei ging — Verfassungsentwicklung,
Trennung von Staats- und Domanialhaushalt, Verhiltnis von Kammer-
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und Landkasse —, waren Themen, die spitestens seit der Franzésischen
Revolution iiberall auf der Tagesordnung standen.

Seit der frithen Neuzeit war der Finanzbedarf aller Landesher-
ren stindig gestiegen. Ursache dafiir waren einerseits die Ausweitung
staatlicher Zustidndigkeiten, andererseits aber auch die zunehmenden
Reprisentationsbediirfnisse und der Ausbau der Residenzen, oft nach
dem Vorbild des Hofes Ludwigs x1v. in Versailles. Die Probleme der Geld-
beschaffung und die Versuche, sie zu 16sen, haben die Geschichte aller
deutschen Territorien in der frithen Neuzeit gepriigt.

Wie diese Probleme jeweils gelost werden konnten, hing davon
ab, wie die Gewichte zwischen den entscheidenden politischen Krif-
ten, dem Landesherrn und den Stinden, im Einzelfall verteilt waren —
und dies stand wiederum oft in direktem Verhiltnis zum Umfang der
Einkiinfte, {iber die der Landesherr verfiigen konnte. Art und Umfang
von Besitz und Einkiinften des Landesherrn hingen eng zusammen mit
der Entstehung der Landesherrschaft im Mittelalter. »Die Bildung
fiirstlicher Landesherrschaften im Mittelalter ist das bedeutsamste Er-
eignis der gesamten deutschen Verfassungsgeschichte.« Das galt fiir die
Ebene des Reiches, dessen foderalistische Struktur damit festgelegt
war, vor allem aber auch fiir die einzelnen deutschen Linder, die —
wie die Landesherrschaft der Edelherren zur Lippe —sich in dieser Zeit
herausbildeten.”

Ausgehend von ihrem Stammsitz in Lippstadt schufen die Edel-
herren zur Lippe im Hochmittelalter durch Erwerb von Grundbesitz
und Hoheitsrechten auf der Nordostseite des (spiiter so bezeichneten)
Teutoburger Waldes die Grundlage fiir ihre spitere Landesherrschaft.
In den letzten Jahrzehnten vor der Wende vom 12. zum 13. Jahrhundert
wurden die Falkenburg und Stapelage zum Kern, um den herum das Ter-
ritorium im Lauf der Zeit schlieBlich bis zu der Ausdehnung wuchs, die
dem spiteren Land und weitgehend dem heutigen Kreis Lippe entspricht.
Beginnend mit der Altstadt Lemgo (1190) griindeten die Edelherren im
13. Jahrhundert die Stadte Horn, Blomberg und Detmold, um ihren
Machtbereich zu sichern und weiter auszubauen. Vor allem Lemgo hat
als Stadt mit weitreichenden Handelsbeziehungen zur wirtschaftlichen
Absicherung der Landesherrschaft beigetragen.

Daneben hatten die Griindungen aber von vornherein auch die
Aufgabe, das Land militdrisch zu sichern: In allen Stidten aufer Lemgo
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findet sich in dem planméRigen Grundril eine landesherrliche Festung.
Die Edelherren miissen das fiir die Stadtegriindungen erforderliche Land
bereits zuvor besessen haben, denn die Biirger der Stédte zahlten ihnen
Abgaben fiir Grundstiicke in der Stadt und in der Feldmark. Wie dieser
Landerwerb zustandekam, ist nicht im einzelnen nachzuweisen: »Es sind
nun erst wenig Urkunden, die ein unmittelbares Licht auf die Verhilt-
nisse des 13. Jahrhunderts in Lippe werfen, ... und fiir Lippe ... muf vie-
les aus spiteren Verhiltnissen geschlossen werden. Wenn im 14. Jahr-
hundert die lippische Landesherrschaft fest begriindet vorhanden ist,
so muls sie sich im 13. Jahrhundert folgerichtig auf der Grundlage der
Stddte und der Burgen entwickelt haben.«*

Im 14. Jahrhundert erwarben die Edelherren sowohl die Burg
als auch das Gogericht Varenholz — Gerichtsrechte waren fiir die Be-
grindung und Sicherung der Landesherrschaft von gleich wichtiger
Bedeutung wie die militdrische und wirtschaftliche Macht und wie
der Grundbesitz.

Fiir die spdteren Verhandlungen iiber die Trennung von Privat-
besitz des Fiirsten und Staatsbesitz ist es von Wichtigkeit, wie das Kam-
mergut - alles, was Gegenstand der noch ungeteilten landesherrlichen
Finanzverwaltung war — erworben worden war. Als die Edelherren 1564
umfangreiche Besitzungen der Adelsfamilie de Wend fiir 100.000 Taler
kauften, war das ein privatrechtlicher Vorgang. Als sie 1607 die hohe
Gerichtsbarkeit im Gebiet von Steinheim dem Bischof von Paderborn
tiberliefen und von diesem dafiir u.a. das Amt Barkhausen und Macken-
bruch mit seinen Einkiinften eintauschten, war dieser Erwerb von 6ffent-
lich-rechtlicher Natur, weil es dabei um Hoheitsrechte ging. Auch die
Wiedereinltisung des 1733 verpfindeten Amtes Sternberg war ein
offentlich-rechtlicher Vorgang, weil sich die Stinde fiir die Einlo-
sungssumme verbiirgt hatten und diese mit allen Einkiinften aus dem
Amt getilgt wurde.”

Zundchst spielte dieser Unterschied jedoch noch keine Rolle. Die
Einkiinfte aus dem Besitz wurden von der Kammer verwaltet, die die
private Hofhaltung und die sich mit der Zeit entwickelnde Landes-
verwaltung sowie schlieRlich auch noch eine kleine, aber eigene
militdrische Truppe bezahlte. Diese Mittel reichten aber, wie bereits
erwdhnt, zur Bestreitung der Aufwendungen immer seltener aus, und
zusatzliches Geld mufSte entweder durch Steuern oder Kredite beschafft
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werden. Beides war nicht unbegrenzt méglich: Kredite wurden etwa
gegen Verpfandung von Besitz und Hoheitsrechten gewihrt, und die
Erhebung von Steuern unterlag der Zustimmung der Stinde. Dieses
Steuerbewilligungsrecht war eines der wichtigsten Machtmittel, das den
Standen zur Verfligung stand: Je grofBer der Finanzbedarf des Landes-
herrn war, desto grofler war — vereinfacht ausgedriickt — daher auch das
politische Gewicht der Stinde. Begriindet wurde es im spiten Mittel-
alter im Zusammenhang mit dem Ausbau der Landesherrschaft.

In Lippe fand das relativ friih seinen Niederschlag in dem so-
genannten Pactum Unionis. 1368 legte Simon 111. zur Lippe darin die
Unteilbarkeit seines Landes fest und bestimmte fiir den Fall, daR etwa
mehrere zur Nachfolge berechtigte Herren vorhanden seien, dall das
Land demjenigen folgen solle, dem sich die Stadte Lippstadt und Lemgo
zuwendeten. Dies wurde von den Burgmannen und den Stadten Horn,
Blomberg und Detmold ausdriicklich bestdtigt und besiegelt.” Die
politische Rolle der »Stinde von Ritterschaft und Stidten« ist hiermit
erstmalig dokumentiert worden.

Die Stdnde waren keine Volksvertretung im heutigen Sinne,
sondern, wie bereits erwiihnt, Vertreter des Adels und der Stiddte. Sie
trafen sich einmal jdhrlich — spiter zeitweilig auch sehr viel seltener -
zusammen mit den Chefs der Nebenlinien des Hauses Lippe, den
Erbherren, nach Einberufung durch den Landesherrn, um diejenigen
Gegenstdnde zu beraten, die der Landesherr als »Propositionen« vor-
gegeben hatte. Das Ergebnis ihrer Beratungen tiber diese Punkte wurde
als schriftliches »Gutachten« dem Landesherrn vorgelegt und von die-
sem in einer Erklarung mit Gesetzeskraft, dem »Landtagsabschieds,
beantwortet. Auf diese Erkldrung hatten die Stinde keinen Einflul. Sie
waren nur zu einem »Votum consultativume« berechtigt und konnten nur
vorschlagen und mitberaten. Mitentscheiden im Sinne eines »Votum
negativum« konnten sie auller bei der Bewilligung von Steuern nicht.
Auch ein Selbstversammlungsrecht hatten die Stéinde nicht, so daR sie
zu Zeiten des Absolutismus jahrelang nicht einberufen wurden.

Im 17 Jahrhundert ist es allerdings unter dem Druck vollkommen
zerriitteter Finanzverhiltnisse gelungen, das Verhiltnis von Landesherr
und Sténden in Lippe etwas weiter festzulegen und zu klédren. 1651 erhiel-
ten die Stdnde das Indigenatsrecht zugesichert — der Landesherr war
verpflichtet, wichtige Posten im Land mit geeigneten Bewerbern aus dem
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eigenen Land zu besetzen -, und 1665 wurde das Steuerbewilligungs-
recht bekriftigt und die Beteiligung der Stinde bei Ausschreibung,
Einnahme und Ausgabe der Steuern zugestanden.”

Trotz dieser Zusage kam es jedoch immer wieder dazu, dal8 Gelder
zu anderen als den bewilligten Zwecken ausgegeben wurden. Bei der
Kammer - der Finanzverwaltung fiir Hofhaltung und Landesverwaltung
—waren Schulden aufgelaufen, die nicht mehr zu bewiltigen waren. Die
Sténde erklirten sich 1686 dazu bereit, einen Teil dieser Kammerschulden
in Hohe von 100.000 Rthl. zu iibernehmen; sie machten jedoch zur Be-
dingung, daB eine zweite Kasse — die Landkasse - eingerichtet wurde,
in die die vom Landtag bewilligten auRerordentlichen Kontributionen
eingezahlt werden sollten und bei deren Kontrolle die Stinde mitzu-

bestimmen hétten. Dafiir wurden von den Stinden vier Deputierte
bestimmt.
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Friedrichstal,
Ausschnitt aus einer
Flurkarte, 1728
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Zuvor waren die Steuern und alle Einkiinfte aus den finanziell
nutzbaren Rechten des Landesherrn, den sogenannten Regalien, sowie
aus dem als Domanialgut bezeichneten landesherrlichen Grundbesitz
in die Kammerkasse als bis dahin einzige 6ffentliche Kasse geflossen.
Aus dieser wurden alle Kosten fiir Hofhaltung und Landesverwaltung
bezahlt; das Land half gegebenenfalls mit jeweils besonders von den
Stinden auf dem Landtag bewilligten Steuern aus.
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Mit der Errichtung der Landkasse waren die Stinde dem politi-
schen Ziel einer weitgehenden Kontrolle iiber die Finanzen des Landes
ein ganzes Stiick niher gekommen; dauerhaft erreicht war es damit aller-
dings noch nicht.” Trotz dieser Einrichtung besserte sich der Zustand
der lippischen Staatsfinanzen aber nicht, und zeitweilig war die Land-
kasse spiter sogar der Kontrolle der Stinde entzogen. Unverinderte
MiRwirtschaft erforderte weitere Kreditaufnahmen der Kammer, fiir
die schlieflich 1733 das ganze Amt Sternberg verpfindet wurde.

Erst seit dem Regierungsantritt Simon Augusts 1747 wurde wirk-
sam Abhilfe geschaffen. Dessen politische Absicht war es, »mein Haus
wiederherzustellen und meinen Nachfolgern die Mittel zu hinterlassen,
die Wiirde ihrer Geburt zu behaupten.«<* Er konnte diese Absicht
verwirklichen mit Hilfe seines ehemaligen Erziehers de la Pottrie und
des 1748 ernannten Regierungsprisidenten Hillensberg, der nicht nur
die erforderlichen Fihigkeiten besaR, sondern auch von Simon August
die notwendigen Kompetenzen zugewiesen bekam. Vor allem die Auf-
stellung regulirer Etats seit 1749 als Grundlage fiir eine solide und tiber-
schaubare Finanzwirtschaft des Landes mull in diesem Zusammenhang
hervorgehoben werden.

Von mindestens ebensolcher Bedeutung fiir die finanzielle Sta-
bilisierung war der seit 1774 amtierende Kanzler Hoffmann, der einem
aufgekliarten Merkantilismus verpflichtet war. Unter dem Eindruck der
grollen Finanzkrise nach dem Siebenjdhrigen Krieg und fehlgeschlagener
Versuche zu ihrer Behebung begann er eine energische Reorganisation
des Finanzwesens, die zu steigenden Einkiinften der Kammer fiihrte und
diese dadurch in die Lage versetzte, Schulden zu tilgen, verpfindete
Amter wieder einzulosen und schlieRlich auch die Kreditwiirdigkeit wie-
derherzustellen.* Damit waren aber auch die Voraussetzungen geschaf-
ten, unter denen es sich die Fiirstin Pauline wihrend ihrer Regentschaft
erlauben konnte, ihrer absolutistischen Haltung entsprechend viele Jahre
lang ohne die Landstédnde zu regieren.

Von der Franzosischen Revolution war aber bereits der Anstol3
fiir die Ausbreitung des Konstitutionalismus ausgegangen, und auch 1830
und 1848 kamen die wichtigsten Impulse wiederum aus Frankreich. Die
preullische Reformpolitik nach 1806 hatte Einfliisse der franzdsischen
Revolutionszeit iibernommen, und Preuflen hatte sich — obwohl dort
spdter zundchst keine Verfassung zustandekam - auf dem Wiener
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Pauline Fiirstin
zur Lippe

KongreR fiir die Einfiihrung von Verfassungen eingesetzt. Die Wiener
SchluBakte hatte 1815 denn auch die Einfiihrung landstindischer
Verfassungen vorgeschrieben. Eine Verfassung als schriftliche Fixierung
des Verhiltnisses zwischen Regierenden und Regierten regelte auch die
finanziellen Verhiltnisse des Staates. Dafiir muRte aber iiberall dort, wo
dies noch nicht geschehen war, das Staatsvermdégen vom fiirstlichen
Privatbesitz getrennt werden.*

In Lippe wurde diese Diskussion ausgelost, als — wie bereits oben
erwihnt - die Regierung auf dem Landtag von 1838 die (Jbernahme von
Dotalgeldern auf die Landkasse durchsetzen wollte. Die Auseinander-
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setzung wurde noch verschirft und gewissermafen auf den Punkt
gebracht, als die Kammer verlangte, aus der Landkasse jdhrlich
4.500 Taler zusitzlicher Besoldungskosten fiir Pfarrer und Lehrer zu
zahlen. Dies aber waren eindeutig Kosten der Landesverwaltung, die
dem Herkommen nach von der Kammer zu tragen waren.

Da die Auffassungen von Kammer und Regierung einerseits und
Landtag bzw. Stinden andererseits hinsichtlich dieses Herkommens
offenbar nicht mehr in Einklang zu bringen waren, schlug der Landtag
eine eindeutige Trennung der Einnahmen vor. Danach sollten die
Einkiinfte aus Dominen und Forsten kiinftig dem Landesherrn fiir die
Hofhaltung, die aus den Regalien aber fiir die Ausgaben der Landes-
verwaltung zur Verfiigung stehen. Eine solch klare Trennung des Staats-
haushaltes vom Hofhaushalt war in Preufen bereits in der ersten Half-
te des 18. Jahrhunderts unter Friedrich Wilhelm 1. eingefiihrt worden.
In vielen kleineren deutschen Staaten kam sie erst im Zuge der Ver-
fassungsbewegung des 19. Jahrhunderts nach schweren Auseinander-
setzungen zustande.

In Lippe war die Einwilligung des Fiirsten in eine solche Rege-
lung nicht zu erwarten.” Die Landtage von 1840, 1843 und 1845 sahen
sich mit weiteren strittigen finanziellen Forderungen konfrontiert, so
daR dieses Thema bis zur Revolution von 1848 stindig auf der Tages-
ordnung blieb.

Fin direkter Anlauf zur Trennung von Staats- und Domanial-
haushalt wurde auf dem Landtag von 1843 unternommen: Die Stinde
beantragten, »daR die jetzt noch zur Landrenteicasse [= Kammerkas-
se] flieRenden éffentlichen Einnahmen an Steuern, Regalien und alle
sonst auf der Ubung der Landeshoheit beruhenden Gefille und
Nutzungen sowie die bisher aus der Landrenteicasse bestrittenen .
dffentlichen Ausgaben an die unter stindischer Mitwirkung stehende  first zur Lippe
Cassenverwaltung [= Landkasse] gegen eine billige Ausgleichung des fiir § ;
die eine oder andere Casse dadurch entstehenden Ausfalls iberwiesen
werden.«**

Im Landtagsabschied vom 15.2.1843 versprach Fiirst Leopold 1.
zwar, »auf dem nichsten Landtage eine entsprechende Proposition vor-
legen [zu] lassen«; er gab aber zugleich zu bedenken, daf dieser Antrag
»tief in die bestehende Verfassung und in die Ressort-Verhéltnisse Unse-
rer Landes-Behorden« eingreife und daher besonders griindlich gepriift
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werden miisse.” Der Eindruck einer moderaten Haltung des Fiirsten
gegeniiber den Wiinschen des Landtags wird allerdings erheblich
relativiert durch seine Reaktion auf die ebenfalls auf diesem Landtag
behandelte Beanspruchung des »Votum negativum« durch die Stinde.
Leopold sah darin nichts anderes als eine KompetenzanmaRung durch
den Landtag: »Wir werden es ... nicht dulden, daR sie [die Stinde], aus
ihrem Wirkungskreise heraustretend, sich Eingriffe in die Rechtssphire
ihres Landesherrn erlauben.«" Mit Heide Barmeyer kann man dies nur
als »... eine eher dem Absolutismus als dem vormiirzlichen Konstitu-
tionalismus zukommende Maxime« charakterisieren."

Doch nicht nur auf der Ebene der Finanzverwaltung, sondern
auch bei den damit befalten Beamten sollte erkennbar werden, um wes-
sen Interessen es ging. So stellten die Stande auf dem Landtag von 1840
wegen moglicher Interessenkollision einen Antrag auf Personaltrennung
zwischen Kammer und Regierung®; der Antrag blieb auf diesem Land-
tag erfolglos. Der Fiirst stellte zwar in Aussicht, die Sache erneut zu iiber-
denken, »wenn Wir unter veranderten Verhiltnissen dazu Grund finden
sollten; er begriindete seine Ablehnung fiir diesmal aber damit, daR
»... Uns keine Benachtheiligung des Wohls Unserer geliebten Unterthanen
bekannt geworden ist, welche durch die jetzt bestehende Vereinigung
hervorgerufen wére.«"

Sieben Jahre spédter machten die Stande einen erneuten Versuch:
Sie bezogen sich in der Begriindung unmittelbar auf diese Formulie-
rung: »Sehr erklarlich ist es, dald der hchsten Landesbehérde und den
hier speciell betheiligten Herren Rédthen die Nachtheile, welche das Land
[= die Stdnde] in jener Vereinigung erblickt, nicht bekannt sind, weil die
individuelle Ueberzeugung jener Minner von der Reinheit ihrer
Absichten, auf welche auch nicht der leiseste Schatten geworfen wer-
den soll, jeden Gedanken an die Méglichkeit eines Nachtheils ihrer dop-
pelten Stellung unterdriickt. Aber wo ist der Mensch, welcher sagen kénn-
te, die Lauterkeit seines Strebens behiite ihn vor dem Irrthume?« Bei
maoglichen Interessenkollisionen zwischen Untertan und Kammer sei
die Regierung Beschwerdeinstanz. Bei einer Zuriickweisung der
Beschwerde miisse bei dem Untertan der Verdacht aufkommen, »als sey
der Einflul der mit zwei unter fiinf Stimmen in der Regierung vertre-
tenen Cammer ihm entgegen gewesen? zumal wenn er sieht, dal die
Verfligung auf seine Beschwerde von derselben Hand unterzeichnet ist,

32



Land und Landesvermdgen bis 1868

welche auch die Erlasse seiner Gegnerin unterschreibt?«** Im Land-
tagsabschied blieb Leopold 1. unverindert bei seiner ablehnenden
Haltung, wie sie bereits 1840 formuliert worden war.*

Friiher als wohl von ihm erwartet traten jedoch die »veranderten
Verhiiltnisse« ein, denn im Miirz 1848 ging es im Zuge des revolutiondren
Aufbruchs auch um dieses Thema.* Die Forderungen der Petition, die
der Fiirst am 8.3.1848 vorgelegt bekam, betrafen zwar in erster Linie die
Bildung einer Volksvertretung aufgrund allgemeiner und gleicher
Wahlen, eine Reform der Justiz (mit Trennung von der Verwaltung und
Einrichtung von Schwurgerichten), aber auch die umfassende Forde-
rung: »... Regelung des Finanzwesens, Vereinigung des Staatshaushalts
mit dem Domanialhaushalte und daraus auszuwerfender Civilliste fiir
den Regenten, ... Enthebung der Mitglieder der Regierung von den mit
ihrer Stellung unvertriglichen Nebenaemtern, namentlich von den
Director- und Rathsstellen bei der Rentkammer, so lange noch eine
gesonderte Domanial-Verwaltung besteht.«*

Bereits am folgenden Tag entsprach Leopold weitgehend diesen
Forderungen: »Die Trennung Unserer Regierung und Cammer, derge-
stalt, daB kein Mitglied des einen Collegium an dem andern noch fer-
ner Sitz und Stimme fiihrt, haben Wir bereits angeordnet. Die verfas-
sungsmiRigen Rechte der Landsténde in Finanzangelegenheiten und
die ihnen zustehende entscheidende Stimme bei der Gesetzgebung
erkennen Wir hierdurch ausdriicklich an.«** Also nicht nur die Personal-
trennung zwischen Regierung und Kammer, sondern auch das lange
angestrebte »Votum negativum« war damit erreicht.

Der Landtag in seiner bisherigen Zusammensetzung wie auch
die im April 1849 gewihlte »Volkskammer« haben sich in sehr aufwen-
diger Detailarbeit um eine zeitgeméBe Losung der Domanialfrage
bemiiht, und die Kammer hat sie dabei — anders als bisher — mit Aus-
kiinften und dem nétigen Aktenmaterial unterstiitzt. Das Kernproblem,
um das es ging, war die Frage nach dem Eigentum am Domanialver-
mégen, die nach Lage der Dinge nur in gegenseitiger Ubereinstimung
durch einen Vertrag zu losen war. Die Volkskammer legte schlieGlich
einen Vertragsentwurf vor, der eine tragfahige Grundlage fiir die Auf-
teilung des Domanialgutes hiitte werden konnen.”

Als tiber diesen Entwurf schlieflich mit der Regierung verhan-
delt werden sollte, hatten sich allerdings die politischen Voraussetzungen
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Leopold i1
Fiirst zur Lippe

entscheidend verdndert: Die reaktiondre Entwicklung in Deutschland
stellte inzwischen andere Bedingungen, unter denen der Abschlul8 eines
solchen Vertrages nicht mehr méglich war. »Das Domanialproblem war
als solches auf die Tagesordnung gesetzt, eine Losung aber noch nicht
gefunden worden« — so das Resiimee von Erich Kittel.”

Domanialvertrag 1868

Als am 15. Mirz 1853 die Verfassung von 1836 per Verordnung wieder in
Kraft gesetzt wurde, war das der sinnfilligste Ausdruck fiir den politi-
schen Riickschritt nach der Revolution von 1848, der in diesen Jahren
tiberall wirksam wurde. Damit war nicht nur die Einfithrung einer den
gesellschaftlichen Entwicklungen angepaften Verfassung auf lingere Zeit
verhindert worden. Der Landtag wurde gewihlt, tagte, beriet und be-
schlof wiederum in drei Kurien, was erst 1876 mit der Einfiihrung eines
Dreiklassenwahlrechts nach preuflischem Muster gedndert wurde;
seitdem fanden seine Beratungen und Beschliisse in Anwesenheit
der Vertreter aller drei Klassen statt. Durch die Wiedereinfiihrung der
Verfassung von 1836 wurde vor allem auch die Lésung des Domanial-
problems erheblich verzigert.

Fiirst Leopold 111. — seit 1851 auf dem Thron - schlug dem Land-
tag von 1854 zwar vor, »... die schon auf einigen Landtagen zur Ver-
handlung gediehene Trennung der Einkiinfte aus ... [seinem] Haus- und
Privatvermdogen von den ... [ihm] als Landesherrn zur Bestreitung der
Staatslasten zugewiesenen Staats-Einnahmen in Vollzug zu setzen«*, aber
das war keine Wiederaufnahme der Diskussion um die Forderungen von
1848/49. Die Frage nach den Eigentumsrechten am Domanium wurde
nicht angeschnitten; der Fiirst bzw. die Regierung wollten lediglich
klarere Rechnungsverhiltnisse schaffen, da man es mit »... in buntem
Gemisch und ohne streng geordnete Gliederung durcheinander lau-
fenden Rechnungsetats ...« zu tun hatte.” Die Einnahmen aus den Rega-
lien sollten diesem Vorschlag zufolge fortan in die Landkasse flielSen,
die dafiir aber einen entsprechenden Betrag fiir die Landesverwaltung
zahlen sollte.

Mit den Regalien-Einnahmen waren die bisher der Kammerkasse
zuflieBenden Gewerbeabgaben gemeint. Da aber aufgrund der allge-
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meinen politischen Tendenz mit der Einfiihrung der Gewerbefreiheit
gerechnet werden mufite, war die Zukunft dieser Einnahmen unsicher.
Der Fiirst beabsichtigte also, einen Teil der Kosten fiir die Landesver-
waltung und damit einen Ausgabeposten mit steigender Tendenz auf
die Landkasse abzuwilzen und dieser dafiir einen zwar zusétzlichen,
aber sehr unsicheren Einnahmeposten und zugleich die Verantwortung
fiir die Neuregelung der Gewerbebesteuerung zu liberlassen. Dieser
Ansatz ist auf dem Landtag von 1854 jedoch versandet; der AnstoB fiir
eine wirksame Losung des Problems kam wenige Jahre spéter von aulSen.

Die politische Entwicklung in Deutschland nach dem Krieg von
1866 brachte fiir Lippe einerseits den Beitritt zum Norddeutschen Bund,
zugleich aber auch die ersten entscheidenden Einschnitte in die staat-
liche Souverinitit und damit — auch vor dem Hintergrund der preul3i-
schen Annexionen von Kurhessen, Nassau, Frankfurt und Hannover -
das geschirfte BewuRtsein fiir die kiinftige Gefdhrdung der Eigen-
staatlichkeit. Fiir die weitere Behandlung der Domanialfrage war zwar
auch dies von Bedeutung, der unmittelbare Anlal fiir die Wieder-
aufnahme dieses Themas waren aber die finanzpolitischen Folgen des
Beitritts zum Norddeutschen Bund.

Die entscheidende Anderung gegentiber dem friitheren Zustand
war, dal die anteiligen Zolleinkiinfte nicht mehr wie bisher in die
lippische Kammerkasse, sondern in die Bundeskasse flossen. Damit hatte
die Kammerkasse einen ihrer wichtigsten Einnahmeposten verloren. Die
Regierung war daher dringend an einer wirksamen Neuordnung der
staatlichen Finanzwirtschaft interessiert und legte dem Landtag von
1867/68 bereits im Dezember 1867 eine entsprechende Proposition vor.™
Grundsiitzlich brachte der darin enthaltene »Entwurf zu einer Verein-
barung iiber die Trennung des Staats- vom Domanialhaushalt« keine
Neuerung gegeniiber den Vorschlidgen von 1854. Auch diesmal wurde die
Eigentumsfrage iiberhaupt nicht zur Debatte gestellt, und wiederum war
nur vom Kassenausgleich die Rede.

Aufgrund der verinderten politischen Bedingungen war aber
diesmal der Erfolgsdruck auf die Regierung ungleich stirker. Eine Land-
tagskommission hatte den Entwurf zunéchst zu priifen und die spiteren
Beratungen vorzubereiten. Die Kommission bekriftigte die Meinung, daf§
die absehbaren finanziellen Folgen der neuen politischen Verhéltnisse die
Neuordnung der lippischen Staatsfinanzen dringend erforderlich machten.
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Bei der ihr vom Landtag ebenfalls aufgegebenen Priifung der
Eigentumsfrage hielt sie sich aber eher bedeckt. Da diese Frage ihrer
Meinung nach nicht mit hinreichender Sicherheit und Eindeutigkeit
entschieden werden kénne, das Domanium aber bestimmt kein Staats-
eigentum sei, miisse es — wie im Entwurf formuliert — als Fideikommiligut
des fiirstlichen Hauses angesehen werden. Die Kommission betonte
jedoch, dal8 die Unteilbarkeit und UnverduBerbarkeit dieses Vermogens
im Interesse des Landes garantiert werden miifdte — ein Gesichtspunkt,
der bei allen Debatten und Verhandlungen um das Domanialvermdogen
bis hin zur Begriindung des Landesverbandes Lippe immer wieder eine
entscheidende Rolle spielen sollte. Friedrich Meier hat in seiner immer
noch giiltigen Dissertation tiber die Trennung von Staats- und Doma-
nial-Haushalt in Lippe bei der Bewertung dieses Kommissionsgutach-
tens auf die spitere, fiir die Landesentwicklung entscheidende Funk-
tion des Domaniums angespielt: »Grundsitzlich machte sich die
Kommission den Regierungsentwurf zu eigen, die kleinen Abidnde-
rungsvorschldge betrafen nur die formale Seite. Man kann ihr nicht den
Vorwurf ersparen, dald sie in der Verteidigung der Landesinteressen zu
wenig tatkréftig vorgegangen ist. Von einer Verpflichtung der kiinftigen
Domanialverwaltung, aus dem umfangreichen Domanialbesitz Teile
fiir die Zwecke der Siedlung und inneren Kolonisation zur Verfiigung
zu stellen, ist mit keinem Wort die Rede.«*

Im weiteren Verlauf der Verhandlungen machten einige Land-
tagsmitglieder noch einen Versuch, die Eigentumsfrage wenn nicht jetzt
zu losen, dann doch fiir die Zukunft offen zu halten. In Alternativan-
tragen wurde der Vorschlag gemacht, das Eigentumsrecht am Doma-
nialvermogen entweder nur fiir die zur Zeit regierende Linie des Hauses
Lippe anzuerkennen oder aber die gegenwirtigen Rechtsverhiltnisse
nicht zu verdndern, solange das Fiirstenhaus das Land regiert. Der erste
Vorschlag zielte auf das zu dieser Zeit bereits vorhersehbare Erloschen
der Detmolder Linie des Hauses Lippe ab, wiihrend der zweite die
Maglichkeit einer kiinftigen Aufgabe der staatlichen Selbstindigkeit in
Rechnung stellte. In beiden Fillen sollte nach dem Fortfall der jewei-
ligen Bedingung neu iiber die Eigentumsfrage verhandelt werden. Die
Regierung stellte jedoch eindeutig klar, dal nach ihrer Meinung das
Domanialvermégen dem gesamten Haus Lippe zustehe, und die
Mehrheit des Landtags schloB sich dem an.*
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Wenn sich damit auch in der Eigentumsfrage nichts bewegt hatte,
konnte jetzt — zwanzig Jahre nach den umfassenden Forderungen von
1848 — wenigstens die Trennung von Staats- und Domanialhaushalt
durchgesetzt werden.” Das Interesse der Regierung bzw. des Fiirsten war
seit der Proposition vom Dezember 1867 klar, und dieses Interesse hatte
sich gegeniiber abweichenden Meinungen im Landtag durchgesetzt. Die
Losung der Eigentumsfrage konnte erst nach dem Ende der Monarchie,
also genau 50 Jahre nach den hier in Rede stehenden Vorgingen, in
Angriff genommen werden. Und auch dann hat die endgiltige Regelung
noch einmal 20 Jahre auf sich warten lassen.

Der lippische Domanialvertrag von 1868 war im Ergebnis unzu-
reichend, da dessen Regelungen den aktuellen Bedingungen nicht ent-
sprachen: Die Landkasse wurde alleinige Staatskasse und mufte fiir die
aller Voraussicht nach wachsenden Kosten der Landesverwaltung auf-
kommen, ohne in Zukunft die Ertriige des Domanialvermdgens dazu
nutzen zu konnen. Diese flossen jetzt ausschlieflich in die Hofhaltung;

Woldemar
Fiirst zur Lippe

das Domanialvermégen wurde fiirstliches
FideikommiR. Die Landkasse dagegen soll-
te kiinftig die unsicheren Einnahmen aus
den Regalien, eine Grundsteuer vom Doma-
nialgut und 5.000 Rthl. als festgelegte Rente
aus der Kammerkasse erhalten. Das Land
wurde gegeniiber dem Hof benachteiligt,
weil es unsichere Einnahmeposten und
wachsende Ausgaben {ibernahm, withrend
die dem Hof zustehenden Einnahmen aus
dem Domanialbesitz steigen konnten.”
Weitere Auseinandersetzungen waren damit
programmiert.

Die Unzuldnglichkeit dieser Regelung
war nach wenigen Jahren so deutlich gewor-
den, daf Fiirst Woldemar nach seinem
Regierungsantritt im Jahre 1875 den Anstol$
zu erneuter Behandlung gab. Der Archivar
Falkmann wurde mit der Erstellung eines
Gutachtens beauftragt. Falkmann kam zu
dem Ergebnis, daRl das Domanialvermégen
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urspriinglich fiirstlicher Privatbesitz gewesen sei, dall es im Verlauf der
Jahrhunderte aber nicht das alleinige Verdienst der jeweiligen Regen-
ten gewesen sei, wenn das Vermaogen vermehrt worden oder iiberhaupt
erhalten geblieben sei. Ohne das Mitwirken der Stdnde sei der gegen-
wartige Stand des Domaniums nicht denkbar; der Anspruch des fiirst-
lichen Hauses auf das Eigentum am Domanium sei daher begrenzt.
»Diese Erwdgungen, dal das HausfideikommiR-Vermogen in
seinem jetzigen Bestande gewissermalen eine Errungenschaft der
langjédhrigen Verbindung des Inhabers mit der Landesregierung ist und
dals bei einer Auflésung dieser Verbindung eine wesentliche Verinde-
rung in den Rechtsverhiltnissen vorgehen wiirde, haben in dem
Domanial-Vertrage [von 1868] keine Berticksichtigung gefunden. Jeden-
falls scheint es zweckmiRig, dal8 bei einer Revision des letzteren durch
eine Erwdhnung jener Eventualitét kiinftigen Differenzen vorgebeugt
werde.«* Unter dem Eindruck dieses Gutachtens kiindigte Fiirst Wol-
demar zwar eine entsprechende Proposition fiir den Landtag an, er ziger-
te mit der Vorlage allerdings so lange, dal der Landtag mit einem Steu-
erbewilligungsboykott bis zur Vorlage eines neuen Entwurfs drohte.®
Die Proposition, mit der schlieflich am 10.2.1877 dem Landtag
ein Anderungsentwurf zugeleitet wurde, brachte zunéchst zum Ausdruck,
dall eine Modifikation der Vereinbarung von 1868 eigentlich vollkom-
men liberfliissig sei: Die damalige, »an sich unanfechtbare und seit jener
Zeit bereits vollstédndig zur Ausfithrung gebrachte Vereinbarung« sei nach
den Grundsitzen von Recht und Billigkeit geschlossen worden, das Eigen-
tumsrecht der fiirstlichen Familie am Domanium im Umfang dieser
Vereinbarung sei unbezweifelbar und es seien »im Laufe der Zeit keine
Umstidnde eingetreten ..., durch welche in diesem Eigenthums-Ver-
hiltnisse eine Anderung hervorgerufen sei oder das Land einen
Eigenthums- oder sgnstigen Anspruch an den Bestand des Domaniums
erworben haben kénnte«. Vor allem durch die Abtretung der Einkiinf-
te aus den Hoheitsrechten sei doch »den gegriindeten Anspriichen des
Landes in den wesentlichen Punkten Rechnung ... [getragen]«. »Zur
Beseitigung aller dieserhalb obwaltenden Differenzen und um auch in
dieser Beziehung durch Héchstseinerseitiges huldreiches Entgegen-
kommen friedliche Zustdnde im Lande wieder herzustellen«, werden
bestimmte Abénderungen und Ergdnzungen vorgeschlagen — allerdings
in der Erwartung, »da8 damit allen gerechten und billigen Anspriichen
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des Landes Geniige geschehe, also auch gehofft werden darf, daf das
Land in demselben volle Befriedigung finden werde.«"

Der Entwurf enthielt als §1 den Vorschlag, daf8 »... ein auf das
FideicommiRgut des Fiirstlichen Hauses radicierter Landes-Domanial-
fonds in der Hohe von 1.500.000 M in der Weise gegriindet [wird], dal§
selbiger als ein dem Lande fiir den Fall, daf das Flirstenthum seine
bisherige Selbststéindigkeit als besonderer Staat verlieren sollte, aus-
zuzahlender Landesfonds auf das Fiirstliche Domanium, welches zur
pfandweisen Sicherheit desselben dient, eingetragen wird.« Bei einem
eventuellen Ende der staatlichen Selbstdndigkeit sollte diese Summe
ausgezahlt oder entsprechender Grundbesitz an das Land abgetreten
werden. AnschlieRend sollte das Domanium reiner Privatbesitz der fiirst-
lichen Familie sein. Weitere Belastungen des Fideikommilgutes sollten
fiir alle Zukunft ausgeschlossen sein.”

Nach lingeren Verhandlungen iiber zwei Abdnderungsvor-
schlige® konnte sich der Landtag mit knapper Mehrheit den Vorschlag
einer eher konservativen Gruppierung von Abgeordneten als seine
Erklirung zur Proposition des Fiirsten zu eigen machen. Er verneinte
zwar den generellen Eigentumsanspruch des Fiirsten auf das Domanium,
hielt aber — anders als der alternative Abdnderungsvorschlag der Linken
um Hausmann — das Domanialabkommen von 1868 fiir rechtsgiiltig.

Dennoch: Die Anderungsabsichten des Landtags liefen der first-
lichen Proposition erheblich zuwider. »In Beziehung auf den materiellen
Inhalt der Vorlage konnte sich die Landesvertretung den der Proposition
beigegebenen und den Inhalt bedingenden Motiven nicht anschliefen.
Nach reiflicher Priifung der thatsidchlichen und rechtlichen Verhiltnisse
hélt dieselbe das Domanium fiir verpflichtet, die Regierungslasten zu
tragen, soweit die Suffizienz der Ertrignisse desselben dies gestattet.
Ebenso hilt es der Landtag fiir nicht nachgewiesen, dafSs das Domani-
um zufolge der eigenthiimlichen Verhiltnisse, aus denen heraus sich
die Landeshoheit entwickelt hat, reines Privateigenthum der Fiirstlichen
Familie sei.« Dariiber hinaus sollte nach den Vorstellungen des Land-
tags die bisher auf 5.000 Rthl. festgesetzte jdhrliche Rentensumme
vervierfacht werden und kiinftig — inzwischen war die Umstellung auf
die Mark-Wihrung im Verhiltnis 1: 3 erfolgt — 60.000 Mark betragen.

SchlieRlich regte der Landtag an, anstatt des in der Proposition
vorgesehenen Landes-Domanialfonds ein aus Forsten bestehendes
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I. Das lippische Landesvermégen bis 1945

Landes-Domanialgut mit einem jdhrlichen Ertrag von 150.000 Mark
vorzusehen.” Der Fiirst lehnte im Landtagsabschied vom 12.9.1877 alle
Forderungen rundweg ab, da sie »von einer vollstindig andern Basis ...
[ausgingen], als die gemachte Vorlage und die Vereinbarung von 1868«
und weil durch die vom Landtag angestrebten Regelungen »Unserem
Domanium Lasten auferlegt wiirden, zu deren Tragung es nicht im Stande
ist, sondern auch die Abtretung eines wesentlichen Bestandtheiles des
Fideicommiligutes in Aussicht genomen wird, obwohl Wir dem Land-
tage bereits in der Vorlage haben erkléren lassen, dall Wir Uns dazu als
zeitiger NutznieRer des Familien-Stamm- und FideicommiRgutes nicht
fiir berechtigt halten; so muf} es dem Landtage iiberlassen bleiben, auf
der Basis der proponierten Uebereinkunft andere zur weiteren Behand-
lung geeignetere Antrige zu stellen.«*

Weitere Verhandlungen wurden drei Monate spéter vom Land-
tag angestofen. Den AnlaR bot die kommende Justizreform mit der Ein-
flihrung einer neuen Gerichtsorganisation. In diesem Zusammenhang
wurde die Frage akut, ob in Detmold ein eigenes Landgericht fiir Lippe
eingerichtet werden oder ob ein benachbartes preufisches Landgericht
fiir Lippe zustidndig sein sollte. Der Wunsch, der staatlichen Selbstin-
digkeit durch die Errichtung eines Landgerichts in Detmold Ausdruck
zu geben, spielte bei den wiederaufgenommenen Verhandlungen
denn auch eine wichtige Rolle. Der Landtag wiederholte seinen Antrag,
die jdhrlich aus den Ertragen des Domaniums in die Landkasse
gezahlte Rente zu erh6hen. Der Fiirst stellte daraufhin mehrere Bedin-
gungen, deren Erfiillung zur Voraussetzung dieser Erhhung gemacht
wurden. Die wichtigste war die Forderung, daf§ die zusitzlichen Mittel
ausschlieBlich zur Deckung des Mehrbedarfs bei der Beamtenbesoldung
benutzt werden sollten — und dieser Mehrbedarf stand mit der Errich-
tung eines lippischen Landgerichts ins Haus.

Damit hatte der Fiirst dem Landtag gegeniiber ein sehr wirksa-
mes Druckmittel in der Hand, und er nutzte es. Zwar sollte, wie der Kabi-
netts-Minister mit Schreiben vom 23.2.1878 dem Landtag mitteilte,
vorldufig eine auf 45.000 Mark erhéhte Rente an die Landkasse gezahlt
werden. »Der Durchlauchtigste Fiirst wollen sich aber fiir den Fall, daf
die ... beziiglich des hiesigen Landgerichtes gestellte Bedingung nicht
in Erfiillung gehen sollte, die weitere EntschlieRung wegen Fortzahlung
der erhohten Rente vorbehalten; und muB daher die definitive Rege-
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lung dieser Angelegenheit bis dahin ausstehen, dall der Landtag sich
wegen der ausgesetzten Punkte schliissig gemacht haben wird.«*

Mit dem Domanialvertrag von 1868 war das frithere Verhdltnis
zwischen Kammer- und Landkasse umgekehrt worden: Hatte zuvor die
Kammer — gegebenenfalls mit Unterstiitzung durch die Landkasse — die
Kosten der Landesverwaltung aus den Einkiinften des Domaniums zu
bezahlen, so war seither die Landkasse allein dafiir zustéindig, und das
Domanium war zum fiirstlichen Fideikommifgut erkldrt worden. Die
Meinungen iiber das Eigentumsrecht am Domanium gingen aber wei-
terhin erheblich auseinander, und der Landtag hat nach 1868 wieder-
holt in miihsamen Verhandlungen — und mit geringem Erfolg — versucht,
die Ertriige des Domaniums zur Bestreitung der Kosten der Landes-
verwaltung heranzuziehen.

Wie gesehen, war in den ersten zehn Jahren seit Inkrafttreten des
Domanialvertrages keine nennenswerte Verbesserung zu erzielen
gewesen. Die Einkiinfte aus der franzésischen Kriegsentschidigung nach
dem Ende des Krieges von 1870/71 hatten zwar eine gewisse Entlastung
gebracht, aber gleichzeitig war der Finanzbedarf u.a. wegen der Folgen
der Justizreform erheblich gestiegen, und es hatte sich ein regelmafi-
ges jihrliches Defizit ergeben.” Unter diesen Bedingungen waren wei-
tere Auseinandersetzungen iiber die Eigentumsrechte am Domanium
im allgemeinen und iiber die Zweckbindung seiner Ertrdge im beson-

deren unausweichlich.

Fortdauernde Auseinandersetzungen,
Neuregelungen 1898 und 1912

Die Aufwendungen fiir die Landesverwaltung, genauer: die steigenden
Personalkosten, waren denn auch der Anlaf zu den Verhandlungen, die
zumindest einen weiteren Schritt in Richtung auf die Nutzung des Doma-
niums im Interesse des Landes bedeuten sollten.” Die gesamte Lan-
desverwaltung einschlieRlich der Justiz, der Schulen und der Kirchen
hatte 1868 — im Jahr der Domanialvereinbarung — umgerechnet etwa
180.000 Mark erfordert. 1880 — bereits unmittelbar nach der Einfithrung
der Justizreform und der Errichtung eines eigenen Landgerichts fiir Lippe
in Detmold - kostete allein die Justizverwaltung 174.000 Mark. Und das
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war nicht einmal besonders viel, denn die Bezahlung der lippischen
Beamten, Lehrer und Pfarrer hielten einem Vergleich mit den Einkiinften
ihrer Kollegen in der zumeist sehr nahen preuffischen Nachbarschaft
durchaus nicht stand.

Grundsiétzlich gab es zwei Mdoglichkeiten, dem steigenden
Finanzbedarf zu begegnen, namlich Steuererh6hungen und stéirkere Her-
anziehung der Domanialertrége. Steuererh6hungen waren im Landtag
nicht durchzusetzen; auerdem spielte dabei der Zusammenhang mit
den Schwierigkeiten bei der Einfiihrung einer Reichsfinanzreform eine
Rolle, die von Detmold aus nicht zu beeinflussen war.

Es kam also wieder darauf an, iiber die Einkiinfte des Domani-
ums zu verhandeln mit dem Ziel, das fiir das Land schlechte Ergebnis
von 1868 mindestens ein Stiick weit nachzubessern. Dieses Ziel wurde
mit dem sogenannten 10 %-Gesetz vom 25. Mdrz 1898 erreicht: Die aus
den Einnahmen des Domaniums an die Landkasse zu zahlende Rente
wurde erhdht; aus den Domanialeinnahmen wurden 10% von demje-
nigen Teil der Beamtenbesoldung bezahlt, der den Ansatz von 1898/99
tiberstieg. Diese Regelung galt als erste Bresche zugunsten des Landes
in den Domanialvertrag von 1868.* Der entscheidende Fortschritt, den
dieses Gesetz bedeutete, war, dald der Beitrag des Domaniums sich nicht
wiederum auf einen festen Betrag beschrinkte, sondern dafl dessen Hohe
diesmal an den jeweiligen Finanzbedarf des Landes gekoppelt worden
war: Wenn die Besoldungsaufwendungen weiter steigen sollten, muli-
ten automatisch auch die Zahlungen aus den Domanialeinnahmen an
die Landkasse erhtht werden. Auch dies konnte aber keine alle Betei-
ligten gleichermalien zufriedenstellende Losung der Domanialfrage sein.

Als Jahre spiter weitere Besoldungserhohungen fillig wurden,
nahm die Regierung das zum Anlaf, eine Revision der 10 %-Regelung
von 1898 zu fordern. Sie behauptete, dal die Domanialertrige nicht in
dem Malf3e steigerungsfiihig seien, wie das erforderlich sei, um bei erhéh-
ten Beamtenbeziigen den in absoluten Zahlen ebenfalls steigenden
Zuschul’ zu zahlen. Der Landtag konnte dagegen nachweisen, daR das
Domanium in den zuriickliegenden Jahren durchaus hinreichende
Ertrage erwirtschaftet habe, um auch die erhéhten Zuschiisse zahlen
zu kdnnen." Vorschlige der Regierung zur Anderung der derzeitigen Lage
mulSten also schon erhebliche Verbesserungen fiir die Landkasse ent-
halten, damit der Landtag sie akzeptieren wiirde.
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Die Erkldrung des Landtags zur Regierungsvorlage enthielt aber
Minimalanforderungen an eine Neuregelung des Verhiltnisses zwischen
Domanium und Staat: 1) Fixierung einer Rentenzahlung an die Land-
kasse, und zwar in der aktuellen Héhe des 10 %-Zuschusses. 2) Prozen-
tuale Beteiligung des Staates am Gewinn des Domaniums. Dazu sollte
aus dem Ertrag zunichst eine festgelegte Summe an den Fiirsten und
- entsprechend Punkt 1-an die Landkasse flielen und der verbleibende
Rest zu gleichen Teilen an Fiirst und Landkasse gezahlt werden. 3) Um
einerseits die Berechnungsmodalititen kontrollieren zu kénnen und
andererseits eine moglichst ertragreiche Bewirtschaftung des Do-
maniums zu sichern, forderte der Landtag fiir sich eine wirksame Be-
teiligung an der Domanialverwaltung.” Eine neue Regierungsvorlage
entsprach diesen Vorstellungen weitgehend und wurde nahezu ein-
stimmig angenommen: Die Landkasse erhielt eine jahrliche Rente von
140.000 Mark, der Fiirst bezog die Einkiinfte des Domaniums bis zur
Héhe von 500.000 Mark. Die diese Summe tibersteigenden Einkiinfte
wurden zwischen Land und Fiirst hilftig geteilt. Der Landtag erhielt
EinfluR auf die Verwaltung des Domaniums.™

In den vorangehenden Beratungen dieser Vorlage waren aber auch
wieder Aspekte der Domanialfrage zur Sprache gekommen, die tiber die
unmittelbar zur Debatte stehenden Einzelregelungen hinausreichten:
Der Landbedarf fiir die notwendige Binnenkolonisation und ftir eine bes-
sere Siedlungspolitik konnte nur gedeckt werden, wenn das Domani-
alland einbezogen wurde, das etwa 20 % der lippischen Gesamtfliche
ausmachte. Damit war wiederum die Frage des Eigentums am Doma-
nium angeschnitten, die unter den 1912 noch herrschenden Verhiltnissen

nicht zu loésen war.

Domanialvertrag 1919

Die zur umfassenden Losung der Domanialfrage erforderliche grundsitz-
liche Anderung der Verhiltnisse ergab sich am Ende des Ersten Welt-
kriegs mit der Revolution vom November 1918. Wie iberall in Deutsch-
land war auch in Lippe die Monarchie am Ende: Am 12. November hatte
Leopold 1v. fiir sich und sein Haus auf den Thron verzichtet.” Damit war
allerdings nicht automatisch auch die Aufgabe der Anspriiche des

43



l. Das lippische Landesvermégen bis 1945

Leopold Iv.
Fiirst zur Lippe

Firsten auf das Domanium verbunden. Leopold erhob diese Anspriiche
denn auch sofort™, als der Volks- und Soldatenrat das gesamte Doma-
nium beschlagnahmte.” Eine eindeutige, von allen Beteiligten aner-
kannte Trennung von Staatsbesitz und fiirstlichem Privatvermogen war
in der Vergangenheit nicht zustande gekommen, und es gab auch keine
juristischen Kriterien und Verfahrensweisen, die eine klare Unter-
scheidung erméglicht hitten von privatrechtlich begriindeten
Anspriichen des Fiirsten an das Domanium einerseits und andererseits
solchen Nutzungsrechten und Einkiinften, die mit der Funktion des Fiir-
sten als Throninhaber verbunden waren.

Unter diesen Umsténden war mit einer Lésung des Problems auf
dem Rechtswege nicht zu rechnen. Neben der gewaltsamen Losung einer
entschddigungslosen Enteignung blieb nur der Weg einer Vereinbarung.
Kaum etwas mehr als ein Jahr dauerte es, bis ein solcher Vertrag zustande
gekommen war, aber die Verhandlungen waren nicht eben reibungs-
los abgelaufen.
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Die im Grundsatz wohl unstrittige Zielvorstellung bestand in der
Gewihrleistung notwendiger Entwicklungsmoglichkeiten fiir das Land
und der Sicherung angemessener Lebensverhiltnisse fiir den ehema-
ligen Fiirsten und seine Familie. Es bestanden allerdings unterschied-
liche Vorstellungen dariiber, wie dieses Ziel zu erreichen sei. Eine von
Leopold ernannte Verhandlungskommission forderte zunéchst eine half-
tige, dulBerstenfalls im Verhiltnis 1: 3 vorzunehmende Teilung. Dagegen
stand die Forderung von Landtag und Regierung, den gesamten
Grundbesitz des Domaniums dem Land zu {ibereignen und den Fiir-
sten finanziell zu entschiddigen — eine Forderung, die den Entwick-
lungsinteressen des Landes am ehesten entsprochen hitte.

Im Frithsommer 1919 war ein Verhandlungsergebnis zustande
gekommen, das auf eine Teilung des gesamten Domanialvermégens im
Verhiltnis 1: 8 hinausgelaufen wire — wenn der Fiirst es akzeptiert hitte.
Vermutlich in der Absicht, aus dem Vertrag noch mehr fiir sich her-
auszuholen, als es seiner Kommission gelungen war, liel§ er den Ver-
tragsabschluf platzen. Der Fiirst war nach Wyk auf Fohr gereist, und
seine Berater hatten ihm dort den Vertragsentwurf zur Unterzeichnung
vorgelegt.

Am 16. Juli 1919 unterschrieb Leopold zwar — allerdings unter dem
Vorbehalt, dalf seine Unterschrift nur fiir ihn selbst gelte, nicht fiir die
Agnaten seines Hauses. Die Gegenseite — Regierung und Landtag - konn-
ten das nicht akzeptieren. Ein Vertrag, der nur den gegenwiértigen Chef
des Hauses Lippe band und nicht das Haus insgesamt, hétte bei jedem
Wechsel an der Spitze der ehemals regierenden Dynastie neu verhan-
delt werden miissen. Auferdem wire damit zu rechnen gewesen, dal8
die Agnaten gerichtlich gegen den Vertrag vorgehen wiirden.

Die Verhandlungskommission des Fiirsten hatte Unterzeichnung
und Vorbehalt sofort telegraphisch an das Landesprésidium gemeldet.™
Durch ein Versehen des Telegrammboten — das Telegramm lag vom
spiten Nachmittag des 16. Juli bis um 10.40 Uhr des folgenden Tages im
Briefkasten der Landesbank — verzogerte sich jedoch die Auslieferung
in Detmold. Landesprésidium und Landtag reagierten dann aber prompt:
Noch am selben Tag, dem 17 Juli 1919, wurde eine Vorlage des Lan-
desprisidiums im Landtag mit nur einer Gegenstimme als Gesetz
beschlossen, das ohne Umstdnde die Beschlagnahme des gesamten
Domaniums durch den Volks- und Soldatenrat im November 1918
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bestitigte und es zum Staatseigentum erkldrte.” Damit verbunden war
allerdings das Angebot zu weiteren Verhandlungen. Eine von der fiirst-
lichen Beraterkommission ausgeldste Pressekampagne versuchte, in der
Offentlichkeit den Eindruck einer vollstdndigen und ungerechtfertig-
ten Entrechtung des fiirstlichen Hauses zu erwecken. Die Gegenseite
hielt aber an ihrem Standpunkt fest: Eine endgiiltige Regelung mulite
jetzt gefunden werden, und das war nur ohne Vorbehalte méglich. Diese
unzweideutige Haltung verfehlte ihren Zweck nicht: Bereits flinf Tage
spédter stimmte Leopold dem Vertragsentwurf vorbehaltlos zu.
Inzwischen hatte sich die Situation aber insofern verdndert, als
die Stadt Detmold Einwinde u.a. gegen die im Entwurf vorgesehene
Zuweisung des Palais und des Palaisgartens an den Fiirsten erhoben
hatte, weil dann das 7,5 ha groRe Gelédnde fiir die Entwicklung der Stadt
verloren gewesen wire. Nun lehnte aber der Fiirst den Vertragsentwurf
unter formalen Einwinden ab, woraufhin das Landesprédsidium am
22 September 1919 die Ausfithrung des am 17.Juli beschlossenen Gesetzes
ankiindigte; die Einzelheiten sollten zwei Tage spéter mit der fiirstlichen
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duhalt: Gefels fiber bdie Megelung ber Nedjtéverhiltniffe Hed Domaniums und ber
Zebhen, vom 24, Degember 1919, S. 1066. — Domanialverirag. &. 1067, —
Mefely itber bie Bifentlidien IHinematopraphifden Sdauftellungen, pom 24.
Degember 1919, &, 1088. — Werorbnung, die Berpflequngsidbe fily bie
franfen in ber Hetl- und Plegeanfjtalt Lindbenhaus betreffend, vom 23.
Degember 1919. &. 1090.
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Ne. 77.

Gejes
{iber die Regelung der Redytsverhiltnifie ded Domaniums und ber Lefen,
vom 24, Degember 1919,

Der Landiag Hat dag folgende Gefep befdjloffen, dad Blexmit vers
Hindet wich:

§ 1.
Der zwifden bdem Freiftaat Lippe, vertreten durd) dad Lanbesd-
prifidium, und dem pormald regierenden Fiirften Leopold IV. zur Lippe

am 31. Oftober 1919 abgejdhloffene Domanialvertrag wird genehmigt.
‘Dex Bertrag ift nadiftehend abgedrudt; er ift ein Beftandteil diefes Gefees.

§ 2.
&l die bem Fideifommif ded vormald regierenden Fiirfiliden Haufed
{§ 3 bed Domanialvertragesd) zugeteilten Grunbditiide und Gebiude desd
‘Domaniumd werben die in ftenerlidjer Hinfidht Dbeftehenden befonberen
Beftimmungen mit Wirfung vom 1. Jamuar 1919 anfgehoben; fiix bdie
in bag Cigentum ded Staated {ibergegangenen Liegenjdjaften bleiben fie beftehen.

§ 3.
Die RKontrolle iiber die Erhaltung ded Fideifommiffed bed vormald

Domanialvertrag vom 31.10.1919
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Kommission besprochen werden. Als Antwort tibersandte diese einen
neuen Vertragsentwurf, der schlieBlich zur Grundlage des Domanial-
vertrags vom 31. Oktober 1919 wurde.™

Der entscheidende Fortschritt gegeniiber allen friiheren Ergeb-
nissen von Domanialverhandlungen ist in §1 formuliert: »Der Flirst ver-
zichtet ... fiir sich und sein Haus zugunsten des Freistaates Lippe auf
alle aus Gesetzen, Verordnungen, Vertragen, Herkommen und Gebréu-
chen beziiglich des Domaniums flieBenden Rechte ...« Die hiervon aus-
genommenen Immobilien und Berechtigungen, die zum Fideikom-
mifgut des ehemals regierenden fiirstlichen Hauses zusammengefal3t
wurden, sind in § 3 des Vertrags erschopfend aufgezihlt:
»1. das ehemals fiirstliche Residenzschlof in Detmold und

Zubehorungen;

2. das JagdschloR Lopshorn mit Nebengebduden, Gestiit und
Meierei sowie der eingegatterte Senneteil;
die Oberforsterei Berlebeck in der vereinbarten Abgrenzung;
eine Million Mark in bar;
die Stiftung und der Fiirst Woldemar-Reservefonds;
die bei Ubernahme der Regierung durch das Haus Biesterfeld
(1897) vorhanden gewesenen Mobilien und Stiicke unbeschadet
der Bestimmung in §8 und in der Anlage 1 Zifter 1v;

I

Teile des Hausschmuckes;
die Fiirstengruft in der Kirche der reformierten Stadtgemeinde
Detmold.«™

Den weitaus grofReren Teil mit einer Gesamtfldche von 18.678 Hektar
erhielt das Land. Darin waren enthalten: »Die Oberforstereien Detmold,
Hiddesen, Horn, Schieder, der Revierteil Schwalenberg der Oberfor-
stereien Schieder und Falkenhagen sowie die Oberforstereien Stern-
bergund Langenholzhausen; Saline Salzuflen und die Bider Salzuflen
und Meinberg, 21 Doménen und Héfe; eine Anzahl von Dienst- und
Mietgebduden, die zum Teil schon frither dem Land zur unentgelt-
lichen Benutzung iiberwiesen waren; die von den Doménen im ein-
zelnen verpachteten Grundstiicke sowie die Domanialstreuparzellen;
11 Miihlen und die Ziegelei Bexten; Rentgefille und Erbpachtgelder im

Jahresbetrage von rund 160.000 Mark; der Erlés aus dem Lopshorner
Gestiit,«*
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Erst die Revolution hat in Lippe die Voraussetzungen geschaf-
fen, die eine endgiiltige Trennung von Staatsbesitz und Privatvermao-
gen der fiirstlichen Familie ermoglichten. Erst nach dem Ende der staats-
rechtlichen Machtfunktion des Fiirsten konnte frei und mit Aussicht auf
Erfolg verhandelt werden. Der bei fritheren Verhandlungen mehrfach
unternommene Versuch, das Domanialvermégen nach verschiedenen
Erwerbsrechten — 6ffentlich-rechtlich oder privatrechtlich — aufzuteilen,
war immer wieder gescheitert. Jetzt spielte dieser Unterschied keine Rolle
mehr; die Zuweisung einzelner Teile des Domaniums an das fiirstliche
FideikommiBvermogen konnte nach ZweckméRigkeit erfolgen.

Zwar wurde der Vertrag 1928 von Leopold angefochten, nachdem
1925 einzelne Filirsten Widerspruch gegen die 191819 geschaffenen Ver-
hiltnisse erhoben hatten und es daraufhin zu den Fiirstenprozessen und
1926 zum Volksentscheid tiber die Fiirstenenteignung gekommen war.
Das Ergebnis des 1938 endgiiltig durch Schiedsspruch® beendeten Streits
war aber keine grundsitzliche Vertragsanderung, sondern lediglich ein
80 %iger Aufschlag auf den dem Fiirsten zugestandenen Teil des
Domanialvermogens; alle Anspriiche der Agnaten an das Land wurden
abgewiesen.

Von besonderer Bedeutung fiir die spéateren Verhandlungen zur
Angliederung Lippes an eines der neuen Ldander nach dem Zweiten
Welikrieg sollte der in §2 des Domanialvertrags vom 31. Oktober 1919
formulierte Vorbehalt sein: Bei »Anderung des staatsrechtlichen Bestan-
des des Freistaates Lippe [sollte] dieses Vermdgen und seine Nutzung
dem den jetzigen Freistaat Lippe umfassenden Gebiete allein erhalten«
bleiben. Diese anscheinend genau auf die Situation Lippes im Jahre 1946
zwischen Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen zugeschnittene
Passage war allerdings vor dem Hintergrund einer staatsrechtlich un-
sicheren Zukunft des Reiches formuliert worden; die unitarischen Bestre-
bungen in den ersten Jahren der Weimarer Republik sind bekannt, und
tiber eine Reichsreform ist lange — wenn auch letztlich erfolglos —
verhandelt worden. Ihr Erfolg wiére mit grofSer Wahrscheinlichkeit das
Ende der lippischen Selbstindigkeit gewesen.”
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Schienen 1938 die Verhiiltnisse des lippischen Domanialvermogens end-
gliltig gelost, so entstand nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs im
Zusammenhang mit der Neugliederung der britischen Zone und dem
AnschluR Lippes an das Land Nordrhein-Westfalen erneut Regelungs-
bedarf.”

Grundlage fiir die jetzt notwendigen Verhandlungen tiber das
Domanialvermégen wurden die von Heinrich Drake formulierten und
von der nordrhein-westfilischen Landesregierung bestétigten »Punk-
tationen«.™

Als am 21. Januar 1947 der lippische Landtag seine letzte Sitzung
abhielt, war dies der sinnfillige Ausdruck fiir das Ende der jahrhun-
dertelangen Selbstindigkeit des Landes.” Weder hatte sich jedoch diese
Selbstidndigkeit bis zu diesem Tage unangefochten erhalten, noch war
mit diesem Datum die Eingliederung in das Land Nordrhein-Westfalen
bereits vollstindig und in allen Einzelheiten bewerkstelligt.

Seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts war die Existenz des
Flirstentums Lippe als selbstindiger Staat mehrfach in Frage gestellt
gewesen, und auch bei den Beratungen iiber eine Reichsreform zur Zeit
der Weimarer Republik gab es verschiedene Ansitze zur Angliederung
an eine grofere Verwaltungseinheit. Diese Verhandlungen verliefen
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bekanntlich im Sande.* Nach dem Kriegsende stand die Frage erneut
auf der Tagesordnung. DaR jetzt eine Losung gefunden werden konn-
te und mulSte, hatte mit den griindlich veranderten politischen Bedin-
gungen zu tun.

Nach dem Einmarsch der alliierten Truppen Anfang April 1945
tiibernahm die bald darauf eingesetzte britische Militdrregierung die vor-
gefundenen Verwaltungsstrukturen innerhalb ihrer Zone, um {iberhaupt
wieder eine funktionierende Verwaltung zu organisieren. Die britischen
Offiziere waren bei dieser Aufgabe auf die Mitwirkung deutscher Fach-
leute angewiesen. Und so wurde schon am 8. April Heinrich Drake
aufgefordert, sich wieder an der 6ffentlichen Verwaltung zu beteiligen.
Er lehnte zwar zunidchst mehrfach ab, willigte dann aber doch ein und
fiihrte seit dem 18. April 1945 wieder die Geschifte als Landespriisident”,
wenn auch seine Kompetenzen, die er im Auftrag der Militdrregierung
austiibte, mit denen aus der Zeit vor 1933 kaum zu vergleichen waren.

Drakes Zustandigkeit als Landesprisident wurde — wohl in Ana-
logie zum fritheren Reichsstatthalterbezirk — am 15. Juni 1945 auf das Land
Schaumburg-Lippe ausgedehnt, das im tibrigen eine eigenstiandige Ver-
waltung hatte. Dieses Doppelamt erledigte sich sozusagen von selbst,
als Schaumburg-Lippe im Mai 1946 der Region Hannover angegliedert
wurde, einer verwaltungsmifigen Zusammenfassung der Gebiete, die
spiter das Land Niedersachsen bilden sollten. Dies war in diesem Raum
der erste erkennbare Schritt in Richtung auf eine territoriale Neuglie-
derung in der britischen Zone.*

Die anstehende Neugliederung war aber nicht nur eine Sache
der Alliierten — sie wurde selbstverstidndlich auch auf deutscher Seite
erortert. Seit Oktober 1945 trafen sich mehrfach die »Landerchefs« der
britischen Zone, also die Ministerpriasidenten, Oberprisidenten und
Biirgermeister von Hamburg und Bremen, Schleswig-Holstein, Olden-
burg, Hannover, Braunschweig, Westfalen, Nordrhein, Lippe und
Schaumburg-Lippe, um Fragen, die iiber die regionale Zustindigkeit
des einzelnen hinausgingen, zu diskutieren.

Diese Aufgabe libernahm seit dem Friithjahr 1946 der Zonenbeirat
fiir die britische Zone in Hamburg.® Er war von der Militirregierung als
deutsches Gremium mit ausschliefSlich beratender Funktion eingesetzt
worden. Zur Bearbeitung einzelner Sachkomplexe wurden Ausschiisse
eingesetzt, darunter auch ein »Sonderausschuff zum Neuaufbau der
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Lénder in der britischen Zone Deutschlands«. Die Vorgaben fiir seine

Tétigkeit und seine Zusammensetzung lauteten:

»a) Die Grundlage der deutschen Verwaltung innerhalb der Zone ist das

Land:.

b) Es soll nicht mehr als fiinf Lander geben und — wenn moglich -
weniger.

c) Die Frage der Stellung von Nordrhein/Westfalen ist zunéchst zurtick-
zustellen, sie kann aber dem Zonenbeirat zu einem spéteren Zeitpunkt
vorgelegt werden. Der Zonenbeirat kann, wenn er es wiinscht, in
Betracht ziehen, dak Gebiete, wie der Regierungsbezirk Minden und
das Land Lippe, im ganzen oder teilweise dem neuen Land Hannover
zugewiesen werden.«”

Das Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen war deshalb von den
Beratungen auszunehmen, weil der Londoner Kabinettsbeschluf§ iiber
die Bildung dieses Landes schon zwei Wochen zuvor gefallt worden war.

Die Begrenzung der Anzahl der zu bildenden Linder auf hoch-
stens fiinf zusammen mit der Andeutung, das Land Lippe konne
moglicherweise dem neuen Land Hannover angegliedert werden, las-
sen erkennen, daf spétestens von diesem Zeitpunkt an ein Fortbestand
der staatlichen Selbstindigkeit des Landes Lippe nicht mehr denkbar
war. Unter diesem Aspekt mutet es seltsam an, dafl sich der lippische
Landtag noch bis in den September 1946 hinein mit der Erarbeitung
einer eigenen Verfassung fiir das Land Lippe beschiftigt hat. Ursula
Jaschinski hat dies in ihrer Biographie iiber Drake treffend als Farce
bezeichnet.”

In dem erwiihnten Sonderausschufl des Zonenbeirats wurden
in wenigen Wochen verschiedene Gutachten zur angestrebten Neu-
gliederung der britischen Zone erarbeitet. Alle Vorschlédge reagierten
unterschiedlich auf die vorgegebene Festlegung der Briten fiir das Land
Nordrhein-Westfalen.

Der spp-Vorsitzende Kurt Schumacher befiirchtete, dall Nord-
rhein-Westfalen mit seinem groRen Territorium und seiner zahlreichen
Bevolkerung zu einer dhnlich dominanten Stellung innerhalb eines
zukiinftigen deutschen Gesamtstaates gelangen konne, wie seinerzeit
PreuBen im Deutschen Reich, wenn ihm nicht ein entsprechendes
Gegengewicht an die Seite gestellt wiirde. Er schlug deshalb die Bildung
nur eines weiteren Landes von entsprechender Einwohnerzahl vor.” Die

53



Il. Die Suche nach der besten Losung 1945 - 1949

Hinrich Wilhelm Kopf,
erster Minister-
prasident des Landes
Niedersachsen

britische Maligabe sprach von hochstens
fiinf Landern — Schumachers Vorschlag
hétte ihr also entsprochen.

Ein weiterer Vorschlag wurde von
Robert Lehr, dem Oberprisidenten der Pro-
vinz Nord-Rhein, eingebracht. Er schipfte
die mogliche Linderzahl aus und sah neben
Nordrhein-Westfalen die Flichenstaaten
Hannover und Schleswig-Holstein vor sowie
die Stadtstaaten Bremen und Hamburg.
Hiernach sollten Lippe und der siidliche
Teil des Regierungsbezirks Osnabriick zu
Nordrhein-Westfalen geschlagen werden,
wihrend Braunschweig, Oldenburg und
Schaumburg-Lippe dem Land Hannover
anzugliedern wiren.

Hinrich Wilhelm Kopf, damals zu-
niachst noch Oberprisident der Provinz
Hannover und ab November 1946 erster
Ministerprasident des Landes Niedersachsen, hatte einen Plan ausar-
beiten lassen, der insgesamt dem Vorschlag Lehrs entsprach. Auch Kopf
sah drei Flichenstaaten und die beiden selbstindigen Hansestéddte vor.
Im Unterschied zu Lehr nahm Kopf das Land Lippe jedoch fiir Nieder-
sachsen in Anspruch und stellte lediglich zur Debatte, ob auch Minden-
Ravensberg und der Kreis Tecklenburg zu Niedersachsen kommen
sollten.

Einen vom bisher Erwédhnten ganz abweichenden Vorschlag
lieferten die Ministerprisidenten von Braunschweig und Oldenburg,
Kubel und Tantzen. Thr Plan lief auf Fortbestand und VergréRerung der
von ihnen vertretenen Linder hinaus. Sie wollten anstatt des Landes
Niedersachsen neben einem etwas vergréferten Land Braunschweig und
dem um die Regierungsbezirke Aurich und Osnabriick verminderten
Hannover ein Land Weser-Ems errichten, das einem auf Kosten Han-
novers vergroBSerten Oldenburg entsprochen hiitte. Dem Land Hanno-
ver sollten im Westen das Land Schaumburg-Lippe sowie die Kreise Liib-
becke und Minden zugeschlagen werden.” Das Land Lippe ist in diesem
Plan nicht erwihnt. In der 7. Sitzung des Zonenbeirats vom 18.-20. Sep-
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tember 1946 wurde iiber diese Gutachten abgestimmt —nur der Vorschlag
Kopfs wurde mit groRer Mehrheit angenommen.™

Realistischerweise blieb bei diesen Plidnen fiir Lippe nur die Alter-
native einer Verbindung mit einem der beiden westlich und ostlich Lippes
entstehenden groRen Linder Nordrhein-Westfalen oder Niedersachsen.
Und in diesem Rahmen bewegte sich auch die Diskussion um die Zukunft
des Landes in Lippe selbst.

Die Ausgangslage Lippes nach Kriegsende war gekennzeichnet
einerseits durch die Wiederherstellung der staatlichen Selbstindigkeit
innerhalb der britischen Besatzungszone. Andererseits waren schon vor
dem Krieg bestimmte Kompetenzen, die sonst Bestandteil autonomer
Landesverwaltung sind, entsprechenden westfélischen Behorden tiber-
tragen worden, um den eigenen Landeshaushalt zu entlasten. Seit dem
Kriegsende wurde diese Bindung noch dadurch verstérkt, dafl der Ober-
prisident in Miinster einige der bis dahin dem Reich zustehenden Kom-
petenzen auch fiir Lippe tibertragen erhielt. Uber deren Grenzen herr-
schte aber vor allem auf westfilischer Seite nicht iiberall die notwendige
Klarheit, so daR Heinrich Drake sich mehrfach genotigt sah, die Selb-
standigkeit seines Landes energisch zu betonen.”

Ein Widerspruch zu Drakes Absicht, Lippe einer groeren Ver-
waltungseinheit anzugliedern, ist darin nicht zu sehen; es mufSte ihm
jedoch darauf ankommen, dies unter méglichst giinstigen Bedingun-
gen zu vollziehen. Voraussetzung dafiir war die Sicherung einer starken
Verhandlungsposition, die Drake sich nur dadurch schaffen konnte,
daR er alles daran setzte, die staatliche und politische Selbsténdigkeit
seines Landes bis zu den eigentlichen Anschlufverhandlungen unge-
schmilert zu erhalten. Es galt daher, eine Ubernahme Lippes auf kal-
tem Wege, also durch allmiéhlich fortschreitenden Abzug von Kompe-
tenzen zu verhindern. Ganz in diesem Sinne ist Drakes sehr spitze
Reaktion auf eine wohl eher beildufige Bemerkung des Mindener Regie-
rungsprisidenten im Mai 1946 zu sehen. Ein Aktenvermerk Drakes gibt
diesen Vorgang aus seiner Sicht wieder: »Regierungsprasident Dr. Zenz™
... hat] nach einem mir gewordenen Bericht gelegentlich einer Konfe- paul zenz, Reg;e;

renz in Bielefeld [...] erklirt, daR Lippe ja nun demnéichst seinem Ende rungsprasidentin
Minden, 19451947

entgegengehe und sich ja wohl dem Regierungsbezirk Minden anschlsse.
Ich habe [anldBlich einer Besprechung in Detmold am 16. Mai dem
Mindener Regierungsvizeprisidenten] Herrn v. Luebke gesagt, dalk ich
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den lippischen Vertreter geriigt hétte. Er hiitte dem Regierungsprisidenten
sagen miissen, dall wir nichts dagegen einzuwenden hétten, wenn sich
der Regierungsbezirk Minden dem Lippischen Lande anschlésse:
Zusammengefalit habe ich gesagt, dal8 wir an unserer Selbstdndigkeit
in dem gebotenen allgemeinen Rahmen festhielten, d. h. also, dal wir
einer gesunden Entwicklung unter Festsetzung anderer Normen nicht
im Wege stidnden, dafl wir aber die eigene Verwaltung, soweit das unter
heutigen Umstidnden vertretbar sei, aufrecht erhalten moéchten.«*

Es war — wie gesagt — kein Widerspruch, wenn zur gleichen Zeit
Gespriche und Sondierungen iiber eine eventuelle Aufgabe der Selb-
standigkeit stattfanden. Seit etwa dem Spétherbst 1945 kam die Sprache
auch auf diese Sache, wenngleich fiir den einzelnen zunichst sicher
andere Sorgen driangender waren.

Niedergeschlagen hat sich das u.a. in Vermerken tiber Bespre-
chungen, die Heinrich Drake mit Vertretern der verschiedenen Insti-
tutionen, Kammern usw. gehalten hat. Diese Vermerke lassen erkennen,
dalS Drake solche Besprechungen veranstaltete, um seine Ansichten und
jeweiligen politischen Absichten bestitigen zu lassen: Im November 1945,
als es in einer noch sehr uniibersichtlichen Lage darum ging, eine eige-
ne lippische Position zu errichten, hielt Drake eine Konferenz mit
Vertretern der drei Wirtschaftskammern. Er notierte anschliefend: »Die
Konferenz hatte den Zweck, die Frage der Selbstindigkeit des Landes
zu erdrtern. Ich habe einleitend darauf hingewiesen, dal8 es fiir mich
wichtig sei, die Frage beantwortet zu erhalten, ob in den Kreisen der
Vertreter der Wirtschaftskammern Neigung vorhanden sei, die Selb-
standigkeit des Landes aufzugeben und festen Anschluf bei der Provinz
Westfalen zu suchen. Ich habe ihnen die Entscheidung anheimgegeben,
habe aber darauf hingewiesen, dal§ ich groRen Wert darauf legen wiirde,
eine moglichst verbindliche Erkldrung zu erhalten, um meinerseits dem-
ndchst damit operieren zu konnen, wenn die Frage der Selbstindigkeit
des Landes irgendeine praktische Bedeutung gewinnen wiirde.«*

Die Vertreter von Landwirtschaft, Handwerk, Handel und Indu-
strie sprachen sich laut diesem Vermerk einstimmig fiir eine enge Koope-
ration mit der westfdlischen Wirtschaft und fiir die Aufrechterhaltung
der lippischen Selbstidndigkeit aus.

Fiinf Monate spéter hatten sich die Voraussetzungen veréndert
- entsprechend anders beurteilte derselbe Kreis Ende April 1946 auch
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die eigene Lage: Unter dem Eindruck der fortschreitenden Lénderbil-
dung in der amerikanischen Zone machte man sich mit dem Gedan-
ken vertraut, demnichst die Selbstindigkeit aufgeben zu miissen. Mit
der Forderung nach einem Regierungssitz Detmold wurden zugleich vor-
sorglich Anspriiche fiir die zu erwartenden Verhandlungen abgesteckt.”

Fiir die verdanderte Einschitzung der Situation war aber ganz
sicher eine Denkschrift von Bedeutung, die der hannoversche Ober-
priasident Kopf ausgearbeitet hatte und die Drake seit Anfang April
bekannt war, Sie holt in ihrer Argumentation weit aus, fiihrt alle - z. T.
schon lange bestehenden — wirtschafts-, sozial- und kulturpolitischen
Zusammenschliisse des niedersidchsischen Raumes auf und gelangt
schlieRlich zu der Konsequenz, da der Raum Niedersachsen nun auch
verwaltungstechnisch zusammengefat werden miisse — dabei seien
»Hannover, Oldenburg, Braunschweig mit Randgebieten von Sachsen,
die Hansestadt Bremen, Lippe, Schaumburg-Lippe und die westfalischen
Kreise Minden, Liibbecke, Tecklenburg, Bielefeld, Herford und Halle«'"
einzubeziehen. Die Abgrenzung zum westfilischen Gebiet wire diesem
Entwurf nach also etwa die Linie des Teutoburger Waldes.

Am 14. Mai 1946 fand der bereits erwidhnte Besuch des Minde-
ner Regierungsvizeprisidenten in Detmold statt, und drei Tage darauf
wandte sich der Oberpriisident der Provinz Nord-Rhein, Robert Lehr,
an Drake mit einem Schreiben, in dem er die Notwendigkeit eines agra-
rischen Hinterlandes fiir das in Aussicht stehende rheinisch-westféli-
sche Territorium erlduterte. Er hielt daher die Einbeziehung Lippes und
des Regierungsbezirks Osnabriick in das neue Land fiir erforderlich, fiir
welches er im iibrigen die Weserlinie als zweckméRigste Grenze gegen
das projektierte Land Niedersachsen beanspruchte.

Seit Mai 1946 war also die Anschluffrage zu unmittelbarer Ak-
tualitiit gelangt. Inzwischen war am 16. Mai die Pariser Aulenminister-
konferenz beendet worden, auf der die Internationalisierungs- bzw. Sepa-
rationspline fiir das Ruhrgebiet abgewehrt worden waren. In London
wurde die Griindung des Landes Nordrhein-Westfalen - die sogenannte
»Operation Marriage« — beschlossen; an die deutsche Offentlichkeit
gelangte dieser BeschluR jedoch erst am 17. Juli 1946.

Am selben Tag wurde — fiir zumindest alle auf deutscher Seite
Beteiligten vollig iiberraschend — im Rundfunk eine Meldung verbrei-
tet, daR das Land Lippe der Region Hannover zugewiesen sei. Diese Nach-
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richt traf in Lippe auf einen durchaus noch nicht abgeschlossenen Mei-

nungsbildungsprozeR, und auch der Leiter der regional zustindigen

Militdarregierung, Oberst McGregor, zeigte sich in dieser Sache unin-

formiert. Auerdem stand diese Entscheidung offensichtlich im Wider-

spruch zu der Absicht, die Zuweisung Lippes zunéchst von einem Aus-
schuR des Zonenbeirats beraten zu lassen. In seiner Sitzung vom 19. Juli

1946 protestierte der lippische Landtag sogleich mit einer gemeinsa-

men EntschlieBung:

S ]|

2) Der Landtag bedauert, dass ihm keine Gelegenheit gegeben ist, bei
dieser fiir das Land wichtigsten Entscheidung seine Stellungnahme
zum Ausdruck zu bringen.

3) Seit dem Jahre 1918 ist im Landtage immer wieder zum Ausdruck
gebracht, dass das Land Lippe zum Minden-Ravensberger Raum
gehort und mit ihm verbunden bleiben muss. Dies ist auch heute noch
die Ansicht des gesamten Landtags. [...]

5) Es ist notwendig, dass die lippische Bevilkerung selbst dariiber ent-
scheidet, zu welchem Gebiet sie gehoren will. [...]«

Es folgen Stellungnahmen weiterer Abgeordneter, die Drake am
SchluB zusammenfassend auf die wichtigsten, allen Beitrigen gemein-
samen Punkte reduzierte: »Ich bin mit dem Landtag vollig einverstan-
den und werde die massgebenden militdrischen Dienststellen bitten,
uns vor Entscheidungen zu héren. Lippe muss mit Minden-Ravensberg
und Herford-Halle in Verbindung bleiben.

Die Entschliessung wird darauf einstimmig angenommen.«'"!

In ihr ist von der Notwendigkeit einer Volksabstimmung die Rede
— Drake spricht in seiner Zusammenfassung jedoch nur davon, dal} er
darauf dringen wolle, »unse, d. h. Landtag und Landesprésident, zu horen.
Dieser Widerspruch spielt spiter noch eine wichtige Rolle.

Zehn Tage spiter befalte sich der Landtag in seiner néchsten
Sitzung noch einmal mit dem Thema. Hier wie in der vorangegange-
nen Sitzung kamen fast alle wesentlichen Argumente zur Sprache,
die im innerlippischen Meinungsbildungsprozel8 eine Rolle gespielt
haben."” Dabei handelt es sich zum einen um das Interesse an einer
fortdauernden Verbindung mit dem Minden-Ravensberger Raum, die
man am ehesten in einer gemeinsamen Zugehorigkeit zum selben Land
gesichert sah.
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Zum anderen bewirkte die unterschiedliche Wirtschaftsstruktur
des niedersichsischen und des rheinisch-westfélischen Raumes im
Rahmen der Uberlegungen in Lippe unterschiedliche Orientierungen.
Geringere Ablieferungsverpflichtungen der Landwirte und niedrigere
Lohne lieRen fiir Arbeitgeber und Bauern eine Verbindung mit Hannover
erstrebenswert erscheinen, wihrend die Arbeitnehmer nach dem vor-
wiegend industriell gepriagten Westen tendierten. Die bessere Brenn-
stoffzuteilung fiir Arzte in Niedersachsen bewirkte wiederum, dali diese
Berufsgruppe fiir dieses Land votierte. Der Abgeordnete Kuhlemann
machte jedoch in relativierender Absicht auf die Zeitbedingtheit die-
ser Argumente aufmerksam. Fiir Industrie- und Handelskammer,
Handwerkskammer und Kreisbauernschaft Lippe war die Orientierung
nach Niedersachsen jedenfalls so wichtig, daR sie dafiir notfalls auch
die Bindung an Minden-Ravensberg opfern wollten.

In Hannover, wo man nach der Meldung vom 17. Juli glaubte, sich
Lippes nun sicher sein zu kénnen, machte man sich unverziiglich daran,
auch im Raum Minden-Ravensberg die Meinungslage zu einer even-
tuellen Option fiir das kiinftige Land Niedersachsen auszuloten. Zu die-
sem Zweck reiste Walter Lampe, hannoverscher Oberlandeskirchenrat,
im niederséichsischen Heimatbund aktiv und Duzfreund von Hinrich
Wilhelm Kopf, am 23. Juli 1946 nach Minden und fiihrte dort den ganzen
Tag iiber Gespriiche mit von ihm offenbar als »Meinu ngsfiihrer« einge-
schitzten Personen. Den Eindruck einer einheitlichen Stimmungslage
hat er dabei nicht gewinnen kénnen - weder fiir Niedersachsen, noch
fiir Westfalen. Sein Resiimee: »Wenn man in diesem Gebiete von Minden-
Ravensberg wirklich etwas fiir den Anschluf nach Osten erreichen
wollte, wird man eine intensive geistige Invasion vornehmen miissen.«*

Sie hitte vor allem auch die politische Fithrung in Lippe erreichen

Walter Lampe, Ober-
landeskirchenrat der

miissen, denn eine explizit proniedersichsische Haltung war bei ihr nicht = Landeskirche Hannover,
1948

erkennbar. Deutlicher Ausdruck dafiir war der prompte Protest gegen
die Zuweisung des Landes zu Niedersachsen, der seine Wirkung auf die
Militdrregierung offenbar nicht verfehlt hatte — jedenfalls erhielt Drake
am 19. August 1946 die Mitteilung, dal diese Zuweisung zunéchst nicht
vollzogen werden solle.'

Dieser Vorgang ist verriterisch. Es ist zwar denkbar, dal8 dabei
die Klage des Landtags iiber die Nichteinhaltung demokratischer For-
men die Besatzungsmacht beeindruckt hat, war es doch ihr erkldrtes
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Rudolf Amelunxen,
erster Minister-
prasident des Landes
Nordrhein-Westfalen

Ziel, die Deutschen zur Demokratie zu
erziehen. Mehr noch kann dieses Verhalten
der Englinder aber auch als Indiz fiir den
geringen Stellenwert angesehen werden,
den die Lippe-Frage fiir sie gehabt hat.

Nachdem zuerst das Land Nord-
rhein-Westfalen aus der internationalen
sicherheitspolitischen Situation hervorge-
gangen war, setzte man die Neugliederung
der britischen Zone entsprechend dem im
Zonenbeirat favorisierten Plan Hinrich
Wilhelm Kopfs fort. Die danach fiir das Land
Niedersachsen reklamierten westfilischen
Gebiete waren allerdings schon als Bestand-
teile der Provinz Westfalen nach Nordrhein-
Westfalen gekommen. Da Lippe noch ver-
fiigbar war, wurde es konsequenterweise
dem kiinftigen Land Niedersachsen zu-
geschlagen. Hiittenberger hat die auf den
lippischen Protest hin erfolgte Riicknahme dieser Zuweisung als
»GrofRziigigkeit im Kleinen« bewertet'”’; ebensogut kann man darin aber
auch eine gewisse Gleichgiiltigkeit sehen.

Immerhin war damit die Zukunft Lippes vorldufig wieder offen,
und Drake nutzte die Gelegenheit: Er trieb nun seinerseits die
Verhandlungen voran. Schon am 1. September traf er sich mit dem
nordrhein-westfilischen Ministerprasidenten, Rudolf Amelunxen, und
erorterte mit ihm die Beziehungen zwischen Lippe und Westfalen in
dieser neuen Lage. Bereits bei diesem wie auch dann in einer Reihe
weiterer Gespriche zwischen Amelunxen und Drake wurden Bedin-
gungen ausgehandelt, zu denen eine Eingliederung in das westliche
Nachbarland geschehen kénne. Nach den entsprechenden Vermerken
zu urteilen, ging es dabei weniger um das »ob tiberhaupt«, sondern fast
ausschlieflich um das »wie«.

Gegenstand der Besprechung vom 1. September war z. B. schon
die Vereinigung Lippes mit dem Regierungsbezirk Minden und die Ver-
legung des Regierungssitzes nach Detmold sowie die Ablésung des der-
zeitigen Regierungsprésidenten Zenz durch Drake. Aber auch tiber das
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lippische Domanialvermégen wurde schon verhandelt. Im Dezember
hatten sich Drake und Amelunxen auf eine beide Seiten zufriedenstel-
lende Fassung der Bedingungen geeinigt, die in 16 Punkten formuliert
worden waren. Dieses von Drake als »Punktationen« bezeichnete Papier'*
enthielt vor allem Vereinbarungen zu den folgenden Punkten: Verlegung
des Regierungssitzes nach Detmold, Mitspracherecht bei der Auswahl
des Regierungsprisidenten, Verfiigungsgewalt tiber das Domanial-
vermdgen sowie Erhaltung und Forderung kultureller und sozialer
Einrichtungen in Lippe. Besonders erwidhnt wurde die Erhaltung der
lippischen Gemeinschaftsschule. Die Auslegung dieses Punktes sollte
noch zu erheblichen Konflikten fiihren.

Die Militirregierung verfolgte die Gespriche zwischen Amelunxen
und Drake aufmerksam: Dreimal traf der hichste britische Zivilbeam-
te fiir das Land Nordrhein-Westfalen, der Regional Commissioner Asbury,
im Dezember 1946 mit Drake zusammen und befragte ihn intensiv nach
dem Stand der Verhandlungen und nach der Stimmung in Lippe."

Seit Ende Oktober 1946 fanden auch direkte Verhandlungen mit
Politikern und Beamten aus Hannover statt. Seit der Denkschrift Kopfs
vom 1. April 1946 war bekannt, daf man dort an der Einbeziehung Lippes
in das geplante Land Niedersachsen interessiert war, und auch in dem
Gutachten, das Kopf im Sonderausschuf des Zonenbeirates eingebracht
hatte, war dies vorgesehen. Zwar war das Gutachten Kopfs vom
Zonenbeirat in einer Abstimmung am 20. September deutlich favori-
siert worden — die Militirregierung war aber bekanntlich an dieses Votum
nicht gebunden, und so konnte Kopf sich Lippes nicht sicher sein.

Ende Oktober wurde in Detmold von Drake und Kopf verhan-
delt, und auch eine Delegation von Regierungsbeamten reiste aus Han-
nover an. Zwar schien in den meisten Punkten eine Einigung moglich,
doch wurde bald deutlich, daf das Domanialvermégen bei einer Ein-
gliederung in Niedersachsen nicht in ausschlieflich lippischer Verfii-
gungsgewalt wiirde bleiben kénnen. Nachdem die mit Hannover zum
Lande Niedersachsen vereinigten Linder Braunschweig, Oldenburg und
Schaumburg-Lippe solche Regelungen nicht zugestanden bekommen
hatten, wire dies fiir Lippe auch nicht méglich gewesen. Damit war die
Entscheidung gefallen.

Am 5. Dezember hatte die nordrhein-westfilische Landesregie-
rung die »Punktationen« offiziell zur Kenntnis genommen und gebilligt.
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R
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' Dcr Landésprisidcnt Detmold, den 17 Jan 1947,

Richtlinien
flir die Aufnahme des Lendes Lippe
in das Gebiet des Landes Nerdrhein-Westfalen.

(Vereinbart zwischen Ministerprisident Dr.Amelunxen

und Landesprasident Drake. Bestitigt sowohl von der Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen wie von der Lippischen Landes-
regierung,)

1

2.

mEnaaEgESEsSa=aTEaAN

Von Seiten des landes Nordrhein-Westfalen wird bei der
Ubernahme und BEingliederung des landes Lippe in jeder Hin-
gicht grosszigig und entgegenkommend verfuhren werden.

Auf die BOC-jahrige Gesciuichte des Landes Lippe, seine ge-
schlossene Verwaltungseinheit soll im Rahmen der bestehen-
den gesetzlichen Bestimmungen jede erdenkliche Riicksicht
genommen werden.

Die Landeshoheit geht, sobald die Landeshoheit von der
Militidrregierung auf deutsche Stellen lbertragen wird,
auf das Laend Nordrhein-Westfalen liber.

Lippe wird Teil des Regi:rungsbezirks Ost-Westfalen.

Als Sitz der Verwaltung dieses Hegierungsbezirks wird
Detmonld in Aussicht genommen.

Vor der Berufung des Regierungsprisidenten fir den neuen,
Lippe einschliessenden Regierungsbezirk wird die Landesre-~
gierung Nordrhein-#estfalen auch Verhandlungen mit den Ix-
ponenten des Volkewillens in Lippe fiihren.,

Lippe erhilt zur Durchfiihrung der ihm verbleibenden Aufgaben
der Selbstverwaltung, zur Erhaltung von Landeseliarichtungen
usw., das Recht zur Bildung eines Zweckverbandes nder einer
édhnlichen, diesem Zwecke dienenden Verwaltungsform. Ihm wer-
den hierfir alle moglichen Erleichterungen gewsihrt,

Soweit der lippische Zweckverband zur Durchfihrung seiner
Aulgsben im Rahmen des allgemeinen Rechts besonderer Ermich-
tigungen bedarf, werden sie ihm durch das Land Nordrhein- -
Westfalen erteilt.
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— 2 — »
24
7. Die kulturellen und sozialen Einrichtungen des Landes -
Lendestheater, Musikakademie, Landesbibliothek, Landesmuse-
uw, Archiv,soziale Anstulten usw. = bleiben erhalten und
werden gefordert,

8. Das Landesvermbgen (eiaschliesslich das der Stiftungen)
verbleibt dem lippischen Gebiet, sowelt richt in Einzel~
heiten auf Grund gleichartiger geschichtlicher Vorgioge
und in Riicksicht auf die allgemeine Ubernshme der Landes—
hoheit besondere Vereinbarungen sachlich geboten sind,

Es besteht Ubereinstimmung, dass Festlepungen nach Priifung
durch einen beiderseits parititisch zu besetzenden Aus-
schuss durch Vereinbarungen erfolgen sollen.

9. Auf kulturpolitischem Gebiete werden die bisherigen Ent-
wicklung, der jetzige Zustand und der Wille der lippischen
Bevilkerung Beriicksichtigung finden. :

Die lippische Gemeinschaftsschule bleibt im Rahmen der all-
gemeinen gesetzlichen Bestimmungen erhalten.

Das Land Nordrhein-Westfalen sichert zu, dass die in Lippe
bestehenden Lehranstalten nach Moglichkeit gefdrdert werden

sollen.

40. Lippe wird keinerlei Benachteiligungen erfahren in der Teil-
nshme an allen Einrichtungen des Landes Nordrhein-ilestfalen,
die dem allgemeinen Wohl der Bevolkerung dienen, Es wird
ihm gleichmissige Behandlung zugesichert,

11. Bei der Ubernahme der Landesbeamten wird entgegenkommend
verfahren werden,

12, Wir den Fall der Ubernshme des lippischen Stromversorgungs—
netzes des Elektrizititswerks Wesertal GmbH. in Hameln —
Ablauf des Konzessions~ und Lieferungsvertrages am ‘l.Janu-
ar 1950 - wird Lippe, wenn notig, die Hilfe des Landes Nord-
rhein-Westfalen nach Moglichkeit gewdhrt,

Das gleiche gilt fir den Ausbau der Ferngasversorgung.

1%, Bel der Ubernahme und in der ferneren Behandlung als Teil
des Yandes Nordrhein-Westfalen soblen Lippe gegeniiber die-
selben Grundsitze gelten, die entsprechend den Ausfiihrungen

b e Wa
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14.

15,

16,

-3 - 7 5

des Vertreters der Kontrollkommission, General Robertson,
das Land Niedersachsen gegeniiber den in ihm aufgehenden
Lindern Oldenburg und Braunschweig anwendet, vorausgesetzt,
dass dadurch nicht Grundsitze der Verfassung des bandes
Nordrhein~-Westfalen beeintrichtigt werden.

Das Land Lippe wird in allen Teilen als Erholungsgebiet des
rheinisch~westfilischen Industriereviers angesehen und ge—
niesst die sich daraus ergebende Forderurg. Das gleiche
gilt fiir die Bédder des Landes (Salzuflen, Meinberg).

Nordrhein-Westfalen erkennt in den Resten der lippischen
Wanderarbeiter eine unsoziale Erscheinung. Es wird dazu bei-
tragen, dass die Wanderarbeiter sesshaft werden.

Lippe wird Vorschliage einreichen.

Fiir die Regelung der lippischen Angelegenheiten wie fiir be-
sondere Aufgaben, namentlich wirtschaftlicher Art, im Ost~
gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen, wird in Aussicht ge-
nommen, als Vertrauensmann des Ministeriums einen Kommissar
zu bestellen, und zwar in Person des Landesprédsidenten Drake,
falls dieser zur Ubernashme einer solchen Stellung bereit ist.
Von der Bestellung eines Kommissars wird Abstand genommen,
wenn nach Ansicht des Landtags oder des vorgesehenen Zweck-
verbandes die fraglichen Aufgeben dem Hegierungsprdsidenten
libertragen werden konnen.
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Die obigen Vereinbarungen sind durch folgende Zusdtze er-
ganzt worden:

A, Land Lippe und Regierungsbezirk Minden werden als ein
Regierungsbezirk verwaltet werden.

Wihrend der Zeit dieser vorldufigen Regelung - Entschei-
dung des Kontrollrats geméss Schreiben des Regional Com=
missioners an Ministerpriasident Dr. Amelunxen -~ bleiben die
kulturellen und religiosen Verhéltnisse des Landes Lippe ge—
wahrt. Fs wird nichts geschehen, was der endgiltigen Repe-
lung Abbruch tun kénnte.

Die kulturellen Interessen des Landes Lippe werden be-
sonders pfleglich behandelt und tatkréaftig gefordert werden.
Die Besonderheiten im Schulwesen werden beachtet.

B. Sobald die in Aussicht gestellte Verordnung des Kontroll-
rats erlassen ist, werden die einzelnen Punkte der Verein-
barungen festgelegt werden.

C. Entsprechend den gegenwidrtigen Verhidltnissen zwischen Ein-
wohner—- und Abgeordnetenzshlen in Nordrhein-Westfalen wer-
den 4 lippische Vertreter in den ernannten Landtag Nord-
rhein-estfalens eintreten.

Vorschlége werden der Militidrregierung unterbreitet.
f

(b

L&ndespr'sldent
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Ein vom Ministerprasidenten unterzeichnetes Exemplar lag Drake
seitdem vor, und es gelang ihm, auch diejenigen lippischen
Abgeordneten und Beamten von den Vorteilen einer Entscheidung fiir
Nordrhein-Westfalen zu tiberzeugen, die bis dahin fiir Niedersachsen
optiert hatten. Er machte ihnen aber das Zugestidndnis, auch Kopf die
»Punktationen« als Grundlage fiir einen Vertrag mit Niedersachsen
vorzulegen, doch war die Antwort aus Hannover erwartungsgemal
ablehnend.

Die folgenden Wochen dienten dann den unmittelbaren Vorbe-
reitungen fiir die Angliederung an Nordrhein-Westfalen. Zu diesem
Zweck kam am 10. Dezember ein Vertreter des Kontrollrats, Mr. Albu,
nach Detmold. Er war fiir die territoriale Neugliederung zustindig und
zog letzte Informationen fiir die anstehende Entscheidung der Militér-
regierung ein. Wie schon in den Gesprichen mit dem Regional Com-
missioner Asbury wenige Wochen zuvor, nutzte Drake auch diese Gele-
genheit zu EinfluBnahme und gezielter Information, und das Ergebnis
entsprach weitgehend seinen Absichten.

Jedoch war die Militdrregierung trotz aller Bemiihungen Asburys
- nach dessen eigener Aussage — nicht zu einem einhelligen Beschlul$
tiber die Zuweisung Lippes gekommen. In seiner Ansprache bei der letz-
ten Sitzung des lippischen Landtages am 21. Januar 1947 bezeichnete er
daher die Angliederung an Nordrhein-Westfalen als vorlaufig und stellte
eine Volksabstimmung dariiber in Aussicht, die in spédtestens fiinf Jahren
erfolgen sollte. Von einer sofortigen Abstimmung versprach sich keiner
der maBgeblich Beteiligten eine Entscheidung von dauerhafter Bedeu-
tung, da — nach iibereinstimmender Einschdtzung — das Ergebnis
allzusehr von zeitbedingten Kriterien beeinflufst gewesen wire. Dazu
gehorte auch, dafl die Wohn- und Wahlbevélkerung Lippes durch Zu-
und Abzug von Fliichtlingen und Vertriebenen zunéchst noch sehr in-
stabil war.'"”

Das Datum des 21. Januar 1947 bezeichnet das Ende der selbst-
dndigen staatlichen Existenz des Landes Lippe — das war den Teilneh-
mern der SchluBsitzung des Landtages bewul3t, und so formuliert es auch
die an diesem Tag in Kraft getretene Verordnung Nr. 77 der Militdr-
regierung."” Die Eingliederung in das Land Nordrhein-Westfalen, das
selbst auch kein homogenes Gebilde war, begann mit diesem Tage. Sie
wurde zu einem jahrelangen ProzeR, weil die Umsetzung der in den
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»Punktationen« formulierten Einzelbestimmungen sich z. T. als aufSer-
ordentlich konflikttrichtig erwies."*

Voriiberlegungen seit 1945

Zwei Abschnitte der »Punktationen« beschiftigen sich mit der Verwal-

tung des Domanialvermogens:

% Ledl]

6) Lippe erhilt zur Durchfiihrung der ihm verbleibenden Aufgaben der
Selbstverwaltung, zur Erhaltung von Landeseinrichtungen usw. das
Recht zur Bildung eines Zweckverbandes oder einer dhnlichen, die-
sem Zweck dienenden Verwaltungsform. [...]

8) Das Landesvermégen (einschliesslich das der Stiftungen) verbleibt
dem lippischen Gebiet. [...].«"

Diese Abschnitte sind keine spontane Eingebung Heinrich
Drakes bei der Formulierung der »Punktationen« im Spétherbst 1946
gewesen, sondern sie haben — wie im vorangehenden gezeigt — eine Vor-
geschichte, die mindestens bis 1920 zuriickreicht und sie wurden zum
Ausgangspunkt eines Beratungsprozesses, der ein Jahre spiter mit der
Verabschiedung der »Lippe-Gesetze« endete.

Alle Ansiitze zu einer Reichsreform und die Verhandlungen tiber
einen Anschluf Lippes an Preufen hatten unter den damaligen politi-
schen Bedingungen keinen Erfolg gehabt, und auch der unter der ns-
Herrschaft in Angriff genommene »Neuaufbau des Reiches« war nicht
von Dauer gewesen. Als Bruno Kirchhof im Juni 1945 seine in der Ein-
leitung zitierten Gespriachsnotizen iiber die Zukunft Lippes zu Papier
brachte, herrschten aber ganz neue Bedingungen, die nun unaus-
weichlich zu Anderungen der Situation Lippes fiihren mufSten.

Vor diesem Hintergrund dringte Kirchhof zu baldigen Ver-
handlungen mit dem Militirkommandanten in Miinster."* Dazu
scheint es nicht so unmittelbar gekommen zu sein, wie Kirchhof es
gewiinscht hatte. Erst im November befallte sich Drake mit diesem
Komplex — dann aber mit Nachdruck: »Ich bitte mir alle Aktenvorgén-
ge herauszusuchen, die das Verhiltnis Lippes zu Westfalen und dessen
Entwicklung in den letzten Jahren betreffen. Ich méchte die Dinge jetzt
grundsitzlich aufgreifen und zur Debatte stellen« - so ein Vermerk vom
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Konrad Petri,
Oberregierungsrat

29.11.1945."" Leider stield der Landesprisident
mit dieser Anweisung an den Registratur-
verwalter Uhlenbrok ziemlich ins Leere.
Von ihm erhielt er — als Randnotiz auf dem
Vermerk — die Antwort: »Ich habe alle nur
annihernd in Frage kommenden Akten
nach irgendwelchem diesbeziiglichen
Schriftwechsel durchgesehen. Es wurde nur
weniges, keinesfalls bedeutungsvolles Mate-
rial vorgefunden. — Die Vermutung liegt
nahe, dall das Wichtigste vom derzeitigen
Regierungschef selbst aufbewahrt und
zuletzt mit verbrannt worden ist.«

Der lippische Oberregierungsrat
Dr. Konrad Petri'" erinnerte sich daran, dal§
Kirchhot iiber die Vorginge Bescheid wissen
miisse, woraufhin Drake per Randvermerk
anordnete: »Dann bitte ich den RegDir. K.
wenigstens zu befragen (miindlich), ob er
etwas weils.«'” Es ist nicht bekannt, ob Kirchhof noch zusitzliches Akten-
material zutage férdern konnte, aber seine Sachkenntnis war bereits in
seinem Gespridch mit Drake im Juni 1945 zum Ausdruck gekommen.

Als sich auch in der Offentlichkeit der Eindruck verstirkte, dal
womoglich schon bald mit einer Neueinteilung der Linder zu rechnen
sei, begannen sich aullerhalb der Regierung und unabhingig von ihr
Positionen zu formieren — zumindest in der Frage, wohin sich Lippe bei
der dann voraussichtlich notwendig werdenden Aufgabe seiner Selb-
stindigkeit wenden solle.

In einer gemeinsamen Denkschrift votierten die Industrie- und
Handelskammer fiir Lippe und Schaumburg-Lippe, die Handwerks-
kammer fiir Lippe und Schaumburg-Lippe und die Kreisbauernschaft
Lippe im April 1946 dafiir, das Land Lippe mit Schaumburg-Lippe, Graf-
schaft Schaumburg (Kreis Rinteln) und Liigde zu vereinigen und sich
allgemein an Hannover zu halten.

Die bereits bestehende partielle Zusammenarbeit mit verschie-
denen Dienststellen der Provinz Westfalen wurde von den Verfassern
der Denkschrift nicht, wie bei Kirchhof, als Ausdruck notwendiger Ver-
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waltungsvereinfachung gewertet, sondern vor allem als »noch zu stark
mit dem Gedenken an die Nazizeit belastet« gesehen. Das war ein Argu-
ment, dem in dieser allgemeinen Form kaum etwas entgegenzuhalten
war. Hannover habe dagegen, so die Verfasser, »zu allen Zeiten das gros-
ste Verstindnis fiir die kleinstaatlichen Belange Lippes gehabt.«

Im Hinblick auf das spitere Ergebnis der Verhandlungen zur Ein-
gliederung Lippes ist die Prognose interessant, die diese Denkschrift fiir
den Fall einer Verbindung mit Westfalen gibt: »Die Provinz Westfalen,
dessen kann man nach den vielfachen Erfahrungen sicher sein, wird al-
lergrisssten Wert darauf legen, die Forsten, Dominen und die Bader des
Landes in ihre Regie und Eigentum zu bekommen. Dort herrscht im
Gegensatz zu der Provinz Hannover in etwa noch der alte expansions-
liisterne Preussengeist, welcher der Bevilkerung der kleinen Lénder
niemals irgendwelche iibergrossen Konzessionen macht, vor allem dann
nicht mehr, wenn ihr staatliches und politisches Aufgehen in den preus-
sischen Staatsverband beschlossen oder gar erledigt ist.«""

Die beiden Kammern — jeweils mit Zustdndigkeit fiir Lippe und
Schaumburg-Lippe — hatten damit, zusammen mit der Kreisbauernschaft
Lippe, ihre Option fiir Hannover bekundet. Das entsprach der Orien-
tierung Schaumburg-Lippes nach Hannover. Schon im Juli 1945 hatten
Vertreter der gewerblichen Wirtschaft, der freien Berufe, der Arbeit-
nehmerschaft und der Landwirtschaft Schaumburg-Lippes in einer Ein-
gabe an den Oberprisidenten der Provinz Westfalen ihren gemeinsa-
men Wunsch nach Wiederherstellung dieser Verbindung gedufSert: »Die
Angliederung [...] an die Einrichtungen der Provinz Westfalen ist erst zur
Zeit der nationalsozialistischen Regierung, zum allergrofSten Teil erst
in dem Jahre 1943 erfolgt. [...] Wir bitten deshalb, auch Ihrerseits dort-
hin wirken zu wollen, daR dieser natiirliche Zustand wieder hergestellt
wird.«'"” Diese Haltung fiihrte bereits im Mai 1946 zur Eingliederung die-
ses Landes in die Provinz Hannover. Danach gab es dann wieder eine
eigene lippische Industrie- und Handelskammer und Handwerkskam-
mer. Auch diese Kammern haben sich — wiederum zusammen mit der
Kreisbauernschaft Lippe — in einer Resolution vom 26. Juli 1946 fiir einen
AnschluR nach Niedersachsen ausgesprochen."

Zwar bezogen sich diese Stellungnahmen in erster Linie auf die
AnschluRfrage, aber bei der Argumentation spielte auch das zu erwar-
tende Schicksal des Landesvermogens eine wichtige Rolle. Bei einer
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Sitzung des Kreistags Detmold am 23. August 1946 stand es im Zentrum
der Beratungen. An diesem Tag, der als offizielles Griindungsdatum des
Landes Nordrhein-Westfalen gilt, hatte sich der Kreistag versammelt und
nahm die Entstehung dieses groffen Flichenstaates zum Anlal, tiber
die vorhersehbaren Konsequenzen fiir das eigene Land zu beraten.

Die EntschlieBung, die in dieser Sitzung verabschiedet wurde,
ging von den Neugliederungsplédnen fiir das Gebiet der britischen Zone
aus und wertete die soeben erfolgte Landesgriindung als Anzeichen dafiir,
daR fiir Lippe das Ende der Selbstidndigkeit unmittelbar bevorstehe. Der
Kreistag forderte die lippische Landesregierung auf, in diesem Fall fiir
die Sicherung des Landesvermdogens fiir den Nutzen der Bewohner
Lippes zu sorgen, das diese sich durch jahrhundertelange Fronarbeit
und Steuerzahlungen geschaffen hétten und das entsprechend dem
Domanialvertrag von 1919 dem Lande auch und gerade dann weiterhin
zustehe, wenn es seine Selbstindigkeit verliere.

Uber diese Forderung war in Lippe gewil? leicht ein allgemeiner
Konsens zu erzielen. Die Entschliefung ging jedoch einen Schritt wei-
ter und forderte, dieses Vermogen auf die beiden lippischen Kreise auf-
zuteilen. Fiir die Verwaltung von nicht aufteilbaren Vermdégensbe-
standteilen werde man schon eine geeignete Losung finden. Damit, so
der Kreistag, sei der Bestimmung des Domanialvertrags eher entspro-
chen, als mit der Begriindung eines Zweckverbandes. Aulerdem
gehorten beide Kreise zu den drmsten in Deutschland, da ihnen von
Griindung an eine ausreichende Dotierung fehlte. »Der Kreistag rich-
tet an die Landesregierung das dringende Ersuchen, zeitig genug alle
Schritte zu unternehmen, um die Erhaltung des Vermdogens fiir die lip-
pische Bevilkerung in der Form zu sichern, dal8 es den Kreisen tiber-
tragen wird.«'"” Damit wurde der Versuch unternommen, die sich schon
abzeichnende Zweckverbandsldsung zugunsten einer erheblichen Ver-
besserung der eigenen Ausstattung noch zu verhindern.

Doch die Absichten des Landesprésidenten lagen offensichtlich
anders. Im November und Dezember 1946, zur selben Zeit, als zwischen
Drake und dem ersten nordrhein-westfilischen Ministerpriasidenten
Amelunxen die »Punktationen« ausgehandelt wurden, hat die lippische
Landesregierung systematisch und konsequent von tiberall dort, wo in
der Vergangenheit bei einer vergleichbaren Ausgangslage Zweckver-
bandslosungen gefunden worden waren, Aktenmaterial angefordert. Der
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niedersichsische Minister fiir Volksbildung, Kunst und Wissenschatft
ibersandte daraufhin eine Denkschrift {iber den Allgemeinen Hanno-
verschen Klosterfonds, der das 1803 an das Kurfiirstentum gefallene
sdkularisierte Kirchengut verwaltet.

In dem 1801 geschlossenen Frieden von Lunéville muf3te das ganze
linksrheinische Gebiet an Frankreich abgetreten werden. Um die
davon betroffenen Fiirsten dafiir zu entschiadigen, wurden im rechts-
rheinischen Deutschland zahlreiche kleinere weltliche Territorien
mediatisiert, d. h. sie wurden groferen Lindern zugeschlagen und ver-
loren damit ihre Reichsunmittelbarkeit; fast alle geistlichen Landes-
herrschaften wurden aufgehoben und ihre Gebiete weltlichen Fiirsten
unterstellt — sie wurden sikularisiert. Eine Reichsdeputation erarbei-
tete die notwendigen Einzelregelungen und hielt sie im sogenannten
Reichsdeputationshauptschlufl vom 25.2.1803 fest. Diese Bestimmun-
gen stellten den Zugewinn »der freien und vollen Disposition des res-
pectiven Landesherrn« zur Verfiigung.'* Daher wurden auch sehr unter-
schiedliche Losungen zu dessen Verwaltung bzw. Nutzung entwickelt.
Wihrend er etwa in Bayern komplett verstaatlicht wurde, blieb er in
Hannover als selbstindige Vermogensmasse erhalten. Die sogenannte
Klosterkammer verwaltet bis heute diesen »Allgemeinen Hannoverschen
Klosterfondse, der als Stiftung des dffentlichen Rechts organisiert ist.™

Auf Drakes Anfrage hin schickte die Domanialverwaltung des
Landkreises Waldeck die Satzung des dortigen Gemeindezweckver-
bandes.'*

Im Fiirstenvergleich vom 26.8.1920 wurde das dortige Domani-
alvermogen zum groRten Teil dem Staat zugesprochen und durch Gesetz
vom 8.4.1921 zum Sondervermégen innerhalb des Staatsvermogens
erklirt; es wurde 1928 der wichtigste Gegenstand bei den Anschlufiver-
handlungen mit Preufen. Im Staatsvertrag vom 23.3.1928 konnte
Waldeck sich die Verwaltung und Nutznieung des bisher staatlichen Doma-
niums sichern. Hierfiir wurde ein Gemeindezweckverband gegriindet,
der aber 1942 bei der Zusammenlegung der drei waldeckischen Kreise
wieder aufgelost wurde; die Verwaltung des Domanialvermégens ging
auf den neuen Kreis Waldeck iiber, der es seither als Eigenbetrieb des
Kreises fiihrt.'>

Die 1928 gefundene Waldecker Zweckverbandskonstruktion
sollte eine gewisse Modellfunktion fiir die lippische Regelung haben."
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Mit Schreiben vom 21.1.1947 war auch die schaumburg-lippische
Landesregierung, die zu dieser Zeit nur noch als Abwicklungsstelle exi-
stierte, gebeten worden, »einen Auszug der Bestimmungen und Ver-
einbarungen anfertigen und iibersenden zu lassen, die die Erhaltung
des Domanialvermégens ausschliel8lich fiir das Land Schaumburg-Lippe
und seine Verwendung nur zugunsten der Bewohner von Schaumburg-
Lippe festlegen.«'* Die Abwicklungsstelle in Biickeburg {ibersandte dar-
aufhin — adressiert an die »Lippische Landesregierungg, die es seit dem
Datum des Anforderungsschreibens genau genommen ebenfalls nicht
mehr gab - eine Abschrift des Landesgesetzes vom 8. Mai 1920, das die
Ergebnisse der Auseinandersetzungen zwischen dem Freistaat Schaum-
burg-Lippe und dem ehemals regierenden Fiirsten gesetzlich absicherte.
In §3 wurde dort bestimmt, dal§ die »dem Staate zufallenden Vermao-
gensstiicke |[...] fiir alle Zeiten nur zum Besten des gegenwirtigen Frei-
staats Schaumburg-Lippe und zur Wohlfahrt seiner Bewohner verwendet
werden [diirfen].«

Das entsprach den Formulierungen in § 2 des lippischen Doma-
nialvertrags vom 31.10.1919 und half in Detmold sicher nicht weiter. Aus
der Riickschau beurteilt konnte diese Anfrage auch nicht mehr erbrin-
gen, denn bekanntlich hat die Berufung auf die gesetzlichen Bestim-
mungen von 1920 dem Land Schaumburg-Lippe bei der Einverleibung
in das neue Land Niedersachsen 1946 zumindest zundchst nichts gentitzt.
Im Zuge der Neugliederung der Linder in der britischen Zone wurden
mit Wirkung vom 23.11.1946 die preufische Provinz Hannover und die
Lander Braunschweig, Oldenburg und Schaumburg-Lippe zum neuen
Land Niedersachsen zusammengeschlossen — irgendwelche Vorbehal-
te fiir eines der Vorgédngerlinder gab es nicht. Die Vermdgensmassen
der ehemaligen Linder gingen zusammen mit allen Rechten und Ver-
bindlichkeiten auf das Land Niedersachsen iiber.

Zwar sollten kulturelle Belange berticksichtigt und heimatge-
bundene Einrichtungen gefordert werden - die Vermégensbestande der
ehemals selbstindigen Territorien galten jedoch nicht als solche Ein-
richtungen und blieben deshalb auch nicht als besondere Einheiten
erhalten. Unter dem Eindruck der erheblich vorteilhafteren Regelun-
gen in den Lippe-Gesetzen wurden aber in den folgenden Jahren Nach-
besserungsforderungen erhoben, die teilweise zu Neuregelungen fiihr-
ten. Den weitestgehenden Erfolg erzielte dabei der Kreis
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Schaumburg-Lippe: 1955 wurden ihm wesentliche Teile des ehemaligen
schaumburg-lippischen Domanialvermdgens libertragen.'

Versorgt mit Material, das fiir eine Zweckverbandskonstruktion
als Vorbild dienen konnte und sollte, nahm Drake die néchste sich
bietende Gelegenheit wahr, um der Militarregierung die von ihm
favorisierte Losung plausibel zu machen. Auch sie, und nicht nur die
innerlippischen Gegner von Drakes Plinen, mufSte iiberzeugt werden,
denn die Zustimmung der Militdrregierung war entscheidend.

Am 7. Februar 1947 hatte Drake eine Besprechung mit Oberst
McGregor in Minden, bei der es auch um die Zukunft des Landesver-
mégens unter den in den »Punktationen« festgelegten Bedingungen ging.
Der Oberst hatte offenbar keine klare Vorstellung von den besonderen
Vorteilen eines Zweckverbandes und bat Drake um weitere Erldute-
rungen, die er bereits eine Woche spiter erhielt.

Der Bericht an McGregor'®” vom 14. Februar 1947 stellt zunachst
die landes- und reichsgesetzlichen Grundlagen dar, um anschliefend
den bisher einzigen lippischen Zweckverband, den Forstzweckverband
von 1934, als Vorbild fiir die jetzt erforderliche Regelung zu benennen.
Er war Gemeinden mit Waldbesitz zur gemeinsamen und rationelleren
Bewirtschaftung ihrer Forsten und zur gemeinsamen Einstellung von
Forstpersonal gegriindet worden: »Die Vertretung dieses Zweckverbandes
lag in den Hinden einer Verbandsversammlung, die einen Vorsitzen-
den ernannte und die Verwaltung nach besonderen Richtlinien zu fithren
hatte.«

26

Unmittelbar danach wendet sich Drake in seinem Bericht der
aktuellen Entwicklung zu: »Nach der Aufgabe der staatlichen Selb-
stindigkeit des Lippischen Landes entsteht die Frage, wie die bisher vom
Lande und auf Landesstufe verwalteten wirtschaftlichen Angelegenheiten
und Kultureinrichtungen am besten verwaltet werden sollen. Es han-
delt sich da um Vermogensstiicke, wie Forsten, Doménen, Béider, um
Kultureinrichtungen wie Theater, Musikakademie usw., wirtschaftliche
Beteiligungen wie Elektrizititswerk usw. Das kann am besten in der
Rechtsform eines Zweckverbandes geschehen.«

Die innerlippische Auseinandersetzung mit den Zweckver-
bandsgegnern spiegelt sich auch in diesem Bericht wieder, denn Drake
beschrinkt sich nicht darauf, die Vorteile seiner Zielvorstellung zu er-
lautern, sondern er zihlt im folgenden die Nachteile der von ihm
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abgelehnten Alternativlosung auf, ndmlich der Aufteilung des Landes-
vermogens auf die beiden lippischen Kreise: »Diese Aufgaben auf die
beiden Kreise zu verteilen, wiirde nicht zweckméssig sein und auch nicht
gerecht, weil es sich zu einem grossen Teil um gemeinschaftliche Auf-
gaben handelt wie z. B. beim Landestheater, bei der Landesbibliothek;
die Vermogensstiicke und wirtschaftlichen Beteiligungen lassen sich
ebenfalls nicht einfach aufteilen, sondern miissen gemeinschaftlich
verwaltet werden. Zur Beseitigung von Unzweckmadssigkeiten, Unge-
rechtigkeiten und im Interesse einer sparsamen Verwaltung ist es daher
geboten, alle diese Aufgaben einem Zweckverbande zuzuweisen.«

Sodann verweist Drake auf das Beispiel Waldeck entsprechend
den zuvor von dort eingeholten Auskiinften. Schlieflich fiihrt er die
Verhiltnisse in Schaumburg-Lippe an, wobei es dabei allerdings eher
um Maoglichkeiten, nicht um realisierte Regelungen geht: »Ebenso ist
seinerzeit fiir das Land Schaumburg-Lippe die Bildung eines solchen
Zweckverbandes vorgesehen gewesen, als es sich in den Jahren 1926 und
1930 darum handelte, das Land Schaumburg-Lippe in den preuRischen
Staatsverband iiberzufiihren. Heute wiirde allerdings dort eine solche
Rechtsform sinnlos sein, weil dies Land spéter nur aus einem Kreise
bestehen wird.«

Der letzte Satz beriihrt das Verhiltnis von Zweckverband und
Kreisen und ldlit erkennen, daR Drake in diesem friihen Stadium die
Zweckverbandslésung offenbar vor allem deshalb anstrebte, weil das
lippische Territorium nach dem Anschlufs an Nordrhein-Westfalen nicht
als geschlossene Verwaltungseinheit weiterexistieren konnte. Die
Errichtung eines Grolkreises Lippe — wovon wenig spdter auch die Rede
sein sollte — lag zu dieser Zeit noch nicht im Bereich des politisch
Maoglichen. Dieser Gesichtspunkt bekam spéter aber immer wieder aktu-
elle Bedeutung — zuletzt im Zusammenhang mit der Kreisreform und
der dann tatsdchlich erfolgten Griindung des GrofSkreises Lippe zum
Jahresbeginn 1973.

Griindung des Landesverbandes Lippe

Nachdem die formelle Eingliederung des Landes Lippe in das neue Land
Nordrhein-Westfalen am 21. Januar 1947 vollzogen worden war, mufite
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die Ausgestaltung der Abschnitte 6 und 8 der »Punktationen« in Angriff
genommen werden. Das bedeutete zweierlei: Einerseits galt es, eine
zweckmiRige Form zu finden, die dem in den »Punktationen« formu-
lierten politischen Ziel am besten entsprach. Andererseits war das in Lippe
verbleibende Vermogen im einzelnen festzulegen und zu beschreiben.

Zunichst mufte also der seit dem Votum des Detmolder Kreis-
tags vom 23. August 1946 manifest gewo rdene Meinungsunterschied iiber
die zweckmiiRigste Form fiir die Verwaltung und Nutzung des Doma-
nialvermégens diskutiert und geldst werden.

Oberregierungsrat Dr. Petri hatte in den folgenden Monaten
konzeptionelle Gedanken fiir die Uberleitung der lippischen Verwaltung
in einen groReren Verband entwickelt. Dabei fallt auf, da fiir ihn die
Alternative Nordrhein-Westfalen oder Niedersachsen am 7. Dezember
1946 durchaus noch offen war — nachdem die »Punktationen« zwei Tage
zuvor von der nordrhein-westfilischen Landesregierung offiziell zur
Kenntnis genommen und gebilligt worden waren.

Vor allem hatte er aber auch einen Entwurf fiir einen Zweck-
verband zur Verwaltung des lippischen Landesvermogens angefertigt.
Ein wichtiges Argument fiir einen Zweckverband war fiir Petri die Unab-
héingigkeit einer solchen Konstruktion von kiinftigen Verwaltungsre-
formen. Selbst fiir den Fall, daR Lippe etwa in Niedersachsen eine eige-
ne Verwaltungseinheit bilden wiirde, sprach er sich fiir die Errichtung
eines Zweckverbandes aus: »Der Zweckverband, gestiitzt auf Gesetz und
Vertrag, hat feste Rechtsgrundlage und ist deshalb nicht so leicht wie
ein Verwaltungsbezirk aufzuheben.«'*

Konsequenterweise war er auch gegen eine Aufteilung des Ver-
mégens auf die beiden Kreise im Verhéltnis zu ihrer Gré8e oder die Bil-
dung eines GroRkreises Lippe. Nur eine Zweckverbandskonstruktion
konnte seiner Ansicht nach geeignet sein, die in § 2 des Domanialver-
trages von 1919 enthaltene Forderung nach Sicherung des Landesver-
mogens fiir die Bewohner Lippes zu erfiillen: » [...] Von einer Aufteilung
des Vermogens pro rata rate ich ab, da wir zweckmassigerweise stur an
dem Domanialvertrag bezw. Domanialgesetz festhalten sollten. [...] Ich
glaube nicht, dass wir zum Ziel kommen, wenn wir Lippe zu einem ein-
heitlichen Kreis machen.« Dariiber hinaus hatte Petri gleichzeitig eine
Liste der einzubeziehenden Vermogensobjekte aufgestellt und Vorstel-
lungen zur Rechtsform des Verbandes entwickelt."*
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Im April 1947 hatte Petri seine Zweckverbandskonzeption als
Gesetzentwurf vorgelegt'", und wenig spiter, am 24. Mai, wurden die
anstehenden Fragen in einem groferen Kreis grundsitzlich diskutiert.'
Dabei standen sich zwei Positionen gegeniiber: Zuniéchst legte Petri sei-
nen Standpunkt dar, wie er ihn bereits zuvor in mehreren Vermerken
und Schreiben™ —und zuletzt auch in seinem Gesetzentwurf - entwickelt
hatte. Auf der Grundlage des Domanialvertrages von 1919 wurde das
gesamte Landesvermogen einschliefflich der Biader, der Stiftungen und
des Finanzvermdégens fiir einen Zweckverband beansprucht; auch die
zukiinftig eventuell nicht mehr militdrisch genutzten Flichen des Trup-
peniibungsplatzes in der Senne sollten auf den Verband tibertragen wer-
den. Landesbrandversicherungsanstalt und Wohnungskreditanstalt
sollten an den Zweckverband »angelehnt«werden. Die Stellung der kul-
turellen Einrichtungen Landesbibliothek, Landesarchiv und Museum
wire noch zu kldren. Dagegen sollten die staatlichen Verwaltungsge-
bdude, die Anstalt Lindenhaus, das Krankenhaus und die Gymnasien
nicht vom Zweckverband ibernommen werden.

Er sollte jedoch nicht allein der reinen Vermégensverwaltung
dienen, sondern es sollte mit ihm eine Art Nachfolgeinstitution fiir das
Land Lippe und seine Hoheitsrechte entstehen. Petri hat das an dieser
Stelle zum ersten Mal zum Ausdruck gebracht: »Der Zweckverband mul3
sein ein wirtschaftlicher Ausgleichsfaktor fiir das frithere Land Lippe,
muss Verantwortung der Vergangenheit gegeniiber tragen in sozialer
Pflichterfiillung fiir Gegenwart und Zukunft; darf kein toter Besitz sein,
sondern Eigentum, das verpflichtet, das tédglich neu erworben und
erkdmpft werden muss, der nicht nur auf Aufteilung bedacht ist, son-
dern auch Ersatz und Auffiillung erstrebt und nicht zuletzt sich als Hiiter
und Wabhrer alter lippischer Tradition fiihlt.«'*

Daher sollte der Einflul} der Kreise so klein wie méglich gehal-
ten werden. Eine Verteilung des Landesvermogens »pro rata« auf die
beiden lippischen Kreise hitte diese derart begiinstigt, dal§ sie mit den
anderen Kreisen des Landes nicht mehr vergleichbar gewesen wiren —
was natiirlich auch fiir einen GroRkreis Lippe gegolten hiitte. Der geplan-
te Zweckverband sollte auch nicht zum Instrument der Kreise werden
diirfen und deshalb eine klare Zweckbindung erhalten. Petri favorisierte
daher die Rechtsform einer »milden Stiftung« unter der Bezeichnung
»Lippischer Landesverband oder dergl.« Drake und Petri setzten sich
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auch dafiir ein, daR der Verbandsvorsteher
als staatlicher Beamter durch den Innen-
minister angestellt werden sollte; die
Verbandsversammlung sollte lediglich das
Vorschlagsrecht haben.

Gegen Petri und Drake vertrat der

Kreistagsabgeordnete Wilhelm Mellies™
den Standpunkt, daf die beiden Kreise
Detmold und Lemgo zusammen dem Gebiet
des ehemaligen Landes Lippe entsprachen
und deshalb die Verfiigungsgewalt iiber
das Landesvermigen erhalten sollten; ein
Zweckverband sei daher tiberfliissig. Kon-
sequenterweise hat Mellies im weiteren
Verlauf der Verhandlungen die Bildung
eines GroRkreises Lippe vorgeschlagen.
Es war ihm bewuft, dal sein Vorschlag
wohl chancenlos war. Er schlug aber eine
Beschrinkung der Ausstattung des geplan-
ten Zweckverbandes auf Dominen, Forsten und Landestheater und  Wilhelm Mellies,
die Verteilung des restlichen Vermdgens auf die Kreise vor; daftir kimen :Ir:::::rg:eter
vor allem die Landratsamtsgebéude, die Beteiligungen an dem Strom-
versorgungsunternehmen »Wesertal« und an der Extertalbahn sowie das
Vermogen der Wohnungskreditanstalt in Frage. Fiir das Museum stell-
te er sich eine Kooperation mit benachbarten Hausern vor, etwa mit dem
in Miinster. Die beiden lippischen Bider wollte er dem Land Nordrhein-
Westfalen iibertragen, da nur so deren zukiinftige Entwicklung zu sichern
sei. Die Wahl des Verbandsvorstehers sollte durch die Kreistage ge-
schehen; die zustindige Aufsichtsbehorde sollte lediglich nachtréglich
Zustimmen.

In der anschlieRenden Aussprache stellte sich bald heraus,
dal Mellies mit seiner GroRkreis-Idee allein stand. Drake, Petri, der
Lemgoer Landrat Feldmann und der ehemalige Landesrat Dr. Bonwetsch
duBerten iibereinstimmend den Vorbehalt, daf eine solche Verwal-
tungseinheit viel zu gro und im Vergleich mit den anderen nordrhein-
westfilischen Kreisen viel besser dotiert sei; mit einer Zustimmung der
Landesregierung zu einer solchen Losung sei daher kaum zu rechnen.

77



Il. Die Suche nach der besten Lésung 1945 -1949

Bei der Frage, was mit den Biadern geschehen solle, stellte sich
in der Diskussion eine gewisse Unsicherheit heraus: Petri hatte sie
zunichst ohne weiteres in den Zweckverband iibernehmen wollen,
Mellies hatte die Uberweisung an das Land vorgeschlagen, Drake stell-
te beide Ansitze in Frage und gab die Griindung einer Aktiengesellschaft
zu bedenken. Petri hielt seinen Vorschlag darauthin zwar aufrecht,
erginzte ihn aber um den Hinweis, dal bei einem spiteren Ausbau der
Bader wohl mit finanzieller Unterstiitzung durch das Land gerechnet
werden kinne.

Zur Zukunft der kulturellen Einrichtungen schlug Dr. Bonwetsch
vor, sie simtlich in den Zweckverband zu tibernehmen. »Archiv und Lan-
desbibliothek miilten, da diese Einrichtungen in erster Linie von der
hiesigen Bevolkerung benutzt wiirden, in Detmold bleiben.« Womog-
lich befiirchtete er andererseits eine Verlagerung dieser Institutionen.™

Am Schluff der Konferenz konnte Drake feststellen, dall die
Teilnehmer tiberwiegend mit der Bildung eines Zweckverbandes ein-
verstanden seien, und er kiindigte an, dals den Versammelten demnéchst
ein Entwurf vorgelegt werden wiirde.

Diese Konferenz wurde zum Ausloser fiir einen umfassenden
Beratungsprozel, an dessen Ende dem Innenminister in Diisseldorf Ent-
wiirfe flir ein Landesverbandsgesetz und fiir eine Verbandsverfassung
vorgelegt werden konnten. Bis dahin muBten zahlreiche Einzelproble-
me gelost werden, die sich zum groRten Teil erst stellten, nachdem eine
grundsiitzliche Einigung tiber die Begriindung eines Zweckverbandes
zustande gekommen war.

Vorverhandlungen in Lippe

So mufite etwa die zukiinftige Stellung mehrerer Anstalten und Insti-
tutionen und ihre jeweilige Stellung zu dem Zweckverband geklart wer-
den. AnstoR dazu waren auch Vorschldge des westfilischen Landes-
hauptmannes Bernhard Salzmann iiber das kiinftige Verhéltnis zum
Provinzialverband, die Ende Juni eingegangen waren.

Anfang Juli 1947 bat Petri deshalb die Landes-Brandversiche-
rungsanstalt um Stellungnahme zu der Frage, ob es sinnvoll sei, sie in
den westfdlischen Provinzialverband als Tréger zu tiberfiihren. Die
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Antwort kam prompt und sie war eindeutig: Die Leitung der Versiche-
rung lehnte diesen Plan ab mit der Begriindung, es sei»|...] allein zweck-
miRig, daR unsere Anstalt in der gleichen Weise wie bisher an das Land
Lippe, in Zukunft an den vom ehem. lipp. Landesvermdégen gebildeten
Zweckverband angelehnt wird. [...] Verpflichtungen haben dem ehem.
Landesvermigen, also dem Zweckverband, zu folgen [...], und nicht
etwa der Landessouverinitit, welche an Nordrhein-Westfalen tiberge-
gangen ist.«'¥

Die Landes-Brandversicherungsanstalt hatte gleichzeitig Anfra-
gen an die ihr vergleichbaren Versicherungen in Niedersachsen gerich-
tet, ob dort Anderungen in der jeweiligen Anbindung geplant seien oder
eventuell bereits vollzogen wiiren. Die Braunschweigische Landes-Brand-
versicherungsanstalt, die Ostfriesische Landschaftliche Brandkasse
Aurich und die Oldenburgische Landesbrandkasse antworteten iiber-
einstimmend, daR keine Anderungen eingetreten seien."* Auch die
Lippische Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft sprach sich gegen
eine Verschmelzung mit der Westfalischen Landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaft aus.'

Anfang August 1947 berichtete Petri zusammenfassend dariiber
an Drake: Seiner Meinung nach sei eine Verbindung der Landes-Brand-
versicherungsanstalt mit dem Westfalischen Provinzialverband nur nach-
teilig. Bei der lippischen Anbindung bleibe das dort aufgebrachte Kapi-
tal in der Region, und die vergleichsweise geringe Grofe der Versicherung
sei bisher auch nicht von Nachteil gewesen. Auch die Lippische Land-
wirtschaftliche Berufsgenossenschaft solle »zweckméBig bis zur allge-
meinen Neuregelung des Versicherungswesens« selbstéindig bleiben,
schon allein aus Griinden der Nihe zu den Versicherten.

Keine Bedenken hatte Petri gegen die Aufgabe der Selbsténdig-
keit der Viehseuchenentschidigungskasse, allerdings unter der Bedin-
gung, daR fiir ihre »nicht unbedeutenden Riicklagen |[...] eine Sonder-
regelung getroffen« werde. Landesbibliothek, Landesmuseum und
Landestheater sollten dem Landesverband dagegen eng verbunden
bleiben,

Museum, Bibliothek und Archiv waren bereits seit Anfang Mai
1947 Gegenstand einer Diskussion, die der Vorsitzende des Naturwis-
senschaftlichen und Historischen Vereins fiir das Land Lippe e. V., Karl
Weerth, mit einer Eingabe an Drake ausgelost hatte: Er hatte vorge-
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schlagen, alle drei Institutionen an das Land Nordrhein-Westfalen zu
iiberweisen.'" Drake erkldrte sich wenige Tage spdter mit diesen Vor-
schldgen einverstanden, und Ende Juni wurde diese Haltung vom Lei-
ter des Landesmuseums, Oskar Suffert, mit dem bemerkenswerten Argu-
ment gestiitzt, dal etwa das Museum weit tiber Lippe hinaus beachtet
und in Anspruch genommen werde, dal} es damit als ein »kulturelles
Zentralinstitut« fiir den ganzen Regierungsbezirk gelten kénne und daher
in die staatliche Verwaltung zu iibernehmen sei. Dr. Bonwetsch folgte
diesem Argument zwar grundsitzlich; er schitzte die Entwick-
lungschancen des Museums angesichts der vermutlich knappen Mit-

142

tel des Landes aber als gering ein." Petri wehrte sich gegen die in die-
ser Argumentation enthaltene Annahme, dal der Rahmen, den der
Landesverband bieten konne, zu eng sei und die Entwicklungsmog-
lichkeiten fiir eine Institution wie das Landesmuseum entscheidend
beeintrichtige. »Der Zweckverband wird vielmehr die Aufgabe haben,
unter Wahrung der alten Tradition in lebendigster Verbindung mit der
Gegenwart sich allen Zukunftsaufgaben weitgehendst zu widmen. Fiir
ein Hineinwachsen in erweiterte Arbeitsgebiete wiirde also keine Schran-
ke bestehen.« Petri plddierte dafiir, das Landesmuseum in den Zweck-
verband zu {ibernehmen und wulf3te sich dabei auch mit Salzmann einig.
Die zu erwartende Wihrungsreform war fiir Petri zwangsldufig mit einer
erheblichen Einschrdnkung der verfligbaren Mittel verbunden, so daf§
sich spiitestens dann iiberall die wirtschaftlichen Bedingungen ver-
schlechtern wiirden. Gerade unter finanziellem Aspekt kénne es sinn-
voll sein, das Museum nicht in staatlicher Tragerschaft zu betreiben:
Wenn es als nichtstaatliche Einrichtung staatliche Aufgaben als Auf-
tragsangelegenheiten iibernehme, sei dafiir mit staatlichen Zuschiis-
sen zu rechnen.

AbschlieRend formulierte Petri die Perspektive der Kulturpoli-
tik fiir die unmittelbare Zukunft: »Aufgabe der verantwortlichen Min-
ner wird es sein, auch in dem bescheidenen Rahmen, in dem zu wir-
ken wir gezwungen sind, kulturelles Niveau nicht sinken zu lassen,
sondern es trotz allem hiniiberzuretten in eine bessere Zeit. Wohl dem,
der nicht nur Retter, sondern auch Mehrer sein darfl« Drake hatte sich
von dieser Argumentation offenbar tiberzeugen lassen. Entgegen
seiner vorherigen Zustimmung zu den AuBerungen von Karl Weerth,
erklirte er sich jetzt per Randvermerk hiermit einverstanden.'
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Anders als im Hinblick auf das Museum herrschte allgemeine
Ubereinstimmung hinsichtlich der Zukunft des Landesarchivs. Das Lip-
pische Landesarchiv war allseits als drittes Staatsarchiv des Landes Nord-
rhein-Westfalen vorgesehen und sollte fiir die neue Bezirksregierung in
Detmold zustindig sein. Nur die Frage der riickwirkenden Zustdndig-
keit des Archivs auch fiir die Behorden des preuRischen Regierungs-
bezirks Minden, der mit dem Land Lippe zum neuen Detmolder Bezirk
zusammengefallt worden war, mufte noch geklért werden."

Ende September hatte Petri einen Entwurf»zur Bildung des Lip-
pischen Landesverbandes« fertiggestellt.' In den Erlduterungen dazu
stellte er zunichst fest, daR das gesamte lippische Domanialvermégen
mit Wirkung vom 21. Januar 1947 aufgrund der Verordnung Nr. 77 der
Militdrregierung auf das Land Nordrhein-Westfalen als den Rechts-
nachfolger Lippes iibergegangen ist. Damit ist auch der Fall eingetre-
ten, von dem in §2 des Domanialvertrags vom 31.10.1919 die Rede ist:
Bei einer »Anderung des staatsrechtlichen Bestandes des Freistaates
Lippe [sollte] dieses Vermégen und seine Nutzung dem den jetzigen
Freistaat Lippe umfassenden Gebiete allein erhalten«'* bleiben. Unter
Berufung auf die in den »Punktationen« eingegangene Verptlichtung zur
Aussonderung des lippischen Landesvermogens »sollen nunmehr die
erforderlichen MaRnahmen getroffen werden, um in zweckmaliger Weise
die Sicherstellung vorzunehmen.«'

Der Gesetzentwurf sieht die Ubertragung der in einer besonde-
ren Zusammenstellung aufgefithrten Vermaogensstiicke auf einen »zu
errichtenden Lippischen Landesverband«vor, der als Zeichen der Kon-
tinuitidt das lippische Landeswappen als Dienstsiegel fithren sollte.
Als Kérperschaft des dffentlichen Rechts mit dem Charakter einer mil-
den Stiftung oder als Gemeindezweckverband unter der Aufsicht des
Ministerprisidenten sollte er konstruiert sein. Der Entwurf bezeichnet
diese Alternative ausdriicklich als Gegenvorschlag und gibt damit zu
erkennen, daR in diesem Punkt der Meinungsbildungsprozels in Lippe
hoch nicht abgeschlossen war; der endgiiltige Gesetzestext vom
November 1948 spricht von einer »bffentlich-rechtliche(n] Korperschaft
fiir den Bezirk des fritheren Landes Lippe«.'*

Dagegen findet sich bereits in dem Entwurf die generelle Auf-
gabenzuweisung fiir den Landesverband, die im folgenden Jahr ohne
Anderungen in den endgiiltigen Gesetzestext {ibernommen wurde:
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»Aufgabe des Verbandes ist es, auller der Deckung seiner eigenen Ver-
waltungskosten und der Bildung der erforderlichen Riicklagen die kul-
turellen Belange und die Wohlfahrt der Bewohner im Bezirk des frithe-
ren Landes Lippe im Rahmen seiner Leistungsfahigkeit zu fordern.'

In weiteren Einzelbestimmungen des Entwurfs wird festgelegt,
dal die Landesbrandversicherungsanstalt dem Landesverband anzuglie-
dern sei, dald fritherer Domanialbesitz an den Landesverband zu tiber-
tragen sei, falls das Land solche Grundstiicke kiinftig erwerben kénne
und dall der Ausbau der Bader durch das Land zu fordern sei. Die letz-
te Bestimmung ist offenbar eine Kompromififormel. Das wird aus einem
Kommentar von Drake zu diesen Entwiirfen deutlich: »Fiir die Bader
Bad Salzuflen und Bad Meinberg hatte ich seinerzeit mit dem Ubergang
an das Land Nordrhein-Westfalen gerechnet, weil sonst der Landes-
verband Wagnisse tibernimmt, fiir die er in der kommenden Zeit zu
schwach ist. Da diese Bédder in hervorragendem Masse die Bediirfnis-
se des Landes im ganzen erfiillen sollen, wiirde zu iiberlegen sein, ob
man sie nicht aus der direkten Verwaltung des Landesverbandes heraus
ldsst und sie in irgendeiner zweckmissigen Gesellschaftsform dem Lande
tiberweist, wobei eine Beteiligung und ein entsprechendes Verhiltnis
dabei vorzusehen wire.«"™

Neben dem Gesetzentwurf hatte Petri auch eine »Verfassung des
Landesverbandes« ausgearbeitet, die als Vorstufe fiir eine Verbands-
satzung gedacht war."" Eine Verbandsversammlung und ein Verbands-
vorsteher waren darin als Organe vorgesehen. Mitglieder der Ver-
bandsversammlung sollten je vier Delegierte der beiden lippischen
Kreistage sein, die von diesen nach dem Verhiltniswahlrecht gewéhlt
werden sollten. Dem Verbandsvorsteher war eine von der Verbands-
versammlung relativ unabhingige Stellung zugedacht: Er sollte haupt-
amtlich von der Landesregierung angestellt werden, und seine Stimme
sollte in der Verbandsversammlung bei Stimmengleichheit den Ausschlag
geben, Petri beabsichtigte damit, den Einflul§ der Aufsichtsbehérde zu
stdarken.

Etwas widerspriichlich erscheint es dagegen, wenn er an ande-
rer Stelle des Kommentars zu diesem Entwurf schreibt: »Alle Macht-
befugnisse liegen bei der Verbandsversammlung. Der Verbandsvorste-
her hat nur die Rechte, welche ihm im Rahmen des Gesetzes oder durch
die Verbandsversammlung durch Satzung zugewiesen sind.«"** Die Auf-
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sicht iiber den Landesverband sollte der Ministerprisident fiihren, der
diese Kompetenz auf den Regierungsprésidenten in Detmold tibertra-
gen kénnen sollte — eine Bestimmung, die bei der sich abzeichnenden
Personalunion von Regierungsprisident und Landesverbandsfithrung
seltsam anmutet.

Mitte Oktober 1947 teilte Drake dem Diisseldorfer Innenminister
Menzel mit, daR jetzt Entwiirfe vorldgen, so da8 nach einigen weiteren
internen Beratungen ein Konferenztermin angesetzt werden konne. »Bei
dieser Gelegenheit kénnten dann auch wohl alle anderen noch ungelo-
sten Aufgaben, die mit der Eingliederung Lippes in das Land Nordrhein-
Westfalen verbunden sind, ihrer Losung entgegen gefiihrt werden.«™*
In dieser Hoffnung tiuschten sich Drake und alle anderen auf lippischer
Seite Beteiligten griindlich — manche Probleme, wie z. B. der Schulkonflikt,
waren zu dieser Zeit noch nicht einmal erkennbar.

Im Vorfeld der geplanten internen Beratungen hat Petri noch
einmal ausfiihrlich zum Verhiltnis zwischen dem Landesverband und
den beiden Kreisen Stellung genommen: Wiirden die lippischen Kreise
Detmold und Lemgo zu Triigern des Zweckverbandes erklért, miifite das
den Eindruck erwecken, daf das Verbandsvermogen eigentlich Kreis-
vermégen und damit fiir den Staat eher verfiigbar sei. Dartiber hinaus
wies er auf die seiner Meinung nach absehbare Festsetzung der Repa-
rationsleistungen hin; er erwartete, daf§ dann »Vermdgen der politischen
6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften besonders herangezogen wird oder
zum mindesten stark gebunden bleibt.« Anderenfalls kinne man damit
rechnen, daR »ein Vermégen, welches von den politischen Verbdnden
getrennt wird, eine freiere Stellung bekommt«'** und daher nicht dem
direkten Zugriff ausgesetzt sein wird.

Die Frage der Verfiigungsgewalt {iber das Landesvermdgen nach
dem Ende der Selbstéindigkeit des Landes Lippe erwies sich iiberhaupt
als strittig. Bei einer Besprechung im Diisseldorfer Finanzministerium
hatte Ministerialrat Greinert, mit dem Petri verhandelte, die Auffassung
vertreten, daR das lippische Landesvermogen mit dem 21. Januar 1947
Teil des allgemeinen nordrhein-westfélischen Landesvermogens gewor-
den sei und nur mit Zustimmung des nordrhein-westfélischen Land-
tags dariiber verfiigt werden konne.

War also das Vermogen automatisch auf das Land Nordrhein-
Westfalen als Rechtsnachfolger iibergegangen oder war, wie man in
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Detmold glaubte, fiir die Vermdgensiibertragung ein besonderes Gesetz
erforderlich, dem auch die Militdrregierung zuzustimmen hétte? Drake
war offenbar durch diese eigentlich nur halboffizielle AuRerung
alarmiert und wollte diese Frage umgehend geklirt haben; er legte sie
deshalb dem Detmolder Rechtsanwalt und Notar Schnitger mit der Bitte
um Begutachtung vor.

Dieser sah zwar das Vermégen mit allen Rechten und Pflichten
auf Nordrhein-Westfalen tibergegangen; zu den Pflichten gehorte sei-
ner Meinung nach aber, dal der neue Eigentiimer im Umgang mit dem
Vermoégen an die Zweckbindung aus dem Domanialvertrag von 1919
gebunden sei und es nur fiir die Belange des fritheren Landes Lippe nut-
zen diirfe. Drake machte sich diese Meinung zu eigen und teilte sie dem
Finanzminister zur Klarstellung mit."” Eine Antwort darauf kam erst im
Februar, mehr als drei Monate spiter: Sie stellte klar, daR die Bemer-
kungen des Ministerialrats keine endgiiltige Regelung gemeint hétten,
sondern nur eine {ibergangsweise, die »solange anstelle des rechtlich
nicht mehr bestehenden Landes Lippe eine andere Kérperschaft. bzw.
sonstige Verwaltungsform nicht geschaffen iste, fiir die haushalts-
rechtliche Behandlung des ehemaligen lippischen Haushalts gelten sollte,
nicht jedoch fiir die materielle Verwendung des lippischen Vermdagens. '

Fiir Dienstag, den 4. November 1947, hatte Drake einen Kreis von
Beratern zu sich eingeladen, der dhnlich zusammengesetzt war, wie der-
jenige zur ersten grundlegenden Konferenz tiber den Zweckverband im
Mai 1947. Diese Runde sollte nun die von Petri ausgearbeiteten Entwiirfe
iiber den Landesverband und seine Verfassung tiberarbeiten, bevor sie
der Landesregierung in Diisseldorf vorgelegt wurden. Nachdem Petri
seine Entwiirfe vorgestellt und erldutert hatte, meldete sich Wilhelm
Mellies zu Wort.

Seine Vorschlige liefen darauf hinaus, den beiden Kreisen eine
stirkere Stellung zu verschaffen, wobei er von den Landriten Johanning
und Feldmann unterstiitzt wurde.'” Ohne auf Petris Vorbehalte gegen
eine zu enge Bindung des Vermégens an die Kreise einzugehen, forderte
er, dal die Kreise zur Verwaltung des Vermdgens einen Zweckverband
bilden sollten, dem allerdings nur die Doménen, die Forsten und das
Theater zu {ibertragen wiren. Formale Grundlage sollte die Gemeinde-
ordnung sein. Die erwirtschafteten Uberschiisse sollten proportional
zur Bevolkerungszahl auf die beiden Kreise verteilt werden; die Bader
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sowie die kulturellen Einrichtungen Biblio-
thek, Archiv und Museum sollten auf das
Land iibertragen werden. Die beiden lippi-
schen Kreise sollten die Verwaltungsgebéu-
de und etwaige weitere Immobilien, die
Beteiligungen an Wirtschaftsunternehmen
und das Vermégen der Wohnungskreditan-
stalt erhalten. Damit wire der Landesver-
band auf eine reine Vermogensverwal-
tungsfunktion reduziert gewesen.

In dieselbe Richtung ging ein Vor-
schlag des Biirgermeisters von Silixen,
Friedrich Winter." Er unterschied sich von
Mellies’ Plinen nur darin, dall der Landes-
verband zur Hilfte an den Bidern beteiligt
werden sollte. Die tibrigen Beteiligten die-
ser Besprechung stimmten im wesentlichen

den Vorschligen Petris zu oder wollten
héchstens die Stellung der Verbandsver-
sammlung gegeniiber der Aufsichtsbehorde verstarken.' Friedrich Winter,
Ende November erorterten Petri und Drake die Voten aus der zi‘:irf::me'mr"“"
Besprechung und legten grundsitzlich fest, daR der Landesverband kul-
turelle Aufgaben habe, die »niemals erfiillt werden kénnten, wenn nicht
eine geniigende materielle Grundlage vorhanden wire.«'"™ Es sei daher
notwendig, nicht zu viele Vermagensobjekte an die Kreise oder das Land
abzugeben; auch mehrere Gemeinden héatten bereits Anspriiche
angemeldet.
Seine Forderung nach moglichst umfassender Zuweisung des ehe-
maligen lippischen Domanialbesitzes an den Landesverband konnte
Petri bei Drake allerdings nicht in vollem Umfang durchsetzen; dieser
hielt eine Verbesserung der Ausstattung der Kreise durch einige
Vermégensteile fiir gerechtfertigt. Hinsichtlich der Rechtsstellung des
Verbandes bestand jedoch Einigkeit: »Beziiglich der Konstruktion des
Landesverbandes habe ich an der selbstindigen 6ffentlich-rechtlichen
Kérperschaft festgehalten und den Gemeindezweckverband aus den
verschiedenen bereits 6fter entwickelten Gesichtspunkten heraus
abgelehnt.«
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Am 1.12.1947 hatte Petri seine Entwiirfe nach dem Ergebnis der
letzten Besprechung modifiziert und iibergab sie Drake zur Weiterlei-
tung nach Disseldorf." Dieser gab den Entwiirfen einige auf-
schluffreiche Bemerkungen bei, die den Beratungsprozef in Lippe wie-
dergeben: So war vorgesehen, »dass die Vertretungskorperschafi des
Landesverbandes zu bilden sei aus Vertretern der Lippischen Kreise und
der Wirtschaftskammern (Landwirtschaftskammer, Industrie- und
Handelskammer, Handwerkskammer, Gewerkschaft).«'®

Bereits der Landesrat, den Drake bald nach seiner Ernennung
zum Landesprésidenten im April 1945 um sich versammelt hatte, war
nach berufsstindischen Gesichtspunkten zusammengesetzt gewe-
sen'” und auch die Beratungsrunden der Jahre 1945 und 1946 zur Frage
der lippischen Selbstindigkeit entsprachen diesem Muster.'"" Nun aber
auch die Verbandsversammlung auf diese Weise zu bilden, schien Drake
denn doch »nicht passend zu sein. Eine solche erweiterte Basis halte
ich sachlich nicht fiir zweckmissig und politisch fiir bedenklich, — es
wird notwendig sein, sich auf die Vertreter der eigentlichen Gewihrs-
verbinde zu beschrianken, der Kreise.«'* Schon im Oktober hatte Drake
gegeniiber Petri gedufert, dafl er mit Widerstand gegen eine Einbezie-
hung der berufsstindischen Kammern rechne und »hitzigen Streit«
befiirchte. »Es muss dabei bedacht werden, dass das Einfiigen der Berufs-
kammern und der Gewerkschaften in der vorgesehenen Form eine erheb-
liche Beeintrachtigung der demokratischen Grundlage sein wiirde, auf
die sich wahrscheinlich zunéchst einmal die Kreise auch nicht einlas-
sen wiirden. [...] Man weiss auch nicht, was aus den Lippischen Berufs-
kammern werden wird.«'* Es ist dariiber hinaus zweifelhaft, ob die
Militdrregierung eine solche berufsstindische Orientierung eines
parlamentarischen Gremiums gebilligt hiitte, denn sie entsprach gewily
nicht den Zielvorstellungen westalliierter Demokratisierungspolitik.

Obwohl Drake dem projektierten Landesverband einen umfas-
senderen Charakter als den einer reinen Vermégensverwaltung geben
wollte, hat er zu dieser Zeit noch den Gedanken verfolgt, alle wichti-
gen lippischen Kulturinstitutionen, Bibliothek, Archiv und Museum, auf
das Land Nordrhein-Westfalen zu iibertragen. Er begriindete dies mit
der Bedeutung, die alle drei Einrichtungen fiir die gesamte ostwest-
fdalisch-lippische Region, also iiber den Bereich des ehemaligen Landes
Lippe hinaus, gewonnen hétten.
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Die Vertreter des nordrhein-westfilischen Kultusministeriums
liefen sich bei Verhandlungen im Dezember 1947 auf eine solche Losung
allerdings nicht ein: »Es muss Aufgabe des Landes Lippe-Detmold (des
zu bildenden Landesverbandes Lippe-Detmold) sein - etwa entsprechend
den Einrichtungen des westfilischen Provinzialverbandes — auch fir das
Land Lippe-Detmold und den Regierungsbezirk Detmold ein kulturel-
les Arbeitsprogramm auf grosser Linie aufzubauen, das aus dem land-
schaftlichen Charakter entstanden ist und auch bisher betrieben wurde.«

Der lippische Vertreter, Oberschulrat Siinkel, hielt dagegen, dafs
der Landesverband dazu allein gar nicht in der Lage sei und fiihrte zur
Begriindung die Verluste an, die gegenwiirtig durch den »ungeheuren
Holzschlag« entstiinden, der die Bestéinde in den Forsten und damit die
kiinftigen Erlise dezimiere. Auferdem habe man in Lippe auch durch
die zahlreichen Fliichtlinge groRe Belastungen auszuhalten. Schlieflich
erinnerte er auch an die Zusicherungen des Landes zur Erhaltung der
kulturellen Einrichtungen in Lippe.'”

Auch fiir die zukiinftige Stellung der Bider war zu diesem Zeit-
punkt noch keine iiberzeugende Losung gefunden. In seinem Begleit-
schreiben zu den Zweckverbandsentwiirfen brachte Drake der Lan-
desregierung gegeniiber seine Meinung zum Ausdruck, dall die
Ubernahme der Bider auf den Landesverband zu riskant sei; er war eher
geneigt, auch sie dem Land zu iibertragen.

SchlieRlich verwies er noch einmal auf die Absicht von Mellies
und den Landriten, den Kreisen eine starke Stellung gegeniiber dem
Landesverband zu sichern: »Die Vertretung der Kreise wiinscht den Lan-
desverband sozusagen fiir sich« — mit allen entscheidenden Kompetenzen
einschlieRlich der Beamtenernennung. »Ich vertrete in diesem grund-
sdtzlich wichtigen Punkte die Ansicht, dass dem Lande, der Landesre-
gierung, ein gewisser Einfluss gesichert sein miisste. Das ergibt sich aus
der iibernommenen Landeshoheit und aus den daraus fiir die Lan-
desregierung abgeleiteten Rechten und Pflichten. Wie sich dieser
Einfluss im einzelnen und in den Hauptpunkten auswirken soll, bedarf
sorgsamer Uberlegung.«'®

Mit diesen Bemerkungen legte Drake die Entwiirfe Anfang
Dezember dem Innenminister in Diisseldorf vor. Die Beratungen iiber
die Konzeption des lippischen Zweckverbandes gingen damit in die néch-
ste Runde.
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Heinrich Liibke,
Erndhrungs- und
Landwirtschaftsminister
des Landes
Nordrhein-Westfalen,
1947

Beratungen mit der Landesregierung

Fiir den 8. Januar 1948 war daraufhin eine Konferenz mit einem Vertre-
ter des Innenministeriums angesetzt worden. Unmittelbar vorher hatte
Wilhelm Mellies noch einmal an Drake appelliert, sich nicht einseitig
und endgiiltig auf die Zweckverbandslésung festzulegen und warb wie
schon bei fritherer Gelegenheit fiir die Vorteile der Ubertragung des Ver-
mogens auf einen (Gro8-)Kreis Lippe. Es war ihm bekannt, dall Drake
in dem Zweckverband auch die von ihm oft beschworene iiber
8oojdhrige lippische Tradition représentiert und fortgesetzt sah. Mellies
ging daher direkt darauf ein und betonte ausdriicklich, daR es »dann
auch nicht schwer [sei], in einem solchen Kreise die lippische Eigen-
art zu pflegen, die Tradition zu erhalten und die kulturellen Belange zu
wahren.«'* Wenn diese Losung chancenlos sei, sollte aber wenigstens
noch einmal genau iiberlegt werden, ob nicht doch die Aufteilung des
Vermogens auf die Kreise eine bessere Losung sei als die Begriindung
eines Zweckverbandes. Zusitzlich wies Mellies aber auf die méglichen,
noch nicht berticksichtigten Folgen der geplanten Bodenreform fiir das
ganz liberwiegend aus Grundbesitz beste-
hende lippische Vermégen hin. In seinem
Randvermerk zu diesem Schreiben ging
Drake auf die Alternative Zweckverband oder
Groldkreis gar nicht ein, und die méglichen
Konsequenzen der Bodenreform tat er kurz
ab: »Bodenreform noch nicht klar! Folgen auf
jeden Fall nicht tragisch zu nehmen, denn
man kann die Doménen nicht auf Buckel
wegtragen. Reform dauert ihre Zeit, wird
Jahre, Jahrzehnte erfordern.« Drake konnte
zu diesem Zeitpunkt noch nicht absehen,
dall die Bodenreformfrage in den kom-
menden Jahren noch zu erheblichen Kon-
flikten mit der Landesregierung, insbeson-
dere mit dem zustindigen Minister Liibke
fiihren sollte.

Am 8. Januar 1948 reiste Ministerial-
dirigent Dr. Vogels als bester Kenner der
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lippischen Verhiltnisse im nordrhein-westfalischen Innenministerium
nach Detmold. Er brachte zwei Gesetzentwiirfe mit, die in seinem
Ministerium erarbeitet worden waren: Ein Gesetz zur Durchfithrung der
Vereinigung des Landes Lippe mit dem Land Nordrhein-Westfalen und
ein Gesetz betreffend den Landesverband Lippe; beide Entwiirfe woll-
te er mit Drake und Petri in allen Punkten umfassend besprechen. Dabei
stellte sich heraus, daR zu zahlreichen Einzelfragen noch Kldrungs- und
Erlduterungsbedarf herrschte. Man vertagte sich auf einen Monat; dann
sollte eine Kabinettsvorlage erstellt werden.'™

Ende Februar 1948 wurden die Gesetzentwiirfe nach weiteren
Verhandlungen in revidierter Fassung dem Innenminister zugeleitet'";
sie enthielten im Landesverbands-Gesetz zusétzlich den Anspruch des
Landesverbandes auf die Senne, falls diese nicht mehr militdrisch genutzt
wiirde und auf die in den dreiRiger Jahren von der ss iibernommenen
Externsteine. Auch diese Gelegenheit nutzte Drake, um warnend auf
die Absicht der Kreise hinzuweisen, den Verbandsvorsteher in die
alleinige Abhiangigkeit von der — aus Delegierten der Kreistage zu-
sammengesetzten — Verbandsversammlung zu bringen. Der Landes-
verband war in dieser Entwurfsfassung als éffentlich-rechtliche
Kérperschaft konzipiert, deren Mitglied die lippische Bevolkerung sei;
damit wire der Landesverband also weder Gemeindezweckverband
noch Stiftung.

Schriftwechsel und interne Vermerke iiber die Beratungen in den
folgenden Wochen lassen erkennen, da vor allem die Abhingigkeit des
kiinftigen Landesverbandes von der Diisseldorfer Landesregierung einer-
seits und den beiden lippischen Kreisen andererseits noch auszuba-
lancieren war. Das konkretisierte sich vor allem in der Frage nach der
Stellung des Verbandsvorstehers.

Drake setzte sich fiir die Anstellung durch den Innenminister auf
Vorschlag der Verbandsversammlung ein. Dagegen optierten sowohl die
spD-Vertreter als auch die beiden lippischen Kreise fiir eine Anstellung
durch die Verbandsversammlung mit nachtriglicher Zustimmung der
Aufsichtsbehirde. Mellies stellte den Aspekt der Selbstverwaltung in den
Vordergrund seiner Uberlegungen und sprach sich in einem Schreiben
an Menzel deshalb dafiir aus, den Verbandsvorsteher vom Landesver-
band anzustellen. Die notwendige Kontrolle der Landesregierung
kinne durch ein Vetorecht gewihrleistet werden.'
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Walter Menzel,
Innenminister

des Landes
Nordrhein-Westfalen

Davon hat sich Innenminister Men-
zel vermutlich tiberzeugen lassen und ent-
schied sich fiir diese Version. Er beschied
Drake, daRl der Verbandsvorsteher
»grundsétzlich nicht anders zu behandeln
[sei] wie die sonstigen Verbandsbeamten,
und demgemdss der Verband sein Dienstherr
sein soll.«'™

Drake gab sich damit jedoch nicht
zufrieden. Er sah »in der verbleibenden
Selbstverwaltung (auch in der Form des
Landeszweckverbandes) unter den gegen-
wirtigen, und vorldufig dauernden, unru-
higen Zeitverhéltnissen kaum hinreichend
Gewihr« fiir den Zusammenbhalt des lippi-
schen Vermoégens und glaubte, »angesichts
der vielfachen Greifarme, die ausgestreckt
sindg, eine zusidtzliche Sicherung vorsehen
zu miissen. »Sie konnte darin bestehen, dass
die leitende, verwaltende Kraft nicht nur der Bestimmung des Landes-
verbandes unterliegt. Aber auch dariiber hinaus kénnte eine gewisse
Kontrolle nicht schaden, aber, und dies mit besonderer Betonung: wenn
man sicher wire, dass diese héhere Kontrolle einwandfrei getibt
wiirde und nicht nur im Sinne eines sozusagen lokalen oder gar grup-
penmiissigen oder perstnlichen Interesses. Die Gefahren sind nicht klein,
wie jeder weiss, der sich mit dem augenblicklichen Getriebe und den
zugrundeliegenden Tendenzen befasst. Die Menschen sind nun einmal
Menschen und meist weit davon entfernt, in Notgédngen ihres Lebens
{ibergeordnete Gesichtspunkte der Riicksicht auf das Gemeinwohl gel-
ten zu lassen.«'™ Menzel hat sich durch diese letzte Intervention nicht
von seiner Haltung abbringen lassen, und im April hat sich auch Drake
mit dieser Regelung einverstanden erkldrt. Im »Gesetz {iber den Lan-
desverband Lippe« vom 5.11.1948 heif3t es schlieBSlich: »Der Verbands-
vorsteher wird von der Verbandsversammlung mit Zustimmung der
Aufsichtsbehorde angestellt.«'”

Gelegentlich waren es auch schwer verstindliche Formulierun-
gen, die zu Nachfragen fiihrten: In Petris Gesetzentwurf vom 1. Dezember
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1947 wird der Anspruch des Landesverbandes auf solche Grundstiicke
erhoben, die dem Land Nordrhein-Westfalen »nach der Errichtung des
Verbandes aus dem fritheren Domanialvermogen des Landes Lippe
gesetzlich unmittelbar zufallen oder die es bevorzugt zu erwerben in
der Lage ist.«'™ Obwohl in den beigegebenen Erlduterungen mit dem
Hinweis auf den Truppeniibungsplatz in der Senne diese Formulierung
eigentlich hinreichend konkretisiert worden war, provozierte sie im
Innenministerium Unverstindnis und die Nachfrage, um welche
Grundstiicke es sich denn dabei handeln solle; Grundbesitz, der auf
den Landesverband iibertragen werden solle, miisse von altersher zum
lippischen Domanium gehort haben.'

Die zusitzliche Klarstellung aus Detmold folgte bald: »Es ist hier
vor allem gedacht an die Grundstiicke, die an den Militarfiskus fiir den
Truppeniibungsplatz Senne abgetreten werden mufiten und bei denen
anzunehmen ist, daR sie demnichst zuriickgefordert werden konnen.«
Mit den »bevorzugt zu erwerbenden« Grundstiicken war der fiirstliche
Forstbesitz gemeint, soweit er »evtl. demnéchst im Wege der Bodenre-
form in Anspruch genommen werden kann.«™

Diese Kontroversen kénnen jedoch nicht dartiber hinwegtéu-
schen, daR daneben in vielen Einzelfragen Ubereinstimmung erzielt wor-
den war; von Drakes Einverstindnis mit Menzels Verbandsvorsteher-
regelung war bereits die Rede. Allerdings blieben zundchst die
Verwaltung der Bider und die Sicherung des Grundvermogens des Lan-
desverbandes gegen die Auswirkungen einer kiinftigen Bodenreform wei-
terhin offen.

Wenige Tage nach einer weiteren Besprechung zwischen Petri und
Vogels am 3. Mai erhielt Drake von Menzel den endgiiltigen Gesetz-
entwurf der Landesregierung iibersandt. Im Begleitschreiben betonte
Menzel, daR die Aufsichtsbehirde den Haushalt des Landesverbandes
genehmigen miisse: »Es geht nicht an, daf die Verwaltung des Lan-
desvermagens, die frither ausschlieRlich Sache der Organe des Landes
Lippe war, nach Bildung des Landesverbandes unter volliger Aus-
schaltung der neuen Landesgewalt vor sich gehen sollte.« Menzel kiin-
digte am SchluR seines Schreibens an, daf er demnéchst den Entwurf
den Kabinettskollegen zur Stellungnahme und zur Beschlufassung vor-
legen wolle. Drake notierte am Rand: »Es mul3 vorbehalten bleiben, dal’
ich bei der endgiiltigen Erledigung im Kabinett zugegen bin.«"™
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Er hat der Verabschiedung der Lippe-Gesetze im Kabinett eine
hohe symbolische Bedeutung beigemessen und plante daher eine dem-
entsprechend offentlichkeitswirksame Veranstaltung in Lippe. Das Kabi-
nett sollte die Sitzung, auf deren Tagesordnung die Lippe-Gesetze stan-
den, im Schlof} Brake abhalten, und der Ministerpriisident sollte nach
Drakes Plinen anschlieffend mit einer Ansprache vor »eine Versamm-
lung von etwa 100 bis 150 namhaften Vertretern der lippischen Bevél-
kerung« treten.'®

In Diisseldorf waren wohl andere Dinge wichtiger, als einen ein-
fachen Kabinettsbeschluf symbolisch derart aufzuwerten; Minister-
prisident Arnold antwortete hinhaltend auf die Einladung. Weitere Reak-
tionen oder gar Vorbereitungen fiir eine Kabinettssitzung in Detmold
sind nicht bekannt. Das Kabinett versammelte sich am 4. Juli 1948 im
spdteren Nachmittag zu seiner 100. Sitzung wie tiblich und stimmte den
Entwiirfen des Innenministers fiir die beiden Lippe-Gesetze zu. Die ein-
zige Anderung, die dabei am Text vorgenommen wurde, betraf die
genauere Bestimmung der Aufsichtsbehdrde: der Innenminister sollte
diese Funktion tibernehmen. Die Behandlung der Lippe-Gesetze stand
in der Kabinettssitzung unter 14 Tagesordnungspunkten zwar an erster
Stelle; noch vor Eintritt in die Tagesordnung hat das Kabinett aber unter
dem Eindruck der knapp drei Wochen zuvor verhidngten sowjetischen
Blockade die kostenlose Lieferung von 100.000 Tonnen Kohle an die
Berliner Bevolkerung beschlossen und auerdem einen Bericht des
Ministerprésidenten tiber eine Konferenz mit den Militdrgouverneuren
der Westzonen diskutiert, bei dem es um die Vorbereitung zur Griindung
der Bundesrepublik ging.''

Der Stellenwert der Lippe-Gesetze wurde in Diisseldorf zu dieser
Zeit offenbar anders angesetzt als in Detmold. Vogels hat am folgenden
Tag die Zustimmung des Kabinetts telefonisch nach Detmold gemel-
det, und dabei wird wohl die ausgeschlagene Einladung nach Detmold
noch einmal zur Sprache gekommen sein. Jedenfalls konnte Drake zwei
Tage spéter vermerken, dal} Vogels beabsichtige, den Verfassungsaus-
schul8 zu veranlassen, seine Beratungen iiber die Gesetze in Detmold
abzuhalten."

Andere Ressorts als das Innenministerium waren in Diisseldorf
bis zu diesem Zeitpunkt mit der Durchfiihrung der Eingliederung des
lippischen Landesteils offenbar nicht befallt gewesen; anders ist

92



Beratungen mit der Landesregierung

jedenfalls die Ahnungslosigkeit nicht zu erkléren, die aus einer Anfra-
ge des Finanzministers an seinen Kollegen Menzel hervorgeht: »Bei Ein-
gliederung des Landes Lippe ist in Aussicht genommen worden, einen
Teil des Domanialvermégens in eine besondere Rechtsform zu Gunsten
des bisherigen Lippischen Gebietsteils einzubringen. Es wird um gefl.
Auskunft gebeten, wie weit die Vorbereitungen dazu gediehen sind.« Dald
die Vorbereitungen nach monatelangen Verhandlungen fast beendet
waren, ist demnach aus den Dienstriumen des Innenministeriums nicht
hinausgedrungen. Dem Finanzminister kam es darauf an, eine genaue
Aufstellung dariiber zu bekommen, welche Teile des lippischen Ver-
mégens unmittelbar auf das Land iibergehen sollten.™
Spitestens seit er die Vorlagen fiir die Kabinettssitzung am 4. Juli
vorliegen hatte, verfiigte er iiber eine solche Aufstellung, die als Anla-
ge zum Gesetz iiber den Landesverband Lippe gehorte. Im Juli und
August kam es deswegen noch zu einer kurzen Auseinandersetzung.
Dr. Poerschke, im Finanzministerium fiir die Vermogensverwaltung
zustindiger Referent, hatte seinem Minister gegeniiber Bedenken gegen
die Verteilung der lippischen Immobilien auf Land und Landesverband
erhoben. Er stellte fest, daR das Land auffallend wenige Grundstiicke
und keine Polizeigebiude erhalten sollte, die doch sonst iiberall dem
Land gehérten. Auch bei der Verteilung der Schulden machte er Vor-
behalte geltend: Das Land diirfe solche Schulden nicht iibernehmen,
die eindeutig mit Zwecken und Aufgaben verbunden seien, die jetzt beim
Landesverband angesiedelt seien. Auch diirfe die Wohnungskredit-
anstalt nicht auf den Landesverband iibertragen werden, da dann
das Land auf deren Geschiftsgebaren keinen Einfluf mehr habe.
Die Auflésungsbestimmung in §17 des Gesetzes tiber den Landesver-
band ging dem Referenten erheblich zu weit: Eine Verteilung des bei
einer Auflésung des Verbandes iibrigbleibenden Vermdogens auf die
Kreise Detmold und Lemgo wiirde die iibrigen Kreise des Landes erheb-
lich {ibervorteilen. »Die Doménen und Forsten und der Teil der
Mietgrundstiicke, die Zwecken der allgemeinen Landesverwaltung
dienen, miissen zur Herstellung eines gleichmissigen Rechtszustan-
des mit dem iibrigen Nordrhein-Westfalen in solchem Falle dem Lande
zufallen.« Wegen dieser seiner Meinung nach gravierenden Mingel
riet der Referent dringend zu Neuverhandlungen mit dem Innen-
ministerium.'®
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Der Finanzminister machte sich die Bedenken dieser Referen-
tenvorlage zu eigen und legte sie zwei Tage spater dem Ministerprisi-
denten vor." Eine Woche darauf schob er sogar noch weitere Beden-
ken nach: Im Finanzministerium war aufgefallen, daR der Anteil des
Landes Lippe an der Extertalbahn AG im Wert von 828.000 Reichsmark,
der 30% des lippischen Aktienbesitzes ausgemacht hatte, auf die bei-
den lippischen Kreise iibertragen werden sollte mit der Begriindung,
diese Aktien seien frither vom Land Lippe treuhédnderisch fiir die Krei-
se verwaltet worden. Die Landesregierung kénne es nicht hinnehmen,
dafl ihr Einflu derart beeintriachtigt werde; aullerdem plane der Ver-
kehrsminister, die Verwaltung der Extertalbahn in die Hand zu bekom-
men, weshalb das Aktienpaket im Besitz des Landes Nordrhein-West-
falen bleiben miisse.'™

Der Detmolder Landrat und cpu-Landtagsabgeordnete
Dr. Johanning arbeitete daraufhin eine Stellungnahme fiir den Finanzmi-
nister aus, die sich wie eine Nachhilfelektion liest — und so wird sie auch
gemeint gewesen sein: Zundchst stellt er die Bedeutung der Punktationen
und der Verordnung Nr. 77 der Militdrregierung als Grundlage fiir die
Verhandlungen tiber die Gesetzentwiirfe dar und greift dann auf § 2 des
Domanialvertrags von 1919 zuriick, denn nur vor diesem Hintergrund
konne die Berechtigung der gegenwdrtigen lippischen Anspriiche
zutreffend beurteilt werden. Damals sei sogar vom Flirsten anerkannt
worden, dall den Bewohnern Lippes zu Recht zustehe, »was von die-
sen im wesentlichen im Verlaufe der fritheren Jahrhunderte zusam-
mengetragen wurde. Diese Rechtsgrundlage scheint dem Herrn Refe-
renten im Finanzministerium nicht bekannt oder nicht dem Sinne gemal}
beachtet worden zu sein.« Das Fazit, das Johanning am Schlul zieht,
ist eindeutig: »Gegen das den Einwohnern des fritheren Landes Lippe
verbriefte Recht kann das Land Nrw weder einen rechtlichen noch mora-
lischen Anspruch darauf erheben, das Vermogen des Zweckverbandes
fiir den recht unwahrscheinlichen Fall der Auflésung dieses Verbandes
den Zwecken der allgemeinen Landesverwaltung dienen zu lassen.«'”

Diese nachdriickliche Stellungnahme hat unmittelbare Wirkung
gezeigt: Schon am folgenden Tag wurden die Einwédnde fallengelassen;
dem Finanzminister schien es »aus allgemeinen politischen Erwigun-
gen geboten, die gegen das Gesetz erhobenen Bedenken vor dem Land-
tagsausschuss nicht weiter zu verfolgen.«'* Dafiir zeigte sich Drake
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konziliant: Mit der Bestimmung, daR bei einer Auflésung des Landes-
verbandes »die Doménen und Forsten und der Teil der Mietgrundstiicke,
die der allgemeinen Landesverwaltung dienen, dem Lande zufallen«
sollen, war er einverstanden."

Unmittelbar bevor die Gesetzentwiirfe als Regierungsvorlage dem
Landtag vorgelegt werden sollten, meldeten sich Vertreter der beiden
Bider zu Wort, allerdings mit unterschiedlicher Zielsetzung. »Um ... die
Lebensinteressen des Bades als Heilbad gentigend vertreten zu konnen,
hielt der Meinberger Biirgermeister Koch es fiir dringend erforderlich,
»daR die Gemeinde durch den Biirgermeister und das Bad durch den
Kurdirektor im Linderverband (1) und in den zu bildenden Unteraus-
schiissen vertreten sind.«'*

Dagegen vertrat der Salzufler Kurdirektor Thissen den Standpunkt,
daR »ein Zweckverband mit seinen immerhin doch nur unzureichen-
den Mitteln« als Triiger fiir das Bad Salzuflen wohl nicht in Frage komme.
Die Ausbauten, die notwendig seien, um »im Laufe der Jahre prominente
Auslinder nach Salzuflen ziehen« zu kénnen, »die tiber die notwendi-
gen Mittel verfiigen, um sich jeden Luxus gestatten zu konnen, bediirf-
ten eines stirkeren Riickhaltes. Diesen
kénne nur der Landeshaushalt bieten.""

Die bevorstehende Einbringung der
Lippe-Gesetze in den Landtag provozierte
aber auch auf anderer Seite Bedenken: Die-
jenigen Kreise, die die Eingliederung nach
Nordrhein-Westfalen ablehnten oder wenig-
stens dessen Endgiiltigkeit anzweifelten
oder aber direkt fiir Niedersachsen optier-
ten, hatten sich um Max Staercke'™ zu
einem »AusschuR fiir die Vorbereitung eines
Volksentscheides iiber den Anschlul8 Lippes
an die Nachbarlinder Niedersachsen oder
Nordrhein-Westfalen« zusammengeschlos-
sen. Dieser AusschulR agitierte — z.T. auch mit
verdeckter Unterstiitzung aus Hannover™ —
gegen alles, was auf irgendeine Weise ge-
eignet war, einer Volksabstimmung vorzu-
greifen.
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Karl Arnold,
Ministerprasident
des Landes
Nordrhein-Westfalen

Dementsprechend richtete er eine
Protestschrift an den Landtagsprisidenten;
Ministerprdasident Arnold erhielt am 17
August 1948 eine Abschrift verbunden mit
der Aufforderung, die Gesetzentwiirfe
zuriickzuziehen. Vor der endgiiltigen
Klarung des Volksentscheides diirften keine
Verfiigungen iiber Aufteilung und Bindung
des lippischen Landesvermogens getroffen
werden, »welche den kommenden Volks-
entscheid so oder so beeinflussen konnten
und unter Umstidnden gar in absehbarer
Zeit revidiert werden miissten.« Die Ver-
fasser der Protestschrift holten in ihrer
Argumentation weit aus: Das Ende der
staatlichen Selbstédndigkeit habe nicht dem
Willen der Bevilkerung entsprochen, son-
dern sei eine »Nachwirkung des Reichs-
zusammenbruchs« gewesen. Sie scheuten
sich nicht, die ns-Herrschaft und die Titigkeit der lippischen Landes-
regierung seit Kriegsende als Kontinuitdt darzustellen, indem sie
behaupteten, es habe seit1933 in Lippe keine demokratisch legitimierte
Regierung gegeben; auch die verschiedentlich fiir eine Orientierung nach
Niedersachsen abgegebenen Voten der Wirtschaftskammern und der
Kreistage wurden erwihnt. AbschlieRend heifSt es: »Das Land Lippe
gehort geschichtlich, wirtschaftlich, volkstiimlich, kulturell und kon-
fessionell zum Volkstum Niedersachsens. In seinem Staatsverband
begehrt es sein endgiiltiges Schicksal und seine endgiiltige Heimat und
zur Demonstrierung hierzu der baldigen Anberaumung der ihm feier-
lich verbrieften Volksabstimmung.« Die Landesregierung in Diisseldorf
war allerdings nicht bereit, sich zu diesem Zeitpunkt noch auf eine der-
art grundsétzliche Diskussion einzulassen — ein Randvermerk auf der
Eingabe belegt das: »Nach Riicksprache mit MinDg. Dr. Vogels wird das
Innenministerium die Eingabe nicht beantworten, weil die Gesetze dem
Landtag vorliegen. Dem AusschuR [...] ist schon mehrfach erklirt wor-
den, daB an der Durchfiihrung der vorgesehenen gesetzl. Maknahmen
festgehalten wird,«'*
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Aus einer anderen Richtung und mit anderer Zielsetzung mel-
dete das kommunistische »Volks-Echo« unter der Uberschrift »Jetzt feh-
len nur noch die lippischen Schiitzen« Kritik an: Nachdem nun gerade
mit dem Ende der lippischen Selbstindigkeit ein Relikt der deutschen
Kleinstaaterei beseitigt worden sei, solle nun mit der Griindung des Lan-
desverbandes die lippische Landesregierung »durch die Hintertiir« wie-
der eingefiihrt werden, um ihren Beamten die Posten zu sichern. Der
Artikel warnte davor, dafl der Landesverband zum »Staat im Staate« wer-
den kénnte. Das sei nur zu vermeiden, wenn sich der Landesverband
darauf beschrinkte, das ihm iibertragene Vermdégen seinerseits
maglichst bald auf die Kreise zu iibertragen um sich dann anschliefend
aufzultsen.'”

Die Lippe-Gesetze im Landtag

Aber auch dieser Protest konnte den Gang der Dinge nicht aufhalten:
Die Gesetzentwiirfe wurden dem Landtag vorgelegt, von diesem am
27. Juli 1948 in erster Lesung beraten und dem Verfassungsausschufy
iiberwiesen. Auf Antrag der ¥pr wurde ferner beschlossen, die fiinf
lippischen Abgeordneten zu der Ausschufllsitzung mit beratender
Stimme hinzuzuziehen."

Der Ausschufl wurde fiir den 9. und 10. September nach Detmold
eingeladen; hier sollten die Lippe-Gesetze beraten und deren zweite
Lesung im Landtag vorbereitet werden. Nachdem die Kabinettssitzung
Anfang Juli nicht — wie Drake es gewtiinscht hatte — in Detmold abge-
halten worden war, hatte Vogels sich beim Landtag dafiir eingesetzt, dal
dann aber einer der nidchsten Schritte im Gesetzgebungsverfahren in
Detmold getan werden und der Verfassungsausschul? hier tagen sollte.

Die Umstinde der unmittelbaren Nachkriegszeit machten aller-
dings besondere Vorkehrungen erforderlich, um die notige Verpflegung
der AusschulBmitglieder zu sichern. Beim Kreiserndhrungsamt Detmold
wurde beantragt, fiir das Mittagessen pro Person 75g Ndhrmittel, 10g
Fett und 50 g Fleisch sowie fiir das Abendessen 100 g Brot bereitzustel-
len."” Der mit der Organisation beauftragte Mitarbeiter Drakes berich-
tete: »Als Mittagessen wird auf der Grotenburg gereicht: 1 Suppe, 1 Fleisch-
gang, Nachtisch und Mokka. Als Abendessen hat der Lippische Hof
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vorgesehen: Hors d’ceuvre, Suppe, Fleischgang und Kise als Nach-
tisch. Wegen des Weins, Schnapses und der Zigarren wird um Ent-
scheidung gebeten, ob Herr Bollhofer diese aus dem vorhandenen
Bestand stellen soll oder die Wirte veranlalt werden sollen, es zu lie-
fern. Der Preis des Mittagessens stellt sich auf etwa 3,50 bm, der des
Abendessens auf etwa 6,50 pm. Herr Dr. Koster ist bemiiht, zusitzlich
ein Stiick Damwild rechtzeitig zu schieRen.« Drake entschied, daR Wein,
Schnaps und Zigarren aus dem vorhandenen Bestand zu nehmen seien
und daB die Wirte nicht den ganzen Bedarf liefern sollten - »das kommt
zu teuer« —, sondern allenfalls ergéinzend, falls der Regierungsbestand
an Tabakwaren und Spirituosen nicht reichen sollte. Der fiir das Abend-
essen angesetzte Preis war nach Drakes Meinung zu hoch, und aufRer-
dem solle man nicht »Hors d’ceuvre« sagen sondern »Vorspeise«.'” Ob
wegen des Preises oder aus welchen Griinden auch immer — zum Abend-
essen hat schlieflich nicht der Regierungspriisident, sondern haben die
beiden Kreise eingeladen.'™

Zu der Sitzung, die im Gebéude der ehemaligen lippischen Regie-
rung und seit 1947 der Bezirksregierung stattfand, waren die zwolf
AusschufSmitglieder und die fiinf lippischen Landtagsabgeordneten
Landrat Dr. Johanning, Landrat Feldmann, Biirgermeister Winter,
Rektor Wendt und Dr. Krekeler angereist, auferdem Vertreter des Justiz-
ministeriums, der Landeskanzlei und der Landesforstverwaltung. Von
lippischer Seite nahmen Drake, Petri und weitere Dezernenten und Sach-
bearbeiter teil. Auf der Tagesordnung standen nur die beiden Lippe-
Gesetze; tiber sie wurde paragraphenweise beraten und abgestimmt. Die
vorgeschlagenen Anderungen waren meist redaktioneller Art: So erhielt
hier das »Gesetz tiber die Vereinigung des Landes Lippe mit dem Land
Nordrhein-Westfalen« seine endgiiltige Benennung, nach dem im Ent-
wurf zunéchst »Gesetz zur Durchfiihrung der Vereinigung ...« gestan-
den hatte. Auch das »Gesetz iiber den Landesverband Lippe« sollte nach
dem Willen des kpp-Abgeordneten Schabrod eine andere Bezeichnung
bekommen: Er stellte den Antrag, es in »Gesetz iiber die Vermdgens-
verwaltung des friiheren Landes Lippe« zu indern. Hintergrund dieses
Abédnderungsantrags war eine grundsitzlich andere Vorstellung von der
Verwendung des lippischen Landesvermagens. Bereits in dem zitierten,
zweieinhalb Wochen zuvor erschienenen Artikel des »Volks-Echo« war
zum Ausdruck gekommen, dal die Kommunisten den Landesverband
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zu einer reinen Vermodgensverwaltung von begrenzter Dauer machen
wollten. Alles, was iiber diese Funktion hinausging, wurde abgelehnt.
Das galt auch fiir die im Gesetz vorgesehene Weiterfiihrung des lippi-
schen Landessiegels durch den Landesverband, wodurch ja ausdriick-
lich {iber das Ende der Eigenstaatlichkeit hinaus eine Art Kontinuitét
des Landes Lippe reprdsentiert werden sollte. Ganz rigoros bekdmpf-
te der kpp-Abgeordnete Schabrod hier wie bei jeder sich sonst bieten-
den Gelegenheit die Verpflichtung des Landesverbandes zur Zahlung
einer Rente an Mitglieder des ehemals regierenden Hauses Lippe.
Alle Antrdge Schabrods, die auf die Durchsetzung der kpp-Alternativ-
vorschlidge hinausliefen, wurden im Ausschuff wie spéter auch im
Landtagsplenum regelméfSig mit grofSer Mehrheit abgelehnt.*”

Die zweitdgige Sitzung des Verfassungsausschusses endete mit-
tags mit einem im ehemaligen Landtagsgebdude angerichteten Imbil.
Anschliefend gab Drake den Abgeordneten seine Einladung an den
Landtag mit auf den Weg, die dritte Lesung der Lippe-Gesetze und deren
Verabschiedung ebenfalls in Lippe vorzunehmen; einen feierlichen Akt
im Detmolder Landestheater hielt er fiir die einzig angemessene Form
fiir dieses Ereignis.™

Die Sitzung des Verfassungsausschusses hatte eine tiberraschend
starke politische Wirkung. Bereits am 16. September erhielt Minister-
prisident Arnold von seinem niedersidchsischen Kollegen Kopf ein Fern-
schreiben. Dieser hatte durch eine Rundfunkmeldung von der Sitzung
und deren Ergebnis erfahren und meinte, dal diese Meldung falsch sein
miisse, weil doch erst nach einer Volksabstimmung endgiiltig iiber die
Zukunft Lippes entschieden werden konne.”® Arnold antwortete mit
einem ausfithrlichen Schreiben, in dem er die Bedeutung dieses
gesetzgeberischen Schrittes herunterspielte und betonte, daR die
Gesetzentwiirfe nur ausfiihren sollten, was durch die Militdrregierung
in der Verordnung Nr. 77 und dariiber hinaus miindlich ohnehin bereits
festgelegt sei. AuBerdem wiirden »damit lediglich die unumgénglichen
Verwaltungsgrundlagen geschaffen, vor allem aber in dem Gesetz betr.
den Landesverband Lippe die Zusagen betr. selbstindige Verwaltung
des lippischen Sondervermogens durch eine eigene 6ffentlich-rechtliche
Korperschaft eingelost.« Die besondere Dringlichkeit dieser Einrichtung
begriindete Arnold mit der Bedeutung und dem Umfang des Vermdgens,
und er benutzte diese Gelegenheit zur genaueren Aufzédhlung der
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wichtigsten Objekte. Das Recht der lippischen Bevilkerung auf eine
Volksabstimmung sei im Zuge der Gesetzesberatungen nie bezweifelt
worden. Auf indirekte, sehr diplomatische Weise forderte Arnold
anschliefend seinen Ministerprisidentenkollegen auf, alle Versuche zur
EinfluBnahme in Lippe zu unterlassen: Er betonte, daR er seiner Lan-
desregierung vergleichbare Schritte gegeniiber niedersichsischen
Gebiete untersagt habe. »Bei dieser Gelegenheit méchte ich unter-
streichen, dass ich Anweisung gegeben habe, seitens der Landesre-
gierung auf Annédherungsversuche niedersichsischer Gebietsteile in
keiner Weise einzugehen, geschweige denn irgendwelche Propaganda
in dieser Richtung zu betreiben. So darf ich hoffen, dass die bei Thnen
aufgetretenen Bedenken beseitigt sind, und wir aus staatspolitischen
wie aus persénlichen Griinden uns weiterhin der dussersten gegensei-
tigen Loyalitédt, wie allgemein so auch hinsichtlich unserer Landes-
grenzen, befleissigen.«*”

Aber nicht nur dem niedersichsischen Ministerprisidenten war
bekanntgeworden, welche Bedingungen zwischen Detmold und Diis-
seldorf fiir die Eingliederung Lippes in das Land Nordrhein-Westfalen
ausgehandelt wurden. Auch die Reprisentanten der mit Hannover zum
Land Niedersachsen vereinigten Linder Oldenburg, Schaumburg-
Lippe und Braunschweig verfolgten die Entwicklung genau, denn ihnen
waren derart giinstige Konditionen versagt geblieben. Schon am 15. Sep-
tember wandte sich der Oldenburgische Landesbund an den nordrhein-
westfdlischen Ministerprisidenten mit der Bitte um Informationen iiber
die geplanten Lippe-Regelungen. Dabei wurde auch mitgeteilt, dal der-
zeit »in der gesamten oldenburgischen Bevilkerung eine starke Erbit-
terung iiber die Behandlung durch Hannover Platz greife.” Kam diese
Meinungsdullerung aus einem der betroffenen Gebiete selbst, so hat
Drake wenige Wochen spiter aus seiner Sicht dem Innenminister Men-
zel auf dessen Wunsch tiber die niedersichsischen Verhiltnisse berich-
tet: Die »... von Hannover ausgehende alles gleichmachende Walze« habe
einen Stimmungsumschwung in Schaumburg-Lippe bewirkt, nachdem
»alle Vermogensstiicke ... eingezogen« worden seien. Angesichts der
bevorstehenden Abstimmung in Lippe gebe es in Oldenburg Proteste,
weil man »nicht eine gleiche Chance gehabt hitte«; auferdem werde
dort ebenfalls iiber starke Zentralisierung geklagt. Wenn aus Braun-
schweig keine Proteste zu héren wiren, habe das damit zu tun, dal man
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dort wegen enger personeller Beziehungen besser gestellt sei.”” Zwei
Jahre spiter hat Drake aus der Riickschau die Wirkungen der Lippe-
Gesetze in Niedersachsen noch deutlicher darstellen konnen: Aus Braun-
schweig, Oldenburg und Schaumburg-Lippe »werden Stimmen laut, die
das Verfahren als beispielhaft bezeichnen, das man in Nordrhein-West-
falen bei der Hereinnahme des kleinen Lippischen Landes angewen-
det hat; und das Gesetz tiber die Bildung des Lippischen Landesver-
bandes wird als vorbildlich bezeichnet, ja diese hierauf beziiglichen
Gesetze des Landes Nordrhein-Westfalen werden der Niedersédchsischen
Landesregierung mit dem Hinweise vorgehalten, daf sie ebenso ver-
fahren miisse, wenn Ruhe und Frieden in Niedersachsen gewahrt wer-
den sollten.«*

Die Gegeniiberstellung der Verhiltnisse in Niedersachsen und
der eigenen nutzte Drake, um in Lippe den Nordrhein-Westfalen-Geg-
nern den Wind aus den Segeln zu nehmen. Zum 26. Oktober 1948 hatte
er die Vertreter der Wirtschaftskammern und einiger gréerer Unter-
nehmen, der Gewerkschaften und der Parteien zu einer Versammlung
eingeladen, um vor diesem Publikum den »Treibereien gewisser Kreise
in Detmold« entgegenzutreten, womit die
Aktivititen von Max Staercke und seinen
Mitstreitern im »AusschuB fiir die Vorberei-
tung eines Volksentscheides iiber den
AnschlufS Lippes an die Nachbarldnder
Niedersachsen oder Nordrhein-Westfalen«
gemeint waren. Wie schon bei fritheren Gele-
genheiten benutzte Drake dieses Forum, um
seine Politik bestitigen zu lassen, was ihm
auch diesmal gelang: Nahezu alle Teilneh-
mer, die sich zu Wort meldeten, unter-
stiitzten Drakes Kurs — auch solche, die 1946
noch nach Niedersachsen tendiert hatten,
wie etwa die Landwirte. Von den Gegnern
dieser Politik meldete sich niemand zu
Wort, was Drake siiffisant kommentierte.
Nur Bruno Kirchhof forderte, dald vor einer
Abstimmung keine vollendeten Tatsachen
geschaffen und vor allem die Lippe-Gesetze
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nicht verabschiedet und keine vermdogensrechtlichen Regelungen
getroffen werden diirften — man solle nur abwarten, wie sich die Bevil-
kerung entscheide! Der Landtagsabgeordnete und Lemgoer Landrat Emil
Feldmann, der als Berichterstatter des Verfassungsausschusses im Diis-
seldorfer Landtag wenig spéter die Lippe-Gesetze zu begriinden hatte,
betonte, dall ihm dafiir der Riickhalt in der lippischen Bevilkerung wich-
tig sei. Er wertete es »als aulerordentlich grofRen Erfolg, daR die lippi-
schen Vermdgenswerte der hiesigen Einwohnerschaft erhalten bleiben.
Die Vorteile seien enorm und diirften gar keine Bedenken laut werden
lassen.«*” In Diisseldorf schitzte man die politische Wirkung der Lippe-
Gesetze nach innen wie nach auBen &dhnlich ein. Die Stimmung in
Niedersachsen —so ein Vermerk aus dem Innenministerium — »kann ...
fiir die Abwehr der Bestrebungen gewisser Kreise auf Abtrennung von
Lippe wertvoll werden.«*" Menzel hielt das fiir so wichtig, dal er allen
Kabinettskollegen am 5. November eine Abschrift des Versammlungs-
protokolls vom 26.10.1948 iibersandte.”™

Im Sitzungsabschnitt vom 3.—5. November 1948 hat der Landtag
die Lippe-Gesetze — das »Gesetz tiber die Vereinigung des Landes Lippe
mit dem Land Nordrhein-Westfalen«** und das »Gesetz iiber den Lan-
desverband Lippe«*"' — in zweiter und dritter Lesung beraten und schlieR3-
lich verabschiedet. Gegenstimmen kamen nur von der kpp. Sie hatte
bereits in der ersten Lesung im Juli Bedenken gegen die Griindung des
Landesverbandes angemeldet; ebenso hatten die kommunistischen
Abgeordneten gegen die Fortexistenz des Provinzialverbandes Stellung
genommen. Wie bei diesem sahen sie im Landesverband ganz allgemein
eine tberfliissige Sondererscheinung, die den Verwaltungsaufbau und
das Zusammenleben der Menschen im Land Nordrhein-Westfalen
store.”” In der zweiten und dritten Lesung wurde die ablehnende Hal-
tung noch prézisiert. Vor allem die Verpflichtung des Landesverbandes
zur Zahlung von Renten an Mitglieder des ehemals regierenden Hau-
ses Lippe wurde kategorisch abgelehnt: »Wir haben nicht vor, etwa den
lippischen Fiirsten, die 1918 endlich abgeségt worden sind, heute noch,
nach tiber 30 Jahren mit Renten, Pensionen usw. zu dienen und ihnen
fiir ihre damaligen Leistungen fiir das deutsche und das lippische Volk
heute noch Zahlungen zu leisten. [...] Alle diese verstaubten mittel-
alterlichen Rechtsanspriiche soll der Landesverband erfiillen; er soll das
notige Geld auch durch Gebiihren usw. hereinholen, um diese Zahlungen
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leisten zu konnen. Das lehnen wir ab. Wir wollen die Privilegien in
Deutschland nicht noch linger konservieren.«*" Aus ihrem Blickwin-
kel heraus konnten die kpp-Abgeordneten den Zweck des Landesver-
bandes nur bzw. vor allem darin sehen, aus dem ihm tibertragenen Ver-
mogen die fiir diese Rentenzahlungen erforderlichen Mittel zu
erwirtschaften. Das Vermdogen solle stattdessen direkt der Bevilkerung
zukommen.

Als Gegenvorschlag wollten sie daher den Landesverband zur reinen
Vermogensabwicklungsstelle machen, deren Aufgabe es sein sollte, die
Ubergabe der einzelnen Immobilien und sonstigen Vermdgensteile an
die betreffenden Gemeinden, an die beiden Kreise oder an das Land zu
organisieren und sich dann aufzuldsen. Die entsprechenden Ande-
rungsantriige der kpp-Fraktion wurden jedoch ausnahmslos abgelehnt.

Das »Gesetz iiber den Landesverband Lippe« stellt letztlich einen
KompromiR zwischen den beiden gegensitzlichen Positionen dar, die
bereits in der grundlegenden Besprechung vom 24. Mai 1947*"* formu-
liert worden waren: § 2 enthilt als Zweckbestimmung des Landesver-
bandes, mit dem ihm iibertragenen Vermégen »die kulturellen Belan-
ge und die Wohlfahrt der Bewohner im Bezirke des fritheren Landes Lippe
im Rahmen seiner Leistungsfihigkeit zu fordern«. Damit hatten sich
Drake und Petri durchgesetzt. Deren Position entsprach es auch, daf§
der Landesverband berechtigt sein sollte, »das friihere lippische Lan-
deswappen als Dienstsiegel zu fithren« (§1) und damit die Tradition der
lippischen Landeshoheit zu repriisentieren. § 4 entspricht dagegen der
Auffassung von Mellies: »Der Verbandsvorsteher wird von der Ver-
bandsversammlung mit Zustimmung der Aufsichtsbehorde ange-
stellt.« Auch §17 begiinstigt im Sinne von Mellies die lippischen Kreise
mit der fiir den Fall einer Auflésung vorgesehenen Ubertragung des Rest-
vermogens. Als 1973 im Zuge der Kreisreform tatsédchlich ein GroRkreis
Lippe gebildet wurde, lebte die Diskussion um die Stellung des Lan-
desverbandes zwar noch einmal auf, allerdings ohne Folgen.**

Damit war eine fiir die Bewohner Lippes sehr vorteilhafte Rege-
lung vereinbart worden. In Niedersachsen ist das bekanntlich seiner-
zeit so nicht gelungen. Die Vertreter des ehemaligen Landes Schaum-
burg-Lippe nutzten - teilweise erfolgreich — daher im November 1949
die erste sich bietende Gelegenheit, um in Hannover die Riickiiber-
tragung des Domanialvermogens einzufordern und beriefen sich
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dabei ausdriicklich auf das Beispiel Lippe. Daran haben sich langwie-
rige Auseinandersetzungen angeschlossen. Erst zwei Jahrzehnte spiter
konnte die Eingliederung Schaumburg-Lippes mit einer teilweisen
Riickiibertragung des Domanialvermégens beendet werden konnte.*'*

Verzogerte Genehmigung

Nachdem die Lippe-Gesetze den Landtag passiert hatten und damit die
intensiven Verhandlungen zwischen Diisseldorf und Detmold nach elf
Monaten abgeschlossen werden konnten, dankte Menzel Drake und gab
seiner Hoffnung Ausdruck, »dal§ es Ihnen vergtnnt sein moge, mit [hrer
in Jahrzehnten bewéhrten Verwaltungskunst die Geschicke des neuen
Regierungsbezirks Detmold noch recht lange zum Wohle der Allge-
meinheit zu lenken.«*'” Zweifellos war hiermit ein entscheidender Punkt
erreicht, aber das konnte nicht verhindern, dal§ es schon sehr bald zu
neuen Konflikten kam.

Schon wenige Tage nach der Verabschiedung der Gesetze gin-
gen bei Petri die ersten Stellenbewerbungen ein. Sie muRten zunichst
abschligig beschieden werden, weil »der Personalbedarf vorerst aus den
hier zur Verfiigung stehenden Kriften gedeckt werden« kénne und auler-
dem die Verbandsversammlung dariiber zu entscheiden habe. Da die
Militdrregierung den Lippe-Gesetzen noch nicht zugestimmt habe, konne
aber die Verbandsversammlung noch nicht gewihlt werden.** DaR die
Genehmigung der Militdrregierung noch ausstand, war allerdings
zwischenzeitlich zu einem Problem geworden. Im Januar hatte die
Militdrregierung in Diisseldorf Bedenken gegen die Wertansiitze in den
Lippe-Gesetzen gedulert, die noch ausgerdiumt werden muften.
Weitere Schwierigkeiten wurden zwar nicht erwartet, aber Vogels wies
die Militdrregierung vorsorglich darauf hin, dafl am 1. April das neue
Haushaltsjahr 1949/50 beginne und der Landesverband dann arbeits-
fahig sein miisse.”" Als Mitte Mirz die Zustimmung immer noch nicht
vorlag, wandte Drake sich an den Ministerpréasidenten, dem er die nach-
teiligen Folgen vor Augen stellte: »Dem Landesfiirsorgeverband, der Lan-
desstrassenverwaltung und der Allgemeinen Vermogensverwaltung des
fritheren Landes Lippe in seiner Zusammenfassung im Landesverband
wird mitdem 1.4.d. J. jede Grundlage entzogen. [...] Ich werde als Vertreter
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des fritheren Landes Lippe vor eine Verantwortung gestellt, die ich
schwerlich tragen kann. [...] Die von mir in den letzten Tagen einberu-
fenen Kreisausschiisse der Kreise Detmold und Lemgo haben [...]
beschlossen, bei dem Herrn Ministerprasidenten dringlich vorstellig zu
werden, alle Schritte bei der Militdrregierung zu unternehmen, um die
beschleunigte Genehmigung zu den Lippe-Gesetzen zu erwirken. Ich
erlaube mir deshalb, die Bitte auszusprechen, im Sinne des Beschlus-
ses der massgeblichen Vertretungskorperschaften die erforderliche
Verbindung mit der Militirregierung nochmals besonders betont
aufzunehmen.«* In Diisseldorf war es der Landesregierung zunachst
nicht méglich, von der Militdrregierung eine prizise Auskunft tiber den
Stand der Dinge zu bekommen, da der zustindige Sachbearbeiter im
Urlaub war.*

Inzwischen war der 1. April verstrichen, ohne dall die Gesetze
genehmigt worden waren. Zusitzlich zu der auf Veranlassung von Drake
von den Kreisausschiissen beschlossenen dringlichen Vorstellung
beim Ministerprdsidenten wandten sich die Landrite von Detmold und
Lemgo auch an General Bishop: Ohne die Bestdtigung sei die Bewirt-
schaftung des lippischen Vermégens vollig ungekldart. Am 30. April
meldete »Die Welt«, dal§ die Lippe-Gesetze dem Alliierten Kontrollrat
vorgelegt weden sollten; eine Begriindung dafiir, da die Entscheidung
so hoch angesiedelt werden sollte, wurde allerdings nicht gegeben. Drake
dullerte gegeniiber dem Innenminister allerdings die Vermutung, daly
die Verzogerung mit Anspriichen zu tun haben kénnte, die Prinz Bern-
hard der Niederlande an das lippische Vermogen stellte — nach Drakes
Meinung allerdings zu Unrecht. Um das zu untermauern, verwies er
auf Verhandlungen, die er im Herbst des vorangegangenen Jahres mit
Dr. Stein, dem Anwalt des Prinzen, gefiihrt hatte und die seiner Ansicht
nach ergeben hiatten, dall der Prinz keine Anspriiche mehr geltend
machen kénne. Drake benutzte auch diese Gelegenheit, um die zahl-
reichen nachteiligen Konsequenzen der Verzégerung fiir den Haushalt
des Landesverbandes aufzuzihlen, fiir die lippischen Kulturinstitute,
fiir den dringend notwendigen Ausbau der Béder, fiir die Domidnen- und
Forstbetriebe und nicht zuletzt fiir die erforderlichen Stellenbesetzun-
gen.”” Bei seiner Forderung nach beschleunigter Genehmigung der
Gesetze fand Drake unerwartete Unterstiitzung durch die kommuni-
stische Landtagsfraktion. Mit einer Kleinen Anfrage machte sie ihrer-
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seits am 25. Juni 1949 im Landtag auf den gesetzlosen Zustand bei der
Verantwortlichkeit fiir das lippische Landesvermogen aufmerksam.*
Der Innenminister beschrinkte sich in seiner — nicht eben prompten
— Antwort vom 24. August darauf, den Landtag aufzufordern, ebenfalls
beim Zivilgouverneur zu intervenieren.” Uberhaupt gewinnt man den
Eindruck, daR man es in der Landesregierung leid war, stindig in die-
ser Sache gedriingt zu werden. Die beiden lippischen Kreistage hatten
im Juli inhaltlich {ibereinstimmende Resolutionen gefal3t, in denen der
andauernde Schwebezustand beklagt wurde. Drake tibersandte sie Ende
des Monats dem Innenminister zur Kenntnis. Ergénzend schrieb er:
»General Bishop hat bei seinem kiirzlichen Besuch mir zugesichert, daf$
er General Robertson bitten werde, sich unmittelbar beim Kontrollrat
einzuschalten, um die Genehmigung schnellstens zu erreichen. Es wiirde
zweckmiéBig sein, wenn dieser Schritt auch von dort aus unterstiitzt wer-
den kinnte.« Das Schreiben hat in Diisseldorf einen sehr bezeichnen-
den Randvermerk erhalten: »Jetzt nicht schon wiederl«, man solle damit
noch etwa zwei Wochen warten.*

Am 12, September 1949 erhielt Ministerprisident Arnold von dem
Regional Commissioner General Bishop schlieflich die Lippe-Gesetze
mit dem Genehmigungsvermerk der Militdrregierung iibersandt. Im
Begleitschreiben wurde der Zusammenhang zwischen der Verzogerung
und den Anspriichen von Prinz Bernhard bestitigt; gleichzeitig wurde
die Landesregierung fiir die Wahrung dieser Anspriiche gegeniiber dem
lippischen Landesvermogen verantwortlich gemacht: »Dem Prinzen
Bernhard ist bereits mitgeteilt worden, dald seine Lage vollig gesichert
ist, da die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen Rechtsnachfolger
des Landes Lippe und somit aller gegen das Land Lippe gerichteten
Anspriiche oder Verpflichtungen ist. Es wird zweifellos mdglich sein, dal
Herrn Dr. Stein vom Herrn Innenminister eine @hnliche Versicherung
abgegeben wird.«**

Streit um das Wahlverfahren und Konstituierung
der Verbandsversammlung

Wihrend des nervosen Wartens auf die Bestatigung der Gesetze durch
die Militarregierung mufite auch noch die Frage gelost werden, nach
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welchem Verfahren die Delegierten der Kreistage fiir die Verbandsver-
sammlung gewéhlt werden sollten.

Menzel hatte Drake im Mirz — etwas vorschnell, wie sich zeigen
sollte — mtindlich mitgeteilt, dals man mit der Genehmigung in den néich-
sten Tagen rechnen kénne. Drake gab diese Nachricht am 22. Mérz 1949
an die beiden Kreisverwaltungen mit der Aufforderung weiter, die Wahl
der Delegierten zur Verbandsversammlung jetzt vorzubereiten, da die
Gesetze dann sofort in Kraft triten.*” Vier Wochen spiter hatte der Kreis-
tag Detmold seine Vertreter fiir die Verbandsversammlung bestimmt:
Es befand sich unter ihnen jedoch keiner aus Detmold. Umgehend
beklagte sich der Stadtdirektor bei Drake: Mehr als 20 % der Kreisbe-
wohner seien Detmolder, die Stadt Detmold sei mit einem Drittel an
der Gesamtumlage des Kreises beteiligt, und sie miisse als Regie-
rungshauptstadt ihre Interessen in der Verbandsversammlung vertre-
ten kénnen.*® Der Regierungsprisident konnte jedoch keine Abhilfe
schaffen. »Auch ich hitte gewiinscht, die Stadt Detmold ... vertreten zu
sehen.« Er versprach zwar, sich »im Sinne der Stadtvertretung« einzu-
setzen, machte aber keine Hoffnung.**

Ein weitaus schwierigeres Problem wurde wenige Tage spiiter
erkennbar, als die Lemgoer cbu beim Innenministerium anfragte, wel-
ches Verfahren denn bei der Wahl zur Verbandsversammlung anzu-
wenden sei.* Es hatte sich herausgestellt, dal die Fpp nach Lage der
Dinge in der Verbandsversammlung nicht vertreten sein wiirde — es sei
denn, das Wahlverfahren wiirde gedndert oder eine der beiden groRen
Parteien gibe einen Sitz an die rFpp ab. Rechtsanwalt Ludwig WeRler aus
Schotmar, Fop-Fraktionssprecher im Kreistag Lemgo, wandte sich mit
verschiedenen Vorschldgen zu diesem Problem an Drake; u.a. meinte
er, dafl man dhnlich wie bei der Besetzung von Kreistagsausschiissen
ohne Riicksicht auf das Stimmenverhiltnis alle Parteien beteiligen kiinne.
WeRler wies darauf hin, daR von 80 Abgeordneten in beiden Kreisen zehn
der ¥pp angehorten, und es miisse mindestens ein Fpp-Vertreter in der
Verbandsversammlung sein, da man seiner Meinung nach beide Krei-
se als eine Wahlkorperschaft anzusehen habe. »Dafiir spricht zwingend
der Umstand, dalt die beiden Kreise gemeinsam das ehemalige Land
Lippe reprisentieren, um dessen Domanium es hier geht.« Fiir den Fall,
daR die rpp auf diesem Wege nicht beriicksichtigt wiirde, kiindigte WeRler
eine Verwaltungsklage an.*”
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Das Problem hiitte mit einer Durchfiihrungsverordnung zum
Gesetz iiber den Landesverband gelost werden kénnen - nur war das
nicht moglich ohne ein genehmigtes Gesetz.** Bei diesem Stand der
Dinge muften vorliufige Regelungen gefunden werden, um die Arbeit
der Organe des Landesverbandes vorzubereiten und Haushalts- und Ver-
mégensfragen zu beraten. Einem Vorschlag des Detmolder Oberkreis-
direktors folgend*® wurde zun#chst eine »provisorische Verbandsver-
sammlung« gebildet, die zweimal — am 27 Juni und am 12. September
1949 — zusammentrat.*

Nachdem die Gesetze am 28. September verkiindet und damit
wirksam geworden waren, teilte Drake den Kreisverwaltungen in
Detmold und Brake mit, dall der Landesverband jetzt existiere und daf§
die Verbandsversammlung so schnell wie méglich mit regelméfSigen
Sitzungen beginnen miisse. Daher seien umgehend je fiinf Vertreter
zu entsenden.””

Wegen der fehlenden Bestitigung der Gesetze waren die Bera-
tungen iiber das Wahlverfahren fiir die Verbandsversammlung sowie die
Vorbereitungen fiir deren Konstituierung bisher blockiert gewesen; jetzt
konnten sie mit Aussicht auf Erfolg wiederaufgenommen werden. Fiir
den 24. Oktober hatte Drake zu einer Besprechung der hierfiir jetzt unmit-
telbar anstehenden Fragen eingeladen, an der neben Drake, Schéne und
Petri die beiden Landrite Johanning und Feldmann, acht Abgeordne-
te aus beiden Kreisen und fiinf weitere Vertreter aus der Bezirksregie-
rung und den Kreisen teilnahmen. Erster Beratungspunkt war der
Anspruch der rpp auf einen Sitz in der Verbandsversammlung und ihre
Forderung nach Korrektur der Wahl im Kreistag Lemgo. Landrat Feld-
mann erlduterte das Zustandekommen dieses Ergebnisses: Bei der Wahl
der Delegierten zur Verbandsversammlung im Kreistag Lemgo seien drei
spp- und zwei cpu-Abgeordnete gewdhlt worden. »Beziiglich des Ein-
spruches der rpp erklérte er, da bei der Vornahme der Wahl nach dem
d'Hondtschen Hiichstzahlverfahren auf der Grundlage der Sitze im Kreis-
tage sich fiir den 3. Sitz der spp bzw. den 1. Sitz der Fpp je 6 Stimmen
ergeben hitten. Da man nach allgemeiner Auffassung eine Entschei-
dung durch das Los nicht fiir angebracht gehalten habe, habe der Kreis-
tag entscheiden miissen, der den Sitz der spp zugesprochen habe. Bei
der Uberlassung des Sitzes an die Fop wiirde sich sonst die Tatsache erge-
ben haben, dal die spp mit 33 Sitzen in beiden Kreistagen zusammen
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nur iiber 4 Sitze in der Verbandsversammlung verfiige, wihrend die cou
mit 31 Sitzen iiber 5 Sitze in der Verbandsversammlung verfiige.« Drake
dulerte Verstindnis fiir Forderung der ¥pp und empfahl, »im Ver-
handlungswege einen praktischen Weg zu finden, um die rpp zu befrie-
digen, und zwar bei Beriicksichtigung Gesamtlippes.« In diesem
Zusammenhang stellte er auch fest, daR die kpp bei den Kommunal-
wahlen am 17. Oktober 1948 nur 6.000 Stimmen erhalten habe und daher
— anders als die Fpp mit einem Ergebnis von 15.200 Stimmen - keinen
Sitz in der Verbandsversammlung beanspruchen kénne. Landrat Feld-
mann betrachtete allerdings das Ergebnis der Delegiertenwahl im Kreis-
tag Lemgo als endgiiltig und wollte sich auf Verhandlungen nicht ein-
lassen. Mellies unterstiitzte ihn dabei und begriifSte ausdriicklich die
Absicht von Rechtsanwalt WeRler, vor dem Verwaltungsgericht den Sitz
fiir die rop einzuklagen - so kénne man immerhin endgiiltige Klarheit
gewinnen.**

Da sich bei den Verhandlungen auf dieser Ebene keine Liosung
el iakeni abzeichnete, lief§ Drake von Regierungsdirektor Schone ein Gutachten
Landtagsabgeordneter erstellen. Es lieR die Ausweglosigkeit aller bisher erérterten Verfah-
rensweisen deutlich werden: Eine Losent-
scheidung werde tiberall abgelehnt, eine
Urwahl widerspreche dem Gesetz, ebenso
der denkbare Verzicht einer Partei auf ein
Mandat zugunsten einer anderen; auch
eine Entscheidung auf der Grundlage der
Stimmenzahl anstelle der Kreistagsmanda-
te sei nicht mit dem Gesetz vereinbar. Das
Gutachten kommt im Ergebnis zu der Emp-
fehlung einer Losentscheidung als dem
kleinsten Ubel. Falls diese Losung nicht
akzeptiert werde, miisse die Landesregierung
Durchfiihrungsbestimmungen erlassen.*”
Drake legte es dem Innenminister vor und
unterstiitzte in seinem Begleitschreiben
den Anspruch der epp aus grundsitzlichen
Erwdgungen. Dariiber hinaus war es ihm
allerdings auch wichtig, dal die rpp Heinz

Krekeler fiir die Verbandsversammlung
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nominiert hatte; er galt als innerparteilicher Gegner von Max Staercke

und seiner proniedersédchsischen Agitation. Das war fiir Drake ein wich-

tiger Grund, sich fiir Krekeler einzusetzen.”* Dieser hatte sich mit der

Forderung nach einer Durchfithrungsverordnung zu dem in dieser Hin-

sicht unzureichenden § 4 des »Gesetzes tiber den Landesverband Lippe«

ebenfalls an den Innenminister gewandt.* Er begriindete seine For-
derung damit, daR die rpp bei »der Traditionsgebundenheit der ganzen
lippischen Bevélkerung« in der Verbandsversammlung als »lippische Tra-

ditionsorganisation« vertreten sein miisse; die rpr-Wihler forderten das
»mit Nachdruck«.*’Von Krekeler hatte Drake auch erfahren, daf§ Innen-
minister Menzel angeblich eine Novellierung des Gesetzes plane, durch
die die Mitgliederzahl der Verbandsversammlung von zehn auf zwolf
erhdht werden solle, um der rFpp zu angemessener Beteiligung zu ver-
helfen. Die Absicht zu einer Novellierung stiel8 bei Drake jedoch auf
Widerstand; aus grundsétzlichen Erwédgungen strebte er eine Regelung

»auf der gegebenen gesetzlichen Grundlage« an; »ich konnte freilich nicht
umhin, dem Minister anzudeuten, dald mir diese Flickerei an den Geset-

zen aus parteipolitischen und temporiren ZweckmifBigkeiten heraus
nicht gefillt: Ein Gesetz und dergleichen ist mir immer etwas Heiliges,
mindestens etwas, was mit Vorsicht behandelt werden mulf3, in Riick-

sicht auf die Bewertung der Gesetze durch die 6ffentliche Meinung.«**
In Diisseldorf hatte sich auch das Kabinett mit der Sache beschaftigt
und war offenbar zu einer Gesetzesinderung bereit, nahm aber - ganz
im Sinne Drakes — dann davon wieder Abstand und empfahl stattdes-
sen ein Losverfahren. Es lieB aber auch die Mdéglichkeit offen, weitere
Vorschldge einzureichen.*” Vogels teilte Drake den Kabinettsbeschluf3

telegraphisch mit; anstelle einer Auslosung riet er aber dringend »zu einer

Einigung auf freiwilliger Basis durch Zuteilung des zehnten Sitzes an
Dr. Krekeler«.** Diesen Vorschlag hatte Vogels schon zuvor gemacht, und
Drake hatte auch versucht, ihn umzusetzen - allerdings vergeblich, wie
erVogels am 22. November schrieb: »Ich habe versucht, Ihrer Anregung

entsprechend auf die beteiligten Parteien dahin einzuwirken, dass die

cpu einen Sitz an die ¥pp abgibt. Nach meiner Uberzeugung ist nur

dieser Vorschlag sachlich vertretbar, weil man in Riicksicht auf die
Gesamtstimmen (49.000 SPD, 46.000 ¢bu) der spD nicht wohl zumuten
kann, eine geringere Vertreterzahl in der Verbandsversammlung zu

haben, als die cpu sie hat.« Zunidchst hatten die cbu-Vertreter wohl
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zustimmen wollen, der Vorschlag wurde aber »nachher in der beson-
deren cpu-Sitzung« abgelehnt. »Ich kann hiernach meinerseits die Anre-
gung nur mit meinem Bedauern zurtickgeben, und bitte, moglichst von
dort aus einen letzten Versuch zu machen, die Dinge im oben ange-
deuteten Sinne zu bereinigen.« Eine erneute Behandlung der Sache im
Landtag lehnte Drake allerdings wie schon bei friiherer Gelegenheit ab:
»Das beeintriachtigt den Wert der Gesetzgebung. Auch in dem kleinen
Lippischen Lande wurde frither Wert darauf gelegt, an erlassenen Geset-
zen nur in dringenden und sehr wichtigen Fillen zu flicken«.« Solche
Prizedenzfille wiirden nur zukiinftige gute Vorsitze verderben.
»SchlieBlich erweckt die Aussicht, dall wegen dieser verhiltnismissig
kleinen parteipolitischen Divergenz der ganze Lippische Landesverband
nun wieder fiir drei Monate auf’s Trockene gelegt werden wiirde, wenig
angenehme Vorstellungen.«**

Die »verhdltnismaéssig kleine parteipolitische Divergenz« wurde
in der Offentlichkeit vor allem durch ein Artikelduell zwischen der
»Lippischen Rundschau«und der »Freien Presse« wahrgenommen, das
sich tiber zwei Wochen hinzog. Die der cpu nahestehende »Lippische
Rundschau« warf der spp vor, sie habe die ganze Diskussion nur des-
halb gefiihrt, um iiber eine Gesetzesinderung unberechtigterweise
zu zusétzlichen Sitzen in der Verbandsversammlung zu kommen.** Die
spD-Zeitung »Freie Presse« beschuldigte dagegen unter der Uberschrift
»Verzogert die spp den Arbeitsbeginn? Um die Konstituierung des Lan-
desverbandes - Tendenzitse Darstellung der cou« die cobu der Unkennt-
nis und Boswilligkeit — nicht die spp-Vertreter in den Kreistagen, son-
dern ein leitender Beamter im Innenministerium habe den Vorschlag
der VergréSerung der Verbandsversammlung gemacht.*® Nachdem die
»Westfalenzeitung/Lippische Rundschau« erneut den Vorwurf erhob, die
spD sei verantwortlich dafiir, dall der Landesverband nicht schon lingst
seine Arbeit habe aufnehmen kénnen*’, reagierte die »Freie Presse« mit
der Titelzeile »Gegen niedrige Demagogie der cpu«.**

Dennoch konnte mit Hilfe pragmatischer Kompromisse ein
vorldufiges Ergebnis erzielt werden. Im Detmolder Kreistag waren drei
cpu- und zwei spp-Mitglieder gewihlt worden, wobei auch diese Wahl
nur »auf Stottern« zustande kam.** Die aufgrund eines Verfahrens-
mangels zundchst zweifelhafte Wahl eines cou-Abgeordneten wurde
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Kreistag des Land-
kreises Detmold,
1949
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wenig spéter »durch interfraktionelle Besprechungen des Kreistages
Detmold geklidrt und bestatigt.«*"

Im Kreistag Lemgo war es nur zu einer vorldufigen Wahl der Dele-
gierten zur Verbandsversammlung gekommen, bei der drei Sitze an die
spp und je ein Sitz an cpu und Fpp gegangen waren. Fiir die Bereitschaft
der cpu, den ihr zustehenden zweiten Sitz an die Fpp abzutreten, wurde
zusitzlich ein weiteres cpu-Mitglied als landwirtschaftlicher Sachver-
standiger mit beratender Stimme in die Verbandsversammlung delegiert.
Die Lemgoer cpu war damit aber nur unter Vorbehalt einverstanden und
forderte die Herstellung klarer Verhiltnisse durch Ausfithrungsbestim-
mungen der Landesregierung.*"

Bei der Besprechung am 24. Oktober war fiir die konstituie-
rende Sitzung der 21. November als Termin ins Auge gefal3t worden. Er
mulfSte jedoch — obwohl bereits Einladungen zu diesem Termin an den
Ministerprasidenten Arnold, Innenminister Menzel, Finanzminister
Weitz und an Drakes seinerzeitigen Verhandlungspartner, den jetzigen
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Sozialminister Amelunxen, hinausgegangen waren — zunédchst um eine

Woche und dann wegen der noch ungeldsten Wahlverfahrensfrage noch
einmal verschoben werden. Sie fand schlieflich am 19. Dezember 1949
mit den teilweise nur vorldufig gewidhlten Verbandsversammlungsmit-
gliedern statt. Einziger Tagesordnungspunkt war die Wahl des Ver-
bandsvorstehers und seines Stellvertreters. Bevor die Wahl stattfand, kam
es noch zu »ldngeren Verhandlungen, iiber die ein besonderes »Bei-
protokoll zum Protokoll iiber die konstituierende Verbandsversamm-
lung des Landesverbandes Lippe vom 19.12.1949« angefertigt worden ist.*
Es l4Rt erkennen, daR die Wahl von Heinrich Drake zum Verbandsvor-
steher nicht so selbstverstindlich gewesen ist, wie sie aus der Riickschau

erscheint,

Der Abgeordnete Wendt (cpu) schlug Konrad Petri zur Wahl vor.
Landrat Emil Feldmann (spp) beantwortete diesen Vorschlag mit der
Nominierung von Heinrich Drake fiir den Posten des Verbandsvorste-
hers, dem Petri als Stellvertreter an die Seite gestellt werden sollte. Drake
selbst verlieR nach seiner Nominierung die Versammlung - nicht ohne
zuvor zu erkldren, daR er zwar aus politischen Griinden zogere, diesen
Posten anzunehmen, aus sachlicher Notwendigkeit jedoch dazu bereit
sei— allerdings unter der Bedingung, dal alle Parteien zustimmten. In
der anschlieRenden Diskussion kam die Einigung zustande, Drake zum

Verbandsvorsteher zu withlen, wenn die Aufsichtsfiithrung beim Innen-
minister in Diisseldorf verbleibe und nicht dem Regierungsprisiden-
ten in Detmold iibertragen werde. Die Abgeordneten Wendt (cpu) und
Dr. Krekeler (rpp) schlossen sich diesem Votum an unter der zusétzlichen
Bedingung, dall die Amtszeit des Verbandsvorstehers auf die Wahl-
periode der Verbandsversammlung beschridnkt werde und dald bei
Personalentscheidungen der Verbandsversammlung eine Mehrheit
von sieben Stimmen erforderlich sein solle. Nach dem man sich tiber
die Aufnahme dieser Bestimmungen in die Verbandssatzung geeinigt

hatte, wurde Heinrich Drake einstimmig zum ersten Verbandsvorste-

her gewiihlt, Konrad Petri zu seinem Stellvertreter. Erst vier Tage spd-
ter wurde Drake von dem Abgeordneten Wendt als dem Vorsitzenden
der konstituierenden Sitzung offiziell gefragt, ob er die Wahl annehme.

Drakes Antwort lieR Vorbehalte erkennen: »Ich habe ihm gesagt, dal8 ich

Verfahren — bei dem ich ohne Befragung wegen der Einzelheiten gewdhlt

worden sei — nicht als richtig anerkennen kénne, die Wahl aber wegen
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der sonst entstehenden geschiftlichen Schwierigkeiten angenommen
hiitte. Ein Riicktritt bleibe vorbehalten.«***

Zwar waren damit noch ldngst nicht alle offenen Probleme im
Verhiiltnis des Landes Nordrhein-Westfalen zu seinem Landesteil
Lippe gelost, aber es war zumindest auf der institutionellen Ebene ein
Abschlufd erreicht. In dem Schreiben, das Drake nach Weihnachten an
Arnold, Amelunxen und Menzel richtete, kam zum Ausdruck, welche
Bedeutung das fiir Drake gehabt hat. An Arnold schrieb er: »Der Lip-
pische Landesverband ist vor wenigen Tagen auf dem Grunde der durch
Landtag und Kabinett verabschiedeten >Lippe-Gesetze« Wirklichkeit
geworden; er hat unter meinem Vorsitz seine Arbeit aufgenommen. Es
ist mir in diesem Augenblick ein Bediirfnis, Thnen zu danken. Darf
ich Sie frdl. bitten, als kleine Erinnerungsstiicke an diese Stunde die
hierneben stehenden Zeugnisse lippischer Handwerkskunst geneigtest
personlich entgegenzunehmen.«**

Mit der férmlichen Konstituierung der Verbandsversammlung war
aber das Problem des Verfahrens bei der Wahl zur Verbandsversamm-
lung noch nicht gelost. Noch eine Woche vor der konstituierenden Sit-
zung hatte Drake um beschleunigten Erlal8 einer entsprechenden Durch-
fiihrungsverordnung gebeten. Doch das brauchte seine Zeit. Ende
Februar verfalte die Detmolder cpu eine Eingabe an den Innenmini-
ster: Sie stellte die Lage der Verbandsversammlung als ungesetzlich dar,
beklagte, daR dies von der Landesregierung geduldet werde, wo es doch
um die Verwaltung von Werten in Millionenhéhe gehe, und dufferte den
Verdacht, »dass gewisse politische Kreise den Erlass der Durchfiih-
rungsbestimmungen absichtlich hinauszégern.« Menzel gab die Eingabe,
»deren Inhalt Sie wohl interessieren wirde, an Drake weiter und stellte
fest: »Wir waren uns dariiber einig, dall es am besten sei, wenn die durch
lose Vereinbarung zwischen den Parteien konstituierte Verbandsver-
sammlung ihre Tétigkeit einige Zeit in die Hand nehmen sollte, damit
durch sachliche Zusammenarbeit die vorhandenen Gegensitze tunlichst
abgeschliffen wiirden. Ich habe die ernste Befiirchtung, dal, wenn
wir jetzt im Wege der Ausfiihrungsbestimmungen sagen, da@ fiir die
Verhiltniswahl das de Hondt'sche System maRgebend sein soll und dann
eine formale Wahl gemiR diesem Grundsatz stattfindet, die Gegensitze
erneut aufflackern werden.« Um das zu vermeiden, bat er Drake, die Ver-
treter der cpu »davon zu liberzeugen, dall das von uns gewihlte Ver-
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fahren im Hinblick auf die Umstinde das beste ist.«*** Drake hat das ent-
weder nicht versucht, oder er war damit nicht erfolgreich, denn schon
wenige Tage spiter stellte die Lemgoer cpu eine ultimative Forderung
nach einer Wahlverfahrensregelung: Der gegenwiirtige Schwebezustand
sei untragbar und mute »wie ein Hohn auf alle Demokratie anl« Wenn
die Durchfithrungsbestimmungen bis zum 30. April nicht erlassen seien,
»miissen sich die vorldufig nominierten Mitglieder des Kreises Lemgo
und die gewihlten Mitglieder des Kreises Detmold die weitere Mit-
arbeit im Landesverband ausdriicklich vorbehalten.«*°

Ob unter dem Eindruck dieses Ultimatums oder nicht —im Diis-
seldorfer Innenministerium wurde schliellich eine Durchfiihrungs-
verordnung entworfen, die das d’'Hondtsche Hochstzahlverfahren fiir
die Wahl der Verbandsversammlung verbindlich machte*’; sie wurde am
2. Mai vom Kabinett gebilligt.**

117






lll. Der Landesverband gewinnt Profil

Landestraditionsverband oder Gemeindezweckverband?

Im September 1949 hatte die Militdrregierung nach langer Verzogerung
die Lippe-Gesetze endlich genehmigt — damit waren sie in Kraft getre-
ten. DaR der Landesverband nicht unmittelbar darauf seine Tidtigkeit
offiziell aufnehmen konnte, hatte damit zu tun, dafl zunéchst eine Eini-
gung {iber ein geeignetes Wahlverfahren fiir die Landesverbandsver-
sammlung zustande gebracht werden mufte. Als die Vertreter der betrof-
fenen Parteien in den Kreisen Detmold und Lemgo sich zumindest
vorliufig dariiber verstindigt hatten, konnte sich der Landesverband
kurz vor Weihnachten 1949 schliefflich konstituieren und seine Arbeit
beginnen. Damit waren allerdings bestimmte grundsitzliche Fragen nach
dem Selbstverstindnis dieser Institution noch nicht beantwortet.
Zwar war eine Organisation geschaffen, die die im Gesetz beschriebe-
nen Aufgaben erledigen konnte, aber die Frage etwa, ob sich der Lan-
desverband als reine Vermogensverwaltung oder dariiber hinaus als
Reprisentant einer fortdauernden lippischen Reststaatlichkeit verstand,
gewann bald verfassungsrechtliche und politische Bedeutung. Dieser
Meinungsgegensatz hatte den Entstehungsprozell von Beginn an
durchzogen. Er war aber, weil es dazu keine zwingende Notwendigkeit
gab, bis zu diesem Zeitpunkt nicht aufgeldst worden. Gleichwohl war
man sich der Alternativen bewul3t. In einer Aktennotiz hat Petri schon
Ende Mirz 1948 festgehalten, dal der Landesverband wegen seiner
umfassenden Aufgaben nicht ein Organ der Kreise sein diirfe.
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»Hervorzuheben ist, dass sein Charakter mehr derjenige eines Lan-
destraditionsverbandes als eines Gemeindezweckverbandes ist.«*

Die Notwendigkeit, dariiber Klarheit zu gewinnen, ergab sich
jedoch im Zusammenhang mit einem Verfassungsstreit um die End-
giiltigkeit der Angliederung Lippes an das Land Nordrhein-Westfalen.
Eine gerichtliche Kldrung war unumginglich geworden, weil es bei der
Umsetzung der »Punktationen« auf mehreren, teilweise eng miteinan-
der verbundenen Bereichen zu Konflikten gekommen war, die einver-
nehmlich nicht gelést werden konnten. In dem darauthin beim Bun-
desverfassungsgericht angestrengten Verfahren war neben anderen der
Landesverband als Antragsteller beteiligt. Daher mufite zuvor dessen
Aktivlegitimation gekldrt werden; es ging also um die Frage, ob der Lan-
desverband das ehemalige Land Lippe rechtlich vertreten kdnne oder
nicht. Darauf wird spéater zurtickzukommen sein.

Regierungsverlegung

Die in Nummer 4 der »Punktationen« vereinbarte Verlegung des Sitzes
der Bezirksregierung sorgte fiir zdhlebigen, zuweilen mit groRer
Heftigkeit ausgetragenen Streit — bis hin zu offenem Widerstand der Be-
amten der Kommunalabteilung, die sich im Mai 1948 téitlich zur Wehr
setzten, so dal die Uberfiihrung dieser Abteilung unter Polizeischutz
erfolgen mufSte.*

Gegeniiber seinen Gegnern in dieser Angelegenheit betonte Drake
mehrfach, daR er die Verlegung lediglich im Auftrag der Landesregie-
rung durchfiihre — es ist jedoch unverkennbar, dal sie fiir ihn zur
Prestigefrage geworden war. So ist auch die tiber das schon sonst fiir
Drakes Handeln gewohnte MaR hinausgehende Energie zu verstehen,
mit der er die Regierungsverlegung betrieben hat.

Andere Konflikte, die sich bei der Ausgestaltung der »Punkta-
tionen« ergaben, hatten allerdings mit dem Landesverband und seinem
Gegenstand, dem Landesvermogen, weit mehr zu tun.
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Bodenreform

Aufgrund von politischen Vorgaben der Alliierten war 1949 auch in
Nordrhein-Westfalen nach lingerer und nicht ganz reibungsloser
Vorbereitung die gesetzliche Grundlage fiir eine Bodenreform geschaf-
fen worden. Das Bodenreform- und Siedlungsgesetz*' verfehlte sein
urspriingliches politisches Ziel, weil die erforderlichen Enteignungen
gegen die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes nicht durchfiihrbar
waren. So entzogen sich viele Grofgrundbesitzer unter Berufung auf
Artikel 14 des Grundgesetzes der Inanspruchnahme durch das Boden-
reformgesetz. Das BvG verzogerte eine dort anhéingig gemachte Ent-
scheidung mehrere Jahre, so dal® die nordrhein-westfilische Landes-
regierung schlieRlich 1962 das Gesetz zuriickzog.** Damit war die
Bodenreform weitgehend gescheitert, und ihre Wirkung war daher
hauptsichlich auf die Inanspruchnahme staatlicher Doménen zur Schaf-
fung von Siedlungen beschrénkt.*

DaR die geplante Bodenreform Auswirkungen auf das lippische
Domanialvermégen haben kénnte, war Wilhelm Mellies bereits im Januar
1948 aufgefallen. Zu diesem Zeitpunkt hielt Drake es noch nicht fiir
besonders vordringlich, diesen Komplex in die aktuellen Uberlegungen
mit einzubeziehen.” Das »Gesetz iiber die Vereinigung des Landes Lippe
mit dem Land Nordrhein-Westfalen« enthélt in § 4 den Satz: »Das auf
den Landesverband iibergehende Grundvermégen ist im Sinne des
Gesetzes zur Beschaffung von Siedlungsland dem Grundbesitz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen gleichzustellen.«*** Der Konflikt, den diese For-
mulierung ausléste, bahnte sich in einer Denkschrift an, die Drake im
Juli1951 zur Vorbereitung der Verhandlungen iiber Volksabstimmung oder
Vertrag verfalt hat. Bei »schablonenhafter Durchfithrung der Boden-
reforme sei die lippische Siedlungspolitik in Gefahr: »Lippe ist stets {iber-
volkertes Gebiet gewesen. Neuerdings hat sich aber aus dem Handwerk
eine beachtliche Industrie entwickelt, die die iberschiissige Bevolke-
rung aufnimmt, fiir die aber Landreserven bereit gehalten werden miis-
sen. Dazu haben in stirkstem MaRe die Domédnen gedient, und es sind
im Lauf der letzten Jahrzehnte Tausende von Kleinsiedlungen entstanden.
Diese Méglichkeit muR bleiben oder das Land Nordrhein-Westfalen
miifite fiir den Schaden, der Lippe entstinde, Ersatz bieten.«** Letzt-
lich ging es um die Frage, ob das dem Landesverband tibertragene
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Besuch des
Ministerprasidenten
Karl Arnold in Lippe,

1951

Vermagen tiberhaupt in die Bodenreform einbezogen werden diirfe oder

— ersatzweise — wer iiber die Einbeziehung im Einzelfall zu entscheiden
habe.

Als Ministerprésident Arnold am 14. Januar 1952 den Vertretern
Lippes seine Erkldarung zur Lippe-Frage vorstellte, entspann sich zu die-
sem Punkt eine grundsitzliche Diskussion. In der Erkldrung heifSt es
dazu: »Die Entscheidung tiber die Frage, ob das Grundeigentum der
fritheren lippischen Dominen, die jetzt auf den Lippischen Landes-
verband tibergegangen sind, ohne Schiadigung des Gemeinwohls ent-
eignet werden kann, wird der Minister fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten erst nach Anhérung des Landesverbandes Lippe durch Erlass
treffen.«*™ Der zustdndige Minister Heinrich Liibke betonte seine Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit mit dem Landesverband, hielt aber daran
fest, da8 das lippische Domanium »im Interesse der Vertriebenen« in
die Bodenreform einbezogen werden miisse. Drake warf dagegen ein,
daB eine Aufteilung der lippischen Domidnen die Zukunfitsplanung der
Gemeinden beeintriachtige und nannte als Beispiel die Stadt Detmold,
die durch eine »Einbeziehung eines vor ihren Toren liegenden Ritter-
gutes in die Bodenreform sehr stark in ihrer Entwicklung gehindert« sei.
Liibke sicherte daraufhin die Beriicksichtigung értlicher Interessen zu,
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bestand allerdings darauf, da der Landesverband auf keinen Fall allein
entscheiden diirfe, welche Grundstiicke in die Bodenreform einzube-
ziehen seien. Diese Auskunft konnte den Vertretern Lippes nicht genti-
gen. Das in Diisseldorf angefertigte Protokoll dieser Besprechung ent-
halt zum AbschluR dieses Punktes zwar den Satz »Diese Formulierung
findet Zustimmung.« Das hat man in Detmold jedoch anders gesehen:
In dem hier iiberlieferten Exemplar ist handschriftlich »Nein!« hinzu-
gefiigt.® Drake hat die lippischen Bedenken noch einmal schriftlich
zusammengefaft. Um die alleinige Zustandigkeit des Landesverbandes
fiir die Entscheidung iiber lippisches Domanialland zu begriinden, ver-
wies er auf den Domanialvertrag von 1919: »Es muf§ bemerkt werden,
daR der Domanialbesitz durch eine vertragliche Bestimmung aus dem
Jahre 1919 dem lippischen Lande vorbehalten ist und da88 schon des-
halb eine Entscheidung iiber diesen Besitz nicht ohne weiteres getrof-
fen werden kann. Eine solche Entscheidung kann nur der zusténdigen
Vertretungs-Kérperschaft in Lippe vorbehalten sein.« Das Gleichbe-
handlungsgebot in § 4 des »Gesetzes iiber die Vereinigung des Landes
Lippe mit dem Land Nordrhein-Westfalen« interpretierte Drake darti-
ber hinaus anders als die Landesregierung: Nicht die Zustandigkeit der
Siedlungsbehérden ergebe sich aus dem Gesetzestext, sondern vielmehr,
»daR der Landesverband genauso iiber das Schicksal seiner Domadnen
entscheidet wie das Land Nordrhein-Westfalen {iber die etwaige Auf-
teilung seines Grundbesitzes. Zustidndig ist also nicht der Herr Minister
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, sondern die Verbandsver-
sammlung des Landesverbandes Lippe.« Das sei auch die Auffassung
der Verfasser des Gesetzes gewesen. Aulerdem verwies Drake auf die
»Punktationens, die eine Entscheidung in zweifelhaften Einzelfragen
einem beiderseits parititisch zu besetzenden Ausschuls zuweisen. In die-
sem Sinne machte Drake einen Kompromivorschlag, wonach zunéchst
keine Entscheidung getroffen, sondern vom Landesverband mit dem
Einverstindnis aller Betroffenen ein Gesamtplan aufgestellt werden soll-
te.” Die Erkldrung des Ministerprisidenten {iber die Verwaltung der lip-
pischen Landesteile in ihrer endgiiltigen Fassung vom 22. Januar 1952
hat diesen Vorschlag aufgegriffen. Der Landesverband wird beauftragt,
»binnen vier Monaten einen vorbereitenden Plan beziiglich der friihe-
ren lippischen Doménen aufzustellen und mit dem Herrn Erndhrungs-
minister zu beraten, wobei Klarheit dariiber besteht, dass im Rahmen
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der bestehenden Gesetzgebung eine Verstindigung herbeigefiihrt
wird.«”” Der Hinweis auf die bestehende Gesetzgebung besagte, dal$
Arnold nicht bereit war, einen Teil der Entscheidungskompetenz in der
Bodenreform von der Regierung auf den Landesverband zu {ibertragen.

Drakes Feststellung, daR die Verfasser des Vereinigungsgesetzes
seine Interpretation zugrundegelgt hiitten, hat daher in Diisseldorf offen-
bar eine leichte Verunsicherung bewirkt. Jedenfalls hielt Vogels, im Jahre
1946 immerhin Verhandlungsfiihrer der Landesregierung und Kenner
der lippischen Verhiltnisse und ihrer Protagonisten, es fiir angebracht,
sich bei dem fritheren Vorsitzenden des Verfassungsausschusses Jacobi
tiber die damaligen Absichten zu vergewissern. Problematisch wirkte
sich vor allem die Tatsache aus, dall das Bodenreformgesetz noch nicht
existierte, als liber die »Punktationen« verhandelt wurde. Die Antwort
von Jacobi auf die Anfrage von Vogels ist bezeichnend fiir die politische
Situation 1946/47 und ihren Wandel in den sich anschlieBenden Jahren:
»Mir ist in klarer Erinnerung, [...] dal der Verfassungsausschuls in der
Tat von der Vorstellung ausging, dal in irgendeiner Form Sonderver-
magen fiir das Gebiet des fritheren Landes Lippe bestehen bleiben wiirde.
Auch ist mir erinnerlich, dal$ hinsichtlich der Verwaltung desselben, vor
allem aber in Bezug auf die Verfiigungen iiber dieses Vermogen eine
irgendwie geartete Miteinschaltung lippischer Instanzen in Rede
stand. Bei diesen Erwiigungen spielten die Punktationen eine Rolle. Mir
kommen allerdings Zweifel, ob die Praktizierung dieser damals ins Auge
gefallten Behandlung nicht eine ergdnzende gesetzliche Bestimmung
notwendig macht, dies deshalb, weil sehr schwer dartiber hinweg zu kom-
men ist, dal§ das Bodenreformgesetz erst nach der Verkiindung des Ver-
einigungsgesetzes verabschiedet worden ist und hierbei keinerlei Son-
derregelungen fiir das Gebiet des friiheren Landes Lippe Erwahnung
gefunden haben. Nach meiner Erinnerung ist damals, sowohl von sei-
ten der Ministerien als auch der Abgeordneten an das frithere Land Lippe
iiberhaupt nicht gedacht worden. ... Ich tibersehe im Augenblick nicht,
ob man den von lhnen beabsichtigten und von mir nicht zuletzt aus
taktischen politischen Griinden den Lippern gegeniiber bejahten Ver-
such einer verfahrensméRigen Sonderbehandlung des fritheren lippi-
schen Grundvermogens nicht im Wege einer Durchfiihrungsverordnung
durchsetzen kann.«*" Vogels hat diesen Gedanken in seiner Antwort auf-
genommen und fiir eine konkretisierende Ergdnzung des Vereini-
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gungsgesetzes zugunsten des Landesverbandes plddiert. Dafd Liibke sich
dagegen wehre, sei »von seinem Ressortstandpunkt aus [...] verstind-
lich, es zeuge aber von mangelnder Beriicksichtigung »der durch die
Punktationen und das Vereinigungsgesetz gegebene Situation.«*” Der
Briefwechsel zwischen Vogels und Jacobi ist Drake in Abschrift zugang-
lich gemacht worden. Er 148t erkennen, daR es in Diisseldorf nicht nur
die in der Regierung immer stiirker hervortretende Ablehnung der lip-
pischen Wiinsche gab. Als der Hauptausschuf des Landtags am 19. und
21. Januar 1952 die Erkldrung des Ministerprésidenten beriet, haben sich
Abgeordnete von spp, Fop und Zentrum fiir die lippischen Belange ein-
gesetzt und durch ihr Votum bewirkt, daB sich der Ausschull den lip-
pischen Vorschlag zu eigen machte, fiir die lippischen Doménen zunéchst
einen Generalplan zu erarbeiten, bevor endgiiltig tiber die Bodenreform
in Lippe entschieden werden sollte.””

Drake selbst hat unmittelbar im AnschluB an die Erklérung des
Ministerprisidenten wiederum verstéirkt versucht, in Diisseldorf fiir seine
Position zu werben. Die cpu und ihre Landtagsfraktion hatte im Gegen-
satz zu spp, rFop und Zentrum vorbehaltlos die Position von Arnold unter-
stiitzt. Drake schilderte daher dem Fraktionsvorsitzenden Johnen die
gegenwirtige Situation aus lippischer Sicht, wobei er besonders darauf
hinwies, daR die Bodenreform dem Landesverband schwere Verluste
zufiigen werde.” Von einer gewissen Bitterkeit ist ein Schreiben von
Drake an Amelunxen gepragt, der in der neuen Regierung Arnold seit
September 1950 als Justizminister amtierte und dem gegeniiber Drake
daher vor allem die Unantastbarkeit von Vertragen betonte. Drake mufte
den Eindruck haben, daR ausgerechnet der ehemalige Ministerprési-
dent, mit dem er seinerzeit die »Punktationen« vereinbart hatte, nun
als Minister der Regierung Arnold dazu beitrug, den Wert dieser Ver-
einbarungen auszuhohlen. »Eine unumstéfliche Grundlage miifiten die
Vereinbarungen bleiben; sie werden aber nach meiner Uberzeugung
angetastet. [...] Besonders wichtig ist [...] die Frage des Domaniums. Da
konnen wir nicht zulassen, dall der Landwirtschaftsminister [...] in der
Frage der Verwertung der Doménen allein und letztgliltig entscheidet.
[...] Man kann den Landesverband [...] nicht nebenherlaufen lassen. [...]
So war ja nun der Vertrag, den wir seinerzeit geschlossen haben,
nicht gemeint. SchlieRlich kommt auch infrage, dal$ die Verfasser der
Lippe-Gesetze eine eindeutige Rechtsauffassung iiber die fraglichen
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Bestimmungen haben, die besagt, dal der Lippische Landesverband
fiir Lippe an die Stelle des nordrhein-westfilischen Ministers treten
sollte.«*”

Um in dieser aus seiner Sicht unbefriedigenden Situation vor-
anzukommen, bat Drake schliel8lich sogar Arnold selbst, »die ganze Sache
noch einmal zu persénlicher Unterrichtung und Entscheidung an sich
heranzuziehen.«*® Der Ministerpriasident blieb jedoch bei seiner Hal-
tung: »Nach nochmaliger Priifung der von Ihnen dargelegten Punkte sehe
ich [...] keine Mdglichkeit, weitere F\nderungen ander |...] Erkldrung vor-
zunehmen. [...] Ich betrachte die Angelegenheit damit als erledigt.«*”
Dennoch kam es zwei Tage spdter in Diisseldorf zu einer Besprechung
zwischen Drake und Arnold, bei der Drake den Vorschlag machte, nach
Kldrung der noch strittigen Punkte »mit allseitiger Zustimmung mog-
lichst in einem kleinen Akte in Detmold den insoweit endgiiltigen
Anschluss zu proklamieren.« Arnold stellte einen Besuch in Aussicht -
Verhandlungen iiber einmal gefalSte Beschliisse lehnte er aber ab: »Im
Landtage sei iiberhaupt wenig Neigung, sich mit diesen Dingen noch
zu beschiftigen, er habe seine liebe Not, alle an der Stange zu halten.
Einige Abgeordnete sagten, wenn Lippe denn absolut nicht wolle, solle
es irgendwohin gehen. Auch im Kabinett sei es schwierig, zumal da man
immer flirchte, dal aus anderen Teilen des Landes dhnliche Wiinsche
kommen wiirden, die man nicht abweisen diirfe.« Drake beklagte, da8
trotz der fiir die Durchfiihrung der Bodenreform in Aussicht genom-
menen Beratungen mit dem Landesverband der Minister Liibke die Ent-
scheidungen treffen werde, »und das sei bedenklich, weil ihm praktisch
damit die Entscheidung tiber alle lipp. Dominen in die Hand gegeben
sei.« Diesen Befiirchtungen hat Arnold entgegengehalten, die Lipper
»mochten Vertrauen haben, dass alles in bester Weise geregelt werden
solle. Ich [Drake| habe versichert, dass blolRes Vertrauen kaum ausrei-
che, besser sei unter Vertrauenden, dass sie ihre Absichten fixierten, und
so spéatere Enttduschungen von vornherein unterbanden.«*”

Obwohl in Lippe die Enttduschung tiber die Haltung der Lan-
desregierung im gleichen Mafle wuchs, wie die Regierung an Verstdndnis
fiir die lippischen Wiinsche verlor, kam es am 15. April 1952 zu einem
Besuch Arnolds in Detmold. Die Hoffnung, hierbei einen Durchbruch
zu erreichen, wurde jedoch enttéduscht durch die Weigerung des Mini-
sterprasidenten, tiber sachliche Verdnderungen gegeniiber seiner
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Erkldrung vom 22. Januar zu verhandeln. Lediglich zu Verfahrensfragen
beziiglich der Bodenreform machte er Zugestdndnisse.*”

Seit Mitte Februar hatte Drake die Moglichkeit einer gericht-
lichen Kldrung in Rechnung gezogen®’; nach dem Konferenzergebnis
vom 15. April 1952 schien dieser Weg unausweichlich.

Es waren aber noch weitere Konflikte hinzugekommen, die bei
der Abfassung der »Punktationen« noch nicht erkennbar gewesen sind,
die aber mit der Unvereinbarkeit der zwischen Amelunxen und Drake
unter besonderen politischen Umstinden ausgehandelten Angliede-
rungsbedingungen mit der nordrhein-westfilischen Verfassung und einer
Reihe von Landesgesetzen zu tun hatten.

Landschaftsverbiande und Verwaltungsreform

Im Juli 1950 bemerkte Drake in einem Brief an den Bielefelder Ober-
biirgermeister Ladebeck: »Ich mache [...] kein Hehl daraus, dal$ ich in
einem verhiltnisméRig kleinen Lande, wie es Nordrhein-Westfalen [im
Vergleich zum friitheren PreuRen, d. Verf.] ist, das Bestehen zweier Pro-
vinzialverbiinde, wie sie hier vorgesehen sind, nicht fiir richtig, um einen
sehr milden Ausdruck zu gebrauchen, halte.«*® Das war ein Reflex der
zu dieser Zeit bereits angestellten Uberlegungen zur Neuordnung und
weiteren Entwicklung der fritheren preuBischen provinziellen Selbst-
verwaltung. Nachdem die Landesregierung zunichst einen einheitlichen
Provinzialverband fiir das ganze Land geplant hatte, wurde nach dem
Regierungswechsel von 1950 als vorldufiges Ergebnis erneuter Beratungen
im Februar 1951 der Entwurf fiir eine Landschaftsverbandsordnung als
Regierungsvorlage in den Landtag eingebracht.™

In Lippe wurde dieser Entwurf sehr genau tiberpriift. Nicht die
Erneuerung der Provinzialverbdnde — seit der Regierungsvorlage mit ver-
anderter Bezeichnung — an sich, sondern die geplante Kombination mit
einer umfassenden Verwaltungsreform hatte Drake alarmiert. Vorgesehen
war, eine Reihe von bisher zentralen staatlichen Zustandigkeiten auf die
erneuerte provinzielle Selbstverwaltung und auf die Gemeinden zu iiber-
tragen und die staatliche Mittelinstanz auf einen Kernbereich von
Hoheitsaufgaben zu beschrinken. Anzahl und Umfang der staatlichen
Mittelbehérden — der Bezirksregierungen — hitten dann erheblich ein-
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geschrinkt werden kénnen.* Hier vor allem setzten die Bedenken von
Drake ein, die er in einem ausfiihrlichen Schreiben dem Ministerpri-
sidenten Anfang April 1951 unterbreitete: »Wenn die dem Landtage vor-
liegende Landschaftsverbandsordnung Gesetz werden sollte, wird der
Ostteil des Landes eine schwere Schidigung erleiden. Als Betreuer die-
ses Gebietes, der der Landesregierung fiir die gesunde Entwicklung ver-
antwortlich ist, wie als Garant des Lippischen Landes bitte ich folgen-
de Darlegungen entgegenzunehmen, die aus ernster Sorge hervorgehen.«
Die ernste Sorge wegen drohender schwerer Schidigung galt der mog-
lichen Aufhebung der Detmolder Bezirksregierung; dies hétte an sich
schon eine entscheidende Millachtung der »Punktationen« bedeutet.
Mit einer Verlagerung des administrativen Schwerpunkts nach Miinster
wdren dariiber hinaus erhebliche Nachteile fiir Lippe wie fiir andere
Randbereiche dieser stark vergroBerten Bezirke verbunden: Die Ver-
waltung kénne »bei Entfernungen von 100 - 150 Kilometern nicht volks-
nah, sondern volksfern sein [...]. Die Leitung wiirde reprisentativ, sie
konnte unmdoglich ihren Bereich mit lebendiger und personlicher Anteil-
nahme durchdringen. Einerseits Steigerung der Kosten und Ausgaben
durch Zunahme des biirokratischen Apparats, andererseits schwere Bela-
stung der Bevolkerung durch Reisekosten und Zeitversdaumnisse. Autos
und Flugzeuge stehen vorldufig fiir die Masse der Bevolkerung nicht zur
Verfiigung.« Konsequenterweise hat Drake die Errichtung von fiinf Land-
schaftsverbinden vorgeschlagen, die sich weitgehend an den beste-
henden Regierungsbezirken orientieren sollten — mit Ausnahme eines
eigenen Bezirks fiir das Ruhrgebiet, der aus den anderen herauszu-
schneiden sei. Zur Bewiltigung der »allerwichtigsten Dinge« unter all
jenen Aufgaben, die zur bisherigen landschaftlichen Selbstverwaltung
gehorten — wie Heilanstalten, Versicherungen und Strafenbau - kénne
ein »Landeszweckverband« eingerichtet werden. Im {ibrigen hielt
Drake die ganze Vorgehensweise fiir falsch; seiner Meinung nach wire
eine Gemeindereform das notwendige Fundament fiir alle weiteren Ver-
waltungsreformen. AbschliefSend liel8 er den Ministerprisidenten wis-
sen, »dass diese Landschaftsverbandsordnung im ostwestfilischen Raum
kaum, in Lippe keine Zustimmung findet, im Gegenteil abgelehnt wird.«*

Neben der Sorge um den Erhalt der Detmolder Bezirksregierung
spielte aber auch die Frage eine Rolle, wie das Verhiltnis zwischen dem
Landesverband und den Landschaftsverbidnden zu gestalten sei. Im
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Oktober 1951 hatte Drake einen Entwurf fiir den von ihm angestrebten
Vertrag mit der Landesregierung fertiggestellt, dessen § 3 einen Vorschlag
dazu enthielt: »Falls im Lande Nordrhein-Westfalen Landschaftsverbinde
gebildet werden, ohne dal iiber die Betreuung des lippischen Bereichs
durch sie eine Verstindigung erfolgt wiire, so sind die kulturellen Auf-
gaben im lippischen Gebiete dem Landesverband Lippe zu tibertragen.
Die Bereitstellung der fiir diese Zwecke erforderlichen Mittel an den Lan-
desverband Lippe erfolgt unmittelbar durch das Land Nordrhein-West-
falen.«** Die in diesem Vorschlag enthaltene teilweise Verlagerung von
Zustindigkeiten des Landschaftsverbandes auf den Landesverband Lippe
liest sich fast wie eine Vorwegnahme der Regelung in der Landschafts-
verbandsordnung von 1953. Dennoch liefen die Beratungen nicht direkt
auf diese Losung zu, sondern es wurden in der Diskussion um die
Erklarung des Ministerprisidenten im Januar 1952 noch andere Varianten
entwickelt.

Arnold hatte auf die dem Landtag vorliegende Landschaftsver-
bandsordnung verwiesen, die einen westfilisch-lippischen Land-
schaftsverband vorsehe. Er kiindigte an, daB die Regierung sich im Land-
tag fiir eine Regelung in der Landschaftsverbandsordnung einsetzen
werde, die die Bildung eines besonderen Zweckverbandes »zur Durch-
fithrung der Selbstverwaltungsaufgaben kultureller Art fiir das Gebiet
des fritheren Landes Lippe« ermégliche. Drake hielt das nicht fiir
ausreichend — seine Sorge war, daB Lippe auf kulturellem Gebiet von
Miinster abhingig werden kénne. Zusammen mit Max Staercke und dem
Detmolder Landrat Dr. Johanning forderte Drake unter Berufung auf die
»Punktationen« die Errichtung eines dritten Landschaftsverbandes fiir
Ostwestfalen-Lippe®®: Die Méglichkeit, dal8 Lippe durch Majorisierung
in einem zu bildenden Landschaftsverbande oder in einer dhnlichen
Korperschaft in eine Gemeinschaft gezwungen wiirde, die ihm aus sach-
lichen Erwigungen nicht genehm wire, mul ausgeschlossen werden.«**
Aber auch innerhalb des Kabinetts gab es Widerspruch, allerdings aus
der entgegengesetzten Richtung: So warnte etwa Heinrich Liibke vor
einer solchen Sonderregelung, die leicht zum Prédzedenzfall werden und
an anderer Stelle Begehrlichkeiten wecken konnte.

Nicht nur auf den Landesverband und Lippe insgesamt bezogen
sich die Befiirchtungen, die man hier fiir den Fall der Begriindung
von zwei Landschaftsverbinden hegte. Der Detmolder Biirgermeister
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Richard Moes sah Gefahren fiir seine Stadt heraufziehen, wenn dane-
ben die beabsichtigte Verwaltungsreform verwirklicht und die staatliche
Mittelinstanz an die beiden Landschaftsverbinde gekoppelt wiirde. Auch
er unterstiitzte daher die Forderung nach einem dritten — ostwestfélisch-
lippischen — Landschaftsverband, der seinen Sitz selbstverstdndlich in
Detmold haben miisse. »Detmold als Sitz eines ostwestfilisch-lippischen
Landschaftsverbandes konnte einer die Mittelinstanz betreffende
Verwaltungsreform ruhig entgegensehn.« Er entwickelte dariiber hinaus
aber noch weitergehende Perspektiven: »Vielleicht wiirde ein solcher
Verband sogar die Wege ebnen kénnen zu einer spateren Verschmel-
zung mit dem Lippischen Landesverband. Da ich kein Ur-Lipper bin,
glaube ich diesem uns jetzt so wichtigen Gebilde keine Ewigkeitsbe-
deutung zumessen zu konnen. Aber es kénnte auch in ferner Zukunft
wohl eher in Ostwestfalen als in GroRBwestfalen mit Miinster als
Hauptstadt aufgehn.« Sein Interesse galt jedoch in erster Linie seiner
Stadt: »Im Hinblick auf unsere raumliche Enge sind uns die Fragen iiber
die Zukunft des lippischen Domaniallandes besonders wichtig. Uber
seine Verwertung méchten wir als unmittelbare und mittelbare Inter-
essenten gehort werden. Soweit deckt sich unser Interesse villig mit dem
Recht einer Mitwirkung, das wir dem Landesverband zuerkannt wissen
mochten.«**

Nicht ganz uneigenniitzig machte sich der Landesrat Naunin
vom westfdlischen Provinzialverband die lippischen Forderungen
gegeniiber der Landesregierung zu eigen. Um die lippischen Vorbehalte
gegeniiber einem Landschaftsverband Westfalen-Lippe abzubauen,
betonte er im kommunalpolitischen Ausschull des Landtags die west-
falisch-lippische Interessenkoalition gegeniiber Diisseldorf: »Ein etwai-
ges MifStrauen gegeniiber dem Landschaftsverband Westfalen sei nicht
am Platze. Die westfilischen Kreise wiirden sicherlich mit den lippischen
Anspriichen einverstanden sein; denn Lippe verteidige das, was West-
falen gegeniiber dem Lande verteidige. Man wire unehrlich, wiirde man
die Sonderstellung, die Westfalen vom Lande verlange und nun im Land-
schaftsverband gesichert sehe, Lippe nicht einrdumen.«**

Die Beratungen zum Entwurf fiir eine Erkldrung des Minister-
présidenten iiber die Verwaltung der lippischen Landesteile hatten dazu
gefiihrt, daf der endgiiltige, am 22. Januar 1952 von Arnold unterzeichnete
Text an einigen Stellen ergidnzt oder gedndert wurde. An den Aus-
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fiihrungen iiber den Landschaftsverband fiir Westfalen und Lippe dnder-
te sich dagegen trotz der von lippischer Seite vorgebrachten einmiiti-
gen Kritik nichts.

Mit einer weiteren Denkschrift hatte Drake Ende Februar 1952
den Versuch unternommen, die seit den Verhandlungen sechs Wochen
zuvor festgefahrene Entwicklung wieder in Bewegung zu bringen. Zum
Komplex Landschaftsverband/Verwaltungsreform stellte er fest: »Zwei
Landschaftsverbinde fiir Nordrhein-Westfalen sind nach der ziemlich
tibereinstimmenden lippischen Auffassung ein schwerer Fehler« und
wiederholte seine Forderung nach einem dritten Landschaftsverband
fiir Ostwestfalen und Lippe; dabei stand natiirlich die Sorge um das Fort-
bestehen der Detmolder Bezirksregierung im Vordergrund. Die Gefdhr-
dung des Regierungssitzes Detmold mu wohl als akut empfunden
worden sein, denn Drakes Denkschrift enthielt vorsichtshalber eine Riick-
zugsposition: Falls die Landesregierung im Zuge der Verwaltungsreform
die Zahl der Bezirksregierungen verringern wolle, »so konnte Lippe nicht
darauf verzichten, Vorbehalte zu machen hinsichtlich eigener mittel-
instanzieller Befugnisse fiir wichtige Aufgabenbereiche, so auf dem
Gebiete der Kultur, der Jugendpflege, des Verkehrs, was im einzelnen
festzulegen sein mochte.«*” Bei dem Besuch des Ministerprésidenten
in Detmold am 15. April 1952 duRerte sich Arnold ausweichend: Uber die
Angelegenheit bestehe unter den Fraktionen des Landtags keine Einig-
keit; Landschaftsverbinde und Verwaltungsreform seien allerdings nicht
voneinander zu trennen.*"

Wenn auch nicht fiir die bestehende Unsicherheit tiber die
Zukunft der Detmolder Bezirksregierung, so aber doch fiir das Verhiltnis
zwischen dem Landesverband Lippe und dem kiinftigen Landschafts-
verband Westfalen-Lippe zeichnete sich kurz darauf eine Losung ab.
Ministerialdirektor Dr. Rombach aus dem Innenministerium hatte die
Lippe-Erkldrung des Ministerprisidenten vom 22, Januar kommentiert
und zu Punkt 6, der den Komplex Landschaftsverbéinde/Verwaltungs-
reform und die Maglichkeit eines besonderen lippischen Zweck-
verbandes innerhalb des Landschaftsverbandes behandelt, an den
Ministerprisidenten berichtet, »dal eine zweckverbandsédhnliche
Organisation bereits im Landesverband Lippe besteht, der nach dem
Gesetz iiber den Landesverband Lippe bereits wichtige kulturelle Auf-
gaben zugewiesen worden sind. Dieser Landesverband erscheint als der
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geeignete Triger fiir die Ubertragung weiterer Selbstverwaltungsaufgaben
kultureller Art.« Dementsprechend hatte er auch gleich die erforderliche
Ergianzung zum Entwurf der Landschaftsverbandsordnung formuliert:
»Die in Absatz 2 zu ¢ bezeichneten Aufgaben kultureller Art sind fiir das
Gebiet des fritheren Landes Lippe dem Landesverband Lippe auf des-
sen Antrag zu libertragen.«** Diese Formulierung ist fast wortlich in die
am 12. Mai 1953 vom Landtag verabschiedete Landschaftsverbands-
ordnung eingegangen, die am 1. November 1953 in Kraft getreten ist.

Vor allem die urspriinglich zusammen mit der Errichtung
der Landschaftsverbinde beabsichtigte Verwaltungsreform hatte in
Lippe fiir erhebliche Unruhe gesorgt. Nach dem Regierungswechsel in
Diisseldorf 1956 wurden die Reformpline zunidchst nicht weiterverfolgt.
Mit dem Landesorganisationsgesetz von 1962**, das die Funktion des
Regierungsprisidenten absicherte, fand das zunichst sehr umfassend
angelegte Reformvorhaben insoweit seinen Abschluf$.*"

Seit der Errichtung des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
war Heinrich Drake Mitglied der Landschaftsversammlung, des parla-
mentarischen Gremiums des Landschaftsverbandes. In der Personal-
union von Verbandsvorsteher des Landesverbandes und Mitglied der
Landschaftsverbandsversammlung war Drake in der Lage, die Interes-
sen des Landesverbandes Lippe in Miinster wirkungsvoll zu vertreten
und zu sichern. Vier Jahre spéter hat er sich in einem Grundsatzartikel
in der »Lippischen Rundschau« zum Verhilinis von Landesverband und
Landschaftsverband Westfalen-Lippe geduRert: Der Landesverband habe
das ihm in der Landschaftsverbandsordnung verbriefte Recht, die Uber-
tragung der Aufgaben der landschaftlichen Kulturpflege zu beantragen,
bisher nicht in Anspruch genommen. Dennoch leiste der Landes-
verband als Trdger von Landesmuseum, Landesbibliothek und Lan-
destheater einen Beitrag zur Kulturpflege tiber Lippe hinaus, da Ein-
zugsbereich und Bedeutung dieser drei Institutionen zwischenzeitlich
erheblich gewachsen seien. Um dem Eindruck entgegenzutreten, der
Landesverband sei so etwas wie ein Hilfsorgan des Landschaftsver-
bandes, betonte Drake den im offentlichen BewuRtsein womdglich etwas
verwischten Unterschied zwischen Landesverband und Landschafts-
verband: »Der Landesverband Lippe ist fast reine Vermogensverwaltung
»mit sozialem Einschlag, der Landschaftsverband Westfalen-Lippe dage-
gen eine regionale 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft mit der wichtigen
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Befugnis, Umlagen von seinen Gliedern (Trdgern) zu erheben und mit
dem Recht, wichtige Aufgabengebiete des Landes Nordrhein-Westfalen
zu verwalten: allgemeine und besondere Fiirsorge, Stralen- und Wege-
bau, Jugendpflege, landschaftliche Kultur.« Drake verwies insbesonde-
re auf die direkten und indirekten finanziellen Leistungen aus Lippe fiir
den Landschaftsverband. Er trat damit vor allem der Meinung entge-
gen, daR die beiden lippischen Kreise durch die Existenz des Landes-
verbandes besonders begiinstigt seien. »Soweit ihnen aus den Autkiinften
des Landesverbandes etwas zugute kommt, ist es das Aufkommen aus
eigenem Besitz, das sie in alten Zeiten haben schmerzlich entbehren
miissen und das ihnen heute endlich die an sich so selbstverstindliche
geringe Hilfe in ihren steuerkraftmagig so kiimmerlichen Verhéltnissen
gewihrt. Es ist die leider unzureichende Abgeltung fiir den von ihnen
libernommenen Teil der >landesherrlichen Verwaltung:, deren Funda-
tion das Domanialgut Anno dazumal und bis in neuere Zeit hinein bil-
dete.«* Damit war ein Thema angesprochen, das einige Jahre spéter bei
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der Durchfiihrung der Kommunalreform noch eine wichtige Rolle spie-
len sollte.

Auch mehr als drei Jahrzehnte spéter konnte eine bessere Kennt-
nis der besonderen Charakteristika von Landesverband oder Land-
schaftsverband in der Offentlichkeit offenbar nicht vorausgesetzt wer-
den. Heinz Jurgeneit, langjdhriger Kimmerer des Landesverbandes, hat
1989 in einem ldngeren Aufsatz zur aktuellen Situation des Landesver-
bandes auch zu dessen Verhiltnis zum Landschaftsverband Westfalen-
Lippe Stellung genommen: »Grundsitzlich muf§ herausgestellt werden,
dall der Landesverband Lippe eine eigenstindige von der Einrichtung
und Organisation des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe vollig
unabhingige 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft ist und auch in der ent-
scheidenden Aufgabenstellung des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe (Strallenbau und Gesundheitswesen) keine Aufgabenverbindung
zum Landesverband Lippe besteht. Es gibt jedoch eine Verbindungs-
achse zwischen diesen beiden Institutionen, und diese liegt im kultu-
rellen Bereich. Die nach der Landschaftsverbandsordnung den Land-
schaftsverbinden Westfalen-Lippe und Rheinland tibertragene
Zustiandigkeit im Rahmen der landschaftlichen Kulturpflege sieht fiir
den lippischen Bereich eine Sonderregelung in der Weise vor, dal hier
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in Lippe die landschaftliche Kulturpflege dem Landesverband Lippe
tbertragen ist.«**

Volksabstimmung

Eine Volksabstimmung iiber die Eingliederung Lippes nach Nordrhein-
Westfalen, wie sie von der Milit4rregierung in der Verordnung Nr. 77 vor-
gesehen war, hat bekanntlich nicht stattgefunden. Wihrend der Bera-
tungen iiber die Lippe-Gesetze haben die verschiedenen mit der Sache
befalten Vertreter der Militirregierung mehrfach darauf gedrungen, dal
die Méglichkeit fiir eine Abstimmung erhalten bleibt. Im Innenmini-
sterium wurde zu Beginn des Jahres 1951 schlieflich ein »Gesetz iiber
eine Volksabstimmung in den Landkreisen Detmold und Lemgo« ent-
worfen. Das Kabinett hat dem Entwurf am 26. Februar 1951 zugestimmt,
zugleich aber zur Kenntnis genommen, »dall der Innenminister an die
Bundesregierung die Anfrage richten wird, ob die vorgesehene Abstim-
mung als Volksbegehren nach Art. 29, 11 GG anerkannt werden wird.«**
In diesem Fall hiitte das Ergebnis eine rechtlich bindende Wirkung fiir
zukiinftige Neugliederungen gehabt. Im tibrigen war dieser Grundge-
setzartikel von Anfang an durch die Alliierten suspendiert gewesen; er
ist erst mit dem Ende des Besatzungsstatuts am 5. Mai 1955 in Kraft getre-
ten. Das Bundesinnenministerium teilte auf diese Anfrage aber im Mirz
1951 mit, daR eine Volksabstimmung in Lippe kaum eine grofSere Bedeu-
tung als eine reine Meinungsumfrage haben konne.** Fiir diesen Fall
herrschte zwischen Diisseldorf und Detmold Einigkeit, dall man den
Gesetzentwurf dann zuriickziehen kinne. Das ist im Ergebnis auch so
geschehen: Der Entwurf wurde am 18. April 1951 dem Landtag vorgelegt,
der ihn ohne Debatte an den Hauptausschul® iiberwies.”* Die Militér-
regierung hatte auf Anfrage inzwischen eine vorldufige Verschiebung der
Volksabstimmung empfohlen. Der Entwurf hat im Hauptausschul§ gele-
gen, bis dieser im Dezember 1951 eine Volksabstimmung in Lippe end-
giiltig ablehnte.* Die Landesregierung hat den Entwurf daraufhin am
1. Dezember 1951 zurtickgezogen.™

Bei einer Wahl, die unabhéngig vom Ergebnis keine praktischen
Auswirkungen haben wiirde, sei, so Drakes Befiirchtung, nur mit
einer duBerst niedrigen Beteiligung zu rechnen, und dann wiren die
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vermutlich besser motivierten Gegner von Nordrhein-Westfalen um Max
Staercke im Vorteil.*” Staercke und der von ihm dominierte »Ausschufs
fiir die Vorbereitung eines Volksentscheides iiber den Anschlul8 Lippes
an die Nachbarlander Niedersachsen oder Nordrhein-Westfalen« spiel-
te in dieser Auseinandersetzung eine wichtige Rolle, die bereits weiter
oben charakterisiert worden ist. Er betrachtete es als seine Aufgabe, die
niedersdchsische Option fiir Lippe offenzuhalten. Die politisch etwas
uniibersichtliche Entwicklung der Volksabstimmungsfrage in den fiinf
Jahren von der Verordnung Nr. 77 bis zur Erkldrung des Ministerprasi-
denten konnte sich der Ausschul§ dabei zunutze machen.

Solange Artikel 29 GG suspendiert war, muRten alle Versuche, die
Eingliederung Lippes nach Nordrhein-Westfalen riickgdngig zu machen,
erfolglos bleiben. Nach dem Inkrafttreten des Artikels im Mai 1955 war
diese Moglichkeit prinzipiell gegeben. Ein Durchfiihrungsgesetz vom
23.12.1955 setzte allerdings eine Frist bis zum 5.2.1956 — bis zu diesem
Datum hiitte ein entsprechendes Volksbegehren eingeleitet werden miis-
sen. In Lippe ist dies nicht geschehen, nicht einmal die Mitglieder des
Kreises um Max Staercke haben das versucht. Dal? diese Moglichkeit nicht
genutzt wurde, kann wohl als stillschweigende Zustimmung zur End-
giiltigkeit des von Amelunxen und Drake 1946/47 ausgehandelten und
von der britischen Militarregierung in der Verordnung Nr. 77 verfligten
Anschlusses Lippes an das Land Nordrhein-Westfalen gewertet werden,
der 1955 auch vom Bundesverfassungsgericht bestitigt worden war.*”

Vertrag statt Abstimmung

Anstelle einer Volksabstimmung strebte Drake bereits seit September
1951 den Abschlul® eines zweiseitigen Vertrags zwischen dem Landes-
verband Lippe »als Treuhénder der Lippischen Bevilkerung« und Nord-
rhein-Westfalen zur Regelung aller offenen Fragen an. Die Vertragsform
hielt Drake deshalb fiir notwendig, »weil ein einfaches Gesetz ohne recht-
liche und besondere Schwierigkeiten vom Landtag des Landes Nord-
rhein-Westfalen wieder gedndert werden konne.«Vogels wandte dage-
gen ein, dall staatsrechtliche Abmachungen nur zwischen Staaten
getroffen werden konnten; der Landesverband sei daher kein geeigne-

and

ter Vertragspartner.” Damit war ein Punkt angesprochen, der in dem
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spiteren Verfassungsstreit grofle Bedeutung erlangen sollte; an dieser
Stelle wurde er nur angerissen.

Zur Vorbereitung der dafiir notwendigen Verhandlungen arbeite-
te er eine Denkschrift aus, die einen Entwurf zu einem »Vertrag zwischen
dem Lande Nordrhein-Westfalen und dem Landesverband Lippe«ent-
hélt. In acht Paragraphen wurden alle wesentlichen Punkte benannt,
die aus lippischer Sicht noch einer endgiiltigen Regelung bedurften und
iiber die in Lippe Konsens herrschte. Da dies fiir die Schulfrage nicht
vorausgesetzt werden konnte, ist sie in dem Vertragsentwurf nicht auf-
gefiihrt. Dagegen werden die »Punktationen« sowie die beiden Lippe-
Gesetze zu Bestandteilen des Vertrages erkldrt (§1); es wird bestimmt,
daR Detmold Sitz von Bezirksregierung und Landgericht bleiben und
daR zusitzlich das Landesverwaltungsgericht von Minden hierher ver-
legt werden soll; eine Verdnderung der Kreisgrenzen und eine Einfiihrung
der Amterverfassung soll nur mit Zustimmung der beiden lippischen
Kreise geschehen; die 1k- und Handwerkskammer-Bezirke diirfen nur
mit Zustimmung ihrer Trigerschaft verandert werden (§2); »Falls im
Lande Nordrhein-Westfalen Landschaftsverbinde gebildet werden, ohne
daR iiber die Betreuung des lippischen Bereichs durch sie eine Ver-
stdndigung erfolgt wiire, so sind die kulturellen Aufgaben im lippischen
Gebiete dem Landesverband Lippe zu {ibertragen. Die Bereitstellung
der fiir diese Zwecke erforderlichen Mittel an den Landesverband Lippe
erfolgt unmittelbar durch das Land Nordrhein-Westfalen.« (§3); das lip-
pische Landesarchiv wird drittes nordrhein-westfalisches Staatsarchiv
(§4); die Musikakademie soll vom Land geférdert werden und seinen
Sitz in Detmold haben; bei Neugriindung oder Verlegung einer Pada-
gogischen Akademie soll Lippe beriicksichtigt werden (§ 5); die Bdder
Salzuflen und Meinberg sollen »stéirkste Forderung« erhalten und diir-
fen nicht schlechter als das Bad Oeynhausen gestellt werden (§6);
Landesbibliothek und Landesmuseum sollen sowohl regelméfige
als auch zusitzlich jeweils eine einmalige Zahlung erhalten, ebenso soll
auch das Landeskrankenhaus gefordert werden (§7); schlieBlich soll
das Land etwas mehr als zwei Millionen Mark lippischer Altschulden
tibernehmen (§ 8).%

Nach Drakes Vorstellung sollte dieser Vertrag durch ein Gesetz
verdffentlicht werden. Seine Absicht war es offenbar, durch diese dop-
pelte Absicherung den formalen Mangel der »Punktationen« auszu-
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gleichen, der ihm bei deren Entstehung nicht bewul3t geworden war.
Gegeniiber dem Staatsrechtler Prof, Giese, der im Rahmen des Verfas-
sungsstreits ein Rechtsgutachten fiir den Landesverband erstellt hat,
bemerkte Drake im April 1952, »dass Ministerpridsident Dr. Amelunxen
mir gegeniiber seinerzeit zu erkennen gegeben hat, es sei alles in Ord-
nung und in bester Weise geregelt. Dass der Landtag férmlich nicht zu-
gestimmt hat, war mir nicht bekannt.«*

Bevor iiber diesen Vertragsentwurf mit der Landesregierung ver-
handelt wurde, machte Drake ihn am 25. Oktober 1951 zum Gegenstand
einer etwa 3ookopfigen Versammlung von Biirgermeistern, Kreistags-
mitgliedern, Landesverbandsmitgliedern und »namhaften Personlich-
keiten des Landes«. Die Teilnehmer dieser »Turnhallen-Konferenz« in
Lage haben sich im wesentlichen mit dem Entwurf einverstanden erklért.
Eine abweichende Meinung vertrat allerdings Bruno Kirchhof fiir die Fpp.
Er forderte, daR als Vertragspartner auf lippischer Seite neben dem Lan-
desverband die beiden Kreise erscheinen miillten. »Der Landesverband
ist nach unserer Ansicht keine Gebietskorperschaft. Er vertritt nicht den
lippischen Staat, er ist nur der treuhéndische Verwalter der Vermogens-
massen. Er ist durch Landesgesetz gegriindet. Letzten Endes war [!] er
nichts anderes als das ausfithrende Organ der beiden Kreise Detmold
und Lemgo.«*” Ohne auf den merkwiirdigen Imperfektgebrauch ein-
zugehen, protestierte Drake sofort: »Wenn Herr Kirchhof ... ausfiihrt, da8
der Landesverband nur ausfithrendes Organ der beiden Kreise ist, so
ist mir ... nicht bekannt, daR das richtig ist. Der Landesverband hat eine
eigene staatsrechtliche Grundlage. Er wird vom Kreistag gewihlt. Er ist
in keiner Weise in seiner Arbeit durch Beschlulifassungen der Kreista-
ge gehindert. Man kann ihn nicht als ausfiihrendes Organ der Kreise
ansehen.«'™ Wenige Tage spéter legte Drake seine Denkschrift dem
Ministerprédsidenten vor, wobei er auch iiber den Verlauf und die Ergeb-
nisse der »Turnhallen-Konferenz« sowie — merklich distanziert — iiber
den Einwand der rpp berichtete: »Fiir den Fall eines Vertragsabschlus-
ses ist als Vertragspartner auf der lippischen Seite der Landesverband
Lippe vorgesehen. Es ist hier der Wunsch laut geworden, dass die Krei-
se dabei beteiligt werden mochten. Die Frage bedarf hinsichtlich der
Rechtsverhiltnisse und des praktischen Verfahrens noch der Kldrung.«*

Im Hauptausschufl des Landtags stand der Vertragsplan Anfang
Dezember auf der Tagesordnung. Zur Vorbereitung dieser Sitzung fand
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am 30. November eine Besprechung zwischen Ministerprasident
Arnold, dem neuen Innenminister Flecken (cpu) und Drake in Diisseldorf
statt. Flecken machte bei dieser Gelegenheit den Vorschlag, »dass die
Landesregierung eine Erkldarung durch den Herrn Ministerprasidenten
abgebe, etwa des Inhalts, dass das lippische Land nicht schlechter behan-
delt werden solle als irgend ein anderer Landesteil¢; besondere Wiin-
sche aus Lippe, »die man billiger Weise als berechtigt anerkennen miisses,
sollten erfiillt werden, »soweit das die Gesamtsituation organisatorisch
und finanziell irgendwie zulasse.« Drake wurde am Schluff der
Besprechung gebeten, eine Kurzfassung seiner Denkschrift anzuferti-
gen und sie rechtzeitig zur Ausschufsitzung vorzulegen. Drei Tage spd-
ter lag diese Fassung der Landesregierung vor. In der Sitzung des
Hauptausschusses am 4. Dezember, bei der auch Drake anwesend war,
stellte Flecken sie den Mitgliedern vor. Er stellte fest, »dass Herr Prisi-
dent Drake dabei verbleibt, man machte das von ihm vorgelegte Wunsch-
bukett zum Gegenstand von Beratungen und Verhandlungen machen,
die zwischen einer Kommission des Lipper Landes und der Landesre-
gierung zu fiihren seien. [...] Ich befinde mich in Ubereinstimmung mit
dem Herrn Ministerprisidenten, wenn ich sage, dass wir die Angele-
genheit nicht fiir so einfach halten und dass sie sich in Wirklichkeit nicht
ohne Schwierigkeiten wird erledigen lassen, zum mindesten gesehen
unter der deutlichen Ausiibung eines Drucks in Bezug auf die Durch-
setzung von Wiinschen.« Der Ton zwischen Diisseldorf und Detmold
wurde erkennbar schiirfer, je linger die Auseinandersetzung dauerte.
Im weiteren Verlauf der Sitzung sprach der kpp-Abgeordnete Rose,
zugleich Fraktionsfiihrer im Lemgoer Kreistag, dem Landesverband das
Recht ab, als Vertragspartner der Landesregierung aufzutreten. Die
Haltung seiner Partei hatte sich seit den Beratungen der Lippe-Gesetze
im Landtag drei Jahre zuvor™' nicht verindert: Nach wie vor hatte der
Landesverband fiir die Kommunisten ausschlieflich die Funktion einer
Vermégensverwaltung und kam daher als Vertragspartner der Landes-
regierung nicht in Frage. Rose beklagte bei dieser Gelegenheit, dals der
Landesverband sich dennoch Kompetenzen anmalle, die ihm als
nicht unmittelbar demokratisch legitimierter Institution nicht zustiin-
den. »In Lippe ist es vorgesehen, dal die Kreistage die Vertreter in den
Landesverband wiihlen, und zwar im Verhiltnis 5: 5. Nichtgewiihlte kon-
nen jedoch die Vertretung der Kreistagsvertreter iibernehmen, so dal$
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auflerhalb des Kreistages aus der Bevilkerung Vertreter entsendet wer-
den kénnen. Das hat die cou durchgefiihrt, und wir haben festgestellt,
dall im Landesverband den Kreisen zweckgebundene Mittel tiberwie-
sen werden. Das bedeutet praktisch, dal$ nicht vom Volk Gewdhlte iiber
den gewiihlten Vertretern der Kreise stehen, wozu keine gesetzliche
Grundlage vorhanden [ist].«** Sehr viel simpler charakterisierte Innen-
minister Flecken die Lage, indem er das Problem auf den Meinungs-
unterschied zwischen Drake und dessen — nicht einmal prizise be-
zeichneten - innerlippischen Gegnern reduzierte: Lippe sei gar nicht
in der Lage, einen Vertragspartner zu stellen, denn - so das Protokoll -
»der Regierungsprasident hielte den Landesverband, die Kreistagsab-
geordneten die Kreistage fiir zustdndig. Ausserdem sei es fraglich, ob
das Land Nordrhein-Westfalen ... mit einem Landesteil einen Vertrag
abschliessen konne. Deshalb sollte man sich mit einer allgemeineren,
feierlichen und vom Landtag gebilligten Erklarung der Landesregierung
zufrieden geben.«**

Erklarung des Ministerprasidenten statt Vertrag

Einen Entwurf fiir eine solche Erkldrung legte Flecken wenige Tage spéter
dem Ministerprédsidenten vor. Die von Drake anstelle einer Abstimmung
angestrebte Vertragslosung hatte kaum noch Chancen auf Verwirk-
lichung. Dennoch versuchte Drake, sie mit einem dramatisch gehalte-
nen Appell an den Ministerprasidenten kurz vor dem Jahreswechsel noch
zu retten: Lippe verzichte nicht auf die Abstimmung; falls aber nur eine
unverbindliche Volksbefragung maglich sei, miisse jetzt eine zweisei-
tige Vereinbarung getroffen werden, denn das Ende der Fiinfjahresfrist
stehe in weniger als vier Wochen bevor. »Die Landesregierung wird erken-
nen, dass der 21. Januar 1952 nicht ohne eine bestimmte befriedigende
Vereinbarung oder Erkldrung, die nicht einseitig sein darf, voriibergehen
kann. Das gebietet schon die Riicksicht auf ein selbstandig gewesenes
deutsches Land. Ein Blick auf die Geschichte Nordamerikas, auf die
Schweiz beweist, wie eine wohlgeordnete verstindige Demokratie die
Empfindungen kleinerer Gebietsteile zu schonen weiss. Mit einem
»Druckchat dieser Hinweis nichts zu tun.« Damit bezog Drake sich direkt
auf die Ausfiihrungen von Flecken in der Hauptausschuf8sitzung vom
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4. Dezember; den dort vom Minister gebrauchten Ausdruck von einem
lippischen »Wunschbukett« hielt Drake nicht fiir besonders passend und
machte das in seinem Schreiben auch deutlich. Abschliefend bat Drake
darum, umgehend einen Verhandlungsausschull einzurichten und dafiir
»die geeignetsten, mit der Sache vertrauten Referenten zu bestimmen.
Die lippischen Vertreter stehen bereit.«<*'* Arnold lief sich aber dadurch
nicht umstimmen. Fiir weitere Verhandlungen mit der lippischen Seite
sah er keine Notwendigkeit — alle Argumente waren durch Drakes wie-
derholte umfangreiche Denkschriften hinreichend bekannt - und auch
die Bereitschaft der Landesregierung, sich noch linger damit zu befas-
sen, war geschwunden.*®

Die lippischen Probleme mit einer einseitigen Erklidrung zu lésen
hatte fiir die Landesregierung dariiber hinaus den entscheidenden Vor-
teil, daR kein Vertragspartner erforderlich war und man das Problem,
wer die lippische Seite reprisentieren sollte, umgehen konnte. Gelost
wurde es dadurch eben nicht, und so kam es spiter unweigerlich wie-
der auf den Tisch.

Der von der Landesregierung formulierte Erklarungstext wurde
am 14. Januar 1952 in Diisseldorf den Reprisentanten Lippes vorgestellt
und in einer Runde von Ministern durchgesprochen. Das Ergebnis die-
ser Konferenz wurde in den Text eingearbeitet, ebenso erginzende
Bemerkungen, die Drake vier Tage spater nachgereicht hatte.

Am 22. Januar 1952, einen Tag nach Ablauf der Fiinfjahresfrist nach
dem 21. Januar 1947, hat Ministerprisident Arnold den so zustande-
gekommenen endgiiltigen Text der Erkldrung unterzeichnet.”® Er
konnte die Vertreter Lippes jedoch nicht zufriedenstellen. Im Schulstreit
hatten sich die Fronten mittlerweile derart verhdrtet, dal er mit einer
einseitigen Erkldrung nicht mehr zu beenden gewesen wire.

In Abschnitt 9 der »Punktationen« war die Erhaltung der
Gemeinschaftsschule als Regelschule in Lippe vereinbart worden.*” Dies
kollidierte mit den schulpolitischen Bestimmungen der nordrhein-west-
fdlischen Landesverfassung von 1950, die in Artikel 12 den Erziehungs-
berechtigten die Wahl der Schulform zubilligte und die Errichtung von
Bekenntnisschulen auf Antrag erméglichte.””® Um den »Punktationen«
zu entsprechen, wurde der Verfassung in Artikel 89 die sogenannte
»Lippe-Klausel« hinzugefiigt, die allerdings auf Initiative von cpu und
Zentrum in ihrer Geltung auf den Zeitraum »bis zur endgiiltigen Ent-
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scheidung iiber die ... Eingliederung« beschrankt wurde. Damit wurde
die Schulfrage unmittelbar mit der Debatte um die Volksabstimmung
verbunden.

Die Behandlung der lippischen Schulfrage in den Verfassungs-
beratungen hatte das Vertrauen der Lipper in die Zuverldssigkeit der
Diisseldorfer Landesregierung bei der Erfiillung der »Punktationen« nicht
eben bestirkt, und als zusammen mit der Landtagswahl am 18. Juni 1950
auch iiber die neue Landesverfassung abgestimmt wurde, stielS diese
im lippischen Gebiet bei etwa zwei Dritteln der Wahler auf Ablehnung,
wihrend sie im Landesdurchschnitt mit einfacher Mehrheit ange-
nommen wurde. Aus derselben Haltung heraus war auch die Verwei-
gerung der Eidesleistung auf die Landesverfassung durch viele lippische
Lehrer motiviert. Erst nach Androhung schirfster disziplinarischer Mal3-
nahmen waren sie bis auf einen zur Ablegung des Diensteides bereit.””

Mit der Fiinfjahresfrist war auch die Geltungsdauer der »Lippe-
Klausel« in der nordrhein-westfilischen Verfassung abgelaufen, daher
galten nun die nordrhein-westfilischen Schulgesetze unmittelbar
auch im Gebiet des ehemaligen Landes Lippe. Wichtigste Konsequenz
war die nun auch hier gegebene Moglichkeit zur Errichtung von Bekennt-
nisschulen, und diese Moglichkeit wurde genutzt. Eine ausreichende
Zahl von Erziehungsberechtigten hatte in einigen lippischen Kommu-
nen einen Antrag auf Einrichtung katholischer Volksschulen gestellt. Den-
noch weigerten sich die Stadte Detmold, Lemgo und Bad Salzuflen, eine
Bekenntnisschule einzurichten. Die Kommunen begriindeten das
mit dem Hinweis auf die noch ausstehende endgiiltige Eingliederung
Lippes in das Land Nordrhein-Westfalen. Die beantragten katholischen
Volksschulen konnten schlieflich nur nach Anwendung kommunal-
aufsichtlicher Zwangsmittel gegriindet werden.™

Der Verfassungsstreit und die Aktivlegitimation
des Landesverbandes

Nachdem Drake im Juni 1952 im Alter von 70 Jahren — nicht ohne sanf-
ten Druck aus der cpu-Fraktion des Landtags™ — sein Amt als Regie-
rungsprisident aufgegeben hatte, konnte er als Landesverbandsvorsteher
ohne die Beschrinkungen und Verpflichtung zur Riicksichtnahme
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agieren, die mit der Funktion eines Regie-
rungsprisidenten verbunden gewesen
waren. Selbst als er zwischen 1953 und 1956
voriibergehend als Verbandsvorsteher aus-
geschieden war*?, hat Drake an den Aus-
einandersetzungen gewissermalien aus eige-
nem Recht weiterhin teilgenommen. Fiir ihn
selbst bedurfte das vermutlich keiner beson-
deren Rechtfertigung. Aber auch der Lan-
desregierung lag dieser Gedanke nicht fern:
Der spitere Staatssekretdr im Innenmi-
nisterium Fritz Rietdorf hat im Januar 1954
die Legitimation zur Vertretung des ehe-
maligen Landes Lippe allenfalls dem friihe-
ren Landesprisidenten zubilligen wollen.™

Auf Empfehlung von Vogels hatte er
sich im Friithjahr 1952 an den Staatsrechtler

Friedrich Giese gewandt und ihn um ein
Gutachten iiber die verfassungsrechtliche

Situation Lippes gebeten. Dem Auftrag wurden die Fragen nach dem  Albrecht Gehring,
Verbandsvorsteher
des Landesver-
giiltigkeit des Anschlusses Lippes und der Bedeutung der Volksab- bandes Lippe,
1953-1956

Stellenwert der vo Nr. 77 und der »Punktationen« sowie nach der End-

stimmung zugrundegelegt. AuRerdem sollte u.a. gekldrt werden, in wel-
chem Umfang die nordrhein-westfilischen Schulgesetze und die
Bodenreform in Lippe durchgefiihrt werden kénnten und schlieflich,
»welche Stelle fiir das Land Lippe berufen ist, etwa entstehende Rechts-
streitigkeiten mit dem Lande Nrw diesem gegeniiber zu fiihren.« Das
Gutachten lag im Mai vor; es stellte fest, dal es sich bei den »Punkta-
tionen« um eine »rechtsgiiltige und rechtsverbindliche Rechtsverein-
barung« zwischen Nordrhein-Westfalen und Lippe handele und dal
auRerdem der AnschluR Lippes noch nicht endgiiltig vollzogen sei. Zur
staatsrechtlichen Charakterisierung des Landesverbandes fiihrte Giese
an, dal nur dieser als »umfassende und hichste Kérperschaft im Lande
[Lippe]« berufen sei, die Rechte der lippischen Bevolkerung zu wahren.
»War es beim Abschluf der Richtlinienvereinbarung noch das Staats-
fragment Lippe, welches mit dem werdenden Staat Nrw kontrahierte,
S0 ist es seit dem Landesverbandsgesetz vom 5.11.1948 der durch dieses
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Gesetz ins Leben gerufene Landesverband Lippe, der die Rechtsnach-
folge angetreten hat.« Giese schrieb dem Landesverband in seinem
Gutachten die Rechtsstellung »einer dezentralisierten Staatlichkeit« zu
und verglich ihn mit einem Unterstaat innerhalb eines Oberstaates.
»Wurde dieses Gebilde eigener Art auch vornehmlich zur Verwaltung
des durch das Vereinigungsgesetz ausgesonderten Vermogens des friihe-
ren Landes Lippe errichtet (G.v. 5.11.48, §1) und dazu mit Organen aus-
gestattet (Verbandsversammlung und Verbandsvorsteher), so stehen ihm
doch dariiber hinaus alle Aufgaben und Befugnisse zu, welche im lip-
pischen Raume nicht vom Oberstaat Nrw wahrzunehmen sind.« Das Gut-
achten kam daher zu dem Ergebnis, dal der Landesverband Lippe
»zu allen einschldgigen Verhandlungen mit Nrw und zur nichtstreiti-
gen oder streitigen Geltendmachung jener Rechte und Interessen |...]
aktiv legitimiert [ist].«**

Drake hatte sich von diesem Gutachten, das seine Auffassung
untermauerte, versprochen, dafl es einen giinstigen Einflufl auf die
unnachgiebige Haltung der Landesregierung haben wiirde. Diese
Erwartung wurde allerdings enttduscht: Nicht verstindnisvolle Zustim-
mung, sondern helle Empérung loste das Gutachten in der Diisseldorfer
Staatskanzlei aus, nachdem Drake es dem Ministerpriisidenten Mitte
Juni {ibersandt hatte. »Das ist nicht mehr zu iiberbieten!« lautet ein Rand-
vermerk zu der von Giese geforderten Kompetenz des Verbandsvorstehers
zur Geltendmachung des Tatbestandes des Art. 29 G fiir Lippe, und ein
Kommentar am Schlul§ des Gutachtens meint sarkastisch: »Es ist doch
gut, dalé es Professoren gibt!«**

Weitere Versuche zu einer Verstindigung blieben erfolglos.
Ganz im Gegenteil: Nun bemiihte sich die Landesregierung um gericht-
liche Bestdtigung ihrer Position, indem sie beim Verfassungsgerichts-
hof des Landes Nordrhein-Westfalen in Miinster beantragte, in einem
Normenkontrollverfahren festzustellen, dalk die nordrhein-westfilischen
Schulgesetze mit Artikel 89 der Landesverfassung vereinbar seien.** Das
Urteil vom 23. Januar 1954 geht bei der Zusténdigkeitspriifung u. a. auf
die von Giese aufgestellte These von Ober- und Unterstaat ein: »[Die
lippischen Gemeinden| nehmen eine Organstreitigkeit zwischen Orga-
nen des als »Oberstaat« bezeichneten Landes Nordrhein-Westfalen und
des als »Unterstaatsfragment« fortexistierend bezeichneten Landes
Lippe an. Diese Ansicht {iber die Rechtsstellung des fritheren Landes
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Lippe ist sowohl staatsrechtlich wie nach dem vorliegenden Tatbestand
offenkundig unhaltbar, so daB auch alle {ibrigen sich aus ihr ergeben-
den Folgerungen keiner Erdrterung bediirfen.« Die Zustdndigkeit des
Verfassungsgerichtshofes in dieser Sache ergebe sich allein dadurch, dall
sie als Antrag auf Normenkontrolle anhiingig gemacht wurde. In der
Sache hat der Verfassungsgerichtshof die Position der Landesregierung
bestitigt und dariiber hinaus festgestellt, daR die »Punktationen« nur
von politischer Bedeutung seien und keinen rechtsverbindlichen Cha-
rakter hitten. AulRerdem sei die Eingliederung Lippes am 21. Januar 1947
mit endgiiltiger Wirkung erfolgt.*

Damit waren die Fronten geklirt, und um eine Entscheidung zwi-
schen diesen beiden Positionen ging es bei dem folgenden Verfas-
sungsstreit vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Dorthin
wandten sich nun die Vertreter Lippes, weil sie der Meinung waren, daf§
der nordrhein-westfilische Verfassungsgerichtshof als ein Gericht des
Landes Nordrhein-Westfalen nicht in einer Sache entscheiden kénne,
in der das Land selbst Partei sei; sie hielten daher nur das tibergeord-
nete Bundesverfassungsgericht fiir zustéandig.

Noch bevor der nordrhein-westfilische Verfassungsgerichtshof
sein Urteil verdffentlicht hatte, stellten der Landesverband Lippe und
der Kreis Detmold (vertreten durch Professor Giese) sowie der Kreis
Lemgo und die Stddte Detmold, Lemgo und Bad Salzuflen (vertreten
durch den Rechtsanwalt Dr. Redelberger aus Recklinghausen) am
30. Dezember 1953 beim Bundesverfassungsgericht einen Antrag auf
einstweilige Anordnung gegen die nordrhein-westfdlische Landesre-
gierung wegen Aussetzung der Durchfiihrung des »Ersten Gesetzes zur
Ordnung des Schulwesens im Lande Nordrhein-Westfalen vom 8. April
1952 in Lippe.« Dieser Antrag wurde zwar abgelehnt, aber das BvG dufSer-
te sich iiber die eigene Zustiindigkeit in dieser Sache und vor allem dar-
tber, ob der Landesverband als Kldger auftreten kénne. »Als Repri-
sentanten des untergegangenen, aber im angegebenen Umfang als
fortbestehend zu behandelnden Landes sind [...] der Landesverband
Lippe und die beiden lippischen Kreise Detmold und Lemgo anzuer-
kennen. Sie sind die »Exponenten des Volkswillens¢, von denen auch in
Nr. 5 der Punktationen die Rede ist.« Zur Begriindung wird im Urteil ange-
fiihrt, daR der Landesverband eine Selbstverwaltungskorperschaft
ausschlieRlich fiir den Bereich des ehemaligen Landes Lippe sei, daf§
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ihm der grofRte Teil des Landesvermdgens iibertragen und es seine Auf-

gabe sei, Kultur und Wohlfahrt im Bereich des ehemaligen Landes Lippe

zu fordern. Dafld auch den beiden lippischen Kreisen die Eigenschaft zuge-
standen wird, Reprdsentanten der lippischen Bevilkerung zu sein, hat
damit zu tun, dall den beiden Kreistagen im Vereinigungsgesetz vom

5. November 1948 ein Anhorungsrecht bei der Rechtsangleichung ein-

gerdumt wurde. Da die Lippe-Gesetze den Kommunen keine ver-

gleichbaren Vertretungsbefugnisse zugewiesen haben, konnte das

Bundesverfassungsgericht den Stddten Detmold, Lemgo und Bad Salz-

uflen die Fahigkeit nicht zubilligen, in diesem Verfahren als Antragsteller

aufzutreten.” Der Vertreter der Landesregierung Rietdorf hat die Frage
der Aktivlegitimation erwartungsgemall anders beurteilt: »Sollte das

BVerfG [...] das ehemalige Land Lippe noch als prozeRfihig ansehen,

um seine vermeintlichen Rechte gegeniiber dem Land Nordrhein-West-

falen aus den Richtlinien geltend zu machen, so miilite eine Legitima-
tion des Landesverbandes Lippe und der lippischen Kreise und

Gemeinden energisch bestritten werden. Wenn tiberhaupt, dann kénn-

ten insoweit nur die friiheren noch vorhandenen Organe des Landes

Lippe, also etwa der friihere Landesprésident, auftreten.«**

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24. Februar 1954
war eine Entscheidung iiber einen Antrag auf einstweilige Anordnung,
nicht {iber inhaltliche Fragen der Ausgestaltung des rechtlichen Ver-
hiltnisses zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und seinem Lan-
desteil Lippe. Nachdem das BvG dem Landesverband und den beiden
lippischen Kreisen das Recht zuerkannt hatte, fiir das nicht mehr exi-
stierende Land Lippe einen Prozel$ zu fithren, suchten diese nun die Ent-
scheidung in der Hauptsache. Am 17. Juli 1954 reichten sie — vertreten
durch Professor Giese und Rechtsanwalt Redelberger — beim BvG eine
Feststellungsklage ein. Das Gericht sollte die folgenden vier Punkte
bestétigen:

1) Wenn nicht eine Volksabstimmung abgehalten oder eine an deren Stel-
le tretende Willensentscheidung des ehemaligen Landes Lippe ein-
geholt wird, verstofst die Erkldrung der Eingliederung Lippes nach
Nordrhein-Westfalen am 22. Januar 1952 »gegen den ungeschriebenen
Grundsatz der Pflicht zu bundesfreundlichem Verhalten und gegen
weitere vorkonstitutionelle Grundsitze«;

2) die Eingliederung verstofSt unter denselben Bedingungen auch
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gegen die »Punktationen«, gegen den Willen der Militdrregierung und
gegen das Lippe-Gesetz vom 5. November 1948;

3) »Die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen wird verpflichtet, zur
Kldrung der Frage der endgiiltigen Eingliederung des angegliederten
Landes Lippe an Nordrhein-Westfalen auf der Grundlage der Punk-
tationen unverziiglich die Willensentscheidung des Landesverban-
des Lippe und der Kreise Detmold und Lemgo herbeizufiihren«

4) das Schulgesetz vom 8. April 1952 darf im Gebiet des ehemaligen Lan-
des Lippe nicht (hilfsweise: bis zur endgiiltigen Eingliederung nicht)
durchgefiihrt werden. AuRerdem sollte erreicht werden, daf das
Gericht die dauernde Rechtsverbindlichkeit der »Punktationen« fest-
stellt.

Die beantragte Entscheidung des BVG sollte in erster Linie den
Schulstreit beenden, aber die Frage nach der Endgiiltigkeit der Ein-
gliederung und nach dem Stellenwert des Landesverbandes spielte eine
ebenso wichtige Rolle. Die Vertreter der nordrhein-westfdlischen Lan-
desregierung hatten zwar die Aktivlegitimation der Antragsteller
bezweifelt. Sie hielten den Antrag fiir unbegriindet, »weil der Abschluf§
von Vereinbarungen mit einem untergegangenen Staatswesen tiberhaupt
eine rechtliche Unmdglichkeit« sei.

Am 28.Juni 1955 fand die entscheidende miindliche Verhandlung
in Karlsruhe statt. Drake war aufgrund eines MiSverstandnisses nicht
anwesend; er wurde aber anschlieRend tiber den Verlauf unterrichtet.
Professor Smend aus Gottingen, der Drake personlich bekannt war und
der iiber gute Kontakte zum BvG verfiigte, teilte mit, dald die Sache fiir
Lippe nicht gut stehe. »Prof. Giese hat einen ganz schlechten Eindruck
gemacht. Jeglicher Optimismus, der von Seiten Gieses herausgestellt
wiirde, wire unbegriindet. Es wiirde sehr begriifst werden, wenn aufler-
gerichtlich Vergleichsverhandlungen zustande kimen.«*' Derlei Aus-
gleichsversuche hatten weiterhin stattgefunden; sie bestanden vor allem
in dem - letztlich gescheiterten — Versuch, auf schulpolitischem Gebiet
doch noch zu einer KompromiRlésung zu kommen.**

Das Urteil wurde am 28. Juli 1955 verkiindet. Im Anschluf} an das
vorangegangene Urteil vom 24. Februar 1954 hat das BvG auch hier
wiederum seine Zustindigkeit und auch die Berechtigung des Lan-
desverbandes und der beiden lippischen Kreise zur Vertretung der lip-
pischen Bevolkerung vor dem Gericht bestatigt. »Die Antragsteller, der
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Landesverband Lippe und die Kreise Detmold und Lemgo, sind [...] die
Selbstverwaltungskorperschaften, die die Bevolkerung des ehemaligen
Landes Lippe in ihrer Gesamtheit repriasentieren. lhnen mulf daher die
Befugnis eingeraumt werden, fiir das untergegangene Land Rechte gegen
das Land Nordrhein-Westfalen vor dem Bundesverfassungsgericht gel-
tend zu machen.« Aber das war nur ein Teilerfolg. Die von lippischer
Seite gestellten Antrige hat das BvG dagegen abgelehnt. Es begriinde-
te seine Entscheidung vor allem damit, daR den »Punktationen« nicht
der Charakter eines Staatsvertrages zukomme, da sie keinem Parlament
zur Zustimmung vorgelegt worden seien. Die »Punktationen« seien
jedoch als politische Richtlinien, als mehrfach bekriftigtes feierliches
Versprechen der Landesregierung anzusehen, auf dessen Einlésung das
ehemalige Land Lippe einen moralischen Anspruch habe. »Uber die Ein-
haltung solcher politischer Richtlinien kann jedoch das Bundesverfas-
sungsgericht nicht judizieren.« Die Ankiindigung der Volksabstimmung
in der Verordnung Nr. 77 wertete das Gericht als blofe politische Absichts-
erklarung der Besatzungsmacht ohne Rechtsverbindlichkeit und setzte
daher den 21. Januar 1947 als Datum der endgiiltigen Eingliederung Lip-
pes in das Land Nordrhein-Westfalen fest.” Der Kommentar von Drake
zu diesem Urteil hat teilweise einen etwas resignativen Unterton: »Das
Urteil [...] beendet den Streit, es ist endgtiltig. Seine Bedeutung ist unver-
kennbar. Das BvG spricht von hoher Warte. Wenngleich es der Kritik nicht
enthoben ist, so kann es nicht meine Aufgabe sein, den Entschei-
dungsgriinden in rechtlicher Beziehung nachzugehen.« Das BvG hat die
politische Bedeutung der »Punktationen« hoch eingeschitzt - und dies
hat Drake in seinem Kommentar verstindlicherweise besonders her-
vorgehoben: »Diese Punktationen waren getragen von der lippischen
Gesamtbevolkerung und ihrer Vertretung. Indem das erste nordrhein-
westfilische Kabinett sie am 5. Dezember 1946 einstimmig formlich
akzeptierte und die folgenden Kabinette dieses Akzept feierlich
bestitigten, haben sie einen Akt vollzogen, den das BvG einem férmli-
chen Staatsvertrage nicht gleichzusetzen vermochte, dem aber nun das
hochste deutsche Gericht eine bemerkenswerte Auszeichnung verlie-
hen hat.«™
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Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hatte seinerzeit die Verhalt-
nisse in Lippe geklirt. Das bedeutete jedoch nicht, dal sie damit fiir
alle Zukunft zementiert worden wiren.

Mit dem 21. Januar 1947 war nicht nur die lippische Eigenstaat-
lichkeit beendet worden, sondern es gab fortan auch keine einheitli-
che lippische Verwaltungseinheit mehr. Das Gebiet des ehemaligen Lan-
des bestand jetzt aus den beiden Kreisen Detmold und Lemgo. Es war
deshalb unumginglich, fiir die Verwaltung des lippischen Vermogens
zum Nutzen der Bewohner »im Bezirk des fritheren Landes Lippe« (§2
Landesverbands-Gesetz) eine Einrichtung zu schaffen, die diese Auf-
gabe unabhingig von der aktuellen Verwaltungsgliederung erfiillen konn-
te. Die Wiederherstellung einer lippischen Verwaltungseinheit durch die
Bildung eines GroRkreises Lippe wurde 1947 zwar diskutiert, allerdings
ohne ernsthafte Realisierungsaussichten. Anderenfalls wiére der Lan-
desverband damals nach Lage der Dinge wohl kaum errichtet worden.
Als Drake im Februar 1947 gegeniiber Colonel McGregor, dem Chef der
regionalen britischen Militirregierung, die Zweckverbandsplidne
erlduterte, erwihnte er das vergleichbare Konzept fir Schaumburg-Lippe
aus den zwanziger Jahren, als dort Uberlegungen zu einem eventuel-
len AnschluR an PreuRen angestellt wurden. Drake betonte in diesem
Zusammenhang, daR eine solche Losung in Schaumburg-Lippe jetzt
sinnlos sei, »weil dieses Land spéter nur aus einem Kreise bestehen
wird.«** Wenn Drake dieses Beispiel anfiihrt, um fiir Lippe die Not-
wendigkeit zur Errichtung eines Zweckverbandes zu begriinden, dann
hat sich diese Notwendigkeit fiir ihn zunichst allein aus der Tatsache
ergeben, dal das lippische Gebiet keine Verwaltungseinheit mehr dar-
stellte. Die Rolle des vorgesehenen Zweckverbandes als Triager lippischer
Landestradition oder gar als Staatsfragment wie in dem Gutachten von
Friedrich Giese® hat fiir Drake in diesem Begriindungszusammenhang
und zu diesem frithen Zeitpunkt keine Rolle gespielt. Ein undatierter,
vermutlich aber im Friihjahr 1947 verfaRter Vermerk des Oberregie-
rungsrates Konrad Petri weist in einem Nebensatz dem geplanten Zweck-
verband dagegen aber auch die Funktion zu, »Hiiter und Wahrer alter
lippischer Tradition« zu sein und fordert dementsprechend, daR er zum
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Verabschiedung
Heinrich Drakes
durch den Landes-
verband Lippe, 1966

Ausdruck dafiir berechtigt sein miisse, »das
lippische Landeswappen zu fiihren.«*

Mehr als zwei Jahrzehnte spéter hat
Drake in einem lingeren Zeitungsartikel
seine damalige Haltung bestétigt: »Mit der
Begriindung der beiden lippischen Kreise
(anstatt eines Kreises, wie ihn W, Mellies
vorschlug) entstand das Verlangen nach
korperschaftlicher Versicherung des iiber-
kommenen Landesvermogens. So ist der
Landesverband entstanden, der eben die
Sicherheit bietet und bot, dald auf seiner
Basis bei verstindiger Leitung mit direkten
Einfliissen aus den parlamentarischen Berei-
chen der beiden Landkreise eine gerechte
Aufteilung der Uberschiisse im lippischen
Bereich moglich und auch kontrollierbar
SEE.':{;;:IH

Der Artikel war ein Kommentar Drakes zur damals aktuellen
Debatte um die Zukunft des Landesverbandes Lippe. Unmittelbarer
Anlaf fiir diese Debatte waren Gedanken, die der Regierungsdirektor
a.D., zeitweiliger Detmolder Biirgermeister und Mitglied der Verbands-
versammlung Bruno Kirchhof in einem Schreiben an den Verbands-
vorsteher Dr. Arnold Ebert gedullert hatte. Bereits unmittelbar nach
Kriegsende war Kirchhof, wie schon erwéhnt, einer der ersten gewesen,
die sich Gedanken tiber die Zukunft des Landes Lippe und seines Lan-
desvermogens gemacht hatten.* Gerade 78 Jahre alt geworden, nahm
er nun die Beratungen iiber die geplante Kreisreform zum Anlals, um
eine Perspektive fiir den Landesverband unter den sich voraussichtlich
dndernden Bedingungen zu entwickeln.

Etwa seit der Mitte der sechziger Jahre wurden Pline fiir umfas-
sende Neugliederungen auf allen Ebenen staatlicher und kommunaler
Verwaltung in Nordrhein-Westfalen beraten.” Ein wichtiger Teil war die
Neuordnung der Kreise zu leistungsfdhigeren und groferen Einheiten.
Die Kommission, die im Auftrag der Landesregierung die Vorarbeiten
fiir die Neugliederung geleistet hatte, schlug in ihrem Gutachten die
Zusammenlegung der beiden lippischen Kreise Detmold und Lemgo zu
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einem Kreis Lippe vor. Hier wurde diese
Absicht grundsitzlich sehr begriit, wenn
auch die Durchfithrung nur unter erhebli-
chen Schwierigkeiten vonstatten ging. Nicht
zuletzt {iber den Sitz der vereinigten Kreis-
verwaltung wurde gestritten. Schlieflich
erhielt Detmold den Zuschlag fiir die Kreis-
verwaltung; dafiir verlangte Lemgo jedoch
einen Ausgleich. Bereits damals war in die-
sem Zusammenhang von der Verlegung
des Sitzes des Landesverbandes von
Detmold nach Lemgo die Rede; bis zur
Verwirklichung brauchte es dann jedoch
noch eine geraume Weile.*"

Die Folgen der Kreisreform in Lippe
auf den Landesverband beschrinkten sich
jedoch nicht auf die Frage eines moglichen
Ortswechsels der Verwaltung. Mit der Aus-
sicht auf einen vereinten Kreis Lippe stell-
te sich sogleich auch die Frage nach der weiteren Existenzberechtigung
des Landesverbandes unter derart verdnderten Bedingungen. Wie bereits
erwihnt regte Bruno Kirchhof Ende Dezember 1968 in einem Schrei-
ben an den seit zwei Jahren amtierenden neuen Verbandsvorsteher
Ebert* an, »auch landesverbandsseitig einmal ernsthaft {iber die Fol-
gen nachzudenken, welche die von unseren beiden Kreistagen letzthin
50 einmiitig beschlossene Zusammenlegung der Kreise Detmold und
Lemgo fiir das durch die Lippegesetze der lippischen Bevilkerung belas-
sene und dem Landesverband zur Verwaltung anvertraute ehemalige
Domanialvermﬁgen einschlieRlich bestimmter weiterer altlippischer
Anstalten und Einrichtungen haben kann.« Sein Vorschlag zielte dar-
auf ab, dieses Vermégen dem neuen GroRkreis als zweckgebundenes
Sondervermégen zu iibertragen.*

Wenige Tage spiter meldete sich auch Heinrich Drake zu diesem
Thema zuWort. Er stand nicht mehr in der direkten Verantwortung und
kommentierte die Entwicklung daher zwar etwas aus der Distanz, aber
deshalb nicht weniger engagiert. Er hatte die anstehende Wiederbe-
griindung der lippischen Verwaltungseinheit vor Augen und forderte
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lll. Der Landesverband gewinnt Profil

daher - dhnlich wie Kirchhof - die Ubertragung des vom Landesverband
seit zwanzig Jahren verwalteten Vermogens auf den Kreis Lippe. Ihm stan-
den dabei die Verhiltnisse vor Augen, die in Lippe zur Zeit des Freistaats
nach 1919 geherrscht hatten, und er sah Parallelen: »Bleibt der Verwal-
tungskorper Lippes [...] im wesentlichen gewahrt, so tritt der Fall ein,
den wir von 1919 bis 1933 und auch dariiber hinaus bedingterweise gehabt
haben, dall ndmlich die ordnungsgemaR fundierte Landes- oder Kreis-
leitung in dem demokratischen Gefiige des Bezirks die Verfligungsge-
walt iiber das Gesamtgut hitte.« An anderer Stelle hat Drake wenig spa-
ter den Landesverband als »ein Kind der Not« bezeichnet, also
gewissermalien als notwendiges Ubel und einzige, wenn auch nicht opti-
male Maoglichkeit zur Verwaltung des Landesvermogens unter den
damals gegebenen Bedingungen.” Die Ausstattung des Kreises Lippe
mit dem lippischen Vermogen betrachtete er daher als »natiirlichen Ent-
wicklungsprozell«. Am Schlul} des Artikels formulierte er bekenntnis-
haft: »Lippe ein Kreis! Da hinein gehort der Landesverband Lippe mit
seinem Vermogen. Dies Vermogen ist seit Jahrhunderten Landesgut gewe-
sen —es mulS den Landeskindern in erster Linie zugute kommen.«*° Im
gleichen Sinne kommentierte auch die »Lippische Landeszeitung« am
4. Januar 1969: Es sei »nur ein Akt der Vernunft«, das Vermogen auf den
Kreis zu tibertragen und damit »sozusagen das alte lippische Vermégen
in die neue Ehe einzubringen.«**

Alle drei Meinungsdufierungen iibergingen allerdings sowohl die
Uberpriifung ihrer Vorschlidge nach verfahrenstechnischen Kriterien
als auch die Frage der politischen Durchsetzbarkeit. Dafiir brachte der
stellvertretende Landrat des Kreises Detmold Leopold Méller (cpu) die
bisherige Diskussion auf den Boden der politischen Realitit. Er wies
zundchst darauf hin, dal bei einer Einbringung des Landesverbandes
in den Kreis Lippe der Verbandsvorsteher zu einem Dezernenten unter
dem Oberkreisdirektor und die Verbandsversammlung ein Fachausschufd
des Kreises mit nur beratender Stimme werden miiten. Sodann fiihr-
te er die erforderlichen Gesetzesdnderungen auf: Alle im Gesetz liber
den Landesverband Lippe diesem eingerdaumten Rechte miifften per
Gesetz dem Kreis Lippe tibertragen werden; aufSerdem wiren die dem
Landesverband in der Landschaftsverbandsordnung zugebilligten
Rechte auf dem Gebiet der landschaftlichen Kulturpflege auf den Kreis
zu libertragen. All dies miisse zu einer erheblichen Bevorzugung des
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Kreises Lippe gegeniiber allen anderen Kreisen des Landes Nordrhein-
Westfalen fiithren. Die Erfolgsaussichten fiir ein solches Vorhaben schétz-
te Moller eher gering ein: »Ich glaube allerdings nicht, daf8 der Land-
tag bereit ist, dem Kreis Lippe erneut solche Sonderrechte zu geben. Im
Gegenteil!« AuRerdem gab er zu bedenken, daR die Béder, die Kultur-
institute und das Landeskrankenhaus dann demnichst das Préfix »Kreis«
in ihrer Bezeichnung hinzunehmen hitten, was zu einem Imageverlust
fiihren miisse. »Was verspricht man sich davon, wenn wir kiinftig mit
zwei Kreisbiadern (Salzuflen und Meinberg) werben? Wirkt das besser
als die Bezeichnung Staatsbad? Wenn wir bei Ubernahme des Landes-
krankenhauses Detmold dieses fortan Kreiskrankenhaus nennen miif3-
ten, werden wir in Zukunft eine Kreisbibliothek, ein Kreisheimatmuseum
und ein Kreistheater haben. Was soll das?«*”

Wenige Tage spiiter legte Bruno Kirchhof seine Vorschlige als
férmlichen Antrag der Verbandsversammlung vor. Von seinem Plan, das
Landesverbandsvermigen dem Kreis einzugliedern — wenn auch als
gebundenes Sondervermogen —, war er allerdings inzwischen abgertickt.
Er beriicksichtigte jetzt, daR der Kreis bei Verwirklichung seiner ur-
spriinglichen Forderung zu reich werden und er dann weniger Zuschiis-
se vom Land erhalten wiirde. Kirchhof beantragte nun die Umwand-
lung des Landesverbandes in eine Stiftung und legte auch gleich einen
Satzungsentwurf vor.*® Wihrend ihm dies von politischen Gegnern
bereits als »Riickzugsgefecht« ausgelegt wurde*”, fand er bei der Lip-
pPischen Landes-Zeitung Unterstiitzung. Sie apostrophierte den Vorstof§
von Kirchhof als »iiberragendes kommunalpolitisches Ereignis« und hat
sich dariiber hinaus wihrend der ganzen Debatte um den Landesver-
band immer wieder betont kritisch mit dessen herkémmlicher
Konstruktion befalt.

Als die Verbandsversammlung im April 1969 in 6ffentlicher Sit-
zung iiber den Antrag debattierte, argumentierte Kirchhof vor allem mit
der notwendigen Unabhingigkeit von zukiinftigen Gebietsinderungen;
diese sei nur in der Form einer Stiftung zu erreichen. Aulerdem brach-
te er die Frage in die Diskussion, ob »eine Vermogensverwaltung unse-
rer Art iiberhaupt eines parlamentarischen Gremiums« bediirfe.* Ebert
antwortete in einer ersten Stellungnahme sehr diplomatisch. Er lobte
Kirchhofs AuRerungen zunichst »als eine entschiedene Absage an die-
Jenigen, welche jahrelang die Existenzberechtigung des Landesverbandes
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Verbandsversammlung
des Landesverbandes
Lippe, 1966

Lippe angezweifelt und sich darin gefallen haben, die Bedeutung und
die Leistungen dieser Institution zu negieren, zu leugnen oder zu ba-
gatellisieren.«* Verdnderungen der Verbandsversammlung lehnte er
allerdings ab.

Nachdem die Zukunft des Landesverbandes auch in der Offent-
lichkeit linger diskutiert worden war, wurde im November iiber den
Antrag Kirchhofs in der Verbandsversammlung abgestimmt. Der spp-
Abgeordnete Briker wertete die Vorschlige pauschal als ungeeignet zur
Verbesserung der Arbeit des Landesverbandes und wandte sich insbe-
sondere gegen eine Umwandlung in eine Stiftung: »Eine echte Stiftung
kann auch der nordrhein-westfilische Landtag nicht vornehmen, da der
Gesetzgeber nichts stiften kann, was den Lippern schon gehort.« Der
cpu-Abgeordnete Friedrich schloR sich dem an; er betrachtete die kon-
kreten Anderungsvorschlige als Kleinigkeiten, wegen derer man »in einer
niichternen Abwégung der Gegebenheiten, wie sie in Nordrhein-West-
falen bestehene, besser die Finger lassen solle.

Broker beantragte schlieBlich, iiber den Vorschlag abzustimmen
und empfahl, ihn abzulehnen »und davon abzusehen, eine Anderung
in der Organisation des Landesverbandes zu bewirken.« Kirchhofs Antrag
wurde daraufhin mit 9 zu 2 Stimmen verworfen.*®
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Dennoch war damit die Debatte um Zukunft und Existenzbe-
rechtigung des Landesverbandes nicht beendet. Der Verbandsvorste-
her nutzte die Gelegenheit eines ausfiihrlicheren Hoérfunk-Interviews
Ende Januar 1970 zur Formulierung seiner Perspektive fiir den Lan-
desverband. Auch und vor allem wenn der GroBkreis Lippe komme,
miisse der Landesverband als eigenstidndige Institution erhalten blei-
ben. Die Verwaltungseinheiten des Staates und der Gemeindeverbén-
de seien nach Bedarf verinderbar — »Der Landesverband Lippe mulf$ aber
fiir alle Zeiten sein Wirken auf den Raum des fritheren Landes Lippe
erstrecken.« Ebert wandte sich auch gegen den von Drake Ende 1968
angestellten Vergleich mit der Zeit zwischen 1919 und 1947, in der das
Domanialvermégen im Freistaat Lippe nicht separiert war; Drake hatte
diese Verhiltnisse im Kreis Lippe wiederhergestellt sehen wollen. Die-
sen Vergleich wollte Ebert jedoch nicht gelten lassen, da der Landes-
verband andere Funktionen habe als eine Kreisverwaltung. Aullerdem
— Ebert nahm hier die Gedanken von Leopold Maller auf™ — sei ein der-
art dotierter Kreis Lippe zu reich, um die sonst iiblichen Finanzzuwei-
sungen weiterhin beanspruchen zu kénnen; dies sei dann im Effekt sogar
gegen den gesetzlichen Auftrag des Landesverbandes, die kulturellen
Belange und die Wohlfahrt der Lipper zu fordern. »Nach seiner Ent-
stehungsgeschichte soll der Landesverband durch die VerméGgenser-
trignisse der lippischen Bevélkerung etwas Besonderes zukommen las-
sen. Die Absicht des Gesetzgebers wiirde in ihr Gegenteil verkehrt, falls
das Land Nordrhein-Westfalen den Landesverband zur Entlastung der
im iibrigen Landesgebiet mit Staatsmitteln erfiillten Aufgaben heran-
ziehen wiirde.«**

Am Fortbestand des Landesverbandes in einem kiinftigen
Kreis Lippe wurde nicht mehr gezweifelt - jedenfalls nicht in den sozial-
demokratischen Kreistagsfraktionen, die diese Haltung in einer
gemeinsamen Sitzung im April 1971 auf der Grotenburg bekriéftigten.
Fiirs erste war ihnen jedoch die tiberkommene Funktion des Landes-
verbandes als ZuschufRgeber fiir die Kreise doch noch wichtiger: Die
Abgeordneten »gaben der Hoffnung Ausdruck, daf8 die beiden Kreise
kiinftig erh6hte Zuschiisse aus den Ertrignissen des Landesverbandes
erhielten und durch weitere gute Koordination mit den Organen der
Kreise die Wohlfahrt der Bevolkerung im Lande Lippe geftrdert
werde. «**
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Als Ebert im November 1971 den Etat 1972 einbrachte, nutzte er
die Gelegenheit, den bevorstehenden Funktionswandel des Landes-
verbandes im vereinigten Kreis Lippe aus seiner Sicht zu beschreiben:
»Die Aufgaben der Vermégensverwaltung und der Férderung der Kul-
turinstitute werden durch die bevorstehende Zusammenlegung der bei-
den Kreise Detmold und Lemgo keineswegs geringer. Der Landesver-
band wird zwar dann nicht mehr die Aufgabe haben, als Klammer zu
wirken und Kréfte darauf zu verwenden, die lippische Einheit zu for-
dern; um so mehr gilt es aber, die anderen Aufgaben, die ja bisher auch
schon ganz tiberwiegend die Tétigkeit des Landesverbandes ausgefiillt
haben, mit Tatkraft und Initiative zu erledigen.«**

Indessen hatte sich die Zielrichtung der Landesverbandskritiker
etwas verschoben. Im Hinblick auf die anstehende Vereinigung der Krei-
se Detmold und Lemgo hatte zunichst die lippische »Wiedervereini-
gung«und deren Absicherung Prioritit. Daher standen in der dennoch
weiterlaufenden Diskussion nicht mehr die Existenz des Landesver-
bandes tiberhaupt oder die Organisationsform im Vordergrund, sondern
die Zusammensetzung der Verbandsversammlung. Wiederum setzte sich
die Lippische Landes-Zeitung an die Spitze der Kritik am Status quo
des Landesverbandes und forderte wiederholt, die Verbandsversamm-
lung zu entpolitisieren. Dieser Gedanke war auch schon in dem Kirch-
hofschen Antrag enthalten gewesen, aber er wurde jetzt stirker betont,
nachdem der Stiftungsplan gescheitert war. Mit dem Hinweis auf die
Amterhaufung bei den »Parteifunktionéren« verlangte sie, das Beschluf-
gremium des Landesverbandes zur Hilfte mit »Persénlichkeiten des
offentlichen Lebense, vor allem aus der Wirtschaft zu besetzen.*”

Auch wenn zwar die Frage der Fortexistenz des Landesverban-
des nicht mehr unmittelbar im Zentrum der Diskussion stand und
zundchst die bevorstehende Vereinigung der beiden lippischen Kreise
sowie anschliefend die Konsolidierung des neuen Kreises Lippe abge-
wartet werden sollte, befand sich der Landesverband nicht eben in einer
besonders stabilen Phase seiner Entwicklung, als der Verbandsvorste-
her Ebert Ende Mérz 1972 der Verbandsversammlung offiziell mitteil-
te, dal’ er zum Staatssekretdr im nordrhein-westfilischen Ministerium
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten berufen worden sei. Die spb-
Fraktion beantragte, die Nachfolge umgehend zu regeln und keine lin-
gere Vakanz entstehen zu lassen, »um Spekulationen einer eventuellen
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Integration des Landesverbandes Lippe in
den GroRkreis Lippe entgegenzutreten.«*
Etwas zogerlicher ging die lippische cou das
Problem an. Der Kreisvorsitzende Kuhl-
mann schlug vor, zundchst die Griindung
des Kreises Lippe abzuwarten, anschliefend
dariiber nachzudenken, wie die Rolle des
Landesverbandes »in dem dann wiederver-
einigten Lippe« zu gestalten sei und erst
dann die Nachfolgefrage endgiiltig zu bera-
ten. Um sich in dieser Lage nicht auf einen
auf zwolf Jahre anzustellenden Verbands-
vorsteher festlegen zu miissen, brachte
Kuhlmann den Gedanken ins Spiel, den
Spitzenposten im Landesverband wieder,
wie bis 1966, ehrenamtlich zu besetzen™;
durchsetzen konnte er sich mit diesem
Vorschlag jedoch nicht. Die Verbandsver-
sammlung bestimmte zum Nachfolger
Eberts den spp-Politiker Helmut Holldnder als hauptamtlichen Ver-
bandsvorsteher. In der Neufassung der Satzung des Landesverbandes
vom 13.4.1973 ist die Bestimmung tiber die Stellung des Verbandsvor-
stehers eher noch deutlicher gefalst als in der Satzung von 1966: Hiel8
es seinerzeit: »Die Anstellung kann auch als Beamter auf Zeit fiir 12 Jahre
erfolgenc, so findet sich in der neuen Satzung die Formulierung: »Seine
Anstellung erfolgt in der Regel als Beamter auf Zeit fiir 12 Jahre.«**
Das »Bielefeld-Gesetz« vom 24. Oktober 1972 regelte die Neuglie-
derung der Gemeinden und Kreise in der nordlichen Hélfte des Regie-
rungsbezirks Detmold. Mit Wirkung ab 1. Januar 1973 entstanden die Krei-
se Giitersloh, Minden-Liibbecke und Lippe.™ Die Folgen, die sich aus
der Begriindung des Kreises Lippe fiir den Landesverband ergaben, regelt
§26 mit den logisch notwendigen Anpassungen der Formulierungen im
»Gesetz {iber den Landesverband Lippe vom 5. November 1948«."* AulSer-
dem wurde die Festlegung auf Detmold als Sitz des Landesverbandes
gestrichen.” Zur notwendigen Anpassung an die aktuellen Gegeben-
heiten gehorte es auch, daf man sich bei den Bestimmungen iiber die
Haushaltsfithrung nicht mehr auf die Reichshaushaltsordnung, die

157

Kreisreform

Helmut Holléander,
Verbandsvorsteher
des Landesver-
bandes Lippe,
1972-1999



lll. Der Landesverband gewinnt Profil

Wirtschaftsbestimmungen fiir die Reichsbehdrden und die Rech-
nungslegungsordnung fiir das Reich, sondern auf das fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen geltende Haushaltsrecht bezog.™

Aber nicht nur das Gesetz tiber den Landesverband Lippe, son-
dern auch die Satzung des Landesverbandes mufSte den neuen Gege-
benheiten angepalt werden. Bis dahin war die Satzung von 1952 fast
unverdndert in Kraft gewesen — mit Ausnahme der erwihnten, nicht
unwesentlichen Anderung von 1966. Die neue Satzung war dagegen keine
weitere Uberarbeitung der Satzung von 1952, sondern sie unterschei-
det sich erheblich von ihrer Vorgédngerin. Sie tragt zunédchst formal der
Kreisreform Rechnung: Regelungen zur gleichgewichtigen Vertretung
der beiden Kreise in den Ausschiissen der Verbandsversammlung™ waren
nun ebensowenig noch erforderlich wie die genaue Balance der finan-
ziellen Zuwendungen des Landesverbandes fiir die Kreise.* Dagegen
enthédlt die neue Satzung sehr viel prizisere und differenziertere
Bestimmungen iiber die Aufgaben des Verbandsvorstehers™, der Ver-
bandsversammlung® und ihren einzelnen Abgeordneten.” In der alten
Satzung fehlte eine Bestimmung tiber die dienstrechtliche Stellung des
stellvertretenden Verbandsvorstehers. Auch als 1966 die Méglichkeit einer
hauptamtlichen Besetzung der Verbandsvorsteherstelle mit Beamten-
status als Kannbestimmung geschaffen worden war, ist der Passus tiber
den stellvertretenden Verbandsvorsteher nicht gedindert worden — man
ging wohl grundsatzlich noch von der ehrenamtlichen Verbandsfithrung
aus. Die neue Satzung machte die hauptamtliche Besetzung der Vor-
steherstelle zur Regel und muRte daher fiir den Stellvertreter den ehren-
amtlichen Charakter der Stelle festlegen.”

Doch nicht nur im Hinblick auf rechtliche und verwaltungs-
praktische Bestimmungen war die Satzung von 1952/66 tiberholt. Ein
Vergleich zeigt, dall ganze Passagen weggefallen sind, ohne in der neuen
Satzung eine Entsprechung gefunden zu haben. Es handelt sich durch-
weg um allgemeine und grundsitzliche Ausfiithrungen. So heif3t es in
§7 der alten Satzung : Neben der Fiihrung der laufenden Geschiifte, der
Vorbereitung der Beschliisse der Verbandsversammlung und der Ver-
tretung des Landesverbandes nach aullen ist es die Aufgabe des Ver-
bandsvorstehers, »auf sparsamste Verwendung aller Mittel zu achten.«
In §13 waren Grundsiitze fiir den Haushaltsplan und die Verwaltungs-
arbeit formuliert worden, die man so 1973 nicht mehr fiir erforderlich
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hielt: »Oberster Grundsatz der Arbeit des Landesverbandes soll die For-
derung des allgemeinen Volkswohles sein; Vorteile einzelner miissen
dahinter zuriicktreten.« § 14 der Satzung von 1952/66 fallt noch einmal
zusammen: »Die Verwaltung des Landesverbandes Lippe soll zweck-
miRig gegliedert und im Aufwand sparsam sein. Sie soll die besten lip-
pischen Uberlieferungen wahren. In die Verwaltung des Landesverbandes
diirfen nur beste Kriifte aufgenommen werden, die im ganzen eine vor-
bildliche Arbeit sichern.«*”

An eine Satzung wurden 1973 unter verdnderten Bedingungen
andere Anforderungen gestellt als 1952 und noch 1966. Aber auch die Spra-
che der alten Satzung war tiberholt.
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Schlufl

Die neue Satzung von 1973 markiert eine entscheidende Zisur in der
Geschichte des Landesverbandes. Sie bildet den Abschlul$ einer mehr-
jahrigen Phase, die geprigt war von Diskussionen iiber die Zukunft oder
sogar iiber die Existenzberechtigung des Landesverbandes. Derart tief-
greifende Auseinandersetzungen um den Landesverband als Institution
hat es seither nicht mehr gegeben.

In den 50 Jahren seines Bestehens hat er den Zweck, zu dem er
errichtet wurde, erfiillt: Das Verméogen des ehemaligen Landes Lippe dient
nach wie vor dem Nutzen der Bewohner des heutigen Kreises Lippe und
damit nahezu genau der Region, die bis 1947 das Land Lippe umfaf3t hat.

Gewil ist die vor 50 Jahren entstandene und zwischenzeitlich
modifizierte Organisationsform nicht die einzig mogliche oder allein
vorstellbare Antwort auf die Problemstellung der Jahre 1946/47 gewesen
~ Alternativen sind seinerzeit und spiter durchaus formuliert worden.
Aber es war unter den politischen Bedingungen der unmittelbaren Nach-
kriegszeit eine Losung zustandegekommen, die die Voraussetzung da-
fiir bot, das Landesvermégen zusammenzuhalten und bestimmungs-
gemal zu nutzen.

Insoweit steht der Landesverband Lippe in der Tradition der Aus-
einandersetzung um das Domanialvermdgen, die sich in Lippe erst seit
der zweiten Hilfte des 19. Jahrhunderts und dann als sehr ziher Pro-
zel in mehreren Schritten abgespielt hat. Bis 1918 konnte ein entschei-
dender Durchbruch in den Verhandlungen zwischen dem Landtag und
dem jeweiligen Fiirsten bzw. seiner Regierung nicht erreicht werden.
Erst die Revolution von 1918 und der Sturz der Monarchie schufen die
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notwendigen Voraussetzungen fiir den Erfolg. In Lippe gelang dann mit
dem Domanialvertrag von 1919 die endgiiltige Trennung von fiirstlichem
Privatbesitz und Staatsvermogen. Dariiber hinaus war im Domanial-
vertrag festgelegt worden, daR dieses Vermogen »bei Anderung des staats-
rechtlichen Bestandes des Freistaats Lippe« diesem Gebiet erhalten blei-
ben solle — ein Gedanke, der nicht neu war: Bereits 1868 wurde in den
Verhandlungen iiber den (ersten) Domanialvertrag die Maglichkeit
beriicksichtigt, dal® das Fiirstentum seine Selbstindigkeit verlieren konne.

Akut wurde dies dann nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs,
als die britische Militdarregierung unter dem Einfluff internationaler
sicherheitspolitischer Probleme die Neugliederung ihrer Besatzungs-
zone organisierte und sich schlieflich auf eine Struktur festlegte, die
drei Flaichen- und zwei Stadtstaaten vorsah. DaR das Land Lippe dabei
seine Selbstdndigkeit aufgeben muflte, verstand sich von selbst. Ob auf-
grund britischer Grofziigigkeit im kleinen oder weil es der Militér-
regierung gleichgiiltig war, wohin man sich in Lippe orientierte, sei dahin-
gestellt — jedenfalls hatte aber Lippe im Gegensatz zu den anderen
ehemals nichtpreuffischen Klein- und Mittelstaaten auf diesem Gebiet
in der zweiten Jahreshilfte 1946 die Gelegenheit, sich fiir einen der bei-
den ihm benachbarten Flachenstaaten, Niedersachsen oder Nordrhein-
Westfalen, zu entscheiden. Damit war Verhandlungsspielraum gegeben,
und er wurde genutzt. Nur unter diesen Bedingungen konnte die Maxi-
me der Sicherung des Landesvermdgens fiir die Bewohner des Landes
Lippe iiberhaupt zum Kriterium in der Anschluflfrage gemacht werden.
Wo dies wie in Schaumburg-Lippe, Oldenburg und Braunschweig nicht
moglich war, ist das jeweilige Landesvermégen zunichst umstandslos
in das Staatsvermdgen des neuen Landes (in diesem Fall Niedersach-
sen) iibernommen worden. Die Entscheidung fiir den Anschluf§ an das
westliche Nachbarland erdffnete in Lippe die Méglichkeit, das Landes-
vermogen in eigener Verwaltung zu behalten. Mit dem Landesverband
wurde die Organisation geschaffen, die diesen Zweck erfiillen sollte.
Weitere Ausgestaltung und genaue Zweckbestimmung dieser Organi-
sation unterlagen allerdings wiederum den damaligen politischen Be-
dingungen.

Die Neuordnung der ehemaligen provinziellen Selbstverwaltung
in Verbindung mit dem Plan einer umfassenden Verwaltungsreform
beriihrte zu Beginn der 50er Jahre die lippischen Interessen gleich mehr-
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fach. Die projektierte Verminderung der Regierungsbezirke bedrohte den
Bestand der Bezirksregierung Detmold, und die Zusténdigkeit des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe auf kulturellem Gebiet mulSte gegen
den Aufgabenbereich des Landesverbandes abgegrenzt werden; in Lippe
wurden neue Abhiingigkeiten von Miinster befiirchtet. Fiir den Bereich
der Kulturpflege ist in der Landschaftsverbandsordnung von 1953 eine
einvernehmliche Losung gefunden worden, wéhrend die tiefgreifenden
Verwaltungsreformpléne einige Jahre spéter vorerst versandet sind.*

Der Streit um die Verfiigungsberechtigung tiber den Grundbe-
sitz des Landesverbandes im Zusammenhang mit der geplanten
Bodenreform ist zwar letztlich ergebnislos geblieben, weil die Boden-
reform insgesamt gescheitert ist. Aber er hatte zu grundsétzlichen Aus-
einandersetzungen zwischen dem Landesverband und dem Minister fiir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten gefiihrt, die einen Teilbereich
eines sich {iber acht Jahre hinziehenden Streites zwischen den Repri-
sentanten des ehemaligen Landes Lippe und der Landesregierung in
Diisseldorf ausmachte. Dabei ging es um verschiedene Punkte der Ein-
gliederungsbedingungen, die sich erst im Vollzug als strittig erwiesen
oder deshalb strittig wurden, weil sich die Diisseldorfer Politik nach dem
Regierungswechsel 1950 vor allem im Schulbereich geéindert hatte. Zwar
hatte der Schulstreit unmittelbar mit dem Landesverband nichts zu tun,
aber er wurde zusammen mit dem ungel6sten Volksabstimmungs-
problem zum Anlall der Auseinandersetzung vor dem Bundesverfas-
sungsgericht um die Endgiiltigkeit der Eingliederung Lippes nach Nord-
rhein-Westfalen iiberhaupt und um den Stellenwert der »Punktationen«
im besonderen. In diesem Verfahren ist der Landesverband neben den
Kreisen Detmold und Lemgo als Antragsteller fiir das ehemalige Land
Lippe aufgetreten. Da die nordrhein-westfélische Landesregierung als
Antragsgegner die Legitimation des Landesverbandes bestritten hatte,
mufte auch diese Frage vom Gericht entschieden werden. Das Bun-
desverfassungsgericht hat sich zwar auf das Argumentationsgebidude
des Staatsrechtlers Giese mit einem nordrhein-westfilischen »Oberstaat«
und einem lippischem »Unterstaatsfragment« nicht eingelassen. Es hat
aber dem Landesverband die Prozelfihigkeit als Reprasentant des unter-
gegangenen, aber in gewissem Umfang als fortbestehend zu betrach-
tenden Landes Lippe zugebilligt. Zur Begriindung hat das Gericht die
Eigenschaft des Landesverbandes als Selbstverwaltungskdrperschaft
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mit Zustidndigkeit ausschlieRlich fiir den Bereich des nicht mehr exi-
stierenden Landes Lippe sowie die Tatsache hervorgehoben, dall dem
Landesverband der grite Teil des lippischen Landesvermdgens iiber-
tragen worden sei.

Der Landesverband als Reprdsentant des untergegangenen
Landes Lippe - das entsprach der Absicht von Konrad Petri, der bereits
im Frithjahr 1947 den zukiinftigen Zweckverband als »Hiiter und Wah-
rer alter lippischer Tradition« sah, der daher auch das lippische Lan-
deswappen fiihren sollte. Daneben stand die von Heinrich Drake wie-
derholt geduRerte Charakterisierung des Landesverbandes als schlichtem
Notbehelf in einer Situation, in der es keine gesamtlippische Institu-
tion gab, die das in Lippe verbliebene Vermogen hétte verwalten konnen,
wollte man es nicht auf die beiden Kreise Detmold und Lemgo auftei-
len. Nahezu 25 Jahre hatte diese Situation Bestand, in der der Landes-
verband sowohl Vermégensverwaltung als auch die einzige »lippische
Klammer« war. Aber als sich Ende der 6oer Jahre eine umfassende
Neugliederung der Kreise und die Maoglichkeit zur Bildung eines
Kreises Lippe abzeichnete, kamen sogleich Zweifel an der weiteren Exi-
stenzberechtigung des Landesverbandes auf. Denn mit der Wieder-
herstellung einer lippischen Verwaltungseinheit entfiel eine der Vor-
aussetzungen, die seinerzeit zur Griindung des Landesverbandes
gefiihrt hatten. Wie bereits 1947 wurde auch jetzt wieder die Ubertra-
gung des Vermogens auf den — nunmehr realistischerweise zu erwar-
tenden — GroRkreis Lippe vorgeschlagen. Dagegen konnte sich jedoch
die Uberzeugung des damaligen Verbandsvorstehers Arnold Ebert durch-
setzen, der fiir den Landesverband als eigenstdndige, von méglichen
weiteren Verdnderungen staatlicher oder kommunaler Verwaltungs-
bezirke unabhingige Institution auch in einem Kreis Lippe eine wich-
tige Funktion sah.
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behandeln sei — am 3. Dezember 1946 zugegen gewesen. [...] Ein Protokoll
iiber jene |...] vertrauliche Sitzung [...| hat sich unter den Akten nicht gefun-
den.« In: Staercke, Max (Hrsg.), Der lippische Verfassungsstreit im Urteil
des Bundesverfassungsgerichts. Detmold 1956, 5.50 f. Die »Punktationen«
in StADT L801Iall 1, Nr. 28, Sonderakten Nr. 2 (siehe Anhang Dok. Nr. 23).
Drake an Amelunxen, 10.12.1946. StA DT L 80 Ia II 1, Nr. 28, Bd. 3.
Verhandlungen des Landtags, Protokoll der 11. Sitzung.

Lippische Gesetz-Sammlung 1947, Nr. 3, S.36 (siehe Anhang Dok. Nr. 24).
Vgl. dazu Kapitel I11.

StA DT L 80 Ia Gr. II Tit. 1, Nr. 28, Sonderakten 2: Punktationen u.a.
(1946-47).

Vermerk vom 6.6.1945 (vgl. das Einleitungskapitel). StA DT L 80 Ia Gr.II Tit.1,
Nr.28, Bd 1, fol.56.

StA DT L 80 Ia Gr. Il Tit. 1, Nr. 28, Bd. [, fol. 3.

*28.9.1885. Nach Jurastudium und Promotion Militdrdienst im Ersten Welt-
krieg. Seit 1918 im Staatsdienst: 1919 Regierungsrat, Tdtigkeit in zahlrei-
chen Amtern, Verbinden und Kommissionen, u. a. Vorsitzer der Lippischen
Landesbrandversicherungsanstalt und stellvertretender Vorsitzender des
Oberverwaltungsgerichts;1928 Oberregierungsrat; 1930 Mitglied des
Landesprisidiums; 1933 zunéchst aus allen Amtern entlassen; 1940-1945
stellvertretender Landrat in Detmold; im Juli 1945 Entlassung aus dem
Staatsdienst und Internierung; 1946 bei der lippischen Regierung wieder
eingestellt; 1949-1954 stellvertretender Vorsitzer des Landesverbandes
Lippe. 126.6.1963; vgl. Der Leopoldiner, Heft 22, 1963.

StA DT L 80 Ia Gr. 11 Tit. 1, Nr. 28, Bd. I, fol. 2.

StA DT L 80 Ia Gr. II Tit. 1, Nr. 28, Bd. I, fol. 180 f. (siehe Anhang Dok.
Nr. 18).
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Eingabe vom 5.7.1945. StA DT L 80 la Gr. Il Tit. 1, Nr. 23, Bd. L.

StA DT L 80 la Gr. I Tit. 6 zu Nr. 11.

Protokoll der 6. Sitzung des Kreistages Detmold am 23. August 1946.
StA DT L 80 IIb V 2 zu 16 (Handakte Dr. Petri), fol. 212 f. (sieche Anhang
Dok, Nr. 19).

§35 Reichsdeputationshauptschlul vom 25.2.1803. Druck bei Huber, Ernst
Rudolf, Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 1. Stuttgart
1961, Nr. 1.

Hambusch, Die Rechtsstellung des Landesverbandes Lippe, S.21.
Registratur des Landesverbandes Lippe (kiinftig LV) 1010/01 Landesver-
band Lippe; Entstehung, Rechtsgrundlage Bd. I, 1945-1947.

Hambusch, Die Rechtsstellung des Landesverbandes Lippe, S.23f. ; Klein,
Thomas, Waldeck. In: GrundriB zur deutschen Verwaltungsgeschichte 1815
—1945, Reihe B, Bd. 16: Mitteldeutschland (Kleinere Lander), Marburg 1981,
S.257-288; hier: 5.270.

IV 1010/01, Bd. I.

LV 1010/01, Bd. 1.

Hambusch, Die Rechtsstellung des Landesverbandes Lippe, S. 24 ff.

LV 1010/01 Bd.1 (Dok.Nr. 25).

Petri an Drake, 7.12.1946. StA DT L 80 IIb Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte
Dr. Petri), fol. 99 (siehe Anhang Dok. Nr. 21).

Petri an Drake, 21.11.1946. StA DT L 80 IIb Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handak-
te Dr. Petri), fol. 98 (siehe Anhang Dok. Nr. 20).

Vermerk Petri, 16.12.1946. StA DT L 80 IIb Gr.V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte
Dr. Petri), fol. 100 f. (siehe Anhang Dok. Nr. 22).

Petri an Drake 18.4.1947. StA DT L 80 IIb Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte
Dr. Petri), fol. 119 ff,

LV 1010/01 Bd. 1, fol. 46a-c (siche Anhang Dok. Nr. 26); Rombeck-
Jaschinski, Heinrich Drake und Lippe, S.248 ff.

S.0. Anm. 128-131.

StA DT L 80 IIb Gr. VTit.2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri), fol. 140.
*5.9.1899, 119.5.1958, lippischer Sozialdemokrat, bis 1933 Président
des lippischen Landtags, 1945 Landrat des Kreises Detmold, Mitglied des
lippischen Landtags, Kreistagsabgeordneter, MdB, stellvertretender SPD-
Vorsitzender.

Drake hat spéter gelegentlich mit dem entgegengesetzten Argument, dall
namlich die lippischen kulturellen Einrichtungen weit iiber den lippischen
Landesteil hinaus von Bedeutung seien, deren Ubernahme durch das Land
gefordert, s. u. »Vorverhandlungen in Lippe«.

Regierungsprisident (i. A. Petri) an Landesbrand, 2.7.1947 und Antwort vom
7.7.1947. LV 1010/01 Bd. [, fol. 57 ff.

Anfrage vom 7.7.1947 mit Antworten. LV 1010/01 Bd. I, fol. 62-66.
Schreiben vom 7.7.1947. LV 1010/01 Bd.I, fol 78.

Petri an Drake, 7.8.1947. LV 1010/01 Bd. 1, fol. 68-70.
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147,
148,
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153.
154,

156.

157.

158.

160.

161,

162.

Weerth (NHV) an Drake, 9.5.1947. LV 1010/01 Bd. I, fol. 89.

Suffert (Landesmuseum) vom 24.6.1947 mit Randvermerk Bonwetsch.
LV 1010/01 Bd. I, fol. 90 f.

Petri an Drake, 7.7.1947. LV 1010/01 Bd. I, fol. 93. (siehe Anhang Dok.
Nr. 27).

Der Chef der Landeskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen — Landes-
archivverwaltung — an Drake 16.7.1947. LV 1010/01 Bd. I, fol. 90 f.

Siehe Anhang Dok. Nr. 29.

S. 0. Kapitel I.

»Allgemeine Bemerkungen zum Gesetzentwurf.« LV 1010/01 Bd. II, fol. 14.
Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen 1949,
S.269.

LV 1010/01 Bd. II, fol. 12.

IV 1010/01 Bd. I, fol. 101.

LV 1010/01 Bd. II, fol. 13; (siehe Anhang Dok. Nr. 30).

LV 1010/01 Bd.1I, fol. 18.

Drake an Innenminister Menzel, 16.10.1947. LV 1010/01 Bd. I, fol. 103.
Vermerk Petri, »Landesverband betreffend«, 28.10.1947. StA DT L 80 1Ib Gr.
V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri), fol. 161.

. Drake an Rechtsanwalt Schnitger, 28.10.1947, Rechtsanwalt Schnitger an

Drake, 1.11.1947, Drake an Finanzminister, 7.11.1947. LV 1010/01 Bd. I,
fol. 113 ff.

Finanzminister an Regierungsprasident Drake, 24.2.1948. LV 1010/01
Bd. 11, fol. 127.

Vermerk Petri, 11.11.1947, iiber Landesverbands-Konferenz vom 4.11.1947.
LV 1010/01 Bd. 1, fol. 109. Mellies 5.11.1947: »Gegenvorschlidge zur Verwaltung
des fritheren Landesvermogense, fol. 5: Johanning, Landrat des Kreises
Detmold, 21.11.1947. LV 1010/01 Bd. II, fol. 2.

Winter (Biirgermeister von Silixen) an Regierungsprisident Drake,
3.12.1947. 1LV 1010/01 Bd. 11 fol 30. Friedrich Winter (*18.09.1896,
+02.01.1980) war bereits seit 1925 in der lippischen Kommunalpolitik tétig
und seit 1929 Mitglied des lippischen Landtags gewesen. Als Sozialdemokrat
war er in der NS-Zeit zeitweilig in Haft. 1945 wurde er erneut Biirgermei-
ster in Silixen und lippischer, dann nordrhein-westfilischer Landtagsab-
geordneter und von 19481964 war er Mitglied der Verbandsversammlung
des Landesverbandes Lippe. 1962 wurde er Landrat des Kreises Lemgo und
behielt dieses Amt bis zur Bildung des Kreises Lippe.

. Vermerk Petri, 11.11.1947, iiber Landesverbands-Konferenz vom 4.11.1947.

LV 1010/01 Bd. I, fol. 109.

Aktenvermerk Petri, 28.11.1947 (siehe Anhang Dok. Nr. 28). LV 1010/01
Bd. II, fol. 9.

Petri an Regierungsprisident Drake 1.12.1947. StA DT L. 80 Il b Gr. V Tit. 2
zu Nr. 16 (Handakte Dr.Petri), fol. 176-191.

Drake an Innenminister, 4.12.1947. LV 1010/01 Bd. II, fol. 28.
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176.
177.

178.

179.

180,

181.

182.
183.
184.

185.

186.

176

Vorldufige Ordnung der Verwaltung des Lippischen Landes. Vom 10. Mai
1945. Lippische Gesetz-Sammlung 1945, Nr. 1 vom 14. Juni 1945, S. 1.
Drake: Vermerk iiber eine Aussprache mit Vertretern der Wirtschafts-
kammern zur Selbstindigkeit des Landes Lippe vom 22.11.1945. StA DT
L 80 Ia Gr. [T Tit. 1, Nr. 28, Bd. I, fol. 117; desgl., 24.4.19486, fol. 173-178.
Drake an Innenminister, 4.12.1947. LV 1010/01 Bd. II, fol. 28.

Drake an Petri: Bemerkungen zu dem Entwurf tiber den Lippischen Lan-
desverband und zu den Erlduterungen dazu, 9.10.1947. LV 1010/01 Bd. I,
fol. 101.

Dr. Busley (Kultusministerium): Vermerk iiber Konferenz MinDir. Dr. Koch,
Dr. Busley und Oberschulrat Siinkel »Betr.: Kulturelle Aufgaben und Arbeit-
seinrichtungen im Gebiet von Lippe-Detmold« vom 10.12.1947. HStA NW
57-6a, fol. 81. [Abschrift in LV 1010/01 Bd. II, fol. 53].

Drake an Innenminister, 4.12.1947. LV 1010/01 Bd. 11, fol. 28.

Mellies an Regierungsprisident Drake, 7.1.1948. LV 1010/01 Bd. 11, fol. 83.
Vermerk Vogels, 8.1.1948, iiber Besprechung der Gesetzentwiirfe des Innen-
ministers mit Drake und Dr. Petri in Detmold. LV 1010/01 Bd. II, fol. 35.
Zur Biographie Vogels siche Romeyk, Horst, Alois Vogels (1887 -1964). In:
Geschichte im Westen 2 (1987), S. 179-190.

Drake an Innenminister, 24.2.1948: Ubersendung der Gesetzentwiirfe.
LV 1010/01 Bd. 1, fol. 106.

Mellies an Innenminister Menzel, 29.3.1948. LV 1010/01 Bd. II, fol. 140.
Innenminister Menzel an Drake, 5.4.1948. LV 1010/01 Bd. II, fol. 140.
Drake an Innenminister Menzel 19.4.1948. LV 1010/01 Bd. I, fol. 141.
Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen 1949,
5.269.

[V 1010/01 Bd. 11, fol. 12 (Dok. Nr. 12).

Innenminister an Regierungspriasident 15.3.1948. LV 1010/01 Bd. II,
fol. 130 f.

Regierungsprisident Drake an Innenminister, 8.4.1948. LV 1010/01 Bd. II,
fol. 133.

Innenminister an Regierungsprésident Drake 8.5.1948. IV 1010/01 Bd. I1I,
fol. 153.

Drake an Ministerprasident, 10.6.1948. HStA NW 263-4 (siche Anhang
Dok. Nr. 31).

Kanther, Michael Alfred (Bearb.), Die Kabinettsprotokolle der Landes-
regierung von Nordrhein-Westfalen 1946 bis 1950. Siegburg 1992, Nr. 229.
Randvermerk Drake, 7.7.1948. LV 1010/01 Bd. 111, fol. 192a.
Finanzminister an Innenminister, 20.5.1948. HStA NW 90-157, fol. 35.
Poerschke (Finanzministerium) an den »Herrn Finanzminister«, 8.7.1948
(Abschrift). LV 1010/01 Bd. 111, fol. 192d.

Finanzminister an Ministerpriasident, 10.7.1948. HStA NW 90-157,
fol. 44 f.

Finanzminister an Ministerprisident 17.7.1948. HStA NW 263-4.
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211,

Johanning 6.8.1948: »Stellungnahme zu der Vorlage des Herrn Dr. Poerschke
an den Herrn Finanzminister«. HStA NW 90-157, fol. 60.

Vermerk Finanzminister, 6.8.1948. HStA NW 90-157, fol. 57.

Drake an Innenminister, 18.8.1948. HStA NW 57-6b, fol. 62.
Biirgermeister Koch (Bad Meinberg) an Regierungsprisident Drake,
2.8.1948. LV 1010/01 Bd. I1I, fol. 199.

Kurdirektor Thissen (Bad Salzuflen) an Regierungsprésident Drake,
21.8.1948. 1V 1010/01 Bd. 111, fol. 193.

*5.9.1880, 110.7.1959, 1919-1933 Mitglied des lippischen Landtags,
Mitglied des lippischen Landesprisidiums, Buchhéndler und Verleger der
»Lippischen Landeszeitunge.

Oberkirchenrat Lampe an Staercke, 8.4.1952, Zusage tiber 300 DM, die
Staercke personlich in Hannover abholen soll. »Ich glaube, das ist der beste
und unauffilligste Weg.«. Nds. Hauptstaatsarchiv Hannover, VVP 17 Nr. 228.
Ausschull zur Vorbereitung des Volksentscheides in Lippe an Minister-
prasident, 17.8.1948. HStA NW 263-4.

»Volks-Echo« vom 23.8.1948: »Jetzt fehlen nur noch die lippischen Schiitzen.«
Landtag Nordrhein-Westfalen, Erste Wahlperiode. Stenographischer Bericht
iiber die 52. Sitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am 27. Juli 1948.
Regierungsprésident an Kreisernéhrungsamt Detmold, 6.9. und 8.9.1948.
LV 1010/01 Bd. 111, fol. 220 f.

Vermerk Haase, 7.9.1948, mit Randvermerk von Drake. LV 1010/01 Bd. 111,
fol. 213.

Vermerk Haase, 10.9.1948, iiber die Sitzung des Verfassungsausschusses.
LV 1010/01 Bd. 11, fol. 264.

Kurzprotokoll iiber die Sitzung des Verfassungsausschusses vom 9./10.9.1948
in Detmold. HStA NW 57-6b, fol. 209 f.

Vermerk Haase, 10.9.1948, iiber die Sitzung des Verfassungsausschusses.
LV 1010/01 Bd. 111, fol. 264.

Niedersichsischer Ministerprisident Kopf an den nordrhein-westfilischen
Ministerprédsidenten 16.9.1948. HStA NW 263-4.
Nordrhein-westfilischer Ministerprdsident an den niedersédchsischen
Ministerprédsidenten Kopf 8.10.1948. HStA NW 263-4.

Oldenburgischer Landesbund an den nordrhein-westfilischen Minister-
prisidenten 15.9.1948. NW 57-6b, fol. 129.

Drake an Menzel, 22.10.1948. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.

Drake: Anschluf des Lippischen Landes an das Land Nordrhein-Westfalen,
Denkschrift, 25.11.1950, S.8. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.
Versammlungsprotokoll vom 26.10.1948. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.
Vermerk vom 27.10.1948. HStA NW 57-6b, fol. 202v.

Innenminister an alle Kabinettsmitglieder, 5.11.1948. HStA NW 263-4.
Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen 1949,
S.267 (siehe Anhang Dok. Nr. 32).

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen 1949,
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S.269 (siehe Anhang Dok. Nr. 33).

Landtag Nordrhein-Westfalen, Erste Wahlperiode. Stenographischer Bericht
iiber die 52. Sitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am 27. Juli 1948.
Landtag Nordrhein-Westfalen, Erste Wahlperiode. Stenographischer Bericht
iiber die 64. Sitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am 3. November
1948.

S.0. »Die Griindung des Landesverbandes«

Kittel, Heimatchronik des Kreises Lippe, S.348 ff.

Bohme, Ernst, Schaumburg-Lippe und die Griindung des Landes Nieder-
sachsen. In: Hoing, Hubert, (Hrsg.), Vom Stindestaat zur freiheitlich-
demokratischen Republik (= Schaumburger Studien, Heft 55). Melle 1995,
S.219-234, hier: S.231 ff.

Freie Presse vom 1.12.1948.

Bewerbungen vom 25.11.1948 und 8.2.1949. LV 1010/01 Bd. 1V, fol. 304 £,
312f.

Vermerk Drake, 18.1.1949, iiber Besprechung in Diisseldorf. LV 1010/01
Bd. 1V, fol. 306.

Drake an Ministerprasident, 15.3.1949. LV 1010/01 Bd. 1V, fol. 316.
Vermerk vom 26.3.1949. HStA NW 57-3.

Drake an Innenminister, 21.6.1949. HStA NW 57-3. Auf dem Konzept zu
diesem Schreiben (LV 1010/01 Bd. IV, fol. 351) hat Drake vermerkt: »Ich bin
an die lippischen Kreise herangetreten mit der Bitte, in geeigneter Weise
direkt an den Kontrollrat in demselben Sinne heranzutreten.«

Landtag Nordrhein-Westfalen. Drucksachen, Erste Wahlperiode, S.728
(Nr. II-1117).

Innenminister an Landtag 24.8.1949. HStA NW 57-3, fol. 66.

Drake an Innenminister, 27.7.1949, Randvermerk vom 3.8.1949. HStA NW
57-3, fol. 54.

Regional Commissioner Bishop an Ministerprisident Arnold, 12.9.1949.
HStA NW 180-154, fol. 22 (siehe Anhang Dok. Nr. 34). Rombeck-Jaschinski,
Ursula, Heinrich Drake und Lippe, S.255.

Drake an Kreisverwaltungen Detmold und Lemgo, 22.3.1949. [V 1010/01
Bd. IV, fol. 317.

Stadtdirektor Detmold an Regierungsprisident Drake, 20.4.1949.
LV 1010/01 Bd. IV, fol. 321.

Regierungsprisident Drake an Stadtdirektor Detmold, 25.4.1949.
LV 1010/01 Bd. 1V, fol. 321.

CDU Lemgo an Innenminister, 30.4.1949. HStA NW 57-3.

Ludwig WeRler an Regierungsprisident Drake, 9.5.1949. 1V 1010/01 Bd. IV,
fol. 323.

Innenminister an Drake, 3.5.1949. HStA NW 57-3.

OKD Detmold an Regierungsprisident Drake, 10.5.1949. LV 1010/01 Bd. IV,
fol. 338.

LV 1010/01 Bd. IV, fol. 352 £., fol. 366-370.



235,

236.

237.
238.

235,
240,
241.
242,

243,
244,

245,
246.
247.
248.
249,
250.

251,
252,
253.
254,
255,
256.
257,
258,
259,
260,

261,

262,

Drake an Kreisverwaltungen Detmold und Lemgo 29.9.1949. LV 1010/01
Bd. IV nach fol. 373.

»Besprechung beir. den Landesverband Lippe«, 24.10.1949. LV 1010/01
Bd. IV fol. 376 h-j.

Gutachten von Schine vom 29.10.1949. LV 1010/01 Bd. IV, fol. 376 o-w.
Drake an Innenminister, 1.11.1949 und 4.11.1949. LV 1010/01 Bd. 1V,
fol. 376 z, 380.

Krekeler (FDP) an Innenminister, HStA NW 57-3, fol. 71.

Krekeler an Drake, 7.11.1949. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.

Drake an Krekeler, 10.11.1949. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.

Kanther, Michael Alfred (Bearb.), Die Kabinettsprotokolle der Landes-
regierung von Nordrhein-Westfalen 1946 bis 1950. Siegburg 1992, Nr. 431
(161. Kabinettssitzung am 21.11.1949).

Vogels an Drake (Telegramm), 23.11.1949. LV 1010/01 Bd. V, nach fol. 400.
Drake an Innenminister, 22.11.1949. LV 1010/01 Bd. V, fol. 399. Das Schrei-
ben hat sich vermutlich mit dem Telegramm vom 23.11.1949 (Vogels an
Drake) gekreuzt.

Westfalenzeitung/Lippische Rundschau vom 26.11.1949.

Freie Presse vom 28.11.1949.

Westfalenzeitung/Lippische Rundschau vom 29.11.1949.

Freie Presse vom 30.11.1949.

Freie Presse vom 3.12.1949: Landesverbandswahlen »auf Stottern«.
Konstituierende Sitzung der Verbandsversammlung, 19.12.1949, Protokoll.
StA DT D 72 Drake, Nr. 74 (siehe Anhang Dok. Nr. 35).

Landrat Feldmann an Drake, 9.12.1949. LV 1010/01 Bd. V, fol. 415. West-
falenzeitung/Lippische Rundschau vom 9.12.1949.

LV 1112/03.

Vermerk von Drake auf dem Protokoll. IV 1112/03.

Drake an Ministerpréisident Arnold, 28.12.1949. StADT D 72 Drake, Nr. 69.
Innenminister an Regierungsprisident Drake, 21.3.1950. LV 1010/01 Bd. V]
fol. 443,

CDU Lemgo an Landrat Feldmann, Brake (Abschrift an Innenminister)
3.4.1950. HStA NW 57-3, fol. 144.

Vermerk Petri, 17.4.1950. LV 1010/01 Bd. V, fol. 452.

Kanther, Michael Alfred (Bearb.), Die Kabinettsprotokolle der Landes-
regierung von Nordrhein-Westfalen 1946 bis 1950, Siegburg 1992, Nr. 485
(183. Kabinettssitzung am 2.5.1950).

Vermerk iiber den Landesverband vom 30.3.1948. StA DT L 80 I1b Gr. V
Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri), fol. 209 f.

StA DT D 1 Nr. 6359; StA DT D 1, Nr. 6360.

Gesetz iiber die Durchfithrung der Bodenreform und Siedlung in Nordrhein-
Westfalen vom 16.5.1949, Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen 1949, S. 84.

Hiigen, Ludwig, Bodenreform. In: Nordrhein-Westfalen. Landesgeschichte
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im Lexikon (= Veroffentlichungen der staatlichen Archive des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Reihe C, Bd. 31). Diisseldorf 1993, S. 68 f.Vgl. auch ders.,
Das Gesetz »fiir die Wolfsschlucht«. Bodenreformpolitik in Nordrhein-West-
falen 1945-1949 (= Diisseldorfer Schriften zur Neueren Landesgeschich-
te und zur Geschichte Nordrhein-Westfalens, Bd. 28). Essen 1991.

Brunn, Gerhard, Aufbruch aus Ruinen - Die Jahre 1946 bis 1948. In: Reinicke,
Christian und Horst Romeyk (Red.), Nordrhein-Westfalen. Ein Land in sei-
ner Geschichte. Aspekte und Konturen 1946-1996. Miinster 1996, S.21-42;
hier: S.39.

Mellies an Drake, 7.1.1948. LV 1010/01 Bd. II fol. 83. S.0. »Beratungen mit
der Landesregierung.

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen 1949,
S.267.

»Materialien zur lippischen Volksabstimmung, Anschluffrage. Lippische
Wiinsche«, Denkschrift Drake 12.7.1951. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.
Erklirung des Ministerprasidenten des Landes Nordrhein-Westfalen,
abgegeben vor Vertretern der lippischen Bevolkerung am 14. Januar 1952.
HStA NW 263-7.

Niederschrift tiber die Besprechung zwischen Vertretern der Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen und Vertretern von Lippe am 14.1.1952. StA DT
D 1, Nr. 7848, fol. 163 ff., hier fol. 172.

Drake, »Bemerkungen und Vorschlige zu dem Entwurfe der Regierungs-
erkldirung« 18.1.1952. StA DT D 1 Nr. 7848, fol. 218-228.

Erkldrung des Ministerprisidenten des Landes Nordrhein-Westfalen iiber
die Verwaltung der lippischen Landesteile, abgegeben namens der Landes-
regierung. 22.1.1952 (sieche Anhang Dok. Nr. 37). HStA NW 263-7.

Jacobi an Vogels, 29.1.1952 (Abschrift). StA DT D 72 Drake, Nr. 70.

Vogels an Jacobi, 1.2.1952 (Abschrift). StA DT D 72 Drake, Nr. 70.
Kurzprotokolle iber die 21. und 22. Sitzung des Hauptausschusses am 19.
und 21.1.1952. HStA NW 180-154, fol. 30—-41. Vgl. Rombeck-Jaschinski,
Heinrich Drake und Lippe, S.270.

Drake an Johnen, 24.1.1952. StA DT D 72 Drake, Nr. 70.

Drake an Justizminister Amelunxen, 26.1.1952. StA DT D 72 Drake, Nr. 70
(siche Anhang Dok. Nr. 38).

Drake an Arnold, 28.2.1952. HStA NW 263-12.

Ministerprdsident Arnold an Regierungsprisident Drake, 18.3.1952. HStA
NW 180-154, fol. 42.

Vermerk von Drake vom 21.3.1952 iiber Besprechung mit Arnold am
20.3.1952 in Diisseldorf. StA DT D 72 Drake, Nr. 70.

»Niederschrift {iber die Besprechung zwischen Ministerprisident Arnold
und Vertretern der lippischen Bevélkerung iiber die Verwaltung der lippi-
schen Landesteile am 15. April 1952 in Detmold«. HStA NW 263-12.
Drake an Giese, 12.2,1952. StA DT D 72 Drake, Nr. 70.

Drake an OB Ladebeck, 25.7.1950. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.
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Fleckenstein, Gisela (Bearb.), Die Kabinettsprotokolle der Landesregierung
von Nordrhein-Westfalen 1950 bis 1954. Siegburg 1995, Nr. 70 (222. Sitzung
am 15.2.1951).

Landtag Nordrhein-Westfalen. Drucksachen, Zweite Wahlperiode, Nr. 214.
Hiittenberger, Peter, Nordrhein-Westfalen und die Entstehung seiner
parlamentarischen Demokratie (= Verodffentlichungen der staatlichen
Archive des Landes Nordrhein-Westfalen, Reihe C, Bd. 1). Siegburg 1973,
§.522 ff.

Drake an Ministerprisident, Bedenken gegen Entwurf fiir Landschafts-
verbandsordnung 4.4.1951. HStA NW 179-9, fol. 4-8 (siehe Anhang
Dok. Nr. 36).

Gesetz- bzw. Vertragsentwurf, 20.10.1951. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.
Protokoll der Besprechung zwischen Vertretern der Landesregierung
Nordrhein-Westfalen und Vertretern von Lippe am 14.1.1952, StA DT D 72
Drake, Nr. 154.

Drake an Ministerprésident Arnold, »Bemerkungen und Vorschlige zu dem
Entwurfe der Regierungserklarungy, 18.1,1952. StA DT D 72 Drake, Nr. 154.
Biirgermeister Moes an Ministerprasident Arnold, 18.1.1952. HStA NW
263-7.

Kurzprotokoll iiber die 29. Sitzung des kommunalpolitischen Ausschusses
[des nordrhein-westfilischen Landtags] am 15.10.1952. StA DT D 72 Drake,
Nr. 74.

Drake an Ministerprasident Arnold, 28.2.1952. HStA NW 263-12.
Niederschrift iiber die Besprechung zwischen Ministerprisident Arnold und
Vertretern der lippischen Bevolkerung iiber die Verwaltung der lippischen
Landesteile am 15.April 1952 in Detmold. HStA NW 263-12.

Dr. Rombach an Ministerpriasident Arnold, 21.4.1952. HStA NW 263-12.
GVBL NW, §.421.

Romeyk, Horst, »Im Interesse einer fortschrittlichen Entwicklung der
Verwaltungsstruktur« — Die staatliche Neugliederung. In: Christian Reinicke
u. a. (Red.) Nordrhein-Westfalen. Ein Land in seiner Geschichte (= Verf-
fentlichungen der staatlichen Archive des Landes Nordrhein-Westfalen,
Reihe C, Bd. 36). Miinster 1996, S. 442—-446; hier: $.442. Da das Manuskript
der vorliegenden Arbeit bereits 1997 abgeschlossen wurde, konnte die aktu-
elle Diskussion um die Verwaltungsstrukturreform nicht mehr berticksichtigt
werden.

Lippische Rundschau vom 16.5. und 21.5.1957.

Jurgeneit, Heinz, Landesverband Lippe: gestern — heute — morgen. (Ms. fiir
Zeitungsartikel 1989). LV 1010/01 Bd. V1.

Fleckenstein, Gisela (Bearb.), Die Kabinettsprotokolle der Landesregierung
von Nordrhein-Westfalen 1950 bis 1954. Siegburg 1995, Nr. 73 (224. Sitzung
am 26.2.1951).

Bundesinnenministerium an nordrhein-westfilisches Innenministerium,
23.3.1951. HStA NW 57-9a.
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Landtag Nordrhein-Westfalen, Zweite Wahlperiode. Stenographischer
Bericht iiber die 21. Sitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am 18. April
1951.

Landtag Nordrhein-Westfalen, 17. Sitzung des Hauptausschusses am
4. Dezember 1951, Diskussionsprotokoll. Vgl. auch Rombeck-Jaschinski,
Heinrich Drake und Lippe, S. 267.

Landtag Nordrhein-Westfalen, Zweite Wahlperiode. Stenographischer
Bericht iiber die 35. Sitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am
11. Dezember 1951.

Vermerk {iber eine Besprechung zwischen Drake, Dr. Schine und Referenten
aus dem Innenministerium (Dr. Vogels), dem Justizministerium (Geller) und
der Staatskanzlei (von Miiller) vom 26.2.1951. HStA NW 263-5.

Vgl. Kittel, S.334.

Protokoll vom 21.9.1951 StA DT D 1 Nr. 7847, fol. 104.

Entwurf fiir Vertrag und Gesetz 20.10.1951. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.
Drake an Giese, 3.4.1952. StA DT D 72 Drake, Nr. 70.
»Turnhallen-Konferenz« in Lage am 25.10.1951, Protokoll. StA DT D 72 Drake,
Nr. 69.

Wie Anm. 307.

Drake an Ministerprisident, 31.10.1951. StA DT D 72 Drake, Nr. 69.

Von Drake angefertigtes Protokoll der Besprechung vom 30.11.1951. StA DT
D 1, Nr.7848, fol. 53.

S.0. »Die Lippe-Gesetze im Landtage.

Landtag Nordrhein-Westfalen, 17. Sitzung des Hauptausschusses des
nordrhein-westfélischen Landtages am 4.12.1951.

Wie Anm. 312.

Drake an Ministerprasident Arnold, 27.12.1951. HStA NW 263-6.
Rombeck-Jaschinski, Heinrich Drake und Lippe, S.267 ff.

Siehe Anhang Dok. Nr. 37.

StA DT L 80 Ia Gr. II Tit. 1 Nr. 28 Sonderakten 2: Punktationen u. a. (1946—
47).

GVBIL. NW, S.128.

StA DT D 1, Nr. 2043.

StA DT D 106 Detmold, Nr. 3189. Vgl. Ernst, Ulrich, Der lippische Schul-
streit. In: Miiller, Wolfgang u.a. (Bearb.), Detmold in der Nachkriegszeit (=
Sonderverdffentlichungen des Naturwissenschaftlichen und Historischen
Vereins fiir das Land Lippe, Bd. 41). Bielefeld 1994, S.403-423.

Vgl. etwa HStA NW 263-12: Hermann Wendt (MdL/CDU) an Minister-
prisident Arnold vom 11.2.1952: Seine lippischen Parteifreunde sind davon
tiberzeugt, »dall alle den Anschluf betreffenden Fragen schneller und
reibungsloser gelost werden wiirden, wenn auch im Regierungsprésidium
ein moglichst baldiger Wechsel |...] erfolgte.«

Im Detmolder Kreistag hatten die Abgeordneten von CDU und FDP nach
der Kommunalwahl 1952 zusammen die »Lippische Gemeinschaft«
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gebildet; dieser Block war stirker als die SPD-Fraktion. Bei der Wahl der
5 Delegierten des Kreistags zur Landesverbandsversammlung brachte die
»Lippische Gemeinschaft« daher drei Kandidaten durch, wéhrend fiir die
SPD nur zwei Sitze blieben. Von den drei von der SPD nominierten
Kandidaten erzielte Drake das schlechteste Ergebnis, so dal8 er nicht wie-
der Mitglied der Verbandsversammlung wurde. Da einer der beiden gewdhl-
ten SPD-Abgeordneten zu Drakes Gunsten verzichtete, war dieser zwar wie-
derum Mitglied der Verbandsversammlung; aufgrund der verédnderten
Mehrheitsverhiltnisse wurde jedoch nicht er, sondern der Dipl.-Landwirt
Albrecht Gehring (CDU) zum Verbandsvorsteher gewihlt. Als sich bei der
folgenden Kommunalwahl 1956 eine deutliche SPD-Mehrheit ergab, legte
Gehring vorzeitig sein Amt nieder, und Drake wurde wieder Verbandsvor-
steher. Vgl. Rombeck-Jaschinski, Heinrich Drake und Lippe, S.277 ff.
S.u., Anm. 330.

Schriftwechsel Drake — Giese und Entwurf vom 10.4.1952. 5tA DT D 72.
Drake, Nr. 70. Gutachten vom 21.5.1952. StA DT D 1, Nr.6357.
Verbandsvorsteher Drake an Ministerprasident, 17.6.1952. HStA NW 180-
15, fol. 111-131.

Antrag der Landesregierung vom 30.6.1953. StA DT D 72 Drake, Nr. 82.
Urteil VGH 4/53 vom 23.1.1954. StA DT D 72 Drake, Nr. 82.

GVBL. S.61.

BVG-Urteil vom 24.2.1954 (2 BvQQ 1/54), Abschnitt B14. StA DT D 72 Drake,
Nr. 82. (siehe Anhang Dok. Nr. 39).

Vermerk Rietdorf (Innenministerium) 29.1.1954. HStA NW 180-151, fol. 27 f.
Vermerk Drake iiber Telefongesprich mit Smend vom 6.7.1955. StA DT
D 72 Drake, Nr. 83.

Rombeck-Jaschinski, Heinrich Drake und Lippe, S.281 f.

BVG-Urteil vomn 28.7.1954 (2 BvH 1/54).

Drake, Heinrich, Bemerkungen zu dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
vom 28. Juli 1955. In: Staercke, Max (Hrsg.), Der lippische Verfassungsstreit
im Urteil des Bundesverfassungsgerichts. Detmold 1956, S.47-111; hier:
S.47.

Drake an McGregor 14.2.1947: Unterrichtung tiber die Aufgaben eines Zweck-
verbandes. [V 1010/01 Bd. 1.

Gutachten Giese vom 21.5.1952. StA DT D 1, Nr. 6357,

Undatierter Vermerk zu Ausstattung, Charakter, Bezeichnung, Vorsteher,
Beamte, Forstverwaltung und Wappen des Landesverbandes. StA DT L 80
[Tb Gr. VTit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri), fol. 140.

L7 25.4.1969. Diese Auferung trifft den historischen Tatbestand nicht genau:
Drake bezieht sich hier auf die Situation im Friithjahr 1947, als in den Bera-
tungen iiber die zweckmiligste Verwaltung des Landesvermdgens auch die
Frage diskutiert worden war, ob ein Zweckverband entbehrlich sei, wenn
die Kreise Detmold und Lemgo zu einem (GroB-)Kreis Lippe vereinigt
wiirden (s. 0. in Kap. 11). Die Griindung der beiden lippischen Kreise dagegen
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lag damals bereits 15 Jahre zuriick: Unter dem Zwang zu Einsparungen in
der offentlichen Verwaltung wurden 1932 aus den bisherigen vier Land-
ratsimtern Blomberg, Brake, Detmold und Schétmar die beiden Kreise
Detmold und Lemgo gebildet; vgl. Kittel, Heimatchronik des Kreises Lippe,
S.291.

Kirchhof an Drake 6.6.1945. StA DT L 80 Ia Gr. 11 Tit. 1, Nr. 28, Bd. I, fol. 56.
S.o. im Einleitungskapitel.

Kittel, Heimatchronik des Kreises Lippe, S.347 ff.; Romeyk, Horst, wie Anm.
294,

Kittel, Heimatchronik des Kreises Lippe, S.348 ff.

Dr. Arnold Ebert, 1966 bis 1972 erster hauptamtlicher Verbandsvorsteher.
Kurz vor Drakes Riickzug von der Leitung des Landesverbandes war die
Satzung gedndert worden: Der Bestimmung in §7 Abs. 1 tiber Wahl und
Anstellung des Verbandsvorstehers (»Der Verbandsvorsteher wird von der
Verbandsversammlung mit Zustimmung der Aufsichtsbehérde (Innenmi-
nister) angestellt.«) wurde auf Beschlul8 der Verbandsversammlung vom
15.4.1966 der folgende Satz angefiigt: »Die Anstellung kann auch als Beam-
ter auf Zeit fiir 12 Jahre erfolgen.« ABL. Reg. Dt. 1966, 5.212.

Kirchhof an Verbandsvorsteher Ebert 25.12.1968. LV 1010/05 Bd. L. (siehe
Anhang Dok. Nr. 40).

LZ 29.1.1969: »Landesprdsident Heinrich Drake: »Ein Kind der Not gewe-
sen«. Gedanken zum Landesverband Lippe und die kiinftige Form lippi-
scher Vermogensverwaltung.«

LR 31.12.1968: »Wohin des Wegs — Landesverband?« von Heinrich Drake.

LZ 4.1.1969, Kommentar.

LR 21.1.1969: »Auf dem Weg zum »Grolkreis« Lippe« von Leopold Mdller.

Protokoll der Verbandsversammlung am 25.1.1969. LV 1010/05 Bd. L.

LR 30.1.1969: »Kirchhofs »Riickzugsgefecht: in Sachen Landesverband/CDU
wurde informierte.

Anlage 1 zur Niederschrift tiber die Sitzung der Verbandsversammlung am
18.4.1969. LV 1010/05 Bd. II.

Anlage 2 zur Niederschrift iber die Sitzung der Verbandsversammlung am
18.4.1969. LV 1010/05 Bd. II

Niederschrift tiber die Sitzung der Verbandsversammlung am 15.11.1969.
LV 1010/05 Bd. IL.

Vgl. Anm. 347.

Manuskript der Horfunksendung »Lippe-Detmolds Erben«, WDR 2,
24.1.1970. LV 1010/05 Bd. L

. LZ7.4.1971: »Fiir Fortbestand des Landesverbandes. Gemeinsame Sitzung

der lippischen Kreistags-Fraktionen auf der Grotenburg.«

1.7.20.11.1971: »Aufgaben des Landesverbandes werden durch Fusion nicht
geringer. Dr. Ebert begriindete bei Einbringung des Etats Notwendigkeit
des Fortbestandes.«

LZ 19.6.1971: »Viel Brisanz ohne Brillanz.«
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Protokoll der Verbandsversammlung am 28.3.1972. LV 1010/05 Bd. Il

L7 27.3.1972: »Diether Kuhlmann: Konkretes Wort zum Landesverband
Lipl}ﬁ‘.*.«

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 13.4.1973. ABL Reg. Dt. 1973,
S.264.

Gesetz zur Neugliederung der Gemeinden und Kreise des Neugliede-
rungsraumes Bielefeld (Bielefeld-Gesetz). GVBl. NW, S5.284, §§19-21.
Gesetz {iber den Landesverband Lippe vom 5. November 1948. GVBL. NW,
S5.206, §§4 und 17.

Gesetz iiber den Landesverband Lippe vom 5. November 1948. GVBL. NW,
S.206, §1.

Gesetz iiber den Landesverband Lippe vom 5. November 1948. GVBL. NW,
5.206, §. 10.

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 4.1.1952 i.d.E vom 20.4.1966.
ABI. Reg. Dt. 1966, S.212, § 10 (siehe Anhang Dok. Nr. 41).

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 4.1.1952 i.d.E vom 20.4.1966.
ABI. Reg. Dt. 1966, S.212, § 15.

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 13.4.1973. ABL Reg. Dt. 1973,
S.264; §8 (siehe Anhang Dok. Nr. 41).

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 13.4.1973. ABL Reg. Dt. 1973,
S.264; §3.

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 13.4.1973. ABL Reg. Dt. 1973,
S.264; §§4, 5.

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 13.4.1973. ABL Reg. Dt. 1973,
S.264; §9.

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 4.1.1952 i.d.E vom 20.4.1966.
ABL. Reg. Dt. 1966, 5.212, §7, 13, 14

Vgl. Anm. 294.
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Anhang

Dokumente

Nr. 1

»Seit nahezu 14 Tagen ruht die Landesverwal-
tung«. Bekanntmachung vom 18.4.1945.
Lippische Gesetz-Sammlung 1945, Nr. 1 vom
14.6.1945, S. 1;

D 81 Nr. 141

Seit nahezu 14 Tagen ruht die Landesverwaltung.
Die verantwortlich gewesenen Leiter der Lan-
desregierung haben ihre Posten verlassen. Dieser
Zustand ist unertréglich. Ich habe auf allgemei-
nen Wunsch die Leitung der Landesverwaltung
als Landesprisident bis auf weiteres {ibernom-
men zu dem Zweck, sie auf neuem Grunde wie-
der einzurichten. Die Landesleitung untersteht
der Kontrolle und Aufsicht der Alliierten Militér-
regierung und ist im besonderen an die Wei-
sungen des obersten Offiziers der Militdrver-
waltung in Detmold gebunden. Ich werde meine
Pflicht tun und erwarte Pflichterfiillung von
jedem Landesbewohner.

Detmold, den 18. April 1945
Heinrich Drake
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Nr. 2
»Mahnung! Warnung!«. Aufruf vom 27.4.1945.
D 81 Nr. 142

Mahnung! Warnung!

1. Die Lebensmittelversorgung ist schwer ge-
fihrdet. [ch mahne und warne!

2. Pflanzt Kartoffeln! Baut Gemiise!

3. Steht nicht umher und bekakelt die Lage!
Sie wird dadurch nur schlechter. Arbeitet!

4. Die Landwirtschaft braucht Arbeitskrifte.
Meldet Euch!

5. Beachtet die Gesetze! Seid gerecht und
anstindig und am hértesten gegen Euch
selbst!

6. Landwirte! Holt aus dem Euch anvertrauten
Boden heraus, was menschenmdglich ist!
Schwarzschlidchter sind Verbrecher! Alle
Gesetzesveridchter schneiden in ihr eigenes
Fleisch, denn die Folgen des Leichtsinns
werden iiber ein Kleines furchtbar sein. Ich
warne!

7. Seid getreue Nachbarn! Helft einander, wo Thr
kénnt. Auf die Anstdndigkeit der Gesinnung
kommt es heut an. Gegen Ubeltiter mufl die
Gemeinschaftshilfe der Polizeigewalt unter-
stiitzend zur Seite treten.



8. Selbsthilfe, wo sie irgend geht! Beldstigt kei-
nen anderen, wenn [hr Euch selber helfen
kénnt!

9. Achtet die ehrliche Arbeit! Jeder Arbeiter ist
seines Lohnes wert!

10.Pflanzt Kartoffeln! Baut Gemiise! Pflegt die
Obstbiume!

Detmold, den 27. April 1945.
Der Landesprisident
Drake

Nr.3

»Vorldufige Ordnung der Verwaltung des Lippi-
schen Landes. Vom 10. Mai 1945.«

Lippische Gesetz-Sammlung 1945, Nr. 1 vom
14.6.1945, S. 1.

D 81, Nr. 144

Vorldufige Ordnung der Verwaltung des Lippi-

schen Landes. Vom 10. Mai 1945

1. Die Landesfithrung liegt bei dem Lan-
desprisidenten. Er ist die Lippische Landes-
regierung.

2. Fiir die Aufgaben und Befugnisse der
Landesregierung gelten die reichs- und lan-
desrechtlichen Bestimmungen.

Die Lippische Landesregierung ist an die
Anordnungen der Militdrregierung gebunden.
Die Landesregierung ist, solange die Reichs-
gewalt ruht und eine gewihlte Landesver-
tretung nicht besteht, fiir den Erlaf von
Gesetzen zustindig. Sie kann Entscheidungen
treffen, fiir die bisher das Reich zustindig war.

3. Die Lippische Landesregierung ist oberste und
obere Verwaltungsbehérde des Landes. Sie
gliedert sich in Abteilungen.

Alle Einzelheiten regelt die durch den Lan-
desprisidenten zu erlassende Geschiiftsord-
nung.

4. Der Landesprisident bestellt einen Landes-
rat aus allen Teilen des Landes, mit dem er alle
grundsitzlichen und allgemeinen Fragen
berit.

Dokumente

Der Landesrat besteht aus 4 Biirgermeistern,
4 Vertretern der Landwirtschaft und 4 Ver-
tretern des Gewerbes.

Die Vertreter der Landwirtschaft und des
Gewerbes miissen zur Hélfte Arbeitnehmer
sein.

Der Landesrat wird mindestens einmal im
Monat vom Landesprisidenten zusammen-
gerufen.

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Ver-
kiindung in Kraft.

E_ﬂ

Detmold, den 10. Mai 1945
Drake
Landesprisident

Nr. 4
Kirchhaof: Vermerk vom 6.6.1945.
L 80 Ia Gr. Il Tit.1, Nr. 28, Bd. I, fol. 56

Betr.: Provinz Westfalen und Land Lippe.

Die heutige kurze Erorterung der Frage, ob und
inwieweit die Lippische Landesverwaltung nach
Westfalen orientiert werden kann und soll oder
gar zu orientieren ist, veranlaft den Unter-
zeichneten nochmals, darum zu bitten, den
gesamten Fragenkomplex unter allen Umstiin-
den in aller Kiirze durch eine Besprechung bei
dem zustdndigen Militirkommandanten und
dem Oberprisidenten in Miinster nach Fiih-
lungnahme und unter maglichster Hinzuziehung
des hiesigen Kommandanten zu einer grundsiitz-
lichen Kldrung zu bringen. Mégen bei ober-
flachlicher Beurteilung auch viele Griinde ins-
besondere der Verwaltungsvereinfachung, der
allgemeinen Wirtschaftspolitik usw. fiir den
Anschluff, wenn nicht gar fiir das Aufgehen des
Landes Lippe in der Provinz Westfalen sprechen,
so bleibt doch stets zu bedenken, dald unsere Ver-
waltung hinsichtlich ihrer Einfachheit, Spar-
samkeit und Unmittelbarkeit noch nie iiber-
troffen ist und daR sich dies auch in Zukunft
kaum dndern wird, vor allem um deswegen nicht,
weil heute in vielen Fragen die alliierte Militér-
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regierung mitzusprechen hat.

Die Bestrebungen des Oberprésidenten gehen
heute bestimmt dahin, Lippe zu kassieren; wir
miissen auf der Hut bleiben. Je mehr Zeit vergeht,
desto mehr wird der Militir-Kommandant in
Miinster von dem Oberprisidenten vielleicht im
Sinne seiner Bestrebungen eingenommen. Die
Befiirchtung diirfte nicht unberechtigt sein, dal§
das Land Lippe vielleicht {iber Nacht in den
Regierungsbezirk Minden aufgeht. Dann ist
unter Umstinden nichts mehr zu unternehmen.
Wenn dann wenigstens Zug um Zug der Regie-
rungshauptsitz nach Detmold verlegt wiirde,
kénnte manches Bedenken bis auf die Frage des
Landesvermogens noch zuriickgestellt bleiben.
Ob aber selbst das erstere dann noch zu errei-
chen ist, erscheint dem Unterzeichneten zwei-
felhaft.

Eine gewisse Orientierung nach Miinster, ins-
besondere heute, wo keine Reichsregierung
mehr vorhanden ist, diirfte selbstverstiandlich
sein und zwar sowohl staatspolitisch wie auch
wirtschaftspolitisch usw. Es ist aber nicht ohne
weiteres einzusehen, daff die Landesverwal-
tung nunmehr den langjihrigen Versuchen und
Verhandlungen von Miinster unterliegen und
seine Selbstdndigkeit zum Schaden der lippi-
schen Staatswirtschaft und vor allem seiner
Bevilkerung aufgeben soll. Welcher lippische
Staatsbiirger wiirde das insbesondere im Augen-
blick ernsthaft wiinschen?

Dal die Bestrebungen der Einverleibung Lippes
in Miinster ernsthaft ventiliert werden, ersieht der
Unterzeichnete u.a. auch aus dem anliegenden
Schreiben des Oberprasidenten vom 30. Mai d.
Jrs.. So eingehend hat sich bisher der Oberpra-
sident von Westfalen noch niemals um die
finanziellen Dinge in Lippe bekiimmert.

Das Wichtigste und Schwerwiegendste bei allen
in Betracht kommenden Fragen ist die Angele-
genheit des lippischen Staatsvermogens. Es darf
niemals dahin kommen und wiirde insbesondere
auch von der lippischen Bevilkerung niemals
verstanden werden, wenn bei Aufhebung der
Selbstdandigkeit des Landes etwa auch das
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Landesvermogen, das jeder Lipper sozusagen
sein Eigen nennt, auf die Provinz Westfalen oder
ein sonstiges grosseres Gebilde iibergehen soll-
te. Diese Fragen sind mit dem Oberprasidium wie
auch mit dem Regierungsprasidenten in Minden
in den letzten Jahren ganz besonders und ein-
gehend Gegenstand von Erdrterungen gewesen.
Dabei ist von hier aus stets der Gedanke vertre-
ten, das Landesvermogen bei Aufhebung der Lan-
desverwaltung unter allen Umstiinden den bei-
den Kreisen als Ganzes zu erhalten, man hat in
diesem Zusammenhange auch bereits frither die
Frage der Bildung eines Zweckverbandes Lippe
mit dem Ziele der einheitlichen Zusammenfas-
sung und Verwaltung des gesamten Landesver-
mogens einschliesslich gewisser landeseigener
Einrichtungen, wie z.B. der Landesbibliothek, des
Landesarchivs, der Hermannsdenkmalstiftung
und der Damenstifte usw. erértert und zwar mit
dem Erfolge, daR selbst der Oberprisident die-
sen Dingen stets im lippischen Sinne seine
besondere Beachtung verlieh.

Der Unterzeichnete gibt hiernach anheim, mog-
lichst bald die angeregte Fliihlungnahme aufzu-
nehmen und in offener Aussprache bei dem
Militirkommandanten in Miinster zur Erorte-
rung zu stellen. Sicherlich wird diese Stelle
dann in etwa auch hinreichendes Verstdndnis fiir
die auf alter Landestradition fussenden Wiinsche
der Landesregierung haben.

Nr.5

Lippisches Landesprdsidium an den PreufSischen
Minister des Innern, 7.7.1923.

L75X, 1, Nr. 17, Bd. I

Die bisher iiber den Anschluf8 des lippischen
Landes an das preuffische Staatsgebiet unver-
bindlich gefiihrten Verhandlungen haben kein
bestimmtes Ergebnis gehabt, was bei der Art
dieser Verhandlungen verstdndlich ist. Unter
Beziehung auf die kurze Aussprache des Unter-
zeichneten mit dem Herrn Minister des Innern
am 5. dieses Monats hilt es das Landesprisidium



fiir wiinschenswert, daf eine festere Grundlage

fiir gegebenenfalls fortzufiihrende Verhandlun-

gen bereitet werde, ohne daR damit irgendwie der
notwendigen Willenserkldrung der lippischen

Landesbewohner vorgegriffen wiirde. Fiir die

Vorbereitung weiterer MaRnahmen wiirde es

daher erwiinscht sein, die Stellungnahme des

Preuffischen Ministeriums des Innern bzw. des

preuBlischen Gesamtministeriums zu folgen-

den Fragen zu erfahren:

1. Kann dem lippischen Lande zugesichert wer-
den, daR ihm im Falle seiner Angliederung an
den preulischen Staat das Domanialgut in
dem Umfange, wie es ihm seiner Zeit infolge
vertraglicher Vereinbarung zugefallen ist,
ungeschmilert zu eigener Nutzung verbleibt?

2. Das lippische Land entspricht nach seiner
GroBe und Bewohnerzahl ungefihr dem
Gebiete von 2-3 preuBischen Kreisen. Es
besteht hier der Wunsch, daR die lippische
Verwaltungseinheit bei einer Angliederung an
den preuRischen Staat erhalten bleiben
mochte. Welche Moglichkeiten sind mit Riick-
sicht auf die besondere preuRische Verwal-
tungsorganisation in dieser Hinsicht gegeben?

3. Wiirden im Falle des Anschlusses sdmtliche
lippischen Beamten und Angestellten iiber-
nommen?

4. Sichert Preufen die Erhaltung der lippi-
schen Schulen und der besonderen Staats-
einrichtungen, die der Wohlfahrt der lippi-
schen Bevélkerung dienen, zu?

5. Wiirde PreuRen auf dem Gebiete des Verkehrs
ein Zugestidndnis in dem Sinn machen kén-
nen, dall der dem Bahnverkehr noch nicht
erschlossene lippische Norden in absehbarer
Zeit eine Bahnlinie (Vollbahn, Nebenbahn,
elektrische Bahn) erhilt? Das Landesprisidi-
um wiirde fiir eine sehr gefillige Beantwor-
tung dieser Fragen dankbar sein.

Dokumente

Nr.6
Drake an Hopker-Aschoff, 31.8.1927.
L75X 1, Nr.23

Sehr geehrter Herr Minister!

In der AnschlulSfrage darfich mich auf mein vor

etwa 3 Wochen an Sie personlich gerichtetes

Schreiben beziehen. Ich habe inzwischen einen

Beschluf} im Landesprésidium veranlafSt, damit

wir weiter kommen und sehen, ob in absehba-

rer Zeit eine Verhandlungsmaglichkeit mit Aus-
sicht auf Erfolg besteht. Es ist also beschlossen
worden, vorliufige Verhandlungen mit dem

Preullischen Staatsministerium aufzunehmen,

zundchst aber darum zu bitten, eine gefillige Mit-

teilung dariiber hierher gelangen zu lassen, ob

1. beieinem evtl. Anschluff an Preulen das Land
Lippe darauf rechnen kann, dafl ihm der
domaniale Besitz verbleibt,

2. Preulen die Erhaltung der éffentlichen Ein-
richtungen (es sind darunter die Schulen,
Landgericht usw. zu verstehen) garantieren
wiirde,

3. Preullen bereit sein wiirde, den Ausbau der
seit Jahrzehnten als dringend notwendig
erkannten Verkehrslinien in sichere Aussicht
zu stellen.

Ich darf zu diesen Punkten kurz folgendes

bemerken.

Zu 1. Das Land hat bei den Verhandlungen mit

dem friiheren Fiirsten im Jahre 1919 einen ver-

hiltnismiRig giinstigen AbschluR erreicht. Hier
wird sehr groBes Gewicht darauf gelegt, daR der

GenuB aus diesen erfolgreichen Verhandlungen

nicht beeintrichtigt werde. Dies rechtfertigt

sich ganz besonders deswegen, weil Lippe 10 000

Wanderarbeiter beherbergt, deren Arbeitser-

trige im wesentlichen preuRischen Gebietstei-

len zugute kommen, fiir deren Versorgung in

Schul; Fiirsorge- und anderen Angelegenheiten

das Lippische Land aber einzutreten hat.

Zu 2. Hierzu bedarf es wohl kaum einer Erliu-

terung. Es wiirde sich fragen, ob bei der Ein-

gliederung Lippes in den Regierungsbezirk Min-
den nicht zweckmiRigerweise der Regierungssitz
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in die Mitte des Gebietes, d. h. nach Detmold, ver-
legt wiirde.

Zu3. Die fraglichen Verkehrslinien sind im
Ausbau bereits begonnen, und zwar unter Betei-
ligung des preuBischen Staates (l. Teilstrecke
Barntrup-Rinteln). Diese Teilstrecke ist nahezu
vollendet. Es handelt sich dann noch um die
beiden weiteren Teilstrecken Rinteln-Lemgo-
Detmold und Detmold-Barntrup.

Vielleicht kiinnten wir weitere Einzelheiten in
einer Besprechung erortern. Indem ich bitte, dies
Schreiben vertraulich zu behandeln, verbleibe ich
mit freundlichen Griifen

Thr

Drake

Nr.7

PreufSischer Ministerpréisident an Drake (mit
Randvermerk), 14.3.1928.

L75X,1,Nr.17,Bd. 1

Auf das gefillige Schreiben vom 9. Dezember
1927 - Nr. 117621 - beehre ich mich ergebenst zu
erwidern, dal die PreuBische Regierung nach wie
vor bereit ist, tiber einen etwaigen AnschluBf des
Freistaates Lippe an Preuffen zu verhandeln, falls
solche Verhandlungen von Lippe gewiinscht
werden sollten. Aus dem genannten Schreiben
mufite entnommen werden, daff dies zurzeit
nicht der Fall ist, da nach Ansicht des Landes-
priasidiums zunichst der Ausfall der Lander-
konferenz, der Reichstags- und der Lippischen
Landtagswahlen abzuwarten sei.

Die 3 Fragen, auf die schon jetzt eine Antwort
erbeten wird, betreffen Angelegenheiten, die der
Natur der Sache nach zu den Hauptgegenstan-
den etwaiger spiterer Verhandlungen gehoren
wiirden. Es erscheint mir weder zweckméBig,
noch entspricht es der Ubung, daR schon vor der-
artigen Verhandlungen und bevor feststeht, ob
solche tiberhaupt in Gang kommen, eine ein-
seitige Bindung des einen Vertragsteils iiber die
wichtigsten Teile des zukiinftigen Vertrages her-
beigefithrt wird. Dies mufl dem Gange der
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spateren Verhandlungen vorbehalten bleiben. Ich
glaube daher auf Verstdndnis rechnen zu diirfen,
wenn ich bitte, sich zundchst mit der Erkldrung
der grundsitzlichen Verhandlungsbereitschaft
der Preuffischen Regierung begniigen zu wollen.
— Was die angeregten Verhandlungen iiber die 3
Enklaven anbetrifft, so erscheint es mir nach wie
vor zweckméRiger, sie zu verschieben, bis sich
der weitere Verlauf der Angelegenheit im ganzen
iibersehen ldRt.

Randvermerk Drakes: Es ist nach Mitteilung im
Prisidium beschlossen worden, die Sache vor-
ldufig auf sich beruhen zu lassen, z.d. A. Detmold,
27.3.28. Drake. Nach mehreren Wiedervorlagen
endgiiltig z.d.A. am 1.10.29.

Nr.8

IHK, Handwerkskammer und Kreisbauernschaft:
Denkschrift vom 23.4.1946 (Auszug).

L 80 Ia Gr. I Tit. 1, Nr. 28, Bd. 1, fol. 180 f.

[HK fiir Lippe und Schaumburg-Lippe (Herbert
Kiister, Prasident, A.Hofmann, 1.Vorsitzender),
Handwerkskammer fiir Lippe und Schaumburg-
Lippe (Hocker, Vorsitzender) und Kreisbauern-
schaft Lippe (Gehring, Kreisbauernfiihrer)
23.4.1946: Denkschrift. Zusammenschluf§ von
Lippe, Schaumburg-Lippe, Grafschaft Schaum-
burg (Kreis Rinteln) und Liigde unter allgemei-
ner Orientierung nach Hannover. In der NS-Zeit
wurden viele Verwaltungsaufgaben nach Miin-
ster verlagert; »Hannover hat zu allen Zeiten das
grosste Verstindnis fiir die kleinstaatlichen
Belange Lippes gehabt ... Ganz anders liegen
demgegeniiber die Dinge mit Westfalen, das
dariiber hinaus auch noch zu stark mit dem
Gedenken an die Nazizeit belastet ist! In diesem
Zusammenhange zur weiteren Beleuchtung des
gesamten Fragenkomplexes vorweg ein Wort zu
der Frage des lippischen Staatsvermogens, des-
sen besondere Bedeutung auch unter Beriick-
sichtigung der Folgen des verlorenen Krieges und
der einschldgigen Bestimmungen der Mil.Reg.



seitens der lippischen Bevilkerung und der lip-
pischen Offentlichkeit in keiner Weise verkannt
werden kann. Die Provinz Westfalen, dess kann
man nach den vielfachen Erfahrungen sicher
sein, wird allergrossten Wert darauf legen, die
Forsten, Doménen und die Bider des Landes in
ihre Regie und Eigentum zu bekommen. Dort
herrscht im Gegensatz zu der Provinz Hannover
in etwa noch der alte expansionsliisterne Preus-
sengeist, welcher der Bevilkerung der kleinen
Linder niemals irgendwelche iibergrossen Kon-
Zessionen macht, vor allem dann nicht mehr,
wenn ihr staatliches und politisches Aufgehen in
den preussischen Staatsverband beschlossen
oder gar erledigt ist.«

Nr.9

Staatsminister Riecke an Reichsstatthalter Meyer,
8.6.1934,

L 80 Ia Gr. Il Tit. 1, Nr. 28, Bd. I, fol. 19

Vorbehaltlich demnéchstiger Erginzung bitte ich

bei etwaigen Erérterungen wegen der Einglie-

derung des Landes Lippe nachstehende lippische

Forderungen oder Wiinsche zu vertreten:

L) Politische und wirtschaftliche Orientierung
des gesamten Staatsgebietes nach Westfalen,
soweit nicht in folgendem etwas abweichen-
des gewiinscht wird; Ubernahme der gesam-
ten Schuldenverwaltung und sonstigen Ver-
pflichtungen des Landes sowie der Verwaltung
des Kapitalvermigens.

2.) Die Landeshauptstadt Detmold muss Sitz
einer Regierung oder einer dieser gleichge-
ordneten allgemeinen Verwaltungsbehorde
bleiben (gegebenenfalls unter Anschluss
preussischer Gebietsteile); Erhaltung der
beiden jetzigen lippischen Kreise als Verwal-
tungseinheit sowie Aufrechterhaltung der
sonstigen Verwaltungsorganisation.

3.) Detmold muss Sitz eines Landgerichts blei-
ben gegebenenfalls unter Anschluss preussi-
scher Amtsgerichtsbezirke oder Teile von ih-
nen; Erhaltung der lippischen Amtsgerichte.
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4.) Erhaltung des ehemaligen Domanialvermao-
gens als Zweckverbandsvermogen oder dergl.
fiir die an Stelle des Landes etwa tretenden
Gebietskorperschaften. Freistellung dieses
Zweckverbands-Vermogens von allen (preus-
sischen) Staatssteuern. Staatszuschiisse fiir
die Bader Bad Salzuflen und Bad Meinberg.
Aufrechterhaltung bezw. Ubernahme der lip-
pischen Staatskrankenanstalten.

5.) Ubernahme simtlicher Beamten und Ange-
stellten unter Wahrung ihres Dienst- und
Ruhegehaltsalters.

6.) Aufrechterhaltung des lippischen Schulwe-
sens in der bisherigen Ausgestaltung und Bei-
behaltung bezw. Ubernahme der sonstigen
Kultureinrichtungen (z.B. Landestheater, Lan-
desbibliothek, Archiv, Gesch. Forschungsan-
stalt fiir Germanenkunde).

7.) Beibehaltung aller sonstigen 6ffentlichen
oder vom Staate unterstiitzten Einrichtungen
und Dienststellen (Industrie- und Handels-
kammer, Handwerkskammer, S.A.-Reit- und
Fahrschule, Externsteine-Stiftung, Arbeits-
lager, S.A., B.d.M.-Schulen usw.).

8.) Anlehnung der Landesbank und simtlicher
Sparkassen an die Landesbank (Giro-Zentra-
le) Hannover,

9.) Durchfiihrung simtlicher aus der geplanten
Heeresvermehrung herrithrenden Baupro-
jekte usw.

10.) Forderung der Verkehrsverhiiltnisse (Kalle-

talbahn usw.).

Nr.10

Verordnung, die Trennung des Staatshaushalts
vom Domanialhaushalte betreffend, vom 24.
Juni 1868 [Publikation der Vereinbarung iiber die
Trennung des Staatshaushalts vom Domanial-
haushalte vom 24. Juni 1868].
Gesetz-Sammlung fiir das Fiirstenthum Lippe
1868, 5. 63

Die seit langen Jahren gepflogenen Verhand-
lungen zwischen Unserer Regierung und Unseren
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getreuen Stdnden haben Uns zu der Ueberzeu-
gung gefithrt, dal unter den verinderten Zeit-
verhiltnissen und zur Forderung der Wohlfahrt
Unseres Landes eine geregelte Finanzverwaltung
durch die véllige Trennung der Landcasse und
der Landrentei herbeigefiihrt werden miisse.
Auf Grund der von Uns dem Landtage vorgeleg-
ten Proposition ist dann die nachstehende Ver-
einbarung (iber die Trennung des Staatshaushalts
von dem Domanialhaushalte mit Unseren getreu-
en Stinden abgeschlossen und von Uns geneh-
migt worden:

Vereinbarung iiber die Trennung des Staats-
haushalts von dem Domanialhaushalte.

§1

Die zum Fiirstlichen Domanium gehérigen Ver-
mogensobjecte verbleiben dem Fiirstlichen
Hause als ein untheilbares und in seinem
wesentlichen Bestande unverdufferliches Fidei-
commillgut, dessen Genul§ und Verwaltung dem
je regierenden Fiirsten gebiihrt.

§2

Dasselbe umfalSt namentlich die herrschaftlichen
Schldsser nebst Zubehdr, die Meiereien mit den
davon in Erbpacht und Einzelpacht ausgewie-
senen Gebduden und Grundstiicken sowie den
dazu gehdrigen Diensten bzw. Dienstgeldern und
Zehnten; die Forsten; die Saline zu Uflen; das Bad
Meinberg; die Bierbrauerei zu Brake; die herr-
schaftlichen Erb- und Zeitpacht-Miihlen; die Zie-
geleien und Kriige; die Zins-Pacht- und Zehnt-
Korn-Gefille so wie Viehabgaben bzw. die an ihre
Stelle getretenen Renten; die Lehns-Aufkiinfte,
so wie die baaren Rentgefille iiberhaupt, welche
abloslich sind und nicht den Charakter einer
Steuer haben.

Das gesammte Domanium ist unter ausdriick-
licher Angabe der Fideicommifl-Qualitit zu
catastriren und finden beziiglich der Fortfiihrung
des Catasters die tiber die Fortfithrung der Cata-
ster im Allgemeinen bestehenden landesgesetz-
lichen Vorschriften Anwendung.

Die zur Zeit auf dem Fideicommil ruhenden
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Schulden sind ihrem Betrage nach in ein mit dem
Cataster im Zusammenhange stehendes Hypo-
thekenbuch einzutragen und sollen insbeson-
dere, um dem Interesse des Landes an der Con-
servirung des Fideicommill-Vermdgens zur
Aufrechterhaltung der Wiirde des Fiirstlichen
Hauses Rechnung zu tragen, iiber die Voraus-
setzungen, unter welchen Verinderungen in
der Substanz des Fideicomisses oder die Bela-
stung desselben mit Schulden iiber jenen Betrag
hinaus zuldssig sind, besondere Bestimmungen
im Wege der Gesetzgebung erlassen werden. Der
betreffende Gesetzentwurf ist dem nichsten
Landtage vorzulegen.

§3

Aus den Aufkiinften aus dem Fiirstlichen Fidei-

commill-Gut werden folgende Ausgaben bestrit-

ten:

a. Die Apanagen, Competenzen und Dotalgelder
der Glieder des Fiirstlichen Hauses und die an
die Nebenlinien des Fiirstlichen Hauses abzu-
fiihrenden Apanagen und Dotalgelder;

b. die Kosten der Fiirstlichen Hofhaltung;

c. die auf dem Domanium ruhenden Lasten und
Abgaben so wie die darauf zu tibernehmenden
Steuern, Lasten und Abgaben;

d. die Zinsen von den auf der Landrentei ruhen-
den und derselben zur Last bleibenden Schul-
den;

e. die Kosten der Domanial-Verwaltung,.

§4

An die Landcasse fallen zuriick bzw. werden der-

selben liberwiesen:

a. Simmtliche Zahlungen, welche aus der Land-
casse oder aus anderen landschaftlichen
Cassen seither zur Bestreitung der Kosten der
Landes-Verwaltung an die Landrentei geleistet
sind;

b. alle in die Landrentei geflossenen Staats-Ein-
nahmen, also namentlich die simmtlichen
Aufkiinfte, welche diese bisher aus den nutz-
baren Regalien und Hoheitsrechten (Gewer-
be-Abgaben, Jurisdictions-, Verwaltungs-,



Straf-Gefille etc.) bezog, so wie alle Abgaben
und Gefille, welche nicht abléslich sind und
den Character einer Steuer haben;

€. die bisher zur Landrentei vereinnahmte
Reveniie aus dem Lippstidter Fonds;

d. die von dem Domanium zu zahlende Grund-
steuer;

e. die vergleichsweise auf das Domanium tiber-
nommene, aus der Landrentei jdhrlich zur
Landcasse zu zahlende Rente von 5000 Rthl;
endlich wird

f. die Leihecasse mit dem darin angesammelten
Reservefonds an das Land abgetreten.

§5

Dahingegen iibernimmt die Landcasse die
Kosten der gesammten Landesverwaltung und
alle diejenigen Ausgaben, welche bisher aus der
Landrentei zu 6ffentlichen Zwecken bestritten
sind, einschlieRlich der Zuschiisse zu Kirchen-
und Schulzwecken, so weit diese nicht, weil auf
privatrechtlichen Titeln beruhend, der Landrentei
zur Last bleiben miissen. Diejenigen Verpflich-
tungen, welche auf den herrschaftlichen Forsten
hinsichtlich der aus denselben an Kirchen,
Schulen und milden Anstalten frei oder gegen
theilweise Bezahlung abgegebenen Holz- und
Torfnutzungen ruhen, verbleiben jenen auch fer-
ner, ohne dal dafiir eine Entschidigung aus der
Landcasse beansprucht wird.

§6

Die bisher als Gerichts- und Geschiifts-Locale der
Aemter und als Dienstwohnungen der Staats-
verwaltungs- und Justiz-Beamten benutzten
Gebdude und Localitdten, einschlieflich der
Gefiangnisse, welche nicht mit herrschaftlichen
Schléssern und Meierei-Gebduden oder sol-
chen herrschaftlichen Gebiduden verbunden
sind, die zugleich zu anderen Zwecken benutzt
werden und deren Hauptbestimmung ihr Ver-
bleiben im Domanial-Eigenthum nothwendig
macht, gehen nach dem dariiber dieser Verein-
barung beigefiigten Verzeichnisse mit dem
zugehdrigen Inventar unentgeltlich in das
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Eigenthum des Landes iiber. Die Kosten der
Unterhaltung und der Versicherung dieser
Gebidude zur Brandcasse so wie die Kosten etwa
nothig werdender Neubauten oder neuen Anla-
gen trigt selbstredend die Landcasse. Die mit
herrschaftlichen Schliéssern oder Gebéduden ver-
bundenen Gerichts- oder Geschiifts-Locale der
Aemter, Dienstwohnungen der Staatsverwal-
tungs- und Justiz-Beamten und Gefingnisse
werden sammt dem zubehdrigen Inventar und
den dazu gehorigen Dienstgrundstiicken den
betreffenden Behorden zur gleichfalls unent-
geltlichen Benutzung fiir die Zukunft so lange
belassen, als selbige zu Staatsverwaltungs- und
Justizzwecken erforderlich sein und erfolgen
wird. Sobald diese Benutzung aufhért, fallen die
Rdumlichkeiten und Gebdude ohne Entschidi-
gung aus der Landrentei zur unbeschrinkten Dis-
position an die Fiirstliche Rentcammer zuriick,
in deren Eigenthum sie als Bestandtheile des
Domaniums nach wie vor verbleiben. Die Kosten
der Unterhaltung der letzteren Gebdude und
Rdumlichkeiten in Dach und Fach so wie die Zah-
lung der Brandassecuranz-Beitréige von densel-
ben verbleiben der Landrentei.

Das gleiche VerhiltniR findet auch hinsichtlich
der Mitbenutzung des s.g. Dicasterialgebdudes
seitens der Ober-Landesbehérden und hin-
sichtlich der zur 6ffentlichen Bibliothek einge-
rdumten Localitdten Statt; auch dies Gebéude
und diese Localitdten bleiben im Eigenthum des
Domaniums und fallen ohne Entschadigung zur
Disposition Fiirstlicher Cammer zuriick, sobald
ihre Benutzung zu dem bisherigen Zweck nicht
mehr erforderlich sein oder aus sonstigen Griin-
den aufhoren sollte. Die Dienstwohnungen der
Assessoren, welche zugleich Hebungsbeamte
sind, verbleiben im Eigenthum Fiirstlicher Cam-
mer und werden von dieser unterhalten.

§7

Das zum Domanium gehérige Grundeigenthum,
s0 weit es bisher von der Grundsteuer befreit
gewesen ist, wird zu den Staats- und Commu-
nallasten und Abgaben nach denselben
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Grundsitzen herangezogen und besteuert, wie
das bisher steuerpflichtige sonstige Grundei-
genthum. Die behuf der Besteuerung desselben
zu den Amtsgemeindecassen bereits vorhande-
nen Catastrirungen und Einschidtzungen sind fiir
die Besteuerung des Domanialgrundeigenthums
bis zu einer etwaigen anderweiten allgemeinen
Catastrirung und Einschidtzung des Grundbe-
sitzes maligebend.

Die dem Domanium bisher zustehende Sporteln-
freiheit wird aufgehoben.

58

Die nach vorstehenden Principien und Bestim-
mungen auf die Landcasse tibergehenden Ein-
nahmen und Ausgaben ergiebt die Zusammen-
stellung in Anl. A. Fiir die einzelnen Betrdge der
nicht stindigen und jéhrlich schwankenden,
deshalb durchschnittlich berechneten Einnah-
men und Ausgaben wird eine Garantie eben so
wenig iibernommen, als fiir den Ertrag der nur
approximativ und priasumtiv berechneten Grund-
steuer.

§9

Mit Ubernahme der in Anlage A verzeichneten
Einnahmen und Ausgaben tritt das Land in
sammitliche in Beziehung darauf der Fiirstlichen
Cammer zustehenden Rechte und die ihr dage-
gen obliegenden Pflichten ein; es verpflichtet sich
namentlich die beim Uebergange des Gewerbe-
Concssions-Regals laufenden Gewerbe-Conces-
sionen bis zu deren Ablauf bzw. bis zur ander-
weiten gesetzlichen Regulirung des
Gewerbewesens auszuhalten.

Die zum Domanialvermdgen gehdorigen, unter
der Cameralverwaltung stehenden und zeit-
weise verpachteten Miihlen und Ziegeleien so wie
die herrschaftlichen Erbpacht-Miihlen, Ziege-
leien, Kriigereien und sonstigen gewerblichen
Etablissements bleiben bis zum Erlall einer
Gewerbeordnung bzw. eines Gewerbe-Steuer-
Gesetzes von der Zahlung einer Concessions-
Abgabe an das Land befreit. Alsdann sind die-
selben gleichmifig zur Steuerzahlung
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heranzuziehen, ohne dal solchen Falls Fiirstli-
cher Cammer bzw. den Erbpichtern eine Ent-
schidigung aus der Landcasse zu gewdhren ist;
vielmehr wird eine beziigliche Entschddigung so
weit sie gesetzlich anerkannt wird, von Fiirstli-
cher Cammer {ibernommen.

§10

Zu den Gehalten der Amtsassessoren, welche
zugleich Hebungsbeamte sind, triigt die Land-
rentei ein Drittheil und zu den Gehalten der
Amtsrendanten die Hélfte fernerhin bei. Hin-
sichtlich der Besoldung der Bauerrichter bleibt
das bisherige BeitragsverhiltnilR unverdndert. Die
Auseinandersetzung ist jedoch eine provisorische
und unterliegt im Fall der eintretenden Vacanz
oder Einziehung der betreffenden Stellen der
Aenderung nach MaRgabe der dariiber in jedem
einzelnen Falle zwischen Fiirstlicher Regierung
und Fiirstlicher Rentcammer zu treffender Ver-
einbarung.

§11

Mit dem Zeitpunkte, an welchem diese Verein-
barung tiber die Trennung des Domanial-Haus-
halts in Kraft tritt, geht die Verwaltung der
Regalien und nutzbaren Hoheitsrechte so wie
saimmtlicher von Fiirstlicher Rentcammer
besorgten Geschifte, welche mit den daraus zur
Landcasse fliefenden Einnahmen und daraus zu
bestreitenden Ausgaben in Beziehung und Ver-
bindung stehen, einschliefflich der Erhebung und
Berechnung der fraglichen Gefille, der Abnah-
me der dariiber abzulegenden Rechnungen etc.
etc. in das Ressort Fiirstlicher Regierung iiber, zu
deren Registratur alle darauf beziiglichen Acten,
Register u.s.w. verabfolgt werden.

Andererseits wird die Verwaltung der auf die
Lehngefille beziiglichen, bisher von Fiirstlicher
Regierung besorgten Geschiifte der Lehncammer,
da die Lehnsgefille als Bestandtheile des Doma-
niums nach wie vor zur Landrentei fliefen, in das
Ressort Fiirstlicher Cammer iibertragen.



§12
Diese Vereinbarung tritt mit dem 1sten Januar
1869 in Wirksamkeit.

Nr. 11

Gesetz, betreffend den Beitrag des Fiirstlichen
Domaniums zu den aus der Landkasse zu bestrei-
lenden Ausgaben fiir die Beamtengehdilter, vom
25. Mdirz 1898.

Gesetz-Sammlung fiir das Fiirstenthum Lippe
1898, 8. 312

Im Namen Seiner Durchlaucht des Fiirsten Carl
Alexander

Von Gottes Gnaden Wir, Ernst Casimir Friedrich
Karl Eberhard, Graf und Edler Herr zur Lippe-Bie-
sterfeld, Graf zu Schwalenberg und Sternberg etc.
etc., Regent des Fiirstenthums Lippe, verordnen
mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

§1

Die von dem Fiirstlichen Domanium an die
Landkasse zu zahlende Rente erhéht sich vom 1.
April 1898 ab um 20000 Mark, auf welche bis zur
Tilgung des Eisenbahnzuschusses von 240000
Mark der bisher vom Lande jéhrlich zu zahlen-
de und von dem gleichen Tage ab wegfallende
Betrag von 12000 Mark in Anrechnung zu brin-
gen ist.

§2

Das Fiirstliche Domanium ist ferner verpflichtet,
vom 1. April 1899 ab bei Ausgaben der Landkas-
se fiir Gehilter, dauernde oder voriibergehende
Besoldungen, Pensionen und Unterstiitzungen,
welche die im Rechnungsjahre 1898/99 fiir die-
sen Zweck aufgewendeten Ausgaben iibersteigen,
einen Beitrag von 10 % zu den rechnungsméRig
belegten Mehrausgaben an die Landkasse zu zah-
len.

Detmold, den 25. Mérz 1898

Ernst, Graf-Regent zur Lippe.

In Vertretung:

Overbeck.
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Nr.12 (Original-Dokument folgende Seiten)
Geseiz, betreffend die Regelung der Rechisver-
héiltnisse zwischen dem Staate und dem Fiirst-
lichen Domanium, vom 12. Juli 1912,
Gesetz-Sammlung fiir das Fiirstentum Lippe
1912, 5. 823 ff.
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(Belet-Sammlung

iirftentum Lippe.

Detwmold, den 31. Juli 1912,

Jufaft: Gefels, Detreffend bie Regelung ber S{ecfjtévergfi[tniﬁe ywifdien dem Gtaate
und dem Flicftlihen Domanium, vom 12 Jult 1912, Seite 823,

Rx. 32.

Gefes,
Betvefjend die Negeluug der Redtsverhiltnifie jwijden dem Staate und
pem Fitvjtlidhen T Domaninm, vom 12. Juli 1912,

Wir Leopold, von Gotted Guaden vegievender Fitejt jur Lppe,
Edler Herr und Graf zu Biefterfeld, Graf ju Scpwalenberg und
Sternberg 2. 1.,

berorbuen, mit Juftimmung bed Landtaged, was folgt:

Urtifel I.
ufgehoben werden

1, das Gefeh, betreffend den Beitvag des Fiirjtlichen Domaniums zu den
aug der Landfaffe u beftveitenden Ausgaben fiir Beamtengehilter, vom
25. Mirz 1898 (LB, Bb. 22 &. 312);

2. der § 2 ber Ubereinfunft wegen BVerzichtleiftung der Fitrftlichen Do-
manialverwaltung auf die ihr infolge ded jeinerzeit zum Bau dex
Cijenbalin von Herford nad) Detmold geletiteten Juidhufies ugeficherte
Teilnahme an dem fiinftigen Reingetvinn Ddiefer Cifenbafhnlinie vom
10. November 1887 (L-B. Bd. 19 &. 630);

3. bad Gefes, die Ubdnderung der mit der Verorbnung vom 24, Juni
1868 ale Yanbesgejep publizierten Vereinbarung iiber die Tremnung

1
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ez Stantshoushalted vom Domanialhaushalte betveffend, vom 20.
Mir; 1879 (L-B. Bb. 17 &, 566);

4. Nr. 1 Foes Landtagsbeichluifes vom 27. September 1901 zur Bor-
lage 18 der Legislaturperiode 1901/04, betreffend Diventruper Sand-
und Tontverfe.

Artifel T

Yt die Stelle der nach Antifel T aufgehobenen gefeblichen Borjchrifter
und der Beftimmung im § 4e der Verorduung, die Trenmimng des Staats-
haushaltes vom Domanialhansdhalte betreffend, vom 24, Juni 1868 (LB,
Bh. 15 &. 63) treten nachitefende Beftimmungen:

i
Auf bas Firjtliche Domanimm with eine aud der Kammertafje an
bie Qandfafje in vierteljihrlichen Raten am Enbe eines jeden Salender
vierteljafres zu entvichtende Rente im Betrage von jahelich 140000 o,
gefchrieben einfunbertvierzigtaufend Mart, gelegt.

§ 2.

Die jihrlichen Auftiinfte Dded Fiivjtlichen Domaniums bezieht Der
vegierende Fiitjt bis zum Betvage von 500 000 o#, gejdyrieben fimfhundert=
taufend Marf. Nberjteigen die Auffiinfte diefe Summe, jo fallt der Mehr=
betrag Dem vegierenden gyiivten und dem Lambde zu gleichen Teilen- zu.

§ 3.

Die Domanialverwaltung Hat jahelich eine Hechnung iiber die uf-
tiinfte (Ginmafme und Ausgabe) aufsuftellen und dem Landiage vorzulegen.

Fiiv die Beredyrung der Unffiinfte des Fifvftlichen Domaniums (§ 2)
finden, foweit nicht in den §§ 4, 5 und 6 Diejed Gejefes abweichende
Beftimmungen getroffen find, die in den §§ 6 big 14 deg Einfommeniteuer-
gefeied bom 12, Juni 1912 uud in Den fhierzu ergehenden Ausflihrungs=
beftimmungen aufgeftellten Grunbidge finngemdfe Unwendung.

§ 4.

Samtliche Cinnahmen aud den Forjten, midgen fie in betriebdplan-
mdfigen oder auferbetriebsplanmépigen Nupungen bejtehen oder aud) nadh
forftwittihaftlichen Grundidsen als Verminderung ded Holzbejtandatapitals
anzujefen fein, find nac) dem vollen Vetvage in Einnalhme zu jtellen,
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LR
L. Abjugsfdhige Ausgaben find alle wirtidaftlichen Audgaben, weldye

aur Lettung ded Betriebed, zur Crbaltung oder Sicherung dér Subjtang

oder

ur Erzielung oder Forderung ded Crtvaged gemacht find (BVetriebs-

amd Berwaltungstoften), joweit nicht in diefem Paragraphen etwad anderes
beftimmt iit. :

IT. Jngbefondere find absugsfibig:

a) die Betriebs- und BVerwaltungdfoften einfchlieflich der Gehilter und

b)

a)

b)

<)

Lenfionen;
die Yusdgaben, welde erforderlich find, um die in der Unlage zu
viejem Gefebe verzeichneten Gebaude in Dach und Facdy zu unterhalten,
jowie die gefamten SKoften der baulichen Unterhaltung bder iibrigen
gum Domaniuwm gehirigen Gebdude, foweit diefe Kojten nicht von
Dritten zu tragen find;
pie auf dem Domanium rubenden dauernden Laften, Abgaben wnd
Binfen, namentlich) die drei feften Fideifommifrenten in Hihe von
jabelich 77371 o# und die an dad Land zu zahlende fejte jahrliche
Rente von 140000 o#, jowie die nad) gefeplicher BVeftimmung vom
Domanium an dad Land, die Gemeinden, Kivdhen und Schulen zu
gaflenden Steuern, enblich) die Feuerverficherungsbeitrige, einjchliefilich
Detjenigen fiir die in bder nlage verzeidhneten Subehivungen Ddes
Domaniums, und die jonjtigen BVerficherungsbeitrige, berall joweit
diefe Leiftungen nidht von den dazu Verpflichteten wicder vergiitet
werben. Eine etwa fphter eintretende Erhohung der Fideifommif-
renten, jowie Dder feften Dauernden Laften und Ubgaben ober eine
Jteueinftellung von folchen bleiben aufer Betvadht, jofern fie nicht
burdy Gefeps etngefiihrt werden;
bie Jahlungen an milde Stiftungen, foweit bdiefe den Charafter
Dauernder Lajten ded Domaniums Haben und nicht auf privatredyt-
lijer Veretnbarung beruben.
ITL, Nicht abzugdfihig jind ingbejondeve:
bie Ausgaben, einjdlieflich der Gehdlter und TPenfionen, fiir die
Hofhalfung jowie flir Marftall und Geftiit;
die fiiv Jagdzwede, einjhlieplich der Crhaltung und Ernenerung des
Wilvgatterd, gemadhten Uudgaben, wogegen aud) die aus der Jagd
erzielten Gimnahmen aufer BVetracht bleiben;
bie Koften der baulichen Unterhaltung und die fonftigen ufwendungen
fiiv die in der Anlage zu Ddiefem Gefeb aufgefithrten Jubehsrungen
ped Domaniumsd mit der Einjdyrdntung, welde fih ausd der Be-
A -
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ftimmung unter ILb ergibt. Dagegen bleiben auch) bdie Einnahmen

aufer Betvacht, weldhe aus jenen Jubehirungen erzielt werden.

Un Jamtlichen vorbezeichneten - Bejtandteilen bed Domaniumsd
nebft bem zugehovigen Juventar fleht Ddem vegieremben Fifriten Ddie
unentgeltliche und unbejdyrantte Nubung u;

d) bie Ausgaben fitr Dotalgelder, Wittum, Apanagen und dhnliche
DBeziige mit der oben (Ile) Defreffs Der Fidettommifrenten vor-
gefefenen Einjdyréinfung,

IV. Ale Kojten der Unterhaltung ,in Dad) und Fach” gelten bdie
jimtlicgen Unterhaltungatoijten der Dicher (Dachdecung und Dache
perband), die Unterhaltungstoften der Aufen- und Jnunenwinbe,
einfdh(iefilich Der Valtenlagen und Dbded BVerpupes mnur Dder Aufenwinde,
audiclieplich der Fenjter, Tiiven, Deden, Gewilbe, Fupbiden, Treppen
und Dergleichen. Diefe Veguiffebeftimmung fiv ,Dad) wnd Fach” gilt
oaud) im Sinne Ded § 6 AbJ. 1 der Beveinborung vom 24, Juni 1868,
bie Trennung des Staatshaushaltd vom Domanialhoushalte betreffend.

§ 6.

Mapgebend fitv die Fejtitelung ded nach § 2 der Landiajfe zu-
suffifrenden Vetvages ift dag Ergebnis des leptverflojjenen SKalender- oder
Wirtichafts- (Betriebs-) jahres, wenn dag Wirtichaftejahr nicht mit dem
RKalenderjahr tibereinftimmt. .

f

Beziiglic) der Koftendectung filv nicht lediglich) werbenden IJweden
dienende Jeu- und Erjapbauten bebarf e8, foweit fie nidt aus Cntichd-
digungggeldern oder allodialen Mitteln auf den in Dder Anlage verzeicdjueten
@runbditiicfern exvichtet werdem, Dev jedesmaligen Bereinbarung zwijchen dent
regierenden Fiixften und dem Landiage. :

§ 8.

Die BVorjdhrift in §8 ded Gefesies vom 10. Februar 1869 zur
niheren Beftimmung der Vorausjepungen, unter mwelden Verdnderungen
in der Subftany ujw. zuldffig find, nad) welder das Fiiritliche Hausd=
und FidetfommiBvermogen ober einzelne Tetle dedfelben mit Schulden,
weldhe Den Betrag der bei dem Crlap ded Gefeies vorhandenen Fideifommif-
johulben iiberjchreiten, ofune Suftimmung Ddes Landtagé nicht Dejdhwert
fverden jollen, wird dahin erldutert, dafy, joweit die Fideifommifichulden
burd) ufwendungen ausd der Subjtang ded Fideitommifvermogens (Uttiv-
fapitalien, Abljungstapitalien, Crl6s aus Verfdufen und dergleichen)
Berabgemindert find bezw. werden, Dder Vetrag Dder bei dem Crlajie des
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Gefeses vom 10. Februar 1869 vorhanden gewefenen Fideifommifidhulden
fich um den Vetvag der auf bdiefe Weife zur Schuldentilgung vermwandien
Summen permindert.

§ 9.

Der tn § 13 ded gedachten Gefepes vom 10. Februar 1869 auf-
gejtellte Grundjay, daf die Verwaltung ded gejamten Fideifommifvermgens
bem regievenden Fiirften obhne Mitwirkung Dded Landtags zufteht, wicd
feftgehalten. '

Die zu dem Fideifommip gehovigen Vermbgensitiicke find in ihrem
fwejentlichen Beftande zu exhalten nd nad) Moglichfeit 3u verbefiern.

Bei threr Verwaltung find die Regeln eciner orduungdmiHigen Wirt-
fchaft su beachten.  Jusbejondere ift

1. fiiv die gute Jujtandhaltung der Gebdude Sorge u tragen,

2, bet den in eigener BVerwaltung jtehenden gewerblichen Anlagen nach
faufminnijchen Gefichtspuntten,

3. bei Dden Forften nach forftwictihaftlichen Grumdidgen und Regeln
su verfahren. Die Waldungen find zwedentipredhend zu behandeln
und jachgemdf zu nupen. Hiexbei foll die Crzielung und Sicher-
ftellung etnes miglichit hohen nachhaltigen Crtvages in erfter Linie
mafgebend fein. Die Nachhaltigleit darf namentlich aud) durch den
Sagdbetried nicht wefentlich) gefdhrdet werden. Auf eine mbglichit
baldige Yupbavmachung der noch) mit Srundgevechtigleiten belajteten
und fiix bie Forftvermaltung jum Teil extragslofen Flachen ijt hingumicten.
i ben von Den oberen Veamten bder Domanialverwaltung zu

leiftenden Dienftetd it die BVerpflichtung zur Beobachtung der tn diejem
®efeps enthaltenen Beftimmungen aufzunebuen.

§ 10.

Dem Landtage {teht dad Redht zu, die Mitteilung aller Unterlagen
der aufjuftellenden Rechnung behufs Priifung der Richtigkeit der an die
Landfafje jafhrlich abzufiihrenden Sunme durd) dasd Landlaffe-Adminiftrations-
follegium zu verlangen und etwaige Erinnerungen gegen dad Ergebnid 3u
erheben. Werben Erinnerungen nidht erhoben oder wird ein Wusgleich
fiber bie Meinungdverichiedenfeiten erzielt, fo evfldrt der Landtag feine
Buftimmung durd) einen Bejdhluf, durch mwelden der an bdie Landfaffe
abjufiihrende Vetrag fiiv das betreffende Jahr feftgeftellt mwird.

Unberenfalls Dejchliefit der Laubtag, ob und iwelde Dder ftveitigen
Rechnungdpoften beanjtandet werden jollen. Dem Landiag oder in deffen
Bertretung dem Landtagdausdiduffe fteht dad Recht zu, innerhalb einer
orift von brei Monaten vom Tage ded Beanftandungsbefchlufjed und auf
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®rund Ddesfelben bei Meidung ded Werlufted die Verufung bei dem
Berufungdausidufp zu evheben.

Der Berufungausiduf ijt eine ftindige BVehirde und bejteht aus
fitnf Mitglievern, welche zur Jeit ihrer Ernennung bezw. Wahl Mitglieder
ober ftellpectretende Mitglieder der Verufungsfommiffion oder einer Ber-
anlogungsfommiifion fein mifjen. Dev rvegierende Fiirjt und der Landtag
ernennenn auf die Dauer von fechs Jahren je gwet Witglieder, das fiinfte
Mitglied wird, jofern eime Einigung der Pavteien Dieviiber nicht ftatt-
findet, von ben vier ernannten Mitgliedern evwdfhlt und, wenn unter diejen
eine Ginigqung nicht u exzielen ift, von dem Plenum des Landgerichts
fiic Den gleichen Beitvamm Geftimmt. Die Mitglieder Ddes Berufungs-
audichufies wiflen unter fich den Borfienden. Im Falle des Ablebens
ober der Damernden Verhinderung wird fiiv jedes MWitglied n der fejt=
gefesten Weije- fiic ben MReft der Amtsperiode ein Crfapmitglied beftimmd,
Domanialbeamte und Landtagdabgeorduete Eounen zu Mitgliedern Des
Berufungsausichufjed nicht exnannt begiw. ermdhit werden.

Der Berufungdausichup hat das Recht, Beugen und Sachverjtindige
unbeeidigt u vernehmen. Die zu Vernehmenden diirfen Ddie Austunjts-
exteilung nue unter den VorausjeBungen ablehuen, welde nad) den Be-
ftimmungen der Bivilprozefordnung gur Berweigerung eines Seugnifjed
oder Gutachtens bevechtigen. Gegen Jeugen und Sacyverftdndige, welche
aur Yustunitserteilung  verpflichtet find  und  ofune  entjchuldbaren
@rund nicdht exicheinen oder ihre Ansjnge grundlos verweigern, fann eine
Ordnungsitrafe 0i8 zu 150 o fiiv jeden Fall ecfamnt werden. Die Feit-
feung der Strafe exfolgt durch) den Vorfienden. Gegen den Strafbejcheid
ftebt die inmerhald vier Wodjen bet dem BVorjitenden einzulegende Ve-
jhierde au, iiber weldhe die Regievung endgiiltig entcheivet.

Sm {ibrigen finden, foweit in diefem Gejebe nid)ts andeves bejtimmt
ift, und unbejchadet dev Vorjchrift im Axtifel II § 3, auf dad Verfalhren
die Beftimmungen der §§ 1034 big 1036 und 1038 bder deutjchen Jivils
prozefordnung entiprechende Anmwvendung.

Der Berufungsausichup entjcheivet fiber die Verufung durch einen
mit Griinden verfehenen BVefdhlufy endgiiltig.

syl Vi be
Gtreitigieiten, weldhe zwijhen ber Domanialverwaltung und dem
Landtage fiber bie INehtsverhiiltniffe wund Anjpriiche ausd Ddiejem Gefel
jowie iiber Die Handhabung und Ansfiihrung desjelben entitehen, mit Aus-
nafme der in § 10 gedachten Crinnevungen und Meinungsverichiedenfeiten,
fiitc welche das dort gevegelte Verfahren gilt, werden, joweit fie nidht
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burd) die deswegen zundchit einguleitenden LVerhandlungen ihre Crledigung
finden, durch ein Schiedsgericht entichieden.

Fiiv das Schiedsgericht gelten folgende Beftimmungen:

1, Jebe Partei ernennt einen Schiedrichter. :

2. Beide Schhiedsrichter wihlen den Ddritten Schiedsrichter, wenn nicdht
bie YParteien fich fiber die Rerfon bdes Ddritten Schieddrichters -einigen.
MWird eine Einigung Hieviiber in beiden Fallen nicht erzielt, jo ernenut

3. das Blemm des Landgerichts den dritten Schiedsrichter.

4. Dex bdritte Schiedsrichter ift Borfibender des Schiedsgeridts.

b, L& britter Schiedsvidhter fonm wmur ein tm Jujtiz oder Ver-
waltungsdienft befindlicher deutiher Richter berufen werden, e fei denn,
bafy die Parteien fidh iiber eine andere Werfonlichieit einigen.

6. Bu Schiedsrichtern fonmen nicht gewdhlt werden WMitglicder ded
lippifchen Landtagd und Domanialbeamte.

Qm fibrigen gelten fliv das Verfahren die im zehnten Buche §§ 1025
big 1048 der dentjchen Jivilprozeporduig gegebenen Borjchriften.

§ 12,

. Der Landtag Hat die Befugnis, zur Wabhrung der aug diefem Gejeh
fich fitx ihn erqebenden Mechte, joweit deren Ausiibung nicht dem Landtage
a3 folhem Dbeziehungsweife Ddem Landtagsangichufy ugewicfen ift, zwe
Vertvauensmdnner 3u  beftellen. Wird von  diefer Vefugnis Gebraudy
gemacht, jo gelten folgende Vejtimmungen:

1. Den BVertvauendmdannern werden fiiv den Fall ihrer Verhinderung
Gtellvertreter beigegeben. Die Wall exfolgt auf 6 Jahre nad) Majgabe
ber im § 13 Ddaviiber entbaltenen BVorjchrift. Jm Falle des Ablebens
ober Der Dauernden BVerhinderung findet eine Erjapwafhl fiiv den Hejt der
Wahlperiode {tatt.

- 2, Die Ginficdht in die Kammeraften, foweit fie fich auf die duvd
diefes Gejes dem Lanbdtage eingevdumten NRechte begiehen, Ddarf Dden
Bertrauensmdnnern ohne wichtigen Grund nicht verweigert twerden.

3. Die Domanialverwaltung hat die BVertrauendminner mit beratender
Gtimme u ihren Befhluffaffungen auzuziehen bei der Fejtitellung bes
jihelichen BVoranjdhlags der Kammerfafjerechnung, fowie bet wefentlichen
Ynderungen in der Ovganifation ber Domanialverwaltung wid e den
Bergebrachten allgemeinen Bevwaltungdgrundidpen. Auferdem find bdie
Bertrauensminner in  gleicher Weife uzuzichen bei Bejchlupfafjungen dex
Domanialverwaltung fiber den Fortfall vorhandener und die Griindung
neuer Beamtenftellen, itber allgemeine Erhohungen der Veamtengehilter,
fiber den Unfauf, BVerfauf und Austaujdh) von Lregenjchaften (einjchlieflich
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Gebiuden) im Werte von mehr als 10000 o#, fiber die Beteiligung ded
Domaniumé an induftriellen Unternehmungen, ftber die BVerpacdjfung der
melr a8 HO ha umfajjenden Domdnen (Dauptpachten) jowie iiber dhuliche,
nad)y dem pflidhtmigigen Crmeffen der Domanialverwaltung auf Grund
ber Veftimmungen dicfes Gefesed bier in BVetrad)t fommended widhtige
Ungelegenbeiten.

Die Vertrauendmdnner find vedhtzeitig zur Teilnahme an den Sibungen,
in welchen die betreffenden Gegenftinde beraten werden jollen, unter Mit-
teilung der Togesordmmg einguladen. Auf ihren Wunjch foll ihnen nadh
Miglichteit vorher Einjicht von bden bezliglichen tten gewdlhet Iwerden.

4. Die Vertvauensmanner find verpflichtet, Bejhliijie der Domanial-
verwaltung, welche ihrex Anficht nach gegen diefed Gefes verftoffen, unbd
gegen welche fie vergeblich vorjtellig geworben {ind, dem Landtage bezw.
bem Landtagdausichuife jur weiteven Veranlafjung mitzuteilen.

§ 13.

Befhliifie des Laudtages, welche die Wnrufung ved Schiedsgerichts
sum Gegenjtand Haben, bediivfen jur Gfiltigeit einer JFweidrittelmehrheit
der gefelichen 3ahl der Landtagdmitglieder.

Die Wahl der nach § 12 3u wihlenden BVertrauendminner und deven
Stellvertreter bedarf zu ihrer Giiltigleit der Wehrheit der gefeslichen Jahl
ber Landiagdmitglieder.

Similiche fibrigen auf Grund diefes Gefefes vom Landtage ober
jonftigen Korperidhaften vorzunehmenden Wahlen erfolgen mit abfoluter
Mehrheit.

Artitel TIT.
Diefes Gefes tritt am 1. April 1913 in Kraft.

Detmold, den 12, Jult 1912,

=8 QeopolDd,
&thr. von Gevefot.
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Anhang

e . Rtﬁl.! Parg. Der Grundftitce
Ord.: | :
9 Gemarfung | L
2lliege Nummer Rage l Grope
ha | a | qm
- C. Fiirftlidhed Theater in Detmold,

1. Detmold 20 I 106/51 | Theaterplal —iigs |41
Wi 10752 " — 6 | 67
. 8. 108[0.52( . 4l — 2:1.20

| ) Summe C | — | 95 ! 28
D. Fiivjtlider Luftgarten in Detmold.

1. Detmold 20 | 115/1 Quftgarten |— 12|11

2. 9 2 I — 1|18
o8 3 ., =1 I'sg

4, 68/4 ol i 5| 98

5. 7015 ¢ — |12 | 78

6, 116/5 = —-— | 70 | 02

7. 72/7 : — 87| &1
8. 117/8 ” — | 61 | 15

9. 75/9 = — 4 | 84
10, 76/10 . — 1| 45
11, i i —_ 3| 62
12. 12 i — | 459

. 18, 49 Nofental — | 2|30

14, 50 | j — | —[e8
15, 83/51 Theaterplal — | 130
16. : 8255 Am Lujtgarten — |19 | 73
17. 21 | 270/1 Mithlenicie g (igs
I (teilweife)

Gumme D | 3 | 28 | 62
E. Fiivftlider 2Wafdihof in Detmold,

1| Detmold 11 | 129/42 Wajchof ey

2. 130/48 4 — | 56
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Gumme E | — | 43 | 09
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Ord.- i li&%tﬁl. Par. ‘ Der Grundffide
emarfung ! A

Nr. :I Nuntmer Lage 1 . Grope

l al a | gm
F. Fiivjtlide Diencridaftshinjer in Detmold.
1. Detmold 9 88 An der Werreftrahe | — | 12 | 78
2, 13 | 55/42 Hambrud — 126 | 91
3. 5643 ] — | 13 | 27
4. 20 46 . L Pojental — | 2| %7
S, 47 v — | 2| 91
6. | 48 i = 2| 42
T 45 i e 4 | 80
8. '[,v0n35 ,, 3| 96
9. 37 i — | 14 | 90
10. 38 i ol 1)
11, 39 . — | 91|85
12, 40 . [|-== 5 | 48
13, 41 = = 4 | 74
14, 42 i = 3 | 30
15, - 43 5 3| 48
16. 21 | 2181 Wiefenjtrape — | 2 69
17. 254(1 « o 8| 78
Gumme F | 123 | 14
G. Fiivitlider Tiergavten bei Detmold.

1, | Johaunettental 1 13 Tietgacten — | 62| 29
2. | (Zopshorn — 14 i = 1 18| 1L
3. Forftrevier) 15 . — | 24 | 96
4. 16 = — | 18 | 97
B. 17 : — | 30 | &7
6. 18 y —— 6| 18
Te 19 - — | — | 44
8. 63/20 4 1| 34180
9. a1 I — | 58 | 06
10, 23 ; 1|60 | 83
11, 30 i 3| 26|07
12. | Johanuettental 1 36 i TE T
13. (Meierei) 37 i -~ | 65 | 68
14, 38 ; 730 | 48
15. 39 ; — | 30 | 66
Summe G | 16 | 68 | 07
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- 835 -
Otdis ‘.bef. Par;. ;l‘ Der Grundftide
RN Gemarfung ; . :
! Rummer | Qage 1 Bro E_e
| |_ha ''a | qm

H. Firitlides Sdilof und Seftiit in Lopdhorn.

i1 SLop3horn 1 i Geftiitfamp | 34| 49 | 16
2. (Mieteret) S - 51 04| 67
3. | 3 j x 5( 6318
4. | £ Betm Schlo 0
s 5 i — | 8581
5. ! 8 ¥ = Mirbory
7. [ 7 i = Tt 13 s
8. i g ’ — | 70| 88
9. ! Q (teilmeife) =+ — | 28 | 82
10, | 10 | } I — 1 28| a4
i : 41| j 1!38]15
12, - 30 l| Geftitttamp | —i 418
5 i Summe H j 50 | 71 ' 85
J. Firitlided Sdlofy in Sdieder.

15 Edyteder i & Rohlbreite " — | 32| 68
9.  (Metere) | | 885 l I | — | 49| 98
3. | SRR 7. R SdloBgarten fi — | 72 | 93
4. I S - |13 | 53 | 82
5. ] 35 . f 2] 111 39
5. | 36 | ] 1 — {88119
7. ! 37 | i i— {17 | 30
8. '| 38 | : L —~ |12 70
9. || 39 | 4 {— 1 9103
10, ;, 40 . = 1|52
11 ! 41 i — 1| 31|38
12. ! 42 | % —1 662
13. b 43 | : =t e
14. i 44 | i — | 9|56
15. : 45 . = 3tor
16. ! i6 | : R
12 | A7 | ) k— | 559
18. l 48 | : i—1| 3f70
19. i 49 | i i— | — | 67
20. | LT ; i— 612
21, q 51 i l — e s
29 _ 63 i P~ 1 11| 24
d ! Summe J | 19, 45 | 80
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e s ra
bl i Rtbr.-l Parz. ” Der Grundftiide
Ne Gemarfung ‘ : o
2 - Rummer Lage ‘ Grdpe
! ha | a | gm

K. Fiivjtlide Burg in Sthwalenberg.

o 1. ©dwalenberg | 13 2 Der Burgberg

2.k {verfdied.) . Tunb 4 | — | —
oy 13 : Summe K| 4] 10 | 81
e Hiergu . Jl19 | 45 | 80

" H|50]| 71|85

" G| 16 | 68 | OF

; OIS o W 1 e S
# = E|— | 43 | 09
" D 82|62

o G — | 951 28

% B 71862 | N

L AU B 12029

Gefamtjumme | 109 | 60 | 46

— 837 —

Subegriffen find die auf den vbengenannten Parzellen fehenden und nod) 3u
ervichtenden Baulidyfeiten mit folgenden Audnahmen:
au A.: bed Ditafterialgediubes cinichlieplidy der Pavillond I und 11;
der Raume, welde bder Domanialverwaltung in ber Wagenvemife
swifden Pavillon 1T und TTI iiberwiefen find;
per Hauptwade im Pavillon 1V;
su C.: der Bauverwalterwohnung und dev Bauhofubehirungen ;
au H.: des jur Meieret gehbrigen, auf Pargelle 11 ervidyteten Arbeitervohn-
haujes nebft Stallung und Wajdtide. — An bdem aquf Pargelle 5
ftehenben Benginmotorgebiude hat bie Metexei ein Mit-
benufungsredt.
Subegriffen jind ferner folgende Nusungsézubehdrungen:
au A.: ber ©dylokbibliothet- ©aal im Pavillon I;
ein Teil beg Grdgeidhofies in Pavillon IT (Remife);
ber Pierbeftall im Nebenhauje des Offiziantengebdudes (Amthausd) auf
Parzelle 44 Kartenblatt 20;
su A. bis C.: bad Mitbenubungsredyt an dem Furbinengebdude am Biiden=
berge anf Parzelle 1 KHL 1 ber Gemarfung Johannettental jomwie
an der herridyaftlichen Waffecleitung;
qut F.: bie brei Dienerichaftswohnungen mit Stallungen in bem Offizianten-
gebaubde (Amihaus) und bdeffen Nebenhauje auj Parzelle 44 Karten-
blatt 20;
aut H.: bie Heidemuhung in der Sopshorner Senne (Gemartung Hauftenbed)
im bisherigen mfange;
gu J.: bas Mitbenubungsredst an der hervidhaftlichen Whaiierleitung;
endlidy bie Fitrftliche Gruft in ber reformierten Stabtfivde auf bem
Roifer Wilhelmsplat ju Detmold.
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Nr.13

Geselz liber die Regelung der Rechtsverhdltnisse
des Domaniums vom 17. Juli 1919.

Lippische Gesetz-Sammilung 1919, S. 975

§1
Die Anordnungen des Lippischen Volks- und Sol-
datenrats {iber das Domanium werden bestétigt.

§2

Das gesamte Domanium (Abt. A und B) ist, nach-
dem der vormals regierende Fiirst Leopold IV. den
Genuld und die Verwaltung des Domaniums fiir
sich und sein Haus verloren hat, mit Wirkung vom
12. November 1918 an Staatseigentum,

§3

Die Rentkammer wird bevollmichtigt, dem vor-
mals regierenden Fiirsten Leopold IV. die ihm auf
Grund des Gesetzes vom 12. Juli 1912 bis
12. November 1918 zustehenden Einkiinfte aus-
zuzahlen.

Dabei sind die von der Rentkammer auftrags-
gemil aus der Kammerkasse an Hofbeamte und
-Angestellte usw. gezahlten Betrige aufzurech-
nen, soweit sie sich auf Dienste beziehen, die
dem vormaligen Fiirsten geleistet sind.

Die weitere Erfiilllung der von dem Flirsten
gegen die Hofbeamten und -Angestellten usw.
eingegangenen Verpflichtungen liegt vom
1. August 1919 ab dem Fiirsten ob. Wenn einzelne
von ihnen geschidigt werden, so bedarf es zur
Beseitigung besonderer Vereinbarung mit dem
Landtag.

54

Die Verwaltung des bisherigen Domaniums wird
von der Rentkammer als Staatsbehorde ausgetibt.
Die Beamten der Rentkammer sind Staats-

beamte.

§5

Die Direktion der Fideikommilverwaltung wird
aufgehoben. Thre Geschifte versieht das Lan-
desprésidium.

216

Das Obereigentum an den bestehenden Lehen
geht auf den Staat iiber.

Alle weiteren Anordnungen zur Ausfiithrung die-
ses Gesetzes trifft das Landesprisidium.

§6

Die Verordnung, die Trennung des Staatshaus-
halts vom Domanialhaushalt betreffend, vom
24. Juni 1868, das Ausfiihrungsgesetz dazu vom
10. Februar 1869, sowie das Gesetz, betreffend die
Regelung der Rechtsverhiltnisse zwischen dem
Staate und dem Fiirstlichen Domanium vom
12. Juli 1912 werden aufgehoben.

Detmold, den 17. Juli 1919.
Lippisches Landesprisidium
Cl. Becker Neumann-Hofer Drake

Nr.14

Verhandlungskommission Leopolds 1V. an das
Landesprésidium: Telegramm aus Wyk/Fihr vom
I9.7:1919.

L 7511 Nr. 40 fol. 303-306

Gestern abend hier eingetroffen. Der Fiirst hat
soeben dem Vertragsentwurfe durch beglaubig-
te Unterschrift in folgender Fassung zugestimmit:
Um dem Lande und mir den in dieser ernsten
Zeit erforderlichen Frieden zu erhalten, stimme
ich den mir vom lippischen Landesprisidium
vorgelegten Entwurfe eines Domanialvertrages
durch meine eigenhindige Unterschrift zu. Es
geschieht dies, obwohl ich grundsitzlich die Auf-
fassung vertrete, dass die in dem Vertragsent-
wurfe zu Ausdrucke gebrachten Eingriffe in den
Besitzstand meines Hauses nicht nur rechtlich
unzuldssig sind, sondern auch im Gegensatze
zum Reichsrechte und dem in anderen Bundes-
staaten angewandten Verfahren stehen. Indessen
halte ich mich aus Griinden der Ehrlichkeit
gegeniiber dem Lande fiir verpflichtet, aus-
driicklich zu erkldren, dass die Zustimmung der
Agnaten meines Hauses zu dem Inhalte des Ver-
tragsentwurfes nicht zu erreichen war, sodass fiir



letztere meine Unterschrift rechtliche Folgen
nicht zeitigen kann. Wyk a/F 16. Juli 1919.
Leopold Fiirst zur Lippe.

Beglaubigte Originalerkldarung bringen wir mit.
Wegen schlechter Verbindung Riickkehr kei-
nesfalls vor Sonnabend moglich. Die Druckle-
gung des Vertrages mit der vorstehenden
Erkldarung des Fiirsten wird anheim gegeben.
Biedenweg Eppstein Loos Dr. Tielker

Nr.15  (Original-Dokument folgende Seiten)
Gesetz iiber die Regelung der Rechtsverhdltnisse
des Domaniums und der Lehen, vom 24. Dezem-
ber 1919 [Publikation des Domanialvertrages vom
31. Oktober 1919].

Lippische Gesetz-Sammlung 1919, S. 1065 ff.
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Lippijde

Detmold, den 31. Degember 1919,

Qubalt: Gefep fiber bie Negelung der Neditsverhdliniffe des Domanitums und ber
2ehen, vom 24, Degember 1919. €. 1065, — Domanialvertrag. &, 1067, —

: Gejep itber die dffentlihen finematographifden @djaufiellungen, vom 24.
Degember 1919, ©, 1088, — WBerordnung, die Berpflequngsiége fitr bdie

franfen in ber Heil- und Pflegeanftalt Linbenhaus betveffend, vom 23.
Dezember 1919. &, 1080.

él-h:.'??.
Gejes

itber die Megelung der Redptsverhiliunifie dod Domaniumsé uud der Lehen,
pom 24, Degember 1919,

Der Landiag hat dad folgende Gefeh bejchlofien, bad Hiermit vere
Fiindet wixh:
g 1.

Der jwifdhen bem Freiftaat Lippe, vertreten durd) bHad Lanbdes-
prifivinm, und dem bvormald vegierenden Fiirften Leopold IV. zur Lippe
am 31. Oftober 1919 abgeichlofjene Domanialvertrag wird genehmigt.
Der Bertvag ift nachitefend abgebruct; ex ift ein Beftandteil diefes Gefepes.

§ 2.
Fitr die Dem Fideifommif Ded vormald vegierenden Fiivitlidhen Haujed

(§ 3 ded Domanialvertraged) zugeteilten Grundjtlice und Gebdude ded

‘Domantumé werden Ddie in fteuerliher Hinficht beftehenden bejonberen
DBeftimmungen mit Wirfung vom 1. Januar 1919 aufgehoben; fiir bdie
in das Cigentum bes Staates iibergegangenen Liegenjdaften bleiben fie beftehen.

§ 3.
Die Kontrolle iiber bie Erhaltung ded Fideifommiijed bed vormald
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| . 7B
regierenden Fiirftlichen Hanfed wirb vom Landedprdfidium ausgeiibt. ¥ 3
Bur Verdukerung von Liegenjdjaften (§ 13 ALY 2 ded Domanial-
vertraged) Gat Dad Landesprifibium Ddie Genehmigung ded Landiags ein-
gubolen, wenn der Wert Ded zu verdufernden Grunbdbefipes 10 000 Miark
fiberfteigt; in bringlichen Fiillen bdiefer et gentigt bdie Buftimnumg der

uzjchupbeputierten. 5

Die Beamten der bisherigen Kammer- und Forjtverwaltung, die nidt
in Den Dienft des Fiirften treten (§ 6 und 11 bed Domanialvertrages),
werden vom Staat al8 Stantsbeamte fbernommen. DVer Staat tritt ihnen
gegeniiber in alle Befugnifie und Verpjlichtungen ded vormals vegievenden

Slirften ein.
88,

Dag Landesprdfidinm wird ermdchtigt, den tm § 12 bed Domanial-
vertrages exiwifnten Beamten und Angeftellten und deven Hinterbliebenen
Yaufende Bezitge bid zur Hihe der nac) den flaatlichen Veftmmungen
auldjjigen Betrdge oder jonftige Entjdddigungen zu gewdhren, aud) wenn
ein begiiglicher Rechtéoniprud) dem vormalé regievenden Fiiriten gegeniiber
nicht befteht. Die gleiche Crmidjtigung wird dem Landezprafidium betrefis
der Altpenfiondrve, Hinterblicbenen und Rentenempfinger exteilt.

§ 6.
Das Obereigenturt an den Lefen (§ 14 ed Domanialvertraged) geht

mit Wirfung vom 12. November 1918 aquf den Stant ftber. Die lehns-
Bertlichen Mechte werben vom Landedpriiidium auzgelibt.
§ 7‘
Das @efesy itber die Regelung der Rechisverhiltniffe ded Domaniums
pom 17. Suli 1919 wird mit Wirtkung vom Tage der BVerdfjentlichung

aufgehoben.
Aufgehoben twerden ferner alle anderen auf bad Domanium und die

Qehen begiiglichen Beftimmungen, welde Dem gegenwdrtigen Gefeh ent-

gegenftehen.
§ 8.

Die gur Ausfiihrung diefed Gefebes exforderlichen weiteren Anordnungen
trifft vag Lanbedprdfidium.
Detmold, den 24. Dezember 1919, _
Tippildies Lanbesprifidinm
Cl. Beder Neumann-Hofer Drafe
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Domaninlvertrag.

Bwijdhen dem Freijtaat Lippe, vertveten durcd) dad Landespréfidium,
und dem vormald regievenden Fiiriten Leopold IV. zur Lippe wird unter
Borbehalt der Juftimmung des Lippijhen Landiagd jolgender ald Gefess
zu verfiindender Vertrag gejdhlofjen. '

§ 1.
~ Der Fiirft verzichtet, nachdem er fiiv fich und fein Haus vem ThHroue
entfagt fat, fiiv fid und fein Haud zu Gunjten ded Freiftaats Lippe auf
alle aus Gefepen, Berordnungen, BVertriigen, Herfommen und Gebriudjen
bezliglic) Ded Domaniums fliefenden Redhte, foweit fie nicht in den nadj-
{tehenben Beftimmungen diefesd Bertrages ausbriiclich anfrecht exhalten werbden.

| § 2.

Dag gefamte Domanium mit Audnahme Dder tm § 3 benannten
Beftandteile geht mit Wirhung vom 12. November 1918 in das Gigentum
bes Freiftants Lippe mit der Majgabe iiber, daf bei Anderung des ftaats-
recdjilidjen Veftanded Ded Freiftaats Lippe diefes Vermigen und feine
Nupuug bem Dden jepigen Freiftaat Lippe umfafjenden Gebiete allein
ecbalten Dleibt. Bon diefer BVeftimmung fann abgegangen werden, wemn die
Bingutvetenden Gebiete mit entfprechendem Soudervermogen ausgeftattet find.

§ 3.

Uls Fidveifommif bed vormal3 regierenden Fiirftlichen Haufes, defjen
Berwaltung und NubnieBung dem Haupte ved- Haufed zufteht, bleibt mit
Wirfung vom 12. November 1918 bad friihere Fideitommifgut, Deffen
Genup und Verwaltung dem jetweils regievenden Fiirften gebiihrte, beftehen
unter Befdjrdnfung auf bdie nachitehenden, in der Anlage 1 nifex bezeichneten
Bejtandicile und unter den aud diefem Vertrage fich exgebenden Bebdingungen :

1. ba3 ehemals Fiixitliche Refidenzichlof in Detniold und Bubehsrungen;

2. dag Jagdichlofy Lopshorn mit Nebengebiuden, Geftiit und Meierei

joivie Der eingegatterte Senneteil;

3. bie Oberfirjtevei Verlebed in ber vereinbarten Abgrenzung;
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4, eine Million Mart in bar;
die Syiirlt Woldemar-Stiftung und der Fiivft Woldemar-Refervefonds ¢

6. die Dei 1lbernahme bder Regievung durd) dad Haud Biefterfeld -
(1897) vorhanden gewefenen Wobilten und Stitde unbejdhabet ber
Beftimmung im § 8 und in der Anlage I Jiffer VI;

7. Teile Ded Hausjchmucted;

8. die Fiirftengruft in ber Kivche Der reformierten Stadigemeinde
Detmold.

Der Gtaat letitet feine Gewihe fiir den Buftand ded Familienfidei-
Tommifjes und die damit verbunbenen HRechte.

§ 4.

Der ehemald regievende Fiirit Leopold behlt auf jeine Lebenszeit
unter Ausichluf der Abtretung an einen Dritten bdad alleinige unenigelt-
lidhe Jagdrecht innerhalb des Jagdbesirts Domdne und Forft Begten unter
Hingulegung von etwa 15 ha von der Domine Uebbentrup und innerhalb
Ded Giniterd in Der Oberforiterei Lopdhorn unter Nbernafime bder BVer-
pilichtung, das Wilvgatter in Diefem Beziri zu exbalten und nad) ndhever
nmweifung der Landedforftverivaltung in Begug auf Jahl und Pilege einen
erartigen Wildftand zu falten, Dafy Der Gorftbetried nicht wefentlich bes
eintrichtigt witd. Sofern aud bem Dem Fiivfien Dbelaffenen Jagdgebiet
irgendmweldhe Flahen zum Becfauf, ustanjeh, Abldjungen ujw. gebraudi
werden, fdheiden Dieje Fldhen aus. Dag Gatter wird, joweit erforderlid),
in foldgen Fillen ouj Staatsloften verjebt.

Auf die eingeriiumten Berechtigungen findet der § 3 lepter %[ﬁfag.
finngemife Uniwendung.

&t

§ b.

Die Neprifentationdrinme de3 Schlofjes Detmold jind in bisheriger
Weile su Befichtigungszweden der Offentlichleit sugdnglich zu maden.

Die in § 3 Biffer 6 genannten MWMobilien und Stiicde bdifcfen ohne
Genelmigung ded Stoatd aud Dem zu dem Fideifommif gehivenden
Gebiuden nicht entfernt werben. Auf Berlangen ded Staats miifjen be-
ftimmte Gegenftinde in den Riumen, die der Offentlichleit jugdnglidy find,
untergebracht werden. Die in dem Palais zu Detmold und dem Sehlof
s Sdjieder vorfandenen Bilber find, joweit fie sum Familienfiderfommif
gehiren, in dad Scqlof zu Detmold zu diberfiihren.
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ALz Reprifentationdrdume gilt die Jimmerfludht vom rvoten Salon
fiber Den Afuenfaal, Elifabethzimmer, Baulinengimmer 6i3 einjdhliehlich
per drei Gobelinjile zusiiglich bed Flures.

§ 6.

Der flir dad Familienfideifonumiff durd) diefen Bertrag zujammen-
gefafite Grundbefip (§ 3) ift nodh den Grundiigen der Nadhaltigleit zu
bewirtjdaften. Die Gebiude find orduungdmdRig zu erfalten.

. Die Benubung der Brivatvege ift in bisherigem Umfange fiir den
dffentlichen Bertehr zuzulaffen. Der filr die BVewirtihaftung notwenbige
Berfelr auf Privatwegen ift Dbeiderfeitd u geftatten. Die Unterhaltung
ber Wege liegt Dem ob, in Defjen Vegivke fie legen. Grenzwege werben
gemeinichaftlich unterhalten. Die Veftimmung iiber Jeit und Umfang der
gemeinjdhaftlich auszufiibrenden Arbeiten exfolgt durch) den Staat.

Die Foritbeamtien im Bexlebedfer NRevier treten, ihre Juftimmung
_ boraudgefest, in den Dienit Dder FiveifommiRverwaltung. Diefe iiber-
nimmt die Erfiiflung der ihnen aud ihren nftellungdvertrigen Fuftehenden
Anfpriiche. Die Hbertretenben Forftbeaniten werden in ihren Begligen und
Unftellung@verhiliniffen ben Staatdbeamten audy in Sufunft qleichgeftellt.
Bet der Berjepung in den Hufeftand werden die Rubegehilter nad
Mafgabe der vor bezw. nad) dem 1. Januar 1919 verbrachten Dienftzeit
perteilt. Dag Gleiche gilt filr die BVerforgung der Hinterbliebenen.

§ 7.

Der Fiirlt verzichiet su Gunjten bed Stantes auf alle Redhte an bder
Giirft Leopold - Alademie fliv Verwaltungdwiffenidaften und ihrem Bers
migen fowie am Theater. Der Fiirft dibertragt feine aus den Sdjen-
fungen diber Dieje @egenftinde entftandenen Redjte an ben Gtaat. Der
Staat iibernimmt dagegen die aud den Sdjentungdvertrigen dem Ffitften
obliegenden Pilichten unter Audjhluf der Verpflichtung, aue Lanbdes-
mitteln gu der Filrft Leopold - Ulabemie oder dem Theater Beihiilfe zu

i leiften, foweit wnidht zur Fectighellung bed ThHeaters {hon befondere
' Befdhliife ergangen fiud.

A Ueber den Paulinenfhmuct, joweit er nidht dem Familienfideifommif
(§ 3 Biffer 7) ugeteilt ift, hat der Staat gemdh vden Beftimmungen des
Teftaments der Fiirftin Bauline u verfiigen. Dev Fiivit erhedt firv fich
und fein Haud bavauf feinen Anjpruch.
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§ 8,
Der Eritd aud den vom Lopshorner Geftiit am 6. September 1919
verfauften Piexden fdllt an Dad Land; ebenfo die dort nod) vorhandenen
Pferde, Futtervorriite und dad jonftige tote Jnventar.

Die tm Marftall vorhandenen Tferde  fmd Tuttervorrite jowie das
jonitige tote Jnventav gehen in Dbas freie Eigentum Dded Fiirjten iiber,
ebenjo auc) dev Crloé aus den verfauften Marjtallpferden.

B0y
Die ftenerlichen und foujtigen Belafiungen der nach § 3 dem Fibdeis
fonmif zugeteilten Grunditiide gefen auf Diefes {iber, indbejondere die in
ter Ynfage 1T verzeichueten Velajtungen; ebenfo bdie aud BVerpachtungen
und jonftigen Verwaltungshandlungen fich exgebenden Redhte und Pilichten.

Die niht auf dert Fideifommif rufenden Velaftungen des Domantums
mwerden vom Lande iibernommen, unbejdhadet der Vadhpritfung threr Redjis-
bejtanbdigkeit.

§ 10.

Die Necdnungen filr die Kammerredynungsjahre 1917 und 1918
find mach Den Veftimnmugen Dbed Sefepes vom 12, Juli 1912 aufsu-
jtellen und abjujchliefen. Ebenjo iit die Bertetlung der Ueberfdhiiffe der
Kammercechuungen 1917 und 1918 jowie der noc) ausftehenden Rejte
diefer und fuilferer Kammervrechnungen nach Dden  Beftimmungen Des
Gejetes von 1912 porzunchmen.  Fiiv dag Kammercedhuungsjalhr 1919
ferden Die Beftandteile nad) Mafgabe ver §§ 2 und 3 getrennt, filv die
Forft- und Jagorechuungen aljo mit Wirtung vom 1. Offober 1918, fily
die iibrigen Beftandteile mit Wirkung vom 1. Jaunar 1919,

Sl

Der Fiieft entbiubet alle Domanial- und Foritbeamte, foweit Zfie
nidht erment in - feine Dienjte tveten, vom ihren thm gegeniiber iiber-
nommenen BVerpflichiungen.

§ 12,

Die vor bem 12, lovember 1918 Degriindeten vechtlichen Befugs
nifje und Verpflichtungen ded vormald vegievenden Fitvften gegeniiber den
bigherigen Beamten und Angeftellten aud dem Vereiche ded Hofmaridall-
amts einfchlieplich DHofgavtenverwaltung, bder Marftall- und Geftiits-
verwaltung und ved Geheimen Jivilfabinetts, jowie gegeniiber dem General-
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fuperintendenten und den Jagdbeamtein, ferner gegeniiber den Wltpenjiondren,
Witwen, Waijen und Hentenempfdngern bder vorgenannten Verwaltungen
werden mit Wulung vom 1. Jauuar 1919 vom Staate fibernommen,
unbefchobet ber Machprifung der NRedtdbeftandigleit der BVerpflichtungen
und unter Borbehalt der Ausiibung der feitens bed Fiivften an den Staat
fibertragenen Vefugnifie.

§ 13,

Die fontrolle diber die Erhaltung bded Fideifommifvermigensd fteht
bem ©tacte zu. Bu Ddiefem Bwede ift innerhald dreter WMonate nadh
Abjhlug Dbiefes Vertraged bdem Staate vom Fiveifommifinhaber ein
genaued WVerzeichnis Der Beftandieile ded Fideifommifies (§ 3) vorzulegen.
Fiir die Folge Hot Dder Fideifommifinfaber innerhalb bder ecften dret
Monate eined jeden Kalendexjalres eive genane Nachweifung bexr in dem
Borjahre eingetvefenen Subftanzverdnderungen” dem EStaate etnzureichen.

Berdufernngen aller vt fowie hypothefarijhe und fonftige Beloftungen
der zum Fideifommif gehoviger Liegenichoften find ohne Genehmiqung ded
©taated unzuldifig; die Genehmigung ven Gypothefavifhen und jonjtigen
Beloftungen darf obhne widtigen Grumd nicht verweigert werden. Ein
entjpredjender Vermert ift in das Gruudbueh eingutvagen, ebenfo die Fidei-
fommipeigenchaft der Liegenfchaften. '

Der Exlos aug vecGufperten Liegenjdhaften darf nicht unter den lan-
fenden Einnahmen vervedinet ober zur Beftreitung laufender Auggaben
permandt werden; er ift vielmelr um Unfouf von Legenidjnften, bie
dem Fideifommif Dinguwachfen, ober zu Berbefierungen, welcdhe die Wuf-
tinfte feiner Veftandteile Davernd erhihen, ober zur Tilgung von Fideis
Fommifijhulden ober zur Vefreiung ves Fideifommifjes von fonftigen
Belaftungen 3u benuben, Undernfolld ift dex Eul68 Dei einer faatlichen
lippijchen Kaffe ober anderweit miindelficher su belegen. -

Ebenjo ift bad tm § 3 Biffer 4 exwifnte Rapital zu belegen, jofern
3 nicht — diberall mit Den im vorfrehenden Abjah vorgefehenen Wiaf-
gaben — zum ntauf von Liegenidhajten, zu Subftanzverbeiferungen, ux
Tilgung von Gdjulden oder zur Vefreiung von Belaftungen vermandt
wird. |

Mit dem Crl3 aus der VevduRerung von Gegenftinden, welde 3u
pen im § 3 Biffer 6 und 7.aufgefiihrten Bejtandteilen ded Fideifom=
mifjes gehoven, ift in gleicher Weile zu verfabhren, €8 fei demnm, da der
Gtaat zu einer anderweiten BVerwendung die Genefhmigung exteilt.
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Qn Anfehung der Exhaltung ded Veftanded und der Vevwendung der
Nuftiinite der Fiirft Wolbemar- Stiftung und ded Fiivjt Wolbemar - Re-
fervefonds (§ 3 Jiffer 5) behilt e Det den begiiglichen teftamentarifdhen
DBeftimnumgen jein Bewenden,

§ 14

Der Fiirft dberixdgt filv fich uud fein Haud bdie Jedhte an dem
Paragium, an den von dem Haufe Lippe- Weifenfeld, den Grafen Lippe-
Salfenflucht und dem Haufe Schaumburg-~Lippe bezogenen Henten fowie
an dem DObereigentum begliglich) der Deftehenben Lefen auf den Stact.

& 15,

Der Fiirlt erfennt fhir fich und jein Hausd aw daf durd) die nad
Den vorftefenden Feftiepungen ecfolgte udeinanderfebung und durd) die
Buteilung der im § 3 Dbegeichueten Vermbgensbejtandteile und Redite an
bad Fomilienfideilommify feine Anfpriiche und die ded Fiicitlichen Haufes
bezitglich Des Domaniums an den Freijtaat Lippe Defriedigt find, und
af Ddie Juteilung bed ibrigen Veftanded bed friiheren Domaniumg in
bad nneingefdirdntte Cigentum dez Fretjtaatd Lippe endgiiltig und un-
widerruflich ijt.

8 16,

Dad durch vorftehenve Bereinbarungen ujommengefafite Fideifommif
(§ 3) fallt, fall3 nac) den bigherigen Haudreditlichen Beftimmungen jur
Nachfolge- in Ddas Fideifommify bevectigte minnliche Nodjfommen des
®rafen Juliug zur Lippe-Biefterfeld (geft. 1884) nidht mehr vorhanden
find, an den ©Staat.

Der Witwe und den Thchtern Ded lebten Jnhaberd bes Familien-
fibeitommifies ift vom ©Staate eine angsmefjene Hente fifr ihre Lebendzeit
audzujesen.

Auf BVerlangen ded Staated ift a8 Heimfall- und RKontrolliredit
(§ 16 Abj. 1 und § 13) befonderd im Grundbud) einzutragen.

§ 17.

Ctreitigleiten aud bdiejem Bertrage werden durdh ein Sdhieddgericht
entjhieden. Fiir dag Schiedsgericht gelten folgende Veftimmungen:
1. Jede Partei ernennt einen Scjiedsriditer,
2, Qommt unter Dden Parteien eine Einigung iiber die Perfon Des
britten Schiedsrichterd nicht uftande, fo iwird diefer durd) das
Plenvm ded Landgerichtd in Detmold ernannt. .
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3. ber britte Sdyiedarichter ift Borfiender bed Schieddgerichts.
4. Bu Shieddridtern fonnen nid)t gewdhlt besw. ermannt werden
Mitglieder de3 Lippiiden Landiagd und bder Lippijden Staats-

verwaltung.
§ 18.
Die Anlagen I und II (§§ 3 und 9) find Beftandteile diejes Bexr-
trages. :
§ 19.

Gerichta- und Bevmefjungsioften werden vom Staate nicht berecjuet.
Buwaddjtener wird nidt erhoben. Ciwaige bdem Staate ufliefende
Gtempelabgaben werben uriiderftatiet.

Lop3horn, den 31. Oftober 1919. Detmold, den 31. Oftober 1919.

{L.S.) Seopold, Filrft jur Lippe.  Lippildes Landesprafidinm
(L. S.) CL Beder Neumann-Hofer Drafe

!
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I Qa8 ehemals Fivfilide Refidensidhlof in Detmold
nud Jubehirungen (§ 3 Jiffer 1).

Bejeichnung der Grundftiide

Ut Pa : Flideningt.
@emarfung ml'.'.. Sitbl. 3eile Lage fulturart S ra ‘qm
tmold, (1477 | 11

DelbD, ng Burgqraben Wafferjtiid 1 (09|70
53 | Teraffe Garten 1 (09|21
54 | Das Ghlog Hofraum — |34|79
56 | Gdlopplak Garten S S e

238
Bliiaor : — | 7|80

239
e X 3 — {35|90

240
= ; . — 10—
_24l ; ; — [16|15

59
60 J S — { 8|21
—2-%% : Hofraum — |45(6b
20 _;._0 Luftgarten Garten — [12|78

144
_8_ " 0] THIES 49 59

145
5| - . @) | — | 4|49

148 |

= Fofental | Hofraum — (14|58
38 i Gebdudefldde | — |—|10
39 B Garten — | 9(85
40 =) 5|48
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II. Daé Jogdjthiof Lopshorn mit Nebengebinden, Geftiit nud Meievei fowie
der emgugﬁttme Senneteil (§ 3 3Jiffer 2}

Be;cid’munq btr Grundfticde

et ate [Slideninba
Gemarthung | R, §utbl. EI:eII: Lage Rulturart \%]:} [ .ﬁ|q£:
Lopshorn ' i . _. l
Seievet| 1 |1,2 Sdlof und Meieret | - 142 | 80|82
Hauftenbed 1 |u 8 Die Qopshorner
l | Senne (n{;ne Barzelle
—| 1 und 7 Blatt 1) 249 | 04|07
von Lopshorn Meterei
i ! | 68 e
Soflfaot | 1 | 1 | Meterei Senne 36 |53/ 63
von Defterholz Deierei] |

IT zujammen | 428 | 38/52

Il. Die Dberfoviterei Berlebed (§ 3 Jiffer 3) in folgender Etﬁgteuaung

e —

Bejeidhnung der Grundftade

-%}Ifié[]eninbuft Flddeninhalt
Bemeitatia ftbl. |  Parzelle ﬁu[tutqtt unb Lage v | e
Amt Detmold 1} ; | die Oberfirfterei '-
Sat Gorn. 10 | Berlebed 3125 |77132) |
auziiglidy:
Berlebed | | Beide und
Bﬁuerwﬁﬁ ]J 162 4 9192 | i @cﬁternt&?:?:aae 5/ 38/01
it :
@ = 185] 1 206 Wiefe im Habnbrud —[06!82
angetauftc :
Pargellen l 5 L2 énrat?:?gm?nmhpew“ —| 5785
266.267 | giter und Weide
36 binter bem Ort 1l 28! 75
T 731|238
:5133|UB bb
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Bezeichnung der Grundffide

et Slddeninbalt |Flddeninalt
Gemartung Re. $tol. | Pargelle Rulturact unb Lage ol
abzfiglid : _
DBerlebed Forjt 22,28 Hainberg 19| 65| 92
Amt Detmold] 1 i T T
Berlebed 384,385 LWiefe und Wder 2/ 96| 44
Bauerfdeft| 1 £ T A im 2Bejterfeld
Polzhaufen 1! 5 | 183 bis Padiland am 11136/ 67
3301227 Stemberg
Berlebed Forft
YUmt Porn
Qrtitel 1 ohne
Parz. 101}50
ftbl. 4 Gem, _
DHolzhaufen _143/ 56| 23
177| 55| 26| 2955| 53| 29
ausé dber Dberfirfierei Lopéhorn
Lopshorn Forjt | 4 3 |6 bis 11 Stribben und Brand | 137|61|37
Amt Lage t
I gufammen | 309/ 14]66
I big I1I iiberfaupt | 3526|2913

3u L IT und IIL

Bon Dder Parzelle 36 Ktbl. 20 der Gemarfung Detmold (offene
Heitbahu am Rofental) darf ein 8 m breiter Gelindejtreifen an der Nord-
feite obne Genehmigung ded Fidetfommifinhaberd nicht bebaut werden.
Diefe Cigentumsbejdhrdntung ift in dad Grundbudy eingutragen.

Den  Vargellen Zg—* 1;—": und 53—5 Stbl. 20 der Gemartung Detmold (Qujt=

gacten) fteht eine in Dag Grundbud) eingutragende Wegeberechtiqung 3u
fiber die Parzelle %‘-; 160, 20 (Suftgarten) unbd weiterhin in 4 m Breite

fiber die Bargelle 16 RIbL 20 (Cuftgarten) in nordoflider Jidtung big

b

gur Lagefhen Strafe, unter BVenubung der Babhnunterfilhrung, weldhe die

Parzellen

der Briicke iiber die Werre Dbetm JF

148

8

und %ﬁ nerbindet,

Diefe Berechtigung rubht, folange den berechtigten Grunditficfen die
jebige Bumwegung nad)y der Langen Strafe zu offen jtebht.

Wiberruf geftattet.
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Die Autohalle nud bie beiden Borenftille zwiiden Shlofipavifion IV
und V, jowie die bisherigen Nberminterungdrdanme filv die Palmen, Corbeer-
Bwme ufw. werben bem FideifommiBinhaber jolunge mietweife iiberlafjen,
bis ber Gtaat anbenweit dariiber verfiigt. :

Snbegrifjen jind bie auf den Grumdftiiden vorhaudenew BaulidPeiten
unb foujtigen Bubehdrungen jowie bag Mitbenupungdrecht an ber Trints
wafferfeitung und ber Flupwafjferfeitung fiiv die Beftandteile su I in bigs
Beriger Weife; ferner die Fijhereiberedtiqung innerfalb der Grengen ber
fiberwicfenen Forjtbesicte zu [IL  Bu lehteven gehoven aud) bie nachitehenden
Beredjtigungen:

a) Cebpadytgefdlle

1. Byintoy We. 100, Bexlebed o 0. . o o D o (8580 U
2! Giebner v 21 Merlebed o L S L el ST
B = e e I B e A s H e U e
4. Sajemeier Nr. 107, Verlebed, von der Stitte Nr. 119 3,25
5. Solon Stnappmanu, Holzhaunfen, untevm Stembery . 5,22 ,
Bl ek Re e L e L IS B i s NS G B
7. Peincich) Twete Ne. 52, Holzhanfen, untert Stemberg . 15,33 ,
8. €. Bentelberg Nr. 78, Berlebed, am Stemberge . . 5,67 ,
. 9. & Welluer Y. 56, Berlebed, am Stemberge . . . 341 ,
10. Gdriber Nr. 21, Berlebed, am Stemberge . . . 0,562 ,
2 35 el o Tt SIS T S s Tl i = i T2 il 1 Kt

sujammen 65,99 Ui
Die Gefille zu 1 bis 7 finb mit der Lammercoggentare erhohbar.

b) Punbefiittevungsijtellen
Berpilitung ded Stvlonatd Strohmeier YNe. 3 in Frombaufen,
1k ? o Rater Ne. 9 in Frombaufen,

i ber Wiihle (Rebefex): in. Bevlebed
gur Fiitterung je eines Hunbdes.

IV. Die eine Million m bar (§ 3 Bijfer 4) {ft feit bem 1. Januar
1919 mit 4%, 3u verzinjen. :

V. Der Nennwert ded Vermigendleftandes zu § 3 Biffer & belief
fidg am 31. Degember 1018

bei der Fiicft Wolbemar-Stiftung auf 307 472,08 K und

bei bem Fiirit Wolbemar-Refervefond3 auf 580 329,62 M.

VI Gin Berzeidhnid dev. WMobilien unb Stiide (§- 3 Jiffer: 6) it
aufauftellen gemafy § 13 26, 1. Die in den Ridwmen der Staatsbehdrden,
bed Lanbedmufeums, ber Rentfammer, ber Forjtabteilung, der Domanial-
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Bauverwaltung und anderer Domanial- und Forftbehdrben befindliden
“Peobilien und Stiicfe verbleiben dem Stant; dedgleidhen die zum Domaniunt
gejirigen Mobilten ujw. in den Vidern, Miihlen, auf den Domdnen (mit
Wugnahme von Lopshorn) ujw. Die beim Marftallamt aufberwahrten
Utten, Biicher und fonftigen Gegenjtinde, die auf das Gejtit Bezug Haben,
jowte die Regiftvatur ved Hofmarjdallamts, joweit fie gefdjtdjthd}en Wert
Bat. . und entbehrlid) ijt, find dem Staate Heraudzugeben.

VIL %us dem Haudidhmuct (§ 3 3iffer 7) find dem Fideifommif ugeteilt:
a) aud Dem Nadhlag der Fiivitin Pauline und ded Pringeu
Sriedrid) Albredt Auguit
Dad eine ber beiden Armbinbder;
b) aud dem Nadloff der Fiivitin Emilie, Gemahlin ded Fitrften
Leopold 1L,
ein @mbem Orangezweig in Chryjolithen und Brillanten;
) aud dem Nadlaf der Flrftin Clijabeth, @emaa[tu De3
gmften Leopold III,
1. ein YUrmband mtt flinf Saphiven, umgeben pon Stiicrofen ;

2. eine Brojde mit drei Saphiven, umgeben von Stiicfrofen und
zwei Dingenden WVerlen;

3. eine Brojhe mit zwei Smaragben und adt Brillanten;
4. eine Perle zum Unbingen;
) aug dem Nachlop der Fivftin Sophie, Gemahlin ded Fiirften
2Wolbemar,
ein Eleiner Fader mit Halbedelfteinen;
ein fleiner Ring aud dem Nachlaf e8 Pringen Friebrid);
eine Damenulhr mit Anbhingern (Emaillemaleret);
eine golbene venetianijche Rette;
ein Medatllon mit Haar von ber Fiixrftin Bauline (Elfenbein=
Tnﬁmgem),
6. cin Sdjieber mit grofiem Topas;
7. eine Rette mit Kreuz von ':Bmmanten
e) unbefannter HPevfunit:
1. gwei goldene Armbinder mit je einem Bildnis;
2. ein fleined Ehalcedon-Herz.

VIIL %esugild} Der FFlirftenguuft (§ 3 3iffer 8) gehen alle Rechte
und Pflidhten auf dad Fideifommif iiber, welde Herriifren aud dem
awifchen Dem Presbyterium der refartmerten Stabtgenteinde Detmold und
der Rentfammer am 20./21. Januar 1905 abgeicT;Inﬁenen Bertrage und
aud jpdteren Abmachungen.

S 39 00
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3u § 3 Biffer 1 Giefidbenidbloh und Jubehirnugen).

1. Die Unterhaltung des Abfluftanals des Burggrabens nach der Werve.

‘9. Die Hilfte der Koften der Unterhalturg der duferen Burggraben-
mauer einjdlieRlieflic) Des Gelimbers vom roten Tor bis zum Cinflup '
9¢3 Qanalé in den Burggraben, fowie die Halfte der Koften der lnters
Baltung und TWartung der Trinfwafjerleitung umd Dder Flupwafjerleitung.
Die Anordumung und Ansfiihrung dex erforbeclicdjen Urbeiten gejchieht durd)
ven Staat. Sowohl dem Staat ald aud) dem FideitommiRinhaber fteht
23 Jecht 3u, die BVenupung Dbeider Leitungen ober einer von ihnen ein
Sahr nad) RKindigung aufjugeben; in diefem Falle hat bevjenige, weldjer
bie betreffende Qeitung meiter benupt, die begiliglichen Unterhaltungstoften
allein zu fragen.

3. Auf Verlangen Ded Gtoated ift diefem ober eimer von ihm zu
beseicuenden Gtelle Dber Burggraben (Poarzelle 162/562 Kbl 11) zum
@islanf unentgeltlich zur Berfiigung au jtellen; DHiexbei find von dem
Unternefmer Vorfehrungen u treffen,Gdurd) die dad Vetveten dev unteven
Sdlofterrafie verbiitet wird.

4, Der sum Fideifommif gehovige Teil bes Schlofiplates (Pava
sellen 55, E;fgr_ %?2 5_‘?;:_ _gg‘_' 80 b '2“?" S4bL 11) it im wefent=
lidjen in Der bidherigen Weife ald Shmudplap zu erhalten; Bamwerke
irgend twelher Art diirfen ohne Genehmigung ded Staated darauf nicht
errichtet werben. Die anf Dbem ©djlofpla befindlichen Wege, ein=
jlieplic) bes Durdyganged ,Unter dem Bogen” (nach dem Maritylase),
jiud im bigherigen Umfange fiir den Bifentlichen Verfehr zuzulafien (§ 6
Abi. 2). Dag Schlicfen fimtlicher SchloBplaptove fifr den. Bffentlichen
Bertehr wiihrend der Nadht unterliegt der Beftinmung desd Stuates.

Die porftehenden Eigentumsbeichranfungen und Wegeberehtigungen
find in bad Grundbuch einguiragen.

5. Der Nentfammer find bdie bislang von ihr benubten Riume im
fog. Difafterialgebiube (einjchliehlich ber Pedellenwohuung) mindeftens fo
Yange mictweife zu Delafjen, al der Stant von feinem RKiinbigungsrechte
Ginfichtlich des einftweilen Dem Fideitommifs mietweife verbleibenden Sehlof-
pavillong VIIL feinen Gebrauc) madyt.

3 § 3 Bifier 2 (Jagdidlop Lopehorn).

: Die Lopshorner Geftiitdraume (einfdlieRlidh der Wolhnungen bdes
Gtutmeifters und der Gejtittdmwdrter jowte ded Hofftallmeiftersimmers) und
Die Plerdeweiden (Parzellen 1, 2 und 3 Kbl 1 von Lopshorn) big zur
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find "auf Verlangen Ded Staated bdiefem ober einer von ihm u

bezeichnenden Stelle gegen einen billigmdfigen Badtichilling zu Pferbezucht-
gweden zur Verfiigung zu ftellen, foweit die Rupung bdes Schlofjed zu
Wolhngwecden daduvch nicht wefentlich) beeintrichtigt wivd.

3u § 3 Jiffer 3 (Oberforiterei Berlebed),
I Naturalabgaben und fonftige Nupungen,

1

&

Fallholzberedhtigung der Stadt Horn auf den Flachen fiidlich und
Bitlic) ves alten Pojtwegesd von Berlebed nad) Kreuztrug nady
Mafzgabe ded Vergleihd vom 26. Mai/2. Juni 1794.

Lejeholzberechtigung der Stadt Horn und Detmold laut Bergleich
pomt 26. Mat/2. Juni 1794 begw. Brivilegium vom 20, Mai 1670,
Jajf: uud Lefeholzentnahme durdy die Einwolhner von Stufen-
brof gegen Bezahlung in hertimmlicher Weife nach Mafgabe der
Berfiiqung vom 5. Midrz 1819,
Un bad Gut Shotmar 4 RKlaftern = 21,2 rm  Budjenbrennfoly
fret. Lergleid) vom 3. Juli 1868.
An dag Gut Hornoldendorf 9 RKlaftern = 47,7 rm  Budjen-
brennfolz frei, desgleichen: 1 Stiit Bucdhennupholy von 0,76 fm
gegen Hauetlohn.
An dad Rittergut Braunenbruc) 20 Klaftern = 106 rm Budjen-
brennfoly gegen Hauerlohn,
an dasfelbe 6 Sifict Buchennubholz zu 5,16 fm zum Selbfthiebe,
an dadjelbe 16 Stiid Buchenleiterbiume und Wagenbdeichieln obder
Stangen 111, RKlafje = 0,48 fn zum Selbithiebe,
an dadjelbe 1 Fuder oder 150 Stiid Budjen= obder Ficdhtenhopfer-
ftangen (IV. Rlafje) su 3 fm zum Selbfthiebe.
Bergleich vom 17. Dezember 1802,
An dad Ritterqut Herberhaujen 15 Klaftern = 82,2 rm Budjen-
brennfol; gegen Hauerlohn und 1 Stiicd Budjennupholy su 1,16 fm
gegen  Hauerlohn und 1,50 K Stammgeld. Bevgleicdh vom 23,
Rovember 1804.

. Abgabe von 15 mdBigen Ochfenfudern Heide ober Movsd gemii

Erbpachttontralt vom 21. September 1834 fiic den Eigentitmer
be Solonatd Nr. 68 in Kohlitidt.

Triftheredhtigung der. Kolone Schuatmann, Rofemeier und Wiidyter
in Berlebedt nady thren Kdampen durd) dew: Forftort RKlechrint bei
ber Foxfterei Hirfchberg.
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9, @ubeberecﬁttgung Der Gemeinde KRobljtadt in dem fiidlichen Teile
bed Forforted Paulinenholz, Gemarfung Berlebed, Forjtrevier,
Rartenblatt 8 Parzelle 8 und teilweije 9, auf einer mit Nabel-
hol Dbepflangten Flache von 41 Morgen 44 Quadratruten
— 10,58 11 ba laut Berhandlung ded Abldjungdfommifjard pom
19. Geptember 1912,

10. Hudeberechtigungen auf den iiberjchiefenven Flachen (im Diftrift 70
ab und 77 k), Gemarfung Berlebet, Forjtrevier, Karte nblatt 9

Pargellen - 5 17 umd ﬂ und Gemarfung Holzhaujen, Kartenblatt 4 Par=
zelle 1—91 gemﬁfg SEaEeHe bed AbIfjungsfommifjard pom 17, Sep-

temlm: 1908.

11, Nupung der Berlebecter Quellen durd) die Stadt Detmold gemif
‘:Bert::ag pom 10./30. MNovember 1898, auf Pavzelle 1 Karten-
blatt 8, ®emarfung Berlebed Foritrevier.

12, %erid’;tehene Wegeberechtigungen tiber eingelne Grunditiicte, welde
gum Teil im Grundbuche eingetragen jind.
11, @r[}padjtge[her und Renten.

a) Grbpadtgeld vom angefauften Kreuzfrug an die NRent-

fammer . e S A
b) Rente pom ungefaufteu S?DImmt Sh: 1 (D[lermrftemJ

in Berlebed an die Rentfammer fiix Dienfte . . . 115,25 ,

c) ‘éHenten fiiv abgeldite Holzbervechtigungen:
. Der [utherijchen S‘t‘ud’]e i -Dekmoly,. . o Sl S SLEED L

2. bem Waifenaufe in Vetmold . . . . . . h44,00 ,,
3. dem Geminar in Detmold . . o= a9 BTy
4. dem fog. Freiwilligen Arbeitdhaufe in @etmnlb ALITSH © [ o [
b. bem Rranfenhaufe in Detmold . . . . . . 2839 ,
6. der Generaljuperintenbantur in Detmold . . . 360,00 ,
7. bem Ctadtpfarrer in Detmold . . . . . . 120,00 ,
8. vec Wrevee - Stopeloge: oG G W o 90007
. ‘ber Writre i ‘Gabmilens o0 o o o0 D R0
10, Doy Befarve gn Biente 0 L G oo e g 30
11, Dex Sdnile zu - Hobhonien L . o o4 e e | B8O
12, ber Hantorftelle an Lagt . Ll o o b ol 46,60
13. ber Riifterjtelle zu Lage . . 47,64

14. ber Biirgermidchenichule in Detmold (mc[;t aﬁhﬁﬁar} 30, 00
15. der Bfarve in Peligenfivdhen . e et 5 1.t §11 S
16, Der Pifterfelle su Seme . . ., . . . 4815 ;
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17. ber Schule und @rmer‘ﬁ%fcﬁule a1t Berlebedt (nicht abldzh.) 51,00 A

18.

19,
20.
21.
22.
23.
24.
25.

per Bfarre in Lage .

Der Ritfterfielle in - Heiligentivdhen . . . < BLO0

il 2 gt

ber Stiifterftelle zu @tapeiuge e T J 8952 .

ber Sdjule in Fromhaufen
ber Sdule in Nienhagen
ber Pfaree tn Heiden .
ber Riijtecjtelle in Heiden
der Kantorjtelle in Heiden

e B 00
Al TR R

e TN NSO
W N SRR
A I SN

jufammen 3 301,63
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Nr.16  (Original-Dokument auf Seite 237ff.)
Gesetz iiber die vermdgensrechtliche Auseinan-
dersetzung zwischen dem Lande Lippe und dem
im ehemaligen Fiirstentum Lippe zuleizt regie-
renden Fiirstenhause. Vom 27. August 1936.
[Anlage: Schiedsvertrag zwischen Leopold IV.
Fiirst zur Lippe ... und dem Lande Lippe ...
27.5.1936].
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Ausgeqeben ju Verling den 5. September 1936

Nr. 32

Taq Gubalt Selbe
27,836 @ejet dlber die vermbgendreditlidie Andeinanderjebung jwijden dem Lanbde
Cippe und bem im ehemaligen Fiieftentum Lippe juleht vegievenden Fiirjten:
FTGENIE = o 4 A oy e s o e a0l s 280
27.8.36 Berovdmmg dber bie vorliufige Anwendung cined deutfdy. dfterreidifdien
MerredmungBabEommeni .. covioiis ittt v s 291
1.9.36 Berordnung wiber bdie vorlaufige UAnmwendung ciner bdeutfd-polnifden
Veveinbarung fber die Ergangung bes Wirt{daftévertrags und des
Berrednungdabfommend. ..t s 2903
1.9.38 Werorbnung jum Militaviavif fi oA HER T ) e S R e 265
19, 8 36 Befanntimadyung iiber die Anfhebung ded Artitels 13 des Staatsangehbrig
teitsbertrags awifden tom Deutjfden Reid) md der Tidedoflonatifden
R e e b 295
31.8.86 BVefanntmadung gum Juternationalen Ubereinfommen jum Sduie des
menfdlidhen Lebens auf See — Shiffsfiderheitdverivag, Yonbon 1929 —
(Beitritt von WAnMAMA) coovnrneniiiirii i 295
1.9.36 Qefanntmadiung dber bie Natififation ber deutid-ungarijden Berein.
barnng juv fAndevung der erften md jweiten [ufagbereinbarung jum
BARDUIBDLEITAQ ot o vvavin o vn b el s i R e s e S s e 295
19,36 Befanntmadung tiber bie Ratififation b3 Deut{d - ungavifden Abtommens
tiber bie gugluuqen ans bem gegenfeitiaen Wavenverfehr. ... .. ... ... 206

e T BT T T T A T L e T e o T e A L 03 S AR

®efels fiber bie vermbgensvedilide Hnaciuanherﬁegumi sivifrjen bem Lanbe Lippe
wid dem ime chemaligen Fiivjtentm Lippe sulebt vegicrenven Filvitenhauje,
WVem 27, Hugnjt 1936,

Die Reidydreqierung Hat baé folgende Gefely be-
jloffen, bad bicvmit berfiimbet wirb:

§1
(1) Die vermbgenSreditliche Auseinanderfebung
swijben bem Canbe Lippe und bdem im ehemaligen
Firfentum  Sippe uleit regicrenben Fiitftenbaufe
regelt fidy nach bem gwifchen em MeidiSfiattbalter
in Hipbe unb Scaumburg-Lippe (LYanbesregicrung
Lippe) und Leopold IV. Fiivft gur Libpe abaejdioffes
nen Sehicbsvertrage bom 27, Mai 1936, ber Beffand-
teil Diejed Gefebes ijt
(2) Soreit nidhts Ubmweichenbed vorgefdyricben iff,
fittben anf bag Verfahren vor bem in bem Bertrage
vorgefehenen Sdyiebsgericht bie Vefitmmungen bes
sehnten BVuches ber Qivilprogefordnung mit ber
Mafgabe Untwendbung, baf bie Uufhebung bes
Sdjicosfprudies nur oud ben im §1041 UBL1
Qiffer 6 begeidneten  Grfinden  beaniragt iverben
fann.  Quftdnbiged Geridht im Sinne der §§1039,
1044a, 1045 wnb 1046 ter Sivilprozeferdbnung ift
tas Lanbgeriht in Tehmolt,

Weichdqefebbl 1850 11

§2

(1) Leopold TV. Fiirft yur Lippe ift in bem jehiebs-
genrbrlld;m Rerfabren qur Vertrehung bed Fileftens
iaufes befugt. Die bon thin borgenommenen Nedyis:
bandlungen wicfen fiir unb geqen b8 Fiefienbous
und feine Mitgliever. Einer nady lanbes- ober haus-
recbtlichen Movmen etiva ecforbexlichen  Mitioirtung
ber Familie ober anbever Stellen bebarf o8 nicht.
(2) Die Enijcheibungen bez Sdyiedageridts und
bie etipa vor ibm abaejdlofienen Vergleidhe wirfen
flir unbd gegen ta8 Fiftenbaus und feine Mitglicber,

§3
(1) a8 SdyicbBaeridit enticheidet audy iiber Ane
fpritche ber Agnaten ded Firftenhaufes, die fidh gegen
bag Land Lippe als Redytanachiolaer bezliglich eines
Teiles bes ehemaligen Hausvermbgend ricten.

(2) Walls folde Anjoriche der Agnaten nidht inners
balb bon brei Monaten nady Tnlrafttreien diefes
Befesed bei bem Meidieflatthalier . CGippe und
Scaumburg-Lippe (Yanbesreqierung Cippe) fdrifte
lich geltend gemacht werben, exlbjdhen fie.

78
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§4
Die Vehorben Haben bem GScbicbSaericht Redyis.

amb Ymtshilfe au gewdbren.

§5
Sooeit ein anbingiger Medytdfireit durd) biejes
@ejel fetne Exlebigung findel, weben bic aufers

aetichtlichen  Rojten  qegeneinanber aufgefoben; bie
Gerichtaioften trdgt jebe Davkei gur Halfte,

Neidysaefestlatt, Jahrgang 1936, Teil I1

und Preupifdre Mindfter Ded Timern tn Einvernehmen
mit dem Reidydminifter der Juitiz.

Berdhtedgaben, ben 27, Uugujt 1936,
Der Flibver und NReichstanzler
Adbolf Hitler
Der .!Reitfyﬁmim'rter ded Tunein

S Wextvehung
Liundbuer

36 . o, e oo
Die gur Grg_ﬁnaung}uub Durdflihumg dicjes Ge. Der Reidsuinifter ber Jufty
feted erfocberlichen Borfdwiften edldft ber Meidyss Dr. Giiviner
Anlage
(2w § 1 bed votflehenben Gefepes)
Edyiedsvertrag
Jivifden

Leopold 1V. Fiirft sur Qippe als dem Bertreter des vormals im Fiirftentum Lippe
regierenden Filrjrenhaufes,

AUntragjteller,

und

dem Cande Cippe, vertreten durch den Reidysitatthalter in Lippe und Sdaumburg-Cippe
(Candesregierung Qippe),

Antragsgegner.

Die Pavteien find ftbeveingefonumen, die vom Untragiteller bereitd vor ten ordentliden Geriditen im Wege
ber Rlage geltend gemadten Anfpriiché foroie chvaige weitere Unjpriidye des Mntragftellers, die mit der bisher
getroffenen Auseinanderfelung mit dem Lanbe Lippe im Jufammenbhang ftehen, ber Entideidung cinzs
Sdhicdsgeridhts nady Mafigabe dex nadftebenden BVeftimmungen u untermerfen.

§1

Quiammenfebung bed Sdyiebsgeridits

E] Das Schicbsqeridit befteht aud cinem Obmann
unb vier Veifibern. Den Obmann ermennt ber Reid)s-
minifter ber Juji3 aus ber [ahl ber richterlichen
ﬂ}lit%ieber bes Moudgevidits, Te ein Beifiper, ber
bie BVefdbhigung sum Nidteramt ober gum Eée\:m
Rermwaltun 'ﬁtai'm?:J Defien mufi, wird von bem
Meicdh@minifter ber Tujtiz und tem Neids: und
Treufiijen Minifter ded Tnmern ernannt,  Febe
Dartei ernennt je einen reiteren Beifiber,

(z) BVei .’Iﬂc%fnll beg Obmannes ober eined Bei-
jibers erfolgt vie Criabgeftellung in gleidier 2Weife,
wie bie Emnenmung erfolat ijt.

§2
Gtellung bed Sdhiedsgeridts

Die Schiebsrichter haben bie Stellung unabbingiger
Ridhter. Der Verkehr gwifdhen bem Sdiedsgeridht
und ben Parieien gebt durdy den Dbmann, Heber
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nmittelbare Rerfehr der Vavteien mil ben Beifibern
oed Sehiebgeridits ift unsuldfiia.

§3
Berfahren

(1) Den Sprudy bes Schiebdgerichts mufi eine
miindliche Verbanblung vorausaehen, ¢d fei bemn,
bafi bie Larteien bierauf vergichten. Die mimblide
Berbanblung it durdy Scyriftiige der Darteien vor
gubereiten, in Denen ber Streitftoff erjdidbfent
eriivtert und die nfrige genau angegeben iwevben
follen.

(2) Seder Vartei muf das rechtliche Gehor gerihrt
weeben. Jm fibvigen wird tas Verfalren durd ben
Dbmann ped Schiedsgeridits gevegelt.

§4
 Abfimmung
Dad Sehisbagericht entfdeibet mit abjoluter Etime
memmebefeit. §196 UL 2 bed Gerichtveriafjungss
gefebed findet Anivendung.



RNr. 32 — Tag der Ausgabe: Berlin, ben 5. September 1936

§a
Gegenjtand bes Schicbdverfahrensd

(1) ®eqenftand ver Cntfdeibung des  Sdhiebs:
gerichté find alle YAnfpriicye, bie Ceopold IV. Fiirft
jur Yippe in feiner jeligen Stellung anf Grund der
Unfedstung bes Domanialvertrages vom 31. Oltober
1919 ober aus anberen Nechtaqriinben bereits exhoben
bat, forvie folche Anfpritdye, bie bon ben Larteien
Bi8 qum Schluf ber lebten miindliden Verhanbdling
vor Dem Sdyiedsqericht erhoben rocrben.

(2) Ynfpriiche, bie in biefem Berfohren nidht gur
Entjeheibung geftellt werben, gelten al8 verirdt,

§6
Hufgabe beg SchicbBgeridts

(1) Aujgabe bes Schiebsaerichtd ift e8, unter Ve
ridjidtigung bex gejdidilicy geworbenen Entividiung
wd ber faatépolitifden und fogialpolitifdien Cage
ber Geqemvart einen billigen Audgleidy pwifdhen ben
Varteien au fhaffen, ber dem Sogial- und Redyis-
embfinben geredht witb.

{2? Sowweit bdie Kldrung von redhtlichen und fat-
jidylichen Fragen wnmdglich ober mit unverhdlinies
mifigen Sdwievigleiten verbunben fein jollte, ent-
jheibet tad SchiebSgericht nady billigem Ermefien.
Dabei follen tem vormaligen fiftenbauje auf alle
Fille Ddiejenigen Beymbaensfiiide exbalten ivevden,
bie nady bl bes Domanialveriraged im Bejif
pon Ceopold TV. it gur Cipbe ald bem Soupte
tes Saujes verblieben jind. SHiervon abgefehen, varf
bie Veombgenslage bed Fitrftenhaujes gegenitber ber
fidy aus bem Domanialvertrage ergebenden Lage feine

Berfelechterung exfabren.

§7
Giitlidier Ausgleid

Das Ed}itbﬁ(&giﬁ;t Bat aunddyt einen giitlidyen
RuSgleidy tm Wege bes Vergleid)s anguiteeben.
Stommt cin RVevgleidh nidht guftande, jo entidyeidet
tas Cejiehsqeridyt durd) einen in fatfddlicher unt
;ea@ufd;u Sinjicht begrimbeten fabriftliyen Schieda-
pruh.
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§8
Entjcheidtung
Die Entjdyeidung des Schictsgerichts ift endgiltig.
g9
Sfoften

(1) Sebe Vartei trgt ire eigenen Koften, einerlel,
ob e Vergleid) guftante fommt pber in Sdieds-
jprud) gefalit wird. {iber bie Tragung der Koften
peg Sdyiedsgeriditd cinfdilichlich ber vom Reidyd.
minifler ber Tuftiz nac) Ubjebluf be& Verfabrens
feflyufepenben Gebiifren flir bie Tatigheit bex Sdyieds-
richter wirtd im Sdieddforuch entichicben, fomeit
hieritber eine Ginigung in einem fdiebsridterliden
Vexgleich nidyt uftante fommt.

(2) ©er Obmann fann ben Varteien jur bor-
[Fufigen Abbecdung ber entjtantenen ober entjichenben
Roften bie Ceifung entiprechenter Vorfdyifie anf
erfegen.

(2) Die eupergeridhtlidhen Sofien ber Bidherigen
nidyt vechtslraftia entjdyicdenen  Trogeffe werden
gegeneitanber au? choben; bie Geridyitsloften frdqt
jebe Partei jur Halfte,

§ 10
Gejeslide Beftitigung

Die Giiltigheit biefed Lertrages ift babon abhidngia,
baf er Bejtandieil cined Gejckes iibex bie bermogens.
redytliche Yudeinanderfebung awifden bem Lanbe
Lippe unb bem im chemaligen Firfentum Lipbe
aulept regieventen Finftenbauje wicd,

Detmole, ben 27. Mai 1936,
Der Reidsftatihalter
in Cippe unb Sdaoumburg-Linpe
(Canbesregictung Lippe)
Ulfred Meper

Detmeld; ben 27, Mat 1936,
Ceopold Hirft ur Lippe

Vevordnung

fiber bie botfinfige Unwendung eined dentjd-diterveidiijhen VeveedimungZabiontmens,
Bom 27, Hugnit 1936 ).

uf @rund bes Gefefsed iiber bie potliufige Aniwendung gl:ncifeitigcr Wirtjdhaftsablommen mit auslinbijdien

Staaten vom 4. April 1983 (ReichBaeferbl. 1 S. 162) ioi
1936 unterseichnete Abtommen 1ibec bie gaﬂ[un%.u im

Bunbesfiaat Ofterreich (Deutfdy-Ofterreichifeyes
ab vorldujig angetvenbet wicd.
Dag Abfommen twird nadyftchend verdfjentlidt,

Berlin, ben 27, Auguft 1936.

th
Warenverfehr 2ivtjdien bem Deutfdhen Reid) und dem
ereecdynungsabfommen) mit LWirfung von 28, Auguft 1936

fermit berorbuet, baf bag in BVerlin am 22. Auguit

Der Neidygminifier ded Auswirtigen
Tn Bertvetung
Diedhoff

*) Verdfientlicht m Dentfchen. ReichEanseiger unb Dreufiifden Stoattangeiqer M. 201 vom: 20, Huguit 1936
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Jahrhunderten durch Fronarbeit, Steuern und
Abgaben der Landesbewohner geschaffen und
muld deshalb jetzt auch ausschliefflich zu ihrem
Nutzen verwandt werden. Diese Forderung steht
im Einklang mit den Bestimmungen des Doma-
nialvertrages vom 31. Oktober 1919, in dem es
in § 2 heilst: Das gesamte Domanium mit Aus-
nahme der in § 3 benannten Bestandteile geht
mit Wirkung vom 12. November 1918 in das
Eigentum des Freistaates Lippe mit der Maliga-
be iiber, daf bei Anderung des staatsrechtlichen
Bestandes des Freistaates Lippe dieses Vermigen
und seine Nutzung dem den jetzigen Freistaat
Lippe umfassenden Gebiet erhalten bleibt.
Der Kreistag des Kreises Detmold sieht diese
Zweckbestimmung iiber das Vermogen am
besten gewahrt, wenn es zwischen den beiden
Kreisen den Landes aufgeteilt wird. Eine solche
Regelung ist besonders gerechtfertigt, weil die
beiden Kreise bei ihrer Griindung nicht dotiert
worden sind und deshalb iiber kein Vermogen
verfiigen. Sie gehdren zwar nach ihrer Ein-
wohnerzahl zu den grofiten in Deutschland, sie
diirften aber gleichzeitig die drmsten sein.
Wenn fiir bestimmte Teile des Vermégens weiter
eine gemeinsame Verwaltung erforderlich ist, so
kann das den Abmachungen zwischen den bei-
den Kreisen vorbehalten bleiben. Der Kreistag
hilt eine solche Regelung fiir richtiger, als wenn
das Vermdgen selbst einem Zweckverband tiber-
tragen wiirde. Der Kreistag richtet an die Lan-
desregierung das dringende Ersuchen, zeitig
genug alle Schritte zu unternehmen, um die
Erhaltung des Vermogens fiir die lippische
Bevélkerung in der Form zu sichern, daf es den
Kreisen iibertragen wird.«

Nr. 20
Petrian Drake 21.11.1946: Anschlussfrage Lippes.

L 80 IIb Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri)
fol. 98

»Zwei Mbglichkeiten:
1.) Anschluss an Rheinland-Westfalen und
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dadurch Verbindung mit Minden-Ravenberg.

Verlegung des Regierungssitzes nach

Detmold. Bildung des Zweckverbandes als

Zusammenfassung des fritheren Domanial-

vermogens einschl. des evtl, spéter zurtick-

fliessenden Domanialvermogens. (Freiwerden
des vom Fiirsten an den Militirfiskus abge-
tretenen Waldbesitzes, des Schlosses mit der

Zweckbestimmung als Museum). Angliede-

rung des Forstbezirks Senne zum Zwecke der

Verwaltungsvereinfachung. Als Gegenbei-

spiel und gewissermassen als Kompensation

kann angefiithrt werden die Abtretung von Lip-
perode-Cappel zwecks Verwaltungsverein-
fachung und organische Eingliederung in den
anschliessenden Bezirk. Einfithrung der

Amterverfassung ohne schematische Anpas-

sung an die alten Amtsgemeinden. Die Amter

gliedern nach regionalen Gesichtspunkten

und nach bestimmten Grossenverhiltnis-

sen. Verwaltungsmissige Verbindung mit

den massgeblichen Stidten des Amtsbezirks.
2.) Anschluss an Hannover:

a) mit Minden-Ravensberg wie zu 1.)

b) ohne Minden-Ravensberg selbstindiger
Regierungsbezirk, aber auch hier Bildung
des Zweckverbandes, da im Zuge der Ent-
wicklung Gefahr besteht, dass kleine Regie-
rungsbezirke spiter aufgeltst werden. Der
Zweckverband, gestiitzt auf Gesetz und Ver-
trag, hat feste Rechtsgrundlage und ist des-
halb nicht so leicht wie ein Verwaltungs-
bezirk aufzuheben.«

Nr. 21

Petri an Drake 7.12.1946: Vermerk zur Anschluf-
frage.

L 80 1Ib Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri)
fol. 99

Abwigung Westfalen gegen Hannover: »Westfa-
len scheint zurzeit giinstiger und gesicherter.«
Versprechungen nur Taktik? Hannover insgesamt
vorteilhafter (stammesméRig und konfessionell,



Anhang

Nr.17

Schiedsspruch in der Schiedsgerichtssache zwi-
schen Leopold 1V, Fiirst zur Lippe als Vertreter des
vormals im Lande Lippe regierenden Fiirsten-
hauses und dem Lande Lippe, vertreten durch den
Reichsstatthalter in Lippe und Schaumburg-
Lippe (Landesregierung Lippe), 14.6.1938.
(Schiedsspruch ohne Begriindung)

L2 Nr. 194

In der Schiedssache zwischen Leopold IV. Fiirst
zur Lippe als Vertreter des vormals im Landes
Lippe regierenden Fiirstenhauses

Antragsteller,
und
dem Lande Lippe, vertreten durch den Reichs-
statthalter in Lippe und Schaumburg-Lippe
(Landesregierung Lippe),

Antragsgegner,
erldft auf Grund des Reichsgesetzes iiber die ver-
mogensrechtlichen Auseinandersetzungen zwi-
schen dem Lande Lippe und dem im ehemali-
gen Fiirstentum Lippe zuletzt regierenden
Fiirstenhause vom 27. August 1936 und des
Scheidsvertrags vom 27. Mai 1936 das Schieds-
gericht, bestehend aus:
dem Prisidenten des Reichsgerichts Dr. Dr.
Bumke als Obmann,
dem Senatspridsidenten beim Reichsgericht,
Freiherr von Richthofen,
dem Obeverwaltungsgerichtsrat Dr. Knauth,
dem Rechtsanwalt und Notar Professor
Dr. Grimm,
dem Ministerialrat Erbe
folgenden
Schiedsspruch:

I. 1. Das Land Lippe zahlt:

a) an Leopold IV. Fiirst zur Lippe als Vertre-
ter des vormals im Firstentum Lippe
regierenden Fiirstenhauses 2.400 000 RM
— zwei Millionen vierhunderttausend
Reichsmark — und zwar 1.000.000 RM - eine
Million Reichsmark —am 1. Januar 1939 und
weitere je 700.000 RM - siebenhundert-
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tausend Reichsmark — am 1. Januar 1940
und am 1. Januar 1941;

b) an Leopold IV. Fiirst zur Lippe personlich

am 1. August 1938 als Entschiddigung fiir
die Zeit vom 1. Januar 1919 ab 400.000 RM
— vierhunderttausend Reichsmark —.

. Das Land Lippe kann sich von der Pflicht,

am 1. Januar 1939 den Betrag von 1.000.000
RM - einer Million Reichsmark — zu zahlen,
in Hohe eines Teilbetrages von 830.600 RM
—achthundertdreiRigtausendsechshundert
Reichsmark - dadurch befreien, dall es an
Leopold IV, Fiirst zur Lippe als Vertreter des
vormals im Fiirstentum Lippe regierenden
Fiirstenhauses zu diesem Zeitpunkt die
Domine Varenholz (252 ha 22 a 41 qm)
lastenfrei iibereignet. Dariiber, ob das
Land von dieser Befugnis Gebrauch
machen will, hat es sich gegeniiber Leopold
[V. Fiirst zur Lippe bis zum 1. Oktober 1938
schriftlich zu erkldren. Die Grunder-
werbssteuer und die Kosten der Ubereig-
nung hat das Land zu tragen.

3. Die Bestimmungen des Domanialvertrages

vom 31. Oktober 1919 sind fiir die Partei-
en verbindlich, soweit sie nicht durch die-
sen Schiedsspruch geidndert werden.
Die fiir das Land Lippe in den §§ 13 und 16
des Vertrages vorgesehenen Rechte diirfen
nicht mehr ausgeiibt werden.

. Im {ibrigen werden die Antrige des Antrag-

stellers abgewiesen.

. Das Land Lippe zahlt am 1. August 1938 als

Entschéddigung fiir die Zeit vom 1. Januar
1919 ab an Julius Ernst Prinz zur Lippe, an
Friedrich Wilhelm Prinz zur Lippe und an
Simon Casimir Prinz zur Lippe je 90.000 RM
- neunzigtausend Reichsmark -, an Bern-
hard Leopold Prinz der Niederlande, Prinz
zur Lippe-Biesterfeld und an Ernst Aschwin
Prinz zur Lippe-Biesterfeld je 45.000 RM -
flinfundvierzigtausend Reichsmark —, an
Carola Prinzessin zur Lippe 40.000 RM -
vierzigtausend Reichsmark —.



2. Im tibrigen werden die Antrige der Mit-
glieder des vormals im Fiirstentum Lippe
regierenden Fiirstenhauses abgewiesen.
Anspriiche, die aus der Zugehorigkeit zum
vormals im Fiirstentum Lippe regierenden
Fiirstenhause hergeleitet werden, sind aus-
schlieflich aus dem Vermégen zu befrie-
digen, das Leopold IV. Fiirst zur Lippe als
Vertreter des Fiirstenhauses zusteht.

[IlI. Die Verpflichtungen des Landes Lippe
gegeniiber der Augustischen Familienstif-
tung in Biickeburg und gegeniiber dem vor-
mals in Schaumburg-Lippe regierenden
Fiirstenhause bleiben unberiihrt.

V. Die Kosten des Schiedsgerichts einschlieR-
lich der Gebiihren fiir die Tétigkeit der
Schiedsrichter haben Leopold IV. Fiirst zur
Lippe als Vertreter des vormals im Fiir-
stentum Lippe regierenden Fiirstenhauses
und das Land Lippe je zur Hilfte zu tragen.

Nr.18

IHK fiir Lippe und Schaumburg-Lippe (Herbert
Kiister, Priisident, A. Hofmann, 1.Vorsitzender),
Handwerkskammer fiir Lippe und Schaumburg-
Lippe (Hacker, Vorsitzender) und Kreisbauern-
schaft Lippe (Gehring, Kreisbauernfiihrer (1)
23.4.1946: Denkschrift.

L 80 Ia Gr. Il Tit. 1, Nr. 28, Bd. I, fol. 180 f.

Zusammenschluf von Lippe, Schaumburg-
Lippe, Grafschaft Schaumburg (Kreis Rinteln)
und Liigde unter allgemeiner Orientierung nach
Hannover. In der NS-Zeit wurden viele Verwal-
tungsaufgaben nach Miinster verlagert; »Han-
nover hat zu allen Zeiten das grosste Verstdand-
nis fiir die kleinstaatlichen Belange Lippes
gehabt ... Ganz anders liegen demgegentiiber die
Dinge mit Westfalen, das dariiber hinaus auch
noch zu stark mit dem Gedenken an die Nazizeit
belastet ist! In diesem Zusammenhange zur wei-
teren Beleuchtung des gesamten Fragenkom-
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plexes vorweg ein Wort zu der Frage des lippi-
schen Staatsvermdogens, dessen besondere
Bedeutung auch unter Berticksichtigung der
Folgen des verlorenen Krieges und der ein-
schldagigen Bestimmungen der Mil.Reg. seitens
der lippischen Bevilkerung und der lippischen
Offentlichkeit in keiner Weise verkannt werden
kann. Die Provinz Westfalen, dess kann man nach
den vielfachen Erfahrungen sicher sein, wird al-
lergrossten Wert darauf legen, die Forsten,
Doménen und die Bader des Landes in ihre Regie
und Eigentum zu bekommen. Dort herrscht im
Gegensatz zu der Provinz Hannover in etwa noch
der alte expansionsliisterne Preussengeist, wel-
cher der Bevilkerung der kleinen Linder niemals
irgendwelche {ibergrossen Konzessionen macht,
vor allem dann nicht mehr, wenn ihr staatliches
und politisches Aufgehen in den preussischen
Staatsverband beschlossen oder gar erledigt
ist.«

Nr.19

Protokoll der 6. Sitzung des Kreistages Detmold
am 23. August 1946 (Auszug).

L 80 IIb Gr. VTit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri),
fol. 212 f.

»2. Bericht des Vollzugsausschusses ... Der Kreis-
tag nimmt nachstehende Entschliefung ein-
stimmig an.

Die Kreisverwaltung wird beauftragt, die Ent-
schliefung der Lippischen Landesregierung zu
unterbreiten:

»Nach den durch Rundfunk und Presse erfolgten
Mitteilungen soll im Laufe der nidchsten Mona-
te eine Neugliederung der britischen Zone erfol-
gen. Durch die Griindung des Landes Nordrhein-
Westfalen sind die ersten MaBlnahmen auf
diesem Gebiete durchgefiihrt.

Wenn im Zuge dieser Neugliederung die Selb-
stindigkeit des Landes Lippe aufgehoben wird,
mull Vorsorge getroffen werden, daf das
Landesvermégen dem jetzigen Bereich des Lan-
des erhalten bleibt. Das Vermogen ist in den
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Jahrhunderten durch Fronarbeit, Steuern und
Abgaben der Landesbewohner geschaffen und
muld deshalb jetzt auch ausschliefflich zu ihrem
Nutzen verwandt werden. Diese Forderung steht
im Einklang mit den Bestimmungen des Doma-
nialvertrages vom 31. Oktober 1919, in dem es
in § 2 heilst: Das gesamte Domanium mit Aus-
nahme der in § 3 benannten Bestandteile geht
mit Wirkung vom 12. November 1918 in das
Eigentum des Freistaates Lippe mit der Maliga-
be iiber, daf bei Anderung des staatsrechtlichen
Bestandes des Freistaates Lippe dieses Vermigen
und seine Nutzung dem den jetzigen Freistaat
Lippe umfassenden Gebiet erhalten bleibt.
Der Kreistag des Kreises Detmold sieht diese
Zweckbestimmung iiber das Vermogen am
besten gewahrt, wenn es zwischen den beiden
Kreisen den Landes aufgeteilt wird. Eine solche
Regelung ist besonders gerechtfertigt, weil die
beiden Kreise bei ihrer Griindung nicht dotiert
worden sind und deshalb iiber kein Vermogen
verfiigen. Sie gehdren zwar nach ihrer Ein-
wohnerzahl zu den grofiten in Deutschland, sie
diirften aber gleichzeitig die drmsten sein.
Wenn fiir bestimmte Teile des Vermégens weiter
eine gemeinsame Verwaltung erforderlich ist, so
kann das den Abmachungen zwischen den bei-
den Kreisen vorbehalten bleiben. Der Kreistag
hilt eine solche Regelung fiir richtiger, als wenn
das Vermdgen selbst einem Zweckverband tiber-
tragen wiirde. Der Kreistag richtet an die Lan-
desregierung das dringende Ersuchen, zeitig
genug alle Schritte zu unternehmen, um die
Erhaltung des Vermogens fiir die lippische
Bevélkerung in der Form zu sichern, daf es den
Kreisen iibertragen wird.«

Nr. 20
Petrian Drake 21.11.1946: Anschlussfrage Lippes.

L 80 IIb Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri)
fol. 98

»Zwei Mbglichkeiten:
1.) Anschluss an Rheinland-Westfalen und
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dadurch Verbindung mit Minden-Ravenberg.

Verlegung des Regierungssitzes nach

Detmold. Bildung des Zweckverbandes als

Zusammenfassung des fritheren Domanial-

vermogens einschl. des evtl, spéter zurtick-

fliessenden Domanialvermogens. (Freiwerden
des vom Fiirsten an den Militirfiskus abge-
tretenen Waldbesitzes, des Schlosses mit der

Zweckbestimmung als Museum). Angliede-

rung des Forstbezirks Senne zum Zwecke der

Verwaltungsvereinfachung. Als Gegenbei-

spiel und gewissermassen als Kompensation

kann angefiithrt werden die Abtretung von Lip-
perode-Cappel zwecks Verwaltungsverein-
fachung und organische Eingliederung in den
anschliessenden Bezirk. Einfithrung der

Amterverfassung ohne schematische Anpas-

sung an die alten Amtsgemeinden. Die Amter

gliedern nach regionalen Gesichtspunkten

und nach bestimmten Grossenverhiltnis-

sen. Verwaltungsmissige Verbindung mit

den massgeblichen Stidten des Amtsbezirks.
2.) Anschluss an Hannover:

a) mit Minden-Ravensberg wie zu 1.)

b) ohne Minden-Ravensberg selbstindiger
Regierungsbezirk, aber auch hier Bildung
des Zweckverbandes, da im Zuge der Ent-
wicklung Gefahr besteht, dass kleine Regie-
rungsbezirke spiter aufgeltst werden. Der
Zweckverband, gestiitzt auf Gesetz und Ver-
trag, hat feste Rechtsgrundlage und ist des-
halb nicht so leicht wie ein Verwaltungs-
bezirk aufzuheben.«

Nr. 21

Petri an Drake 7.12.1946: Vermerk zur Anschluf-
frage.

L 80 1Ib Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri)
fol. 99

Abwigung Westfalen gegen Hannover: »Westfa-
len scheint zurzeit giinstiger und gesicherter.«
Versprechungen nur Taktik? Hannover insgesamt
vorteilhafter (stammesméRig und konfessionell,



Wesensart der Bevilkerung, Hannover niher als
Diisseldorf, Industrie dhnlich strukturiert, Bader
werden in jedem Fall aus Westfalen und dem
Rheinland besucht). »H. muBl die gleichen
Konzessionen wie W. machen. Dies kein Kuh-
handel, lediglich Voraussetzung fiir eine dau-
ernde Befriedung des lippischen Volkes nach
Aufgabe der Selbsténdigkeit. H. ist traditions- und
schollengebundener als Westfalen. Lippe wird
sich hier besser einfiigen, in Westfalen nur ein
Anhingsel bleiben.

Dem zu bildenden Zweckverband mull eine
Zweckbestimmung gegeben werden. Vorlidufige
Anregung:

Hebung der Bodenkultur, Weiterfiihrung der
Siedlungspolitik (SeBhaftmachung der Wander-
arbeiter) Sicherung und Erneuerung des Forst-
besitzes — wirtschaftlich gesehen und als Grund-
lage der Erholungsstitte Lippes — spéter unter
Einfithrung einer weitergehenden Aufsicht tiber
Gemeindewald und Bauernwald. Zuschul§ zum
Ausbau der Biader und ihre Anpassung an die
Gegenwartsverhiltnisse. Kulturelle Zweckbe-
stimmung fillt u. E. zweckmiélig nicht [nicht
gestrichen| weg.«

Nr.22

Petri 16.12.1946: Aktenvermerk zur Anschluss-
frage.

L 80 IIb Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri)
fol. 100 f.

» ... Von einer Aufteilung des Vermogens pro rata
rate ich ab, da wir zweckmadssigerweise stur an
dem Domanialvertrag bezw. Domanialgesetz
festhalten sollten. ... Ich glaube nicht, dass wir
zum Ziel kommen, wenn wir Lippe zu einem ein-
heitlichen Kreis machen. Auch die Bildung eines
Regierungsbezirks, der nur Verwaltungsbezirk ist,
wiirde nicht ausreichen. Der Zweckverband
miisste m. E. einen dhnlichen Charakter haben
wie ein Provinzialverband.« Vorbild Schaumburg-
Lippe. »Der Zweckverband muss entsprechend
dem Domanialvertrag das Landesvermogen fiir
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Lippe sichern. Es miissen einbezogen werden:
Dominen, Forsten, sonstiger staatlicher Grund-
besitz, Landkrankenhaus, Museum, Archiv,
Hermannsstiftung, Damenstifter, Beteiligung
an der Wesertal GmbH, Theater, evtl. auch die
Anspriiche, die der Staat aufgrund des frither ein-
mal vorhandenen Charakters irgendeines Ver-
mogensstiickes als Domanialteil wird stellen kon-
nen. Das Zweckverbandsvermogen muss
getrennt werden von dem sonstigen Landesver-
mogen, welches kraft Hoheitsgewalt verwaltet
werden wird.

Der Zweckverband muss eine selbstindige juri-
stische Personlichkeit sein und zwar evtl. als Stif-
tung ausgestaltet werden unter Leitung einer
eigenen Behdrde. Der Stiftungszweck muss fest-
gelegt werden. Die Aufsicht tiber den Zweckver-
band fiihrt der Ministerprisident. ... Die Substanz
des Domaniums ist nach Maglichkeit zu erhal-
ten. Soweit Abgabe an Bauland erfolgt, ist Neu-
erwerb von Grundstiicken anzustreben.«

Nr.23

Die »Punktationen« — Richtlinien fiir die Auf-
nahme des Landes Lippe in das Gebiet des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Ausfertigung).

.80 la Il 1, Nr. 28, Sonderakten Nr. 2

»Richtlinien fiir die Aufnahme des Landes Lippe

in das Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen.

(Vereinbart zwischen Ministerprisident

Dr. Amelunxen und Landesprisident Drake.

Bestitigt sowohl von der Landesregierung Nord-

rhein-Westfalen wie von der Lippischen

Landesregierung.)

1. Von Seiten des Landes Nordrhein-Westfalen
wird bei der Ubernahme und Eingliederung
des Landes Lippe in jeder Hinsicht grossziigig
und entgegenkommend verfahren werden. Auf
die 800-jahrige Geschichte des Landes Lippe,
seine geschlossene Verwaltungseinheit soll im
Rahmen der bestehenden gesetzlichen Bestim-
mungen jede erdenkliche Riicksicht genom-
men werden.
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2. Die Landeshoheit geht, sobald die Landes-
hoheit von der Militdrregierung auf deutsche
Stellen tibertragen wird, auf das Land Nord-
rhein-Westfalen iiber.

3. Lippe wird Teil des Regierungsbezirks Ost-
Westfalen.

4. Als Sitz der Verwaltung dieses Regierungsbe-
zirks wird Detmold in Aussicht genommen.
5. Vor der Berufung des Regierungsprisidenten
fiir den neuen, Lippe einschliessenden Regie-
rungsbezirk wird die Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen auch Verhandlungen mit den
Exponenten des Volkswillens in Lippe fiihren.

6. Lippe erhilt zur Durchfithrung der ihm ver-
bleibenden Aufgaben der Selbstverwaltung, zur
Erhaltung von Landeseinrichtungen usw. das
Recht zur Bildung eines Zweckverbandes oder
einer dhnlichen, diesem Zwecke dienenden
Verwaltungsform. Thm werden hierfiir alle
moglichen Erleichterungen gewéhrt. Soweit
der lippische Zweckverband zur Durchfiihrung
seiner Aufgaben im Rahmen des allgemeinen
Rechts besonderer Ermichtigungen bedarf,
werden sie ihm durch das Land Nordrhein-
Westfalen erteilt.

7. Die kulturellen und sozialen Einrichtungen des
Landes — Landestheater, Musikakademie,
Landesbibliothek, Landesmuseum, Archiv,
soziale Anstalten usw. — bleiben erhalten und
werden geférdert.

8. Das Landesvermdgen (einschliesslich das der
Stiftungen) verbleibt dem lippischen Gebiet,
soweit nicht in Einzelheiten auf Grund gleich-
artiger geschichtlicher Vorginge und in Riick-
sicht auf die allgemeine Ubernahme der Lan-
deshoheit besondere Vereinbarungen sachlich
geboten sind. Es besteht Ubereinstimmung,
dass Festlegungen nach Priifung durch einen
beiderseits paritédtisch zu besetzenden Aus-
schuss durch Vereinbarungen erfolgen sollen.

9. Auf kulturpolitischem Gebiete werden die
bisherige Entwicklung, der jetzige Zustand und
der Wille der lippischen Bevilkerung Be-
riicksichtigung finden. Die lippische Gemein-
schaftsschule bleibt im Rahmen der allge-
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meinen gesetzlichen Bestimmungen erhalten.
Das Land Nordrhein-Westfalen sichert zu, dass
die in Lippe bestehenden Lehranstalten nach
Maglichkeit geférdert werden sollen.

10. Lippe wird keinerlei Benachteiligungen
erfahren in der Teilnahme an allen Einrich-
tungen des Landes Nordrhein-Westfalen,
die dem allgemeinen Wohl der Bevilkerung
dienen. Es wird ihm gleichmiissige Behand-
lung zugesichert.

11. Bei der Ubernahme der Landesbeamten
wird entgegenkommend verfahren werden.

12. Fiir den Fall der Ubernahme des lippischen
Stromversorgungsnetzes des Elektrizitits-
werks Wesertal GmbH. in Hameln — Ablauf
des Konzessions- und Lieferungsvertrages
am 1. Januar 1950 - wird Lippe, wenn notig,
die Hilfe des Landes Nordrhein-Westfalen
nach Maglichkeit gewihrt. Das gleiche gilt fiir
den Ausbau der Ferngasversorgung.

13. Bei der Ubernahme und in der ferneren
Behandlung als Teil des Landes Nordrhein-
Westfalen sollen Lippe gegeniiber dieselben
Grundsitze gelten, die entsprechend den
Ausfiihrungen des Vertreters der Kontroll-
kommission, General Robertson, das Land
Niedersachsen gegeniiber den in ihm auf-
gehenden Lindern Oldenburg und Braun-
schweig anwendet, vorausgesetzt, dass
dadurch nicht Grundsitze der Verfassung des
Landes Nordrhein-Westfalen beeintrichtigt
werden.

14. Das Land Lippe wird in allen Teilen als Er-
holungsgebiet des rheinisch-westfélischen
Industriereviers angesehen und geniesst die
sich daraus ergebende Forderung. Das glei-
che gilt fiir die Béder des Landes (Salzuflen,
Meinberg).

15. Nordrhein-Westfalen erkennt in den Resten
der lippischen Wanderarbeiter eine unsoziale
Erscheinung. Es wird dazu beitragen, dass die
Wanderarbeiter sesshaft werden. Lippe wird
Vorschlédge einreichen.

16. Fiir die Regelung der lippischen Angelegen-
heiten wie fiir besondere Aufgaben, nament-



lich wirtschaftlicher Art, im Ostgebiet des
Landes Nordrhein-Westfalen, wird in Aus-
sicht genommen, als Vertrauensmann des
Ministeriums einen Kommissar zu bestellen,
und zwar in Person des Landesprasidenten
Drake, falls dieser zur Ubernahme einer sol-
chen Stellung bereit ist. Von der Bestellung
eines Kommissars wird Abstand genom-
men, wenn nach Ansicht des Landtags oder
des vorgesehenen Zweckverbandes die frag-
lichen Aufgaben dem Regierungsprisidenten
tibertragen werden kénnen.

Die obigen Vereinbarungen sind durch folgende

Zusitze erginzt worden:

A. Land Lippe und Regierungsbezirk Minden
werden als ein Regierungsbezirk verwaltet
werden. Wihrend der Zeit dieser vorlaufigen
Regelung — Entscheidung des Kontrollrats
gemiss Schreiben des Regional Commissio-
ners an Ministerpriisident Dr. Amelunxen —
bleiben die kulturellen und religitsen Ver-
hiltnisse des Landes Lippe gewahrt. Es wird
nichts geschehen, was der endgiiltigen Rege-
lung Abbruch tun kénnte. Die kulturellen
Interessen des Landes Lippe werden beson-
ders pfleglich behandelt und tatkriftig gefor-
dert werden. Die Besonderheiten im Schul-
wesen werden beachtet.

B. Sobald die in Aussicht gestellte Verordnung
des Kontrollrats erlassen ist, werden die ein-
zelnen Punkte der Vereinbarungen festgelegt
werden.

C. Entsprechend den gegenwiirtigen Verhdlt-
nissen zwischen Einwohner- und Abgeord-
netenzahlen in Nordrhein-Westfalen wer-
den 4 lippische Vertreter in den ernannten
Landtag Nordrhein-Westfalens eintreten. Vor-
schldge werden der Militdrregierung unter-
breitet.

Drake

Landesprisident«

(Ein von Amelunxen am 5.1.1947 unterzeichne-
tes Exemplar der »Punktationens, das aller-
dings die erst in der Zwischenzeit hinzugekom-
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menen Zusatzartikel A, B und C nicht enthalt,
befindet sich in demselben Aktenband.)

Nr. 24

Militirregierung Deutschland, Britisches Kon-
trollgebiet: Verordnung Nr. 77.

Lippische Gesetz-Sammlung 1947, Nr. 3, S. 36

Militdrregierung — Deutschland
Britisches Kontrollgebiet.

Verordnung Nr. 77
Land Lippe

Um die Neugliederung der Linder in der briti-
schen Besatzungszone zu fordern und unbe-
schadet einer Neugliederung, die hiernach in Ver-
folg eines innerhalb von fiinf Jahren nach dem
Inkrafttreten dieser Verordnung abzuhaltenden
Volksentscheides angeordnet werden kann, wird
hiermit folgendes verordnet:

Artikel 1

Mit Inkrafttreten dieser Verordnung verliert das
Land Lippe seine Selbstindigkeit als Land und
wird Teil des Landes Nordrhein-Westfalen.

Artikel II
Vorbehaltlich der Bestimmungen einer gemaf
Artikel I1T dieser Verordnung auszuiibenden
Gesetzgebung, ist das Land Nordrhein-Westfa-
len als Rechtsnachfolger des Landes Lippe an-
zusehen.

Artikel TIT

Die Gesetzgebung tiber diejenigen Aenderungen
der Verfassung, der Amtsbezeichnungen, der Ver-
waltung, der Finanzen und auf sonstigen Gebie-
ten, welche zur Ausfithrung dieser Verordnung
erforderlich oder angebracht sind, wird von der
Militdrregierung oder mit ihrer Zustimmung von
der gesetzgebenden Korperschaft des Landes
Nordrhein-Westfalen ausgeiibt.
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Artikel IV

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Verord-

nung oder einer nach ihr auszuiibenden Gesetz-

gebung, beriihrt der Verlust seiner Selbsténdig-
keit durch das Land Lippe nicht:

a) die Befugnisse, Aufgaben, Pflichten, Rechte,
Verbindlichkeiten sowie die Haftung der dor-
tigen Regierungs-, Verwaltungs- und sonsti-
gen offentlichen Behdrden, Beamten und
Angestellten,

b) die Giiltigkeit der Gesetze, Verordnungen,
Erlasse, Bestimmungen und sonstigen Vor-
schriften, die dort in Kraft sind.

Artikel V
Diese Verordnung ist als am 21. Januar 1947 in
Kraft getreten anzusehen.

Im Auftrage der Militdrregierung

Nr. 25

Drake an McGregor 14.2.1947: Unterrichtung iiber
die Aufgaben eines Zweckverbandes (Auszug).
LV 1010/01 Bd. 1

a) gesetzl.Grundlagen,

b) Lippischer Forstzweckverband als bisher ein-
ziger Zweckverband in Lippe,

»c) Nach der Aufgabe der staatlichen Selbstin-
digkeit des Lippischen Landes entsteht die
Frage, wie die bisher vom Lande und auf Lan-
desstufe verwalteten wirtschaftlichen Ange-
legenheiten und Kultureinrichtungen am
besten verwaltet werden sollen. Es handelt
sich da um Vermdogensstiicke wie Forsten,
Domdnen, Biader, um Kultureinrichtungen wie
Theater, Musikakademie usw., wirtschafiliche
Beteiligungen wie Elektrizitdtswerk usw. Das
kann am besten in der Rechtsform eines
Zweckverbandes geschehen.

Diese Aufgaben auf die beiden Kreise zu ver-
teilen, wiirde nicht zweckmissig sein und
auch nicht gerecht, weil es sich zu einem gros-
sen Teil um gemeinschaftliche Aufgaben
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handelt wie z. B. beim Landestheater, bei der
Landesbibliothek; die Vermogensstiicke und
wirtschaftlichen Beteiligungen lassen sich
ebenfalls nicht einfach aufteilen, sondern
miissen gemeinschaftlich verwaltet werden.
Zur Beseitigung von Unzweckmissigkeiten,
Ungerechtigkeiten und im Interesse einer
sparsamen Verwaltung ist es daher geboten,
alle diese Aufgaben einem Zweckverbande
zZuzuweisen.

d) Ahnliche Vorginge haben wir auch in vielen
anderen Teilen des deutschen Reichs erfolg-
reich gehabt. So darf ich darauf hinweisen,
dass seinerzeit fiir das friithere Land Waldeck
ein solcher Zweckverband gebildet ist, der
noch heute besteht und durch den in bester
Weise die gemeinschaftlichen Interessen der
dortigen Kreise auf wirtschaftlichem und
kulterellem Gebiete gewahrt werden.
Ebenso ist seinerzeit fiir das Land Schaum-
burg-Lippe die Bildung eines solchen Zweck-
verbandes vorgesehen gewesen, als es sich im
Jahre 1926 und 1930 darum handelte, das
Land Schaumburg-Lippe in den preullischen
Staatsverband tiberzufiihren. Heute wiirde
allerdings dort eine solche Rechtsform sinn-
los sein, weil dies Land spéter nur aus einem
Kreise bestehen wird.«

Nr. 26

Niederschrift iiber die Besprechung am 24. Mai
1947 wegen der Bildung eines Zweckverbandes fiir
das Vermagen des fritheren Landes Lippe.

L 80 ITb Gr. V Tit. 2 zu Nr. 16 (Handakte Dr. Petri)
fol. 136 ff. Auch in LV 1010/01 Bd. 1 fol. 46 a-c

»Niederschrift iiber die Besprechung am 24. Mai
1947 wegen der Bildung eines Zweckverbandes
fiir das Vermogen des fritheren Landes Lippe.

Anwesend: Regierungsprisident Drake, Lan-
desrite Dr. Bonwetsch und Nagel, Regierungs-
direktor Dr. Schine, Oberregierungsrat Dr. Petri,
Landrite Johanning und Feldmann, Biirger-
meister Priester in Detmold, Kreistagsabgeord-



neter Mellies, Parteisekretédr Berlin, Regierungs-

amtmann Bollhofer.

. Nach einleitenden Ausfithrungen des Re-

gierungsprisidenten trug Oberregierungsrat

Dr. Petri seine Gedanken iiber die mit der Bildung

eines Zweckverbandes im Zusammenhange ste-

henden Fragen vor:

1.) Grundlage fiir die Uberfithrung des Landes-
vermogens seien der Domanialvertrag und
das Domanialgesetz.

In den Zweckverband seien zu iiberfithren:
Dominen, Forsten, Landestheater, Béider
Salzuflen und Meinberg, Miethduser — m. a.
W. der gesamte frithere Domanialbesitz; aus-
serdem die Stiftungen (Hermannsdenkmal-
stiftung, Externsteine-Stiftung und verschie-
dene andere Stiftungen). Dagegen nicht:
Landeskrankenhaus, Gymnasien, Linden-
haus und staatl. Verwaltungsgebéude.
Grundsitzlich miissten auch die Beteiligun-
gen des Landes tiberfiihrt werden, m. a. W. das
gesamte Finanzvermogen des Landes.
Landesbrandversicherungsanstalt und Woh-
nungskreditanstalt wiirden dem Zweckver-
bande anzulehnen sein. Festzulegen sei auch,
dass u. a. spiter etwa freiwerdende Léande-
reien des Truppeniibungsplatzes Senne in den
Zweckverband zu iiberfiithren seien. Streitig
sei, ob auch die Landesbibliothek, Landes-
archiv und Museum in den Zweckverband zu
tiberfithren seien.

2.) Fiir die Bildung des Zweckverbandes sei die
Rechtsform der Stiftung zweckmiissig. Aufbau
des Verbandes: Verbandsversammlung und
Verbandsvorsteher — Bezeichnung des Ver-
bandes: Lippischer Landesverband oder
dergl.

1. Regierungspriisident Drake warf die Frage auf,

ob der Kreis der zu weiteren Verhandlungen hin-

zuzuziehenden Berater erweitert werden solle.

Wihrend Landrat Johanning die Hinzuziehung

der Fraktionsfiihrer der Parteien in beiden Kreis-

tagen fiir angebracht hielt, vertrat Landrat Feld-
mann den Standpunkt, dass bei den néchsten

Beratungen der jetzige Kreis ausreiche, spdter
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aber auch die Hinzuziehung der beiden Ober-

kreisdirektoren zweckmadssig sei. Da die politi-

schen Parteien zu den Beratungen hinzugezogen
wiirden, sei die besondere Hinzuziehung der

Fraktionsvorsitzenden der Parteien der beiden

Kreistage nicht erforderlich.

2.) Der Regierungsprasident stellte sodann die
Frage, ob die Bildung eines Zweckverbandes
von den Anwesenden fiir zweckmissig gehal-
ten wiirde, wobei die Frage, ob es zweck-
missig sei, auch die beiden Bader in den Ver-
band zu tiberfithren, zu tiberlegen sei. Die
aufzunehmenden Vermdogensobjekte miis-
sten genau festgelegt werden.

Aus der Aussprache iiber diesen Punkt ist fest-

zuhalten:

a) Mellies vertrat grundsitzlich den Stand-
punkt, dass es zweckmassig sei, fiir das bis-
herige Land Lippe nur einen Kreis zu bilden
und das bisherige Landesvermogen dann die-
sem Kreise zuzuftihren, wodurch sich die Bil-
dung eines besonderen Zweckverbandes erii-
brigen wiirde. Da seine Ansicht aber wohl
nicht die tiberwiegende Zustimmung finden
wiirde, werde sich die Bildung eines Zweck-
verbandes wohl nicht umgehen lassen.

An die Kreise — nicht an den Zweckverband
— miissten abgetreten werden:

Die beiden Landratsamtsgebdude in Detmold
und Brake i. L.

Anteile von Wesertal und Extertalbahn AG
Vermogen der Wohnungskreditanstalt, das in
anderen Lindern s. Zt. den Kreisen iibertra-
gen wurde.

Die Doménen und Forsten, Landestheater
miissten in den Verband tibergefiihrt werden.
Es sei zu priifen, ob es angebracht sei, das
Museum an ein benachbartes Museum (z. B.
Miinster) anzulehnen.

Die Volksbibliothek miisste jedoch bei den
Gemeinden verbleiben.

Beziiglich der Bader vertrat Mellies die
Ansicht, dass die bessere Entwicklung der
Bider durch Ubernahme auf das Land Nord-
rhein-Westfalen gesichert sei. Diisseldorf
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b)

c)

d)

miisse zunidchst der Entwurf eines Rahmen-
gesetzes vorgelegt werden. Die Wahl des Ver-
bandsvorstandes miisse durch Kreistage
erfolgen.

Landesrat Dr. Bonwetsch ist gegen die Zusam-
menlegung der beiden Kreise Detmold und
Lemgo zu einem Kreise, da dieser eine Kreis
viel zu groR sein wiirde. In den Zweckverband
miissten nach seiner Ansicht u. a. méglichst
alle kulturellen Einrichtungen des fritheren
Landes Lippe tibergefiihrt werden. Archiv und
Landesbibliothek miifiten, da diese Einrich-
tungen in erster Linie von der hiesigen Bevil-
kerung benutzt wiirden, in Detmold bleiben.
Der Regierungsprésident dusserte ebenfalls
erhebliche Bedenken gegen die Uberfiihrung
z. B, des Museums nach Miinster, da die wei-
tere Entwicklung der Verhiltnisse noch unge-
wiss sei. Auch nach Ansicht des Regierungs-
priasidenten ist die Zusammenlegung der
beiden Kreise Detmold und Lemgo nicht
zweckmiissig, da dadurch ein viel zu grosses
Gebilde geschaffen wiirde.

Nach dem Wortlaut der Verordnung Nr. 77
des Kontrollrats sei iiber das Vermégen des
bisherigen Landes Lippe noch nicht verfiigt
worden.

Es sei zu priifen, ob es zweckmiissig sei, die
Bider in die Verwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen zu iiberfiihren. Gegebenen-
falls sei zu iiberlegen, ob die Bildung einer
Aktiengesellschaft zweckmadssig sei.
Oberregierungsrat Dr. Petri hob hervor, dass
die Landesregierung Nordrhein-Westfalen
nach seiner Ansicht nicht die Zustimmung zur
Ubertragung des nicht unerheblichen Lan-
desvermogens auf einen fiir das bisherige
Land Lippe zu bildenden Kreis erteilen wiirde.
Dieser Kreis wiirde dadurch zu sehr aus der
Struktur der gesamten iibrigen Kreise des Lan-
des hervorgehoben.

Die Béder kbnnten seiner Ansicht nach von
dem Verbande getragen werden, wenn fiir
einen etwaigen aussergewdhnlichen Aus-
bau, der vorldufig nicht zu erwarten sei, Mittel
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des Landes zur Verfiigung gestellt wiirden.

e) Landrat Feldmann sprach sich fiir die Bildung
eines Zweckverbandes aus und hielt die Bil-
dung nur eines Kreises nicht fiir zweckmas-
sig. Gewisse Vermogensteile des Landes (s.
Ausfiihrungen von Mellies) miiften unmit-
telbar den Kreisen zugewiesen werden.

3) Regierungsprasident Drake stellte abschlies-
send fest, dass die Anwesenden der Bildung
eines Zweckverbandes grundsitzlich zustim-
men, dass ein entsprechender Entwurf aus-
gearbeitet und den Anwesenden vor der
ndchsten Besprechung zugeleitet werden
solle. Gewisse Vermogensteile des Landes
miissten unmittelbar den Kreisen zufliessen.
Die Frage Wesertal wiirde in einiger Zeil
geklirt sein. [Randvermerk Drake:] Es emp-
fiehlt sich nunmehr, einen Entwurf zu skiz-
zieren und ihn vorzulegen. Wiedervorlage
nach 3 Wochen. 2. 6 47.«

Nr. 27

Petri an Drake: Stellung der kulturellen Einrich-
tungen im Zweckverband 7.7.1947.

LV 1010/01 Bd. I fol. 93

» ... Es ist meines Erachtens eine falsche Ein-
stellung, dass die Einrichtungen, die zum Zweck-
verband gelegt werden, Gefahr laufen, zu toten
Gebilden zu werden. Der Zweckverband wird
vielmehr die Aufgabe haben, unter Wahrung der
alten Tradition in lebendigster Verbindung mit
der Gegenwart sich allen Zukunftsaufgaben
weitgehendst zu widmen. Fiir ein Hineinwach-
sen in erweiterte Arbeitsgebiete wiirde also
keine Schranke bestehen. Ich mdchte auch
annehmen, dass sie bis dahin nicht bestanden
hat. Man kann sich jedoch des Eindrucks nicht
erwehren, als ob man sich als Lippisches Lan-
desmuseum bis dahin stark eingeengt gefiihlt hat
und als ob eine Entwicklungsmaoglichkeit nur in
dem grisseren Rahmen des Landes Nordrhein-
Westfalen erblickt werden kénnte. Das ist scha-
de und kann zu Enttduschungen fiihren. An



massgeblichen Stellen ausserhalb Lippes steht
man teilweise auf anderem Standpunkt. So hat
der Landeshauptmann in Westfalen in einem
kiirzlichen Schreiben wegen Eingliederung in den
Provinzialverband sich dahin gedussert, dass das
Landestheater, die Landesbibliothek und das
Landesmuseum wohl zum Zweckverband zu
legen wiren, da dieser als der geeignetste Trager
fiir die bisherigen kulturellen Einrichtungen
des Landes angesehen werden kinnte. Es unter-
liegt keinem Zweifel, dass simtliche Haushalts-
pline demnichst eine ganz erhebliche Zusam-
menschrumpfung erleiden werden, sobald die
Wihrungsreform durchgefiihrt ist. Auf diesen
Gesichtspunkt wies der Vertreter des Kultusmi-
nisteriums, Ministerialrat Dr. Busley, anlédsslich
der Tagung der Museen noch besonders hin. Zum
mindesten ist eine wesentliche Ausweitung in
rdaumlicher und personeller Hinsicht problema-
tisch. Bei einer Aufnahme des Museums in den
Zweckverband wiirden die Staatsaufgaben des
Landes in einem festzulegenden Rahmen als
Auftragsangelegenheit unter Gewahrung eines
entsprechenden Zuschusses auf das Museum
libertragen werden kiénnen. Aufgabe der ver-
antwortlichen Manner wird es sein, auch in dem
bescheidenen Rahmen, in dem zu wirken wir
gezwungen sind, kulturelles Niveau nicht sinken
zu lassen, sondern es trotz allem hiniiberzuret-
ten in eine bessere Zeit. — Wohl dem, der nicht
nur Retter, sondern auch Mehrer sein darf.!«

Randvermerk Drake: Einverstanden. 18.7.1947

Nr. 28

Petri: Aktenvermerk zur Wertung von Gegenvor-
schldagen zu seinen Entwiirfen 28.11.1947.

LV 1010/01 Bd. 11 fol. 9

»Mit Herrn Regierungsprasident Drake ist iiber
die einzelnen Vorschldge der Kommissionsmit-
glieder iiber den Landesverband gesprochen wor-
den. Ich habe dahingehend Stellung genommen,
daR iiber die einzelnen Vermogensobjekte in dem
Vertrag keinerlei Bestimmung aufgenommen
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werden konnte, sondern dal hieriiber in den Ein-
zelbesprechungen mit dem Herrn Ministerial-
dirigenten Dr. Vogels verhandelt werden miilste.
Die Wohnungskreditanstalt miisse unter allen
Umstinden erhalten bleiben. Vor einer evtl. Auf-
losung miisse auch der Wiederaufbauminister
gehort werden. Es liefSe sich selbstverstindlich
dariiber sprechen, ob das Vermégen der Woh-
nungskreditanstalt den Kreisen zugewiesen wer-
den sollte. Bei den Beteiligungen stehe wohl
bereits fest, daf der Anteil an Wesertal auf
beide Kreise aufgeteilt werden sollte. Die Betei-
ligung an der WFG miisse unter allen Umstédn-
den zum mindesten vorldufig beim Landesver-
band bleiben, bis liber den allgemeinen Ausbau
in Lippe Klarheit bestehe. Eine zu starke Aus-
héhlung des Landesverbandes sei abzulehnen,
da die kulturellen Interessen, die der Landes-
verband zu wahren habe, niemals erfiillt werden
konnten, wenn nicht eine geniigende materiel-
le Grundlage vorhanden wiire. Im iibrigen haben
sich bereits auch die verschiedensten Gemein-
den gemeldet, die auch »erben« méchten. Der
Regierungsprisident gab den Auftrag, die Ent-
wiirfe entsprechend abzusetzen. Er selbst wolle
sich vorldufig zurtickhalten, wiirde dann die Ent-
wiirfe mit einigen eigenen Notizen nach Diis-
seldorf weitergeben. Meinem Gedanken, dall der
Landesverband moglichst geschlossen den alten
Domanialbesitz tibernehmen miisse, stimmte der
Regierungsprasident grundsitzlich zu, betonte
jedoch, daR gewisse Objekte den Kreisen unbe-
dingt zugewiesen werden miilSten. Beziiglich der
Konstruktion des Landesverbandes habe ich an
der selbstindigen offentlich-rechtlichen Kor-
perschaft festgehalten und den Gemeinde-
zweckverband aus den verschiedenen bereits
ofter entwickelten Gesichtspunkten heraus abge-
lehnt.«
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Nr. 29

Entwurf fiir ein Gesetz zur Bildung des Lippischen
Landesverbandes 4.12.1947.

LV 1010/01 Bd. 1l fol. 12

»Gesetz zur Bildung des Lippischen Landesver-

bandes.

1. Aus dem Vermdogen des fritheren Landes
Lippe werden die in der Anlage 1 aufgefiihr-
ten Vermogensstiicke, Guthaben und Rechte
ausgesondert und dem zu errichtenden Lip-
pischen Landesverband zu Eigentum und zur
Verwaltung steuer- und gebiihrenfrei iiber-
tragen.

Des weiteren wird dem Verband die Verwal-
tung und Aufsicht der in der Anlage 2 aufge-
fiihrten Anstalten, 6ffentlich-rechtlichen Kor-
perschaften und Stiftungen in dem Umfange
zugewiesen, in welchem sie frither der Lip-
pischen Landesregierung zustanden.

Mit der Errichtung des Landesverbandes
gelten die in der Anlage 1 aufgefiihrten Ver-
mogensstiicke, Guthaben und Rechte als auf
den Landesverband kraft Gesetzes {iberge-
gangen.

Der Landesverband ist eine Korperschaft
des offentlichen Rechts und hat den Charak-
ter einer milden Stiftung (Gegenvorschlag:
Gemeindezweckverband). Er ist berechtigt,
das friihere lippische Landeswappen als
Dienstsiegel zu fiihren.

Die Landesregierung wird erméchtigt, die Ver-
fassung des Verbandes unter Beachtung der
nachfolgenden Ziffern 2 bis 12 zu regeln.

2. Aufgabe des Verbandes ist es, aulier der
Deckung seiner eigenen Verwaltungskosten
und der Bildung der erforderlichen Riicklagen
die kulturellen Belange und die Wohlfahrt der
Bewohner im Bezirk des fritheren Landes
Lippe im Rahmen seiner Leistungsfihigkeit
zu fordern.

3. Die Aufsicht iiber den Verband fiihrt der Mini-
sterprésident.

4. Der Verband stellt jahrlich einen Haushalts-
plan auf, der dem Landtage zur Kenntnis
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vorzulegen ist.

Die Beamten des Verbandes haben die Rech-
te und Pflichten der vergleichbaren Landes-
beamten. Thre Besoldung richtet sich nach
Landesrecht. Die Angestellten und Arbeiter
sind den Angestellten und Arbeitern der
Landesregierung gleichzustellen.

Der Verband kann Satzungen iiber Gebiihren
und Beitrige erlassen.

Der Verband kann fiir die Ausiibung der ihm
obliegenden Verwaltungsaufgaben die Hilfe
der Gemeindeverwaltungen des Verbands-
bezirks in Anspruch nehmen und den
Gemeinden oder Gemeindeverbinden die
Erledigung ortlicher Angelegenheiten als
Auftragsangelegenheiten tibertragen.

In Abénderung des Gesetzes vom 16.4.1924
betreffend die Lippische Landesbrandversi-
cherungsanstalt (Landesverordnung Band
28 Seite 577 folgende) wird die Lippische Lan-
desbrandversicherungsanstalt dem Lippi-
schen Landesverband angegliedert. Danach
gehen die Rechte und Verpflichtungen, die
bisher dem Lande Lippe zustanden oder von
ihm getragen wurden, auf den Landesverband
liber.

Das Land Nordrhein-Westfalen verpflichtet
sich, Grundstiicke, die ihm nach der Errich-
tung des Verbandes aus dem fritheren Doma-
nialvermigen des Landes Lippe gesetzlich
unmittelbar zufallen oder die es bevorzugt zu
erwerben in der Lage ist, auf den Landesver-
band zu tibertragen. Das gleiche gilt beziig-
lich des etwa nach dem Bodenreformgesetz
zu enteignenden Teils des fiirstlichen Forst-
besitzes.

. Fiir einen etwa notwendigen Ausbau der

Bider Salzuflen und Meinberg stellt das
Land die notwendigen Mittel als zinsloses
Darlehen dem Verbande zur Verfiigung, soweit
die Kosten nicht aus den Einnahmen oder
Riicklagen des Verbandes gedeckt werden
konnen.

.DerVerband kann durch die Aufsichtsbehérde

aufgelost werden, wenn sein Zweck unmog-



lich geworden ist oder das Gemeinwohl
gefihrdet. Im Falle der Auflésung des Ver-
bandes fillt das Vermigen an das Land Nord-
rhein-Westfalen. Die Beamten des Verbandes
sind in diesem Falle von dem Lande in ent-
sprechender Stellung mit dem gleichen Gehalt
zu {ibernehmen, in gleicher Weise die Ruhe-
gehilter. Das iibrigbleibende Vermogen mul$
zum Besten des fritheren Landes Lippe ver-
wandt werden.

12.Die erforderlichen Ausfithrungs- und Durch-
fiihrungsbestimmungen erldBt die Landes-
regierung.«

Nr.30

Entwurf fiir die Verfassung des Landesverbandes
4.12.1947.

LV 1010/01 Bd. I fol. 13

»Verfassung des Landesverbandes.

I. ZurVerwaltung des durch Landesgesetz vom

... ausgesonderten Vermogens des friiheren

Landes Lippe wird unter der Bezeichnung

‘Lippischer Landesverband, Detmold« eine

offentlich-rechtliche Korperschaft fiir den

Bezirk des fritheren Landes Lippe errichtet.

Der Verband hat den Charakter einer milden

Stiftung (Gegenvorschlag: Gemeindezweck-

verband). Der Verband hat seinen Sitz in Det-

mold.

Die Verwaltung des Verbandes erfolgt durch

seine Organe 1. Verbandsversammlung, 2. Ver-

bandsvorsteher. In der Satzung knnen wei-
tere Organe vorgesehen werden.

3. Die Verbandsversammlung besteht aus dem
Verbandsvorsteher oder seinem Stellvertreter
als Vorsitzenden und aus je 4 Vertretern der
beiden Kreise Detmold und Lemgo, welche
auf 4 Jahre durch die Kreistage nach dem Ver-
hiiltniswahlrecht gewihlt werden. Der Ver-
bandsvorsteher ist als Beamter der Landes-
regierung hauptamtlich anzustellen.

4. Die BeschluRfassung tiber alle Verbandsan-
gelegenheiten, die nicht durch Satzung einem

B

10.

11.
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anderen Organ iibertragen worden sind, liegt
der Verbandsversammlung ob.

Die Verbandsversammlung ist beschluf3fdhig,
wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglie-
der anwesend sind. Die Beschlufassung der
Verbandsversammlung erfolgt mit einfacher
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Verbandsvorstehers den
Ausschlag.

Der Verbandsvorsteher fiihrt die laufenden
Geschifte des Landesverbandes. Er hat die
Beschliisse der Verbandsversammlung und
etwaiger anderer Organe vorzubereiten und
auszufiihren. Er vertritt den Landesverband
nach aullen. Zur rechtsgeschiftlichen Ver-
pflichtung des Verbandes iiber Grundstiicke
sowie zur Ausstellung von Vollmachten ist die
Aufnahme einer Urkunde erforderlich, die
vom Verbandsvorsteher und einem weiteren
Mitglied der Verbandsversammlung unter-
zeichnet werden muf.

Die Beamten unterstehen in disziplinarer Hin-
sicht dem Vorsteher des Verbandes als ihrem
Dienstvorgesetzten. Als Disziplinargerichte
sind die fiir die Landesbeamten des Regie-
rungsbezirks Detmold eingesetzten Diszi-
plinargerichte zustindig,

Zur Sicherstellung der Beamten ist ein beson-
derer Pensionsfonds zu bilden.

Der Landesverband verwaltet sein Vermdgen
nach den fiir die Verwaltung des Landesver-
mogens malgeblichen Bestimmungen. Er
stellt einen eigenen Haushaltsplan auf, der
durch die Aufsichtsbehorde zu genehmigen
ist. Innerhalb des Haushaltsplans handelt
der Landesverband selbstindig. Jede Uber-
schreitung des Haushaltsplans bedarf der
Genehmigung der Aufsichtsbehorde, des-
gleichen auch die Verwendung der sich aus
dem JahresabschluR ergebenden Uber-
schiisse.

Die Kassenfiihrung erfolgt durch die Regie-
rungshauptkasse. Die Gefille sind beitreibbar
im Verwaltungszwangsverfahren.

Fiir bauliche Angelegenheiten kann der
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Verband das Staatliche Hochbauamt in
Detmold in Anspruch nehmen.

12.Der Landesverband ist berechtigt, innerhalb
der ihm tibertragenen Zustidndigkeiten durch
Satzung seine Rechtsverhéltnisse insoweit zu
ordnen, als nicht gesetzliche Bestimmungen
entgegenstehen.

13.Die Aufsicht tiber den Verband fithrt der Mi-
nisterprisident, der seine Aufsichtsbefugnisse
auf den Regierungsprisidenten in Detmold
ganz oder teilweise tibertragen kann.

14. Der Verband hat iiber Fragen grundsétzlicher
oder besonderer politischer Bedeutung der
Aufsichtsbehérde zu berichten.

15.Die Genehmigung der Aufsichtsbehorde ist
erforderlich bei 1. Erwerb und VerduBerung
von Grundstiicken im Werte von iiber 10.000,- RM,
2. Aufnahmen von Darlehen aulerhalb eines
laufenden Kassenkredits, 3. Belastung von
Grundeigentum, Ubernahme einer fremden
Verbindlichkeit.«

Nr. 31

Drake an Ministerpriéisident Arnold 10.6.1948: Ein-
ladung an das Kabinett nach Lippe zur
Beschluffassung iiber die Lippe-Geseize.

NW 263-4

»Wie mir von dem Herrn Innenminister mitge-
teilt wird, sind dem Kabinett die Gesetze tiber den
Anschluss des Landes Lippe an Nordrhein-
Westfalen und die Bildung des Landesverbandes
Lippe pp. zugeleitet worden. Ich darf annehmen,
dass sich das Kabinett demnichst damit befas-
sen wird, und ich beehre mich, Sie, sehr geehr-
ter Herr Ministerprdsident, und die Herren
Minister zu bitten, die Sitzung, in der diese Geset-
ze vom Kabinett verabschiedet werden sollen,
inmitten des fritheren Landes Lippe abzuhalten.
Ein geeigneter Sitzungsraum wiirde im Schlof zu
Brake b. Lemgo zur Verfiigung stehen und im
Anschluss daran wiirde sich die Alte Hansestadt
Lemgo sehr freuen, das Kabinett im kleinen alten
Ratssaale zu Lemgo bewirten zu diirfen.
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Ich wiirde mich freuen, sehr geehrter Herr Mi-
nisterprasident, wenn Sie sich entschliessen
kénnten, dieser Einladung zu folgen.

Sehr begriissen wiirde ich es zudem, wenn eine
Miglichkeit bestinde, dass Sie in Verbindung mit
dieser Sitzung und im Anschluss daran an eine
Versammlung von etwa 100 bis 150 namhaften
Vertretern der lippischen Bevdlkerung eine
kurze Ansprache halten.

Ich glaube, dass diese Veranstaltung hier aller-
wirts einen guten Eindruck machen wiirde.
Darf ich Sie bitten, mir ehestens einen Bescheid
tiber den Zeitpunkt, der fiir die Sitzung in Aus-
sicht genommen werden kénnte, zukommen zu
lassen.«

Nr.32

Gesetz iiber die Vereinigung des Landes Lippe mit
dem Land Nordrhein-Westfalen vom 5.11.1948.
GVBIL. NW 19489, S. 267
Druckgenehmigung NRW/RC/3001 vom
12.9.1948.

Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen,
das die Zustimmung des Gebietsbeauftragten
erhalten hat:

Priaambel.

Zum Zwecke der Vermogensauseinanderset-
zung zwischen dem Lande Nordrhein-Westfalen
und dem friitheren Lande Lippe hat der Landtag
im Sinne der Vereinbarungen, die zwischen den
Landesregierungen von Nordrhein-Westfalen
und von Lippe getroffen worden sind, das fol-
gende Gesetz beschlossen:

§1
Mit Wirkung vom 21. Januar 1947 ist das Land
Lippe dem Lande Nordrhein-Westfalen zugelegt.

§2
Die Landeshoheitsrechte des Landes Nordrhein-



Westfalen erstrecken sich auf das bisherige
Land Lippe.

§3

Die Landkreise Detmold und Lemgo werden als
Kreise des Landes Nordrhein-Westfalen {iber-
nommen und dem Regierungsbezirk Detmold
eingegliedert. Die Gemeinden Lipperode und
Cappel bei Lippstadt werden bis zum 1. April
1949 aus dem Kreise Detmold ausgegliedert und
dem Kreis Lippstadt als amtsfreie Gemeinden
zugelegt.
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Das allgemeine Landesvermogen des Landes
Lippe ist mit allen auf ihm ruhenden Lasten und
Verpflichtungen auf das Land Nordrhein-West-
falen als Gesamtrechtsnachfolger ibergegangen.
Das in der Anlage 1 aufgefiihrte Domanial- und
Stiftungsvermogen und die weiteren dort auf-
gefithrten Vermogensstiicke, Guthaben und
Rechte gehen auf den durch Gesetz vom heuti-
gen Tage errichteten »Landesverband Lippe« als
Gesamtrechtsnachfolger iiber. Der Landesver-
band ist verpflichtet, auf die Kreise Detmold und
Lemgo das in der Anlage 2 aufgefiihrte Vermo-
gen zu ilibertragen.

Samtlicher Ubergang erfolgt gebiihren- und
steuerfrei. Des weiteren werden die Rechte iiber
die in der Anlage 3 aufgefithrten Anstalten,
offentlich-rechtlichen Kérperschaften und Stif-
tungen dem Landesverbande in dem Umfange
zugewiesen, in welchem sie frither dem Land
Lippe zustanden. Das auf den Landesverband
iibergehende Grundvermogen ist im Sinne des
Gesetzes zur Beschaffung von Siedlungsland dem
Grundbesitz des Landes Nordrhein-Westfalen
gleichzustellen.

§5

Der Landesverband triigt die auf dem von ihm
{ibernommenen Vermodgen ruhenden Lasten
und Schulden, soweit sie nicht ausdriicklich von
Nordrhein-Westfalen iibernommen sind.
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$6

Das Land Nordrhein-Westfalen hat an den dem
Landesverband gehoérigen Domédnen und Forsten
ein binnen 2 Monaten auszuiibendes Vorkaufs-
recht, wenn es sich um den Verkauf von Forsten
in einer GrélRe von mehr als 50 ha oder von
Domiinen handelt.

§7

Der Landesverband {ibernimmt die bisher dem
Forstgemeindezweckverband fiir Lippe obliegen-
de Verwaltung der in Lippe gelegenen Gemein-
deforsten nach den bisherigen Grundsitzen.
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Das Land Nordrhein-Westfalen verpflichtet sich,
Grundstiicke, die ihm nach der Errichtung des
Verbandes aus dem fritheren Domanialvermo-
gen des Landes Lippe gesetzlich unmittelbar
zufallen, oder die es bevorzugt zu erwerben in
der Lage ist, auf den Landesverband zu tiber-
tragen.

§9

In Abiéinderung des Gesetzes vom 16. April 1924
tiber die Lippische Landesbrandversicherungs-
anstalt (VO. Bd. 28 S. 577 £.) wird die Lippische
Landesbrandversicherungsanstalt dem Landes-
verband Lippe angegliedert. Danach gehen die
Rechte und Verpflichtungen, die bisher dem Land
Lippe zustanden oder von ihm getragen wurden,
auf den Landesverband iiber.

Die gleiche Regelung gilt bei der Wohnungskre-
ditanstalt (Gesetz vom 7. April 1930 betr. die
Errichtung einer Lippischen Wohnungskredit-
anstalt, L.V.O. Bd. 31 S. 151, und Satzung der Woh-
nungskreditanstalt vom gleichen Tage), jedoch
mit der Mafgabe, daf die Satzung der Woh-
nungskreditanstalt dahin abzuéndern ist, dal das
Vermogen der Wohnungskreditanstalt bei ihrer
Auflosung an die Kreise Detmold und Lemgo fillt.

§10

Auf die Beamten der staatlichen Verwaltungen
und Betriebe des ehemaligen Landes Lippe

253



Anhang

finden die Bestimmungen der §§ 22 und 23 des
Gesetzes zur Anderung von Vorschriften auf dem
Gebiete des allgemeinen Beamten-, des Besol-
dungs- und des Versorgungsrechts vom 30. Juni
1933 (RGBI. I 8. 433) Anwendung. Das Land Nord-
rhein-Westfalen {ibernimmt auch die Versor-
gungsbeziige der in den Ruhestand versetzten
Beamten sowie ihrer Hinterbliebenen einschl. der
Unterstiitzungen.

Die Versorgungslasten der in den Dienst des Lan-
desverbandes Lippe iibertretenden Beamten
bzw. deren Hinterbliebenen sind entsprechend
dem Runderlall des Innenministers des Landes
Nordrhein-Westfalen vom 24. September 1947 —
1 C1-5259/47 -, betreffend Beteiligung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen an den Versorgungsla-
sten der in den Kommunaldienst {ibergetretenen
bzw. tibertretenden Landesbeamten anteilméRig
vom Lande Nordrhein-Westfalen und vom Lan-
desverband Lippe zu tragen.

§11

Die im Gebiet des ehemaligen Landes Lippe gel-
tenden Gesetze, Verordnungen und Verwal-
tungsvorschriften bleiben bis auf weiteres in
Kraft. Der Innenminister des Landes Nordrhein-
Westfalen wird erméchtigt, das Lippische Recht
im Verordnungswege an das in Nordrhein-West-
falen geltende Recht nach Anhérung der Kreis-
tage Detmold und Lemgo anzugleichen.

$12

Der Innenminister des Landes Nordrhein-West-
falen erldlt im Einvernehmen mit den zustidn-
digen Landtagsausschiissen und Fachministern
die zur Durchfiihrung dieses Gesetzes erforder-
lichen Bestimmungen im Verordnungswege.

Diisseldorf, den 5. November 1948.
Die Landesregierung des Landes Nordrhein-

Westfalen.

Der Ministerpridsident: Arnold.
Der Innenminister: Dr. Menzel.
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Nr.33

Gesetz iiber den Landesverband Lippe vom
5.11.1948.

GVBI. NW. 1949, S. 269
Druckgenehmigung NRW/RC/3001 vom
12.9.1949.

Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen,
das die Zustimmung des Gebietsbeauftragten
erhalten hat:

§1

Zur Verwaltung des durch das Gesetz iiber die
Vereinigung des Landes Lippe mit dem Lande
Nordrhein-Westfalen vom heutigen Tage (GV. NW.
S. 267) ausgesonderten Vermogens des fritheren
Landes Lippe wird unter der Bezeichnung »Lan-
desverband Lippe« eine &ffentlich-rechtliche
Korperschaft fiir den Bezirk des friiheren Landes
Lippe errichtet.

Der Landesverband ist berechtigt, das frithere lip-
pische Landeswappen als Dienstsiegel zu fiihren.
Er hat seinen Sitz in Detmold.

§2

Aufgabe des Landesverbandes ist es, auler der
Deckung seiner eigenen Verwaltungskosten und
der Bildung der erforderlichen Riicklagen die
kulturellen Belange und die Wohlfahrt der
Bewohner im Bezirke des fritheren Landes Lippe
im Rahmen seiner Leistungsfihigkeit zu férdern.

§3

Die Verwaltung des Verbandes erfolgt durch seine
Organe:

1. Verbandsversammlung,

2. Verbandsvorsteher.

In der Satzung kénnen weitere Organe vorgese-
hen werden.

§4

Die Verbandsversammlung besteht aus dem
Verbandsvorsteher oder seinem Stellvertreter als
Vorsitzenden und aus je 5 Vertretern der beiden



Kreise Detmold und Lemgo. Die Vertreter der
Kreise werden durch die Kreistage fiir die Dauer
ihrer Wahlzeit nach dem Verhéltniswahlrecht
gewéhlt, Wihlbar sind alle Personen, die das pas-
sive Wahlrecht zum Kreistage Detmold bzw.
Lemgo haben.

Scheidet ein Vertreter vor Ablauf seiner Wahlzeit
aus, so erfolgt Ersatzwahl fiir den Rest der Wahl-
zeit.

Ausscheidende Vertreter bleiben bis zum Eintritt
der neugewihlten titig. Der Verbandsvorsteher
wird von der Verbandsversammlung mit Zustim-
mung der Aufsichtsbehérde angestellt.

§5

Die BeschluRfassung iiber alle Verbandsangele-
genheiten, die nicht durch Satzung einem ande-
ren Organ {ibertragen worden sind, liegt der Ver-
bandsversammlung ob.

§6

Die Verbandsversammlung ist beschluffahig,
wenn mindestens zwei Drittel ihrer Mitglieder
anwesend sind.

Die Beschluffassung der Verbandsversamm-
lung erfolgt, soweit die Satzung nichts anderes
bestimmt, mit einfacher Stimmenmehrheit,
bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abge-
lehnt.

§7

Der Verbandsvorsteher fiihrt die laufenden
Geschiifte des Landesverbandes. Er hat die
Beschliisse der Verbandsversammlung und etwai-
ger anderer Organe vorzubereiten.

Er vertritt den Landesverband nach auffen. Zur
rechtsgeschiiftlichen Verpflichtung des Verban-
des {iber Grundstiicke sowie zur Ausstellung von
Vollmachten ist die Aufnahme einer Urkunde
erforderlich, die vom Verbandsvorsteher und
einem weiteren Mitglied der Verbandsver-
sammlung unterzeichnet werden muB.

$8
Die Beamten des Verbandes sind hinsichtlich
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ihrer Besoldung, ihres Ruhegehalts, der Hin-
terbliebenenversorgung und der sonst beam-
tenrechtlichen Bestimmungen den Landesbe-
amten gleichzustellen. Das gleiche gilt fiir die
Angestellten und Arbeiter des Landesverbandes.
Die Beamten unterstehen in disziplinarischer
Hinsicht dem Verbandsvorsteher als ihrem
Dienstvorgesetzten. Als Disziplinargerichte sind
die fiir die Landesbeamten des Regierungsbezirks
Detmold eingesetzten Disziplinargerichte zustin-
dig. Zur Sicherung der Versorgungsanspriiche der
Beamten ist ein besonderer Pensionsfonds zu bil-
den, sofern sich der Verband nicht einer beste-
henden Pensionskasse anschlieft.

§9

Der Verband stellt jahrlich eine Haushaltssatzung
auf, die der Genehmigung durch die Aufsichts-
behorde bedarf und dem Landtag zur Kenntnis
vorzulegen ist. Innerhalb der Haushaltssatzung
handelt der Landesverband selbstdndig.

§10

Fiir die Haushaltsfithrung, Rechnungslegung
und Rechnungspriifung des Landesverbandes
gelten die Reichshaushaltsordnung, die Wirt-
schaftsbestimmungen fiir die Reichsbehorden,
die Rechnungslegungsordnung fiir das Reich und
die zur Durchfithrung dieser Gesetze erlassenen
Bestimmungen sinngemdél.

§11
Der Verband kann Satzungen tiber Gebiihren und
Beitrdge erlassen.

§12

Der Verband kann fiir die Ausiibung der ihm
obliegenden Verwaltungsaufgaben die Hilfe
der Gemeindeverwaltungen des Verbandsbe-
zirks nach MaRgabe seiner Satzung in Anspruch
nehmen.

§13

Der Landesverband ist berechtigt, innerhalb der
ihm iibertragenen Zustandigkeit durch Satzung
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seine Rechtsverhiltnisse insoweit zu ordnen, als
nicht gesetzliche Bestimmungen entgegenstehen.

§14

Die Kassenfithrung erfolgt durch die Regie-
rungshauptkasse in Detmold. Die Gefille sind im
Verwaltungszwangsverfahren beitreibbar.

Fiir bauliche Angelegenheiten kann der Verband
das Staatshochbauamt in Detmold in Anspruch
nehmen.

§15

Die Aufsicht tiber den Verband fiihrt der Innen-
minister des Landes Nordrhein-Westfalen, der
seine Befugnisse auf den Regierungsprisidenten
in Detmold ganz oder teilweise iibertragen
kann. Der Verband hat iiber Fragen grundsitz-
licher Bedeutung der Aufsichtshehérde zu berich-
ten.

§ 16

Die Genehmigung des Innenministers im Ein-

vernehmen mit dem jeweilig beteiligten Fach-

minister ist erforderlich bei

1. Erwerb und VeriuRerung von Grundstiicken
im Werte von iiber 10.000 DM,

2. Aufnahme von Darlehen auRerhalb eines
laufenden Kassenkredits,

3. Belastung von Grundeigentum,

4. Ubernahme einer fremden Verbindlichkeit.

§17

Der Verband kann durch Beschlufs der Ver-
bandsversammlung mit Zweidrittelmehrheit
und mit Zustimmung der Aufsichtsbehdrde
aufgelost werden. Das nach Abwicklung der
Verbandsverbindlichkeiten iibrigbleibende
Vermdogen ist auf die Kreise Detmold und Lemgo
zu libertragen.

§18

Die erforderlichen Ausfiihrungs- und Durch-
fithrungsbestimmungen erldfSt die Landesre-
gierung.
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Diisseldorf, den 5. November 1948.
Die Landesregierung des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Der Ministerprisident: Arnold.
Der Innenminister: Dr. Menzel.

Nr.34

Regional Commissioner Bishop an Ministerprd-
sident Arnold 12.9.1949: Ubersendung der geneh-
migten Lippe-Geselze.

NW 180-154 fol. 22

»In der Anlage tibersende ich Ihnen zwei Gesetze
fiir das Land Lippe, die ich heute unterzeichnet
habe. Es tut mir aulerordentlich leid, daR die
Erteilung der Genehmigung zu diesen Gesetzen
eine derart grofle Verzigerung erfahren hat. Sie
werden, wie ich weil3, verstehen, dall im Namen
Seiner Kéniglichen Hoheit, des Prinzen Bernhard
der Niederlande, Vorstellungen in Bezug auf
gewisse Belange erhoben wurden, die er, wie er
uns mitteilt, in Lippe hat. Prinz Bernhard ent-
sendet morgen seinen Rechtsvertreter, Dr. Stein,
nach Diisseldorf, und ich bin gebeten worden,
Herrn Dr. Stein Gelegenheit zu geben, seinen
Standpunkt vorzutragen, ehe irgendwelches
Eigentum, auf das Prinz Bernhard Anspruch zu
erheben wiinscht, an den Lippe-Verband tiber-
tragen wird.

Ich beabsichtige, Herrn Dr. Stein bei seinem Ein-
treffen morgen eine Unterredung zu gewiéhren,
und ich werde ihm dann empfehlen, beim
Herrn Innenminister Ricksprache zu nehmen.
Da mit dem Eintreffen des Herrn Dr. Stein so
frithzeitig zu rechnen ist, wird er tatséachlich sei-
nen Standpunkt dem Herrn Innenminister dar-
legen, ehe eine Verwaltungsmafnahme beziig-
lich der Eigentumsiibertragung ergriffen werden
kann.

Dem Prinzen Bernhard ist bereits mitgeteilt wor-
den, dal} seine Lage véllig gesichert ist, da die
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen
Rechtsnachfolger des Landes Lippe und somit



aller gegen das Land Lippe gerichteten An-
spriiche oder Verpflichtungen ist. Es wird zwei-
fellos maglich sein, daff Herrn Dr. Stein vom
Herrn Innenminister eine dhnliche Versicherung
abgegeben wird.«

Nr.35

Konstituierende Sitzung des Landesverbandes
Lippe, Protokoll 19.12.1948.

LV 1020

»Zu der auf heute anberaumten ersten (konsti-
tuierenden) Sitzung der Verbandsversammlung
des Landesverbandes Lippe waren erschienen:

1.) Regierungspriisident Drake

2.) Oberregierungsrat Dr. Petri

3.) Landtagsabgeordneter Wendt (vom Kreise
Detmold)

4,) Kreistagsabgeordneter Friedrich (")

5.) Bundestagsabgeordneter Mellies (")

6.) Kreistagsabgeordneter Pankoke (%)

7.) Kreistagsabgeordneter Braband (vom Kreise
Lemgo)

8.) Kreistagsabgeordneter Homann &k

9.) Landtagsabgeordneter Dr. Krekeler (")

10.) Landrat Feldmann (vom Kreise Lemgo)

11. Kreistagsabgeordneter Kramer (vom Kreise
Lemgo)

12.) Landtagsabgeordneter Winter (vom Kreise
Lemgo)

13.) Ministerialdirigent Dr. Vogels (vom Innen-
ministerium in Diisseldorf).

Entschuldigt fehlte Landrat Dr. Johanning vom

Kreise Detmold.

Regierungsprasident Drake erdffnete die Sitzung

und wies auf die Dringlichkeit hin, schnellstens

zur Konstituierung des Landesverbandes zu

kommen. Nachdem festgestellt war, dal’ die Wahl

des Abgeordneten Wendt zur Verbandsver-

sammlung inzwischen durch interfraktionelle

Besprechungen des Kreistages Detmold geklart

und bestiitigt wurde, wurde festgestellt, dak die

Voraussetzungen fiir die Konstituierung gegeben
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und auch die erforderliche Anzahl Abgeordne-

ter fiir die BeschluRfahigkeit der Verbandsver-

sammlung vorhanden war.

Landrat Feldmann brachte den Vorschlag ein,

Regierungsprisident Drake zum Verbandsvor-

steher und Oberregierungsrat Dr. Petri zum

stellv. Verbandsvorsteher zu wihlen.

Nach ldngeren Verhandlungen wurde einmiitig

diesem Vorschlage entsprochen und dazu eben-

falls einmiitig folgender Beschluf gefaft:

1.) Die Amtsdauer des Verbandsvorstehers und
des stellv. Verbandsvorstehers beschrinkt
sich auf die jetzige Amtsdauer der Verbands-
versammlung,.

2.) In Personalsachen ist bei BeschluRfassung der
Verbandsversammlung eine Mehrheit von
7 Stimmen erforderlich.

Die vorstehenden Beschliisse wurden in
Abwesenheit von Regierungsprisident Drake
und Oberregierungsrat Dr. Petri gefalit. Abge-
ordneter Wendt, der den Vorsitz iibernommen
hatte, iibernahm es, den Regierungsprisi-
denten Drake von den obigen Beschliissen in
Kenntnis zu setzen und seine Zustimmung
dazu formell einzuholen.
Oberregierungsrat Dr. Petri, dem die obigen
Beschliisse vom Abgeordneten Wendt eroff-
net wurden, nahm seine Wahl an und dank-
te fiir das ihm ausgesprochene Vertrauen.
Ministerialdirigent Dr. Vogels erkldrte sein
Einverstindnis als Vertreter des Innenmini-
steriums zu obigen Beschliissen.

Die Verbandsversammlung beauftragte die
Abgeordneten Wendt, Landrat Feldmann und
Dr. Krekeler, das Protokoll zu zeichnen.
Gleichzeitig wurde vereinbart, das Protokoll
von Herrn Ministerialdirigenten Dr. Vogels fiir
das Innenministerium als Aufsichtsbehorde
mitzeichnen zu lassen.

Vorgelesen und genehmigt:

gez. Wendt, gez. Feldmann, gez. Dr. Krekeler, gez.

Vogels

Zur Beglaubigung:

gez. Haase

als Protokollfiihrer.
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Randvermerk Drake:] Herr Abg. Wendt war am
23.12.1949 bei mir und befragte mich, ob ich die
Wahl zum Verbandsvorsteher annehmen wolle.
Ich habe ihm gesagt, daR ich Verfahren — bei dem
ich ohne Befragung wegen der Einzelheiten
gewihlt worden sei — nicht als richtig anerken-
nen kénne, die Wahl aber wegen der sonst ent-
stehenden geschiftlichen Schwierigkeiten ange-
nommen hiitte. Ein Riicktritt bleibe vorbehalten.
gez. Drake 27.12.1949

Beiprotokoll zum Protokoll iiber die konstitu-
ierende Verbandsversammlung des Landesver-
bandes Lippe vom 19.12.1949.

Nach der Erklidrung des Kreistagsabgeordneten
Friedrich dariiber, dall die Wahl des Kreistags-
abgeordneten Wendt als Mitglied der Verbands-
versammlung durch interfraktionelle Bespre-
chungen erledigt und bestiitigt worden sei, kam
man einstimmig {iberein, die heutige Sitzung als
konstituierende Versammlung stattfinden zu
lassen.

Dr. Krekeler begriifite diesen BeschluB und
betonte, dal} es wichtig sei, in der Frage der Wahl
des Verbandsvorstehers volle Einigkeit zu zeigen.
Abgeordneter Wendt schlug alsdann vor, Ober-
regierungsrat Dr. Petri zum Verbandsvorsteher zu
wihlen (Oberregierungsrat Dr. Petri verliels nach
diesem Vorschlag das Sitzungszimmer).
Landrat Feldmann erklirte dazu, daf nach
wochenlangen Uberlegungen und unter Aus-
schaltung aller parteipolitischen Erwdgungen er
den Vorschlag mache, Regierungsprasident Drake
zum Verbandsvorsteher zu wihlen.
Regierungsprasident Drake schaltete sich ein und
erkliarte, dall nach Nennung seines Namens in
Verbindung mit dem Verbandsvorsteher er dar-
auf bestehen miisse, in seiner Abwesenheit wei-
ter zu verhandeln. Er halte sich jedoch zu der
Erklarung verpflichtet, dal er bereits aus Anlall
verschiedener politischer Angriffe erklirt habe,
den Posten des Verbandsvorstehers nur ungern
zu iibernehmen, wenn politische Uberlegungen
maligeblich seien. Aus sachlichen Notwendig-
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keiten heraus sei er jedoch dazu bereit, wenn er
mit allseitiger Zustimmung, mindestens aber mit
Zustimmung der im Landesverband vertretenen
beiden groflen Parteien gewihlt werde. Er wies
ferner darauf hin, daR seine Wahl zum Regie-
rungsprisidenten aufVorschlag aller politischen
Parteien erfolgt sei, dal sich Anstiinde gegen
seine Amtsfithrung bisher nicht ergeben hiitten
und dal er darum auch heute Wert auf Einheit-
lichkeit legen miisse. Unter diesen Gesichtspunk-
ten sei er mit beiden Losungen einverstanden, ent-
weder mit der Wahl zum Verbandsvorsteher oder
mit der Ubertragung der Aufsichtsfithrung. Seine
politische Arbeit wiirde in dem Augenblick ein
Ende finden, in dem die Frage, ob Lippe endgiiltig
bei Nordrhein-Westfalen verbleiben wiirde, end-
giiltig entschieden worden sei. (Regierungspri-
sident Drake verlieR daraufthin das Sitzungs-
zimmer).
Landrat Feldmann fuhr in der Begriindung sei-
nes Vorschlags fort und legte dabei vor allem dar,
dal die Wahl des Regierungsprisidenten zum
Verbandsvorsteher nur eine Anerkennung der
von ihm bisher fiir Lippe geleisteten und allsei-
tig anerkannten Arbeit sei. Sein Vorschlag bedeu-
te keineswegs eine Herabsetzung der Arbeiten
und der Persénlichkeit von Oberregierungsrat
Dr. Petri.
Dr. Krekeler betonte zu diesem Vorschlag, dal$ es
sich sowohl beim Regierungsprisidenten Drake
als auch beim Oberregierungsrat Dr. Petri um
offentliche Personlichkeiten handele, die ohne
Tadel dastinden. Wenn dem Vorschlag von
Landrat Feldmann zugestimmt wiirde, miisse er
aber die Bedingung stellen, daf®
1.) die Aufsichtsfiihrung iiber den Landesverband
beim Innenministerium in Diisseldorf ver-
bliebe, und
2.) die Ernennung von Beamten und Angestell-
ten Sache der Verbandsversammlung sei.
Gegen die Zeichnung der Anstellungsurkun-
den durch den Verbandsvorsteher und ein
Mitglied der Verbandsversammlung bestidn-
den dabei keine Bedenken. Er schliige aber
weiter vor, dal als Mitglied der Verbandsver-



sammlung fiir die Zeichnung der Urkunden

Landrat Dr. Johanning bestimmt wiirde.
Abgeordneter Wendt folgerte aus dem Vorschlag
Feldmann, daf so ein reprisentativer und ein
geschiiftsfithrender Verbandsvorsteher geschat-
fen wiirden. Nach seiner Auffassung sei aber der
Regierungsprisident bereits mit Arbeit derartig
tiberlastet, daR er den Posten des Verbandsvor-
stehers nicht noch zusitzlich tibernehmen
kiinne, und andererseits wiirden die Aufgaben
des Verbandsvorstehers vollig ausreichend fiir
eine Kraft sein. Hinzu komme, da8 durch diesen
Vorschlag ein doppeltes Vorstehergehalt erfor-
derlich und dadurch der Etat des Landesver-
bandes weiter belastet wiirde.
Abgeordneter Mellies wies darauf hin, daR es sich
beim Landesverbande um eine Neugriindung
handele, fiir die sich in den ersten Jahren von
selbst Kompetenz- und andere Schwierigkeiten
ergeben wiirden. Diese Schwierigkeiten erfor-
derten aber nicht nur einen ausgezeichneten Ver-
waltungsmann, wie ihn Oberregierungsrat
Dr. Petri darstelle, sondern eine auch nach
aullen hin starke Personlichkeit, die hier in Lippe
eben nur in der Person des Regierungsprasi-
denten Drake gegeben sei. Durch diese Fest-
stellung solle die Persénlichkeit von Oberregie-
rungsrat Dr. Petri keineswegs im Werte
herabgesetzt werden.
Min.Dir. Dr. Vogels wies darauf hin, daf8 das
Gesetz die Moglichkeit der haupt- oder neben-
amtlichen Anstellung des Verbandsvorstehers
offen lasse. Wenn die vorgeschlagene Regelung
getroffen wiirde, dann miisse allerdings eine
gewisse Bestdndigkeit geschaffen werden. Er wies
ferner darauf hin, dal bei dem jetzigen Zustan-
de etwa dasselbe Arbeitsverhiltnis zwischen
Regierungsprisident Drake und Oberregie-
rungsrat Dr. Petri bestehe und fiir spiter immer
noch ins Auge gefalt werden kénne, Oberregie-
rungsrat Dr. Petri zum Verbandsvorsteher zu
ernennen. Beziiglich des Einwandes der Ver-
teuerung wies er darauf hin, dal Regierungs-
prisident Drake fiir die Ubernahme dieses
Postens wohl kaum eine Sondervergiitung bean-
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spruchen werde. Im tibrigen kénne er die Aus-

fiihrungen des Herrn Mellies nur unterstreichen.

Dr. Krekeler wies darauf hin, daR eine Nichtwahl

des Regierungsprisidenten eine Krankung sei-

ner Personlichkeit bedeuten kénnte und die

Angelegenheit daher eine Prestigefrage sei, die

durch sachliches Entgegenkommen auf der

anderen Seite ausgewogen werden miilfte. Auf
alle Fille liege ihm daran, daR die politische Ein-
heitlichkeit nach aulen hin gewahrt werde.

Stimmberechtigt diirfe in der Verbandsver-

sammlung jedoch nur einer der Vorsteher sein,

und zwar der Verbandsvorsteher, wenn er anwe-
send sei und die Verbandsversammlung leite,
andernfalls der stellv. Verbandsvorsteher.

Dr. Krekeler vertrat auch die Ansicht, dal8 der Ver-

bandsvorsteher auch vollwertiger Verbandsbe-

amter sei. Diese Frage konne jedoch spiterer Prii-
fung tiberlassen bleiben.

Landrat Feldmann warf zu dem Vorschlag des

Abgeordneten Wendt die Frage auf, ob Oberre-

gierungsrat Dr. Petri iiberhaupt bereit sei, den

Posten des Verbandsvorstehers anzunehmen,

wenn Regierungsprisident Drake dadurch bei-

seite gestellt werde. Er glaubte Anhaltspunkte
dafiir zu besitzen, da’ Dr. Petri nicht bereit sein
werde.

Nach ldangerer Beratung der CDU-Vertreter

erkldrte Abgeordneter Wendt, daf§ er nach ein-

gehender Beratung mit seinen Parteikollegen
seine obendargelegte Stellungnahme keines-
wegs dndern konne. Unter den gegebenen Ver-
hiltnissen wiirde jedoch dem Vorschlage des

Landrats Feldmann unter der Bedingung zuge-

stimmt, dall

1.) die Amtszeit des Verbandsvorstehers
beschriankt werde auf die Wahlzeit der Ver-
bandsversammlung,

2.) fiir Personalfragen, die von der Verbandsver-
sammlung beschlossen werden miiliten, eine
Mehrheit von 7 Stimmen erforderlich sei.

Dr. Krekeler unterstiitzte diese Stellungnahme.

Nach kurzer Erorterung tliber die Aufnahme

dieser Bedingungen in die Verbandssat-

zung erklirte Landrat Feldmann, dall er bei
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Beschrinkung der Bedingungen zu 2.) auf Per-
sonalfragen sich einverstanden erklidren wolle.
Auf Anfrage wurde alsdann allseitige Zustimmung
zu dem Vorschlage von Landrat Feldmann unter
den von dem Abgeordneten Wendt gestellten
Bedingungen festgestellt. Abgeordneter Wendt,
der den Vorsitz nach dem Fortgang von Regie-
rungspriasident Drake gefiihrt hatte, erklirte
daraufhin, dal damit Regierungsprisident Drake
zum Verbandsvorsteher und Oberregierungsrat
Dr. Petri zum stellv. Verbandsvorsteher gewdhlt
worden sei.

Abgeordneter Wendt iibernahm es, Regierungs-
priasident Drake zu verstidndigen und seine for-
melle Zustimmungserkldrung einzuholen.
Oberregierungsrat Dr. Petri, der inzwischen wie-
der hereingeholt war, nahm die Wahl an und
dankte fiir das ihm ausgesprochene Vertrauen.
Ministerialdirigent Dr. Vogels erklérte namens des
Innenministeriums des Landes Nordrhein-West-
falen als Aufsichtsbehorde seine Zustimmung. Er
wurde gebeten, zur Bestitigung der Zustimmung
das Protokoll mitzuzeichnen.

Mit der Zeichnung des Protokolls fiir die Ver-
bandsversammlung wurden beauftragt die Abge-
ordneten Wendt, Landrat Feldmann und Dr. Kre-
keler.«

Nr.36

Drake an Ministerprésident Arnold: Bedenken
gegen Entwurf fiir Landschaftsverbandsordnung,
4.4.1951.

NW 179-9, fol. 4-8

»Wenn die dem Landtage vorliegende Land-
schaftsverbandsordnung Gesetz werden sollte,
wird der Ostteil des Landes eine schwere Schi-
digung erleiden. Als Betreuer dieses Gebietes, der
der Landesregierung fiir die gesunde Entwicklung
verantwortlich ist, wie als Garant des Lippischen
Landes bitte ich folgende Darlegungen entge-
genzunehmen, die aus ernster Sorge hervorge-
hen.

A. Der Entwurf einer Landschaftsverbandsord-

260

nung, der dem Landtage zugeleitet worden ist,
umgeht die wichtigste Aufgabe einer Verwal-
tungsreform, das Fundament fiir den Verwal-
tungsaufbau zu bereiten: Gemeinde-, Amts-
und Kreisordnung werden zuriickgestellt. Es
sollen zuniichst zwei Landschaftsverbinde gebil-
det werden mit dem »Ziel einer echten Verwal-
tungsreform«, die nicht in die Ministerien
gehorenden Aufgabenbereiche des friiheren
Provinzialverbandes Rheinland mit den Aufga-
ben der bisherigen staatlichen Mittelinstanz im
Raume der Landschaftsverbédnde zu einheitlichen
Verwaltungen zusammenzufassen, in denen
unter der Leitung eines staatlichen Beamten auf
der einen Seite die staatlichen Aufgaben (z. B.
Staatsaufsicht), auf der anderen Seite die mehr
landschaftlichen Aufgaben unter Zuhilfenahme
von Verwaltungsformen der Selbstverwaltung
erledigt werden.

Hiernach wiinscht das Landeskabinett die Besei-
tigung der staatlichen Mittelinstanz in der bis-
herigen Form und die Beseitigung der Regie-
rungsbezirke. Der Regierungsbezirk Detmold
wiirde aufgehoben, die Mittelinstanz mit ver-
stiirkten Aufgaben von hier nach Miinster ver-
lagert werden, und der weite Raum des gesam-
ten Ostgebietes des Landes mit 400.000
Vertriebenen und Evakuierten wiirde auf wich-
tigsten Gebieten des dffentlichen und privaten
Lebens einer volksnahen Instanz beraubt wer-
den mit dem unzweifelhaften Erfolge, dass der
biirokratische Apparat in Miinster wesentlich ver-
stiarkt werden miilSte und die Bevolkerung Unge-
legenheiten und weite Reisen mit hohen Kosten
in Kauf zu nehmen hitte.

Daneben wiirde jene Zusage gebrochen werden,
die das Landeskabinett seiner Zeit dem Lippi-
schen Lande gegeben hat, als es ihm zusicher-
te, dass die Bezirksregierung nach Detmold ver-
legt werden solle, dass allgemein »von Seiten des
Landes Nordrhein-Westfalen bei der Ubernah-
me und Eingliederung des Landes Lippe in jeder
Hinsicht grofziigig und entgegenkommend ver-
fahren werden wird. Auf die 800-jdhrige
Geschichte des Landes Lippe, seine geschlosse-



ne Verwaltungseinheit soll im Rahmen der beste-
henden gesetzlichen Bestimmungen jede erdenk-
liche Riicksicht genommen werden.« Weitere Ein-
zelheiten der seinerzeitigen Vereinbarungen
brauche ich zurzeit nicht zu erwdhnen. Darauf
wiirde noch zuriickzukommen sein.

Herr Minister Dr. Flecken hat zwar fiir seine Per-

son beruhigende Erkldrungen abgegeben,

wonach er der Uberzeugung ist, dal eine Mit-
telinstanz der Verwaltung mit wesentlichen

Befugnissen fiir Ostwestfalen-Lippe bestehen

bleiben miisse. Aber dies ist das an sich erfreu-

liche Wort eines Ministers, und es bietet leider
keine Sicherheit fiir die endgiiltige Gestaltung des

Entwurfs,

B. Bei dieser Lage der Dinge komme ich in Gewis-

senskonflikte, die sich daraus erkldren, daf8 ich

Garant der Vereinbarungen bin, die dem

Anschlusse Lippes an Nordrhein-Westfalen vor-

aufgingen. Ich bitte, mir folgende Hinweise zu

gestatten:

1) Der Entwurf einer Landschaftsverbandsord-
nung sieht 2 Verbande vor, die in dem Ver-
hiltnis ihrer GroRe innerhalb eines Staats-
gefiiges wie Nordrhein-Westfalen einer
geschichtlichen Erfahrung widerstreiten. Was
als Provinz in Preussen naturgegeben war,
wirkt in einem kleineren Staatsgefiige als
Spaltpilz. Die Entwicklung wiirde das lehren.

2) Die vorgesehene Teilung zerschneidet den
Kern der Wirtschaft, das Ruhrgebiet, den wich-
tigsten Wirtschaftsraum.

3) An keiner anderen Stelle des Bundesgebiets
sind bei der Aufteilung des Staatsgebiets
auch nur entfernt solche Mammutgebilde vor-
gesehen. Uberall wahlt man die Grossenord-
nung von 1 bis hichstens 3 Millionen Ein-
wohnern.

4) Den Landschaften sollen verstirkte Aufgaben
zugewiesen werden. Da verstérkt sich ihre
Biirokratie, die bei Entfernungen von 100 - 150
Kilometern nicht volksnah, sondern volksfern
sein wiirde. Die Leitung wiirde repréasentativ,
sie konnte unmoglich ihren Bereich mit
lebendiger und perstnlicher Anteilnahme
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durchdringen. Einerseits Steigerung der
Kosten und Ausgaben durch Zunahme des
biirokratischen Apparats, andererseits schwe-
re Belastung der Bevolkerung durch Reise-
kosten und Zeitversdumnisse. Autos und
Flugzeuge stehen vorldufig fiir die Masse der
Bevolkerung nicht zur Verfiigung,

5) Der einzige Ausweg wiire neben der Vergris-

serung des Provinzialverbandes ein noch
stirkerer Ausbau der Verwaltungsgerichte.
Abgesehen davon, dass ihnen der Uberblick
iiber die persénlichen und ortlichen Verhalt-
nisse fehlt, sollen sie Recht sprechen und nicht
verwalten.
Die in der Vorlage vorgesehene Beseitigung
der Regierungsprisidenten wird sich als
unausfiihrbar erweisen. Es ist dabei iiberse-
hen, dass das Land selber (der Staatsbegriff
Nordrhein-Westfalen) noch Leben behalten
sollte. Ein einziger Landesverband[!] liefSe sich
eher rechtfertigen, doch haftet ihm das
Odium an, dass er ebenfalls unter dem Kreuz
stinde, schwerfillig zu werden, und ande-
rerseits, dass er wegen seiner Grosse den Krei-
sen und Gemeinden die Durchfiihrung der
praktischen Aufgaben erschwerte. Ein Land-
schaftsverband wiire wohl nur denkbar in Ver-
bindung mit dem Landtage als Parlament.
Zwei Landschaftsverbinde miifften je eine
Volksvertretung haben, da die Demokratie
irgendwie untergebracht werden muss. Da sie
aber auf solchen Basen neben dem Lan-
desparlament wenig angenehm sein wiirden,
d. h. ihre Spaltpilzeigenschaft bald offenba-
ren wiirden, ist der Ausweg gewihlt worden,
die Landschaftsverbandsdemokratie unwirk-
sam zu machen. Sie hat ihren Namen, mehr
nicht.

C. Demgegentiber empfiehlt sich ein gesunder

Mittelweg: 5 Landschaftsverbiande unter Ver-

bindung mit den bestehenden Regierungsbe-

zirken a) Ruhrkohlengebiet (Auffangorganisati-
on Ruhrsiedlungsverband), b) Nord-Westfalen
mit einem rechtsrheinischen Teil, ¢) Ost-West-
falen-Lippe, d) Siid-Westfalen mit den bergischen
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und dem Siegkreis, e) das linksrheinische Gebiet.
Eine etwa zweckmdissigere andere Einteilung
lieBe sich leicht finden. Es entstinden folgende
Vorteile: Keine Trennung des engeren Indus-
triebezirks; keine Friktionen zwischen Land
und Landschaften, da die GréBenordnung
gesund sein wiirde; Volksnédhe der Landschafts-
verwaltung; Moglichkeit einer zweckmiéssigen
Verbindung zwischen Hoheits- und Selbstver-
waltung auf geeignetster Grundlage. Die Aufga-
benverteilung wiirde hierbei keinerlei Schwie-
rigkeiten bereiten. Die allerwichtigsten Dinge, die
ohnehin am besten auf breitester Basis verwal-
tet werden, kénnten einem Landeszweckver-
bande vorbehalten bleiben, zumal da sie sich z, T.
(Heilanstalten, Versicherungswesen, auch Ver-
kehrswesen) nach rein sachlichen Anforderun-
gen fast automatisch vollziehen. Sehr viel kénn-
te ohne Kostensteigerung in den Arbeitsbereich
der Regierungsprisidenten iiberfiihrt werden,
wobei der Einbau einer wirksamen demo-
kratischen Kontrolle keinerlei Schwierigkeiten
machen wiirde, zumal da es sich bei den gros-
sten Etatspositionen des Provinzialverbandes um
Durchgangsposten handelt.

Soweit die Bevilkerung des Lippischen Landes
in Frage kommt, kann gesagt werden, dass von
ihr einstimmig die Frage erhoben wird, ob es
nicht klug wiire, zunédchst im Verwaltungsaufbau
die Fundamente zu legen. Erst aus der Gemein-
deverfassung in der endgiiltigen Form ergeben
sich bestimmte Folgerungen fiir die Mittelinstanz
und die Zentralverwaltung. Umgekehrt zu ver-
fahren, wire bedenklich, es wire auch wenig ver-
stiandlich, da keinerlei Notstand anerkannt wer-
den kann, der nicht angesichts der furchtbaren
politischen und wirtschaftlichen Gefahren, die
uns z. Zt. bedrohen, vor der dringlichen Aufga-
be der Gemeindeverfassung Zuriickstellung ver-
diente.

Ich habe mich davon {iberzeugt, dass diese Land-
schaftsverbandsordnung im ostwestfilischen
Raum kaum, in Lippe keine Zustimmung findet,
im Gegenteil abgelehnt wird. Die Griinde sind
oben angefithrt.Wiirde der Entwurf Gesetz
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werden, so wire hier eine bedenkliche Entwick-
lung angebahnt, auf die ich zeitig hinweise.«

Nr.37

Erklirung des Ministerpréiisidenten des Landes
Nordrhein-Westfalen iiber die Verwaltung der lip-
pischen Landesteile, abgegeben namens der Lan-
desregierung.

Fassung vom 22.1.1952.

D 72 Drake Nr. 154 /| NW 263-7

Erklarung des Ministerprisidenten des Landes
Nordrhein-Westfalen tiber die Verwaltung der lip-
pischen Landesteile, abgegeben namens der Lan-
desregierung

Das Land Lippe ist durch die Verordnung Nr. 77
der Britischen Militirregierung mit dem
21. Januar 1947 Teil des Landes Nordrhein-
Westfalen geworden. Nach dem Vorspruch zu
dieser Verordnung war eine Volksabstimmung
vorgesehen, die innerhalb von fiinf Jahren, also
bis zum 21. Januar 1952 stattfinden und dariiber
entscheiden sollte, ob Lippe aus Nordrhein-West-
falen wieder ausgegliedert werden soll.

Die verfassungsrechtliche Entwicklung, die wir
seitdem erlebt haben, hat der vorgesehenen
Volksabstimmung ihre eigentliche Bedeutung
genommen. Es kann rechtlich nicht zweifelhaft
sein, dass ihr Ergebnis nur eine Meinungsius-
serung der lippischen Bevilkerung wire, aus der
rechtlich irgendwelche Folgerungen zur Zeit
nicht gezogen werden kénnten.

Gleichwohl hat die Landesregierung, um der
Ankiindigung der Verordnung Nr. 77 und den von
ihr selbst gegebenen Zusagen zu entsprechen,
den Entwurf eines Gesetzes iiber eine Volksab-
stimmung in den Landkreisen Detmold und
Lemgo dem Landtag vorgelegt.

Der Hauptausschuss des Landtages hat aber in
seiner Sitzung vom 4.12.1951 Kenntnis genom-
men von dem einmiitigen Willen der lippischen
Bevilkerung, eine Abstimmung rein informato-
rischen Charakters abzulehnen und hat daher
beschlossen, von einer solchen Abstimmung



abzusehen. Er hat die Landesregierung ersucht,
den Gesetzentwurf zuriickzuziehen.
Gleichzeitig hat er die Landesregierung beauf-
tragt, mit Vertretern Lippes im Rahmen der Denk-
schrift des Regierungsprisidenten Drake vom
21.10.1951 festzustellen, wie weit den Wiin-
schen der lippischen Bevilkerung Rechnung
getragen werden kann.

Die Landesregierung hat rechtlich keine Mog-
lichkeit, durch einen formlichen Staatsvertrag mit
dem Landesverband Lippe oder den Kreisen
Detmold und Lemgo Verpflichtungen zu iiber-
nehmen, weil ein solcher Staatsvertrag nur
zwischen Trigern staatlicher Souverdnitdt
geschlossen werden kann. Auch eine Verwal-
tungsvereinbarung oder ein privatrechtlicher
Vertrag wiiren nicht geeignet, ein Ergebnis zu
erzielen, was den berechtigten Wiinschen der lip-
pischen Bevilkerung entspricht, denn die Lan-
desregierung kann rechtlich die Gesetzgebung
nicht binden. Sie kann und will jedoch ihre
Absichten, die sie fiir den ehemals lippischen
Landesteil hegt, bekanntgeben und dadurch der
Sache nach den an sie herangetragenen Wiin-
schen nachkommen.

Die Landesregierung war bei der Erorterung die-
ser Wiinsche aufrichtig bestrebt, die berechtig-
ten Interessen der lippischen Bevilkerung nicht
zu iibergehen und die vorgetragenen Wiinsche
nur dann unerfiillt zu lassen, wenn zwingende
rechtliche oder finanzielle Griinde es erforder-
ten. Die Landesregierung hilt sich jedoch an die
am 17. Januar 1947 zwischen Ministerprisident
Dr. Amelunxen und Landesprasident Drake ver-
einbarten Richtlinien, die sog. »Punktationg,
unverindert gebunden.

Die Landesregierung erkennt grundsitzlich an,
dass Lippe in seiner 800-jahrigen politischen
Geschichte eine geschlossene Verwaltungseinheit
gewesen ist und insbesondere auch wirtschaft-
liche und kulturelle Eigenarten entwickelt hat.
Die besonderen Werte des lippischen Volkstums,
seine Tradition und seine geschichtlich gewach-
senen Einrichtungen sollen, soweit es maglich ist,
gewahrt bleiben. Namens der Landesregierung
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gebe ich nunmehr die Richtlinien und Absich-
ten bekannt, von denen sie sich bei der Verwal-
tung der lippischen Landesteile im einzelnen lei-
ten lassen wird. Ich gebe die feierliche
Versicherung ab, dass die Landesregierung diese
Erkldrung als verpflichtend ansieht und sich an
ihr Wort gebunden erachtet.

Der Beschluss der Landesregierung hat folgen-
den Inhalt:

1) Die Landesregierung hat als Sitz der Bezirks-
regierung Detmold bestimmt. Sie ist davon
{iberzeugt, dass es sachlich gerechtfertigt ist,
im Rahmen einer staatlichen Mittelinstanz
eine entsprechende Stelle fiir Ostwestfalen mit
dem Sitz in Detmold beizubehalten. Sie
beabsichtigt nicht, den Sitz der Bezirksregie-
rung in eine andere Stadt zu verlegen.

2) Eine Verlegung des Landgerichts Detmold ist
bisher nie erwogen worden. Es ist auch nicht
beabsichtigt, eine solche Verlegung vorzu-
nehmen.

3) Die Landesregierung sieht sich jedoch ge-
hindert, das Landesverwaltungsgericht von
Minden nach Detmold zu verlegen. Sie hat
zum Aufbau des Gerichtsgebdudes in Minden
bereits erhebliche Betrdge als Mietvoraus-
zahlung oder als Darlehn zur Verfiigung
gestellt. Die Mittel wiirden ihrem Zweck ent-
fremdet und unwirtschaftlich aufgewendet
sein, wenn man den Gerichtssitz verlegt.

4) Die jetzt bestehenden Kreisgrenzen kénnen
nach der herrschenden Rechtsauffassung
nur durch Gesetz gedndert werden. Die Lan-
desregierung beabsichtigt aber nicht, diese
Grenzen zu dndern. Sollte von irgendeiner
Seite spéter einmal ein Vorschlag auf Ande-
rung der Kreisgrenzen gemacht werden, so
wird sich die Landesregierung dafiir einset-
zen, dass eine Anderung nur im Einverneh-
men mit den Kreistagen der betreffenden
Landkreise von Detmold und Lemgo erfolgt.

5) Die Landesregierung beabsichtigt nicht, die
Amterverfassung in dem friiher lippischen
Landesteil einzufiihren, wenn nicht der
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6)

9)

Wunsch hierzu von der lippischen Bevilke-
rung selbst ausgeht. Sie wird, wenn von
anderer Seite Bestrebungen in dieser Richtung
laut werden, ihren Einfluss dahin geltend
machen, dass eine Einfithrung der Amter-
verfassung unterbleibt.
Die Landschaftsverbandsordnung, die dem
Landtag vorliegt, sieht einen westfiilisch-
lippischen Landschaftsverband vor. Es liegt im
Rahmen der Selbstverwaltung dieses Ver-
bandes, zu entscheiden, ob innerhalb des Ver-
bandes ein besonderer Zweckverband zur
Durchfiihrung der Selbstverwaltungsaufgaben
kultureller Art fiir das Gebiet des friiheren
Landes Lippe gebildet werden soll. Die Lan-
desregierung wird sich im Landtag dafiir ein-
setzen, dal eine solche Moglichkeit in der
Landschaftsverbandsordnung vorgesehen
wird.
Was den Ausbau der Satzung des Landes-
verbandes Lippe anbetrifft, so darfich darauf
verweisen, dass die Punktation Ziffer 6 von
1947 durch das Gesetz iiber den Landesver-
band Lippe vom 5. Nov. 1948 erfiillt ist. Im
iibrigen gilt das Entsprechende, was ich eben
zur Frage eines besonderen Zweckverbandes
innerhalb des Landschaftsverbandes ausge-
fiihrt habe.
Der Landesregierung ist weiter der Wunsch
vorgetragen worden, eine Anderung des § 9
des Gesetzes iiber den Landesverband Lippe
vom 5.11.1948 vorzuschlagen. Durch diese
Anderung sollen die Bestimmungen iiber die
Haushaltssatzung den fiir die Gemeinden und
Gemeindeverbidnde geltenden Bestimmungen
angeglichen werden. Die Landesregierung
hat keine Bedenken, dieser Anregung zu
entsprechen; sie wird dem Landtag eine ent-
sprechende Vorlage zuleiten.
Das Land Nordrhein-Westfalen ist grundsétz-
lich bereit, alle Schulden des fritheren Lan-
des Lippe zu iibernehmen. Dieser Grundsatz
gilt mit folgenden Einschrinkungen:
a) Ausgenommen sind bestimmte Verpflich-
tungen, die vom Landesverband Lippe zu
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iibernehmen sind. Es handelt sich um Ren-
ten an die Nebenlinien des Hauses Lippe,
um Zuschiisse an die katholische Kirche
und Pfarre in Falkenhagen, um Ruhe-
gehilter und Unterstiitzungen an die ehe-
maligen Hofangestellten und um milde Stif-
tungen. Diese Verbindlichkeiten sind in
Anlage 5 zum Entwurf des Gesetzes zur
Durchfithrung der Vereinigung des Landes
Lippe mit dem Land Nordrhein-Westfalen
niher bezeichnet.

b) Ausgenommen sind ferner Schulden von
zusammen 291 000,- DM, die in dem
Schreiben des Landesverbandes Lippe
vom 29.1.1951 - I Fin.18 - aufgefiihrt sind.

¢) Ausgenommen sind endlich die Abgaben
fiir Soforthilfe oder Lastenausgleich, die auf
Vermdogensgegenstdnden ruhen, welche
auf den Landesverband Lippe tibergegan-
gen sind oder noch {ibergehen werden.

10)Der Landesregierung ist der Wunsch vorge-

tragen worden, Leistungen des Landesver-
bandes Lippe an die Kreise Detmold und
Lemgo fiir kulturelle Belange und fiir Zwecke
der Wohlfahrt ihrer Bewohner bei der Ver-
rechnung einer Beihilfe aus dem Kommu-
nalausgleichsstock ausser Betracht zu lassen.
Die Landesregierung wird diesem Wunsche
Rechnung tragen, soweit die Zuweisungen des
Landesverbandes den Haushalt der Kreise nur
durchlaufen und damit eine Verletzung der fiir
die Beihilfen aus dem Ausgleichsstock gel-
tenden Grundsitze nicht zu besorgen ist.
Die Landesregierung wird das sich aus den
héheren Beitrdgen der Lippischen Landes-
brandversicherungsanstalt Detmold erge-
bende Mehraufkommen an Feuerschutz-
steuermitteln den Kreisen Detmold und
Lemgo in voller Héhe zusidtzlich zu den
Beihilfen aus der Feuerschutzsteuer zur Ver-
fligung stellen.

11)Die Selbstverwaltungskorperschaften der

gewerblichen Wirtschaft in Lippe, ndmlich die
Industrie- und Handelskammer und die
Handwerkskammer, haben den Wunsch, dass



ihre Grenzen nicht gedndert werden. Die
Landesregierung beabsichtigt nicht, eine
Veréinderung der Grenzen der Industrie- und
Handelskammer oder der Handwerkskammer
zu betreiben.

12)Einer formlichen Anerkennung des ostwest-

filisch-lippischen Fremdenverkehrsverban-
des, die gewiinscht worden ist, bedarf es nicht.
Die Landesregierung erkennt an, dass der
Bezirk Ostwestfalen-Lippe eines der wichtig-
sten Erholungszentren des Landes ist. Die
Landesregierung wird dafiir Sorge tragen, dass
beide Verbinde hinsichtlich der staatlichen
Zuschiisse nach gleichen Grundsitzen gerecht
behandelt werden.

13) Die Wegeverhiltnisse im vormaligen Lande

Lippe sind im Vergleich mit dem Lander-
durchschnitt recht giinstig. Wegebau und
Wegeunterhaltung werden z.Zt. ebenso
gefordert wie in den {ibrigen Teilen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. Die im § 2 Abs. 1
und 3 des Gesetzentwurfs zur Abénderung
des Geseltzes liber die Vereinigung des Lan-
des Lippe mit dem Lande Nordrhein-West-
falen vorgeschlagene Regelung (vgl. S. 26 der
Denkschrift) findet sich bereits im Finanz-
ausgleichsgesetz des Landes. Weiter ist im
Finanzausgleichsgesetz die Vorschrift ent-
halten, dass die Kreise Detmold und Lemgo
durch die Umlage des Landesfiirsorgever-
bandes und die Beitriige zur Erhaltung der
Landstrassen 1. Ordnung nicht héher bela-
stet werden diirfen, als wenn die Kreise die
provinzielle Umlage des Provinzialverbandes
Westfalen aufzubringen hitten. Die Landes-
regierung beabsichtigt nicht, die Vorschriften
des Finanzausgleichsgesetzes zu éndern; sie
wird sich auch in Zukunft fiir ihre Beibehal-
tung einsetzen.

14) Es sind Unklarheiten dariiber entstanden,

welche Folgerungen aus § 4 Abs. 2 Satz 3 des
Gesetzes iiber die Vereinigung des Landes
Lippe mit dem Land Nordrhein-Westfalen
vom 5.11.1948 fiir die Bodenreform zu ziehen
seien. Es heisst dort: »Das auf den Landes-
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verband tibergehende Grundvermégen ist im
Sinne des Gesetzes zur Beschaffung von Sied-
lungsland dem Grundbesitz des Landes
Nordrhein-Westfalen gleichzustellen.« Hier-
zu erklirt die Landesregierung: Die Ent-
scheidung iiber die Frage, ob das Grundei-
gentum der fritheren lippischen Dominen,
die jetzt auf den Lippischen Landesverband
iibergegangen sind, ohne Schéddigung des
Gemeinwohls enteignet werden kann, wird
der Minister fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten unter Beriicksichtigung der
wirtschaftlichen Interessen der ansidssigen
Bevilkerung durch Erlass treffen. Zunédchst
aber wird der Landesverband beauftragt,
binnen vier Monaten einen vorbereitenden
Plan beziiglich der fritheren lippischen
Dominen aufzustellen und mit dem Herrn
Erndhrungsminister zu beraten, wobei Klar-
heit dariiber besteht, dass im Rahmen der
bestehenden Gesetzgebung eine Verstindi-
gung herbeigefiihrt wird.

15) Bei der Bedeutung, die die Umlegung im

Lande Lippe beanspruchen kann, wird die
Landesregierung diesem Punkt ihre beson-
dere Aufmerksamkeit zuwenden und die
Umlegung im lippischen Landesteil bevor-
zugt fordern.

16) Der Verband der lippischen Pferdeziichter

wird von der Landesregierung jede mogliche
Forderung im Sinne des Vertrages erfahren,
den er mit dem fritheren Land Lippe ge-
schlossen hatte.

17) Die Landesregierung betrachtet es als ihr

besonderes Anliegen, die strukturelle Arbeits-
losigkeit im Regierungsbezirk Detmold nach
Kréften zu beheben. Sie hat davon Kenntnis
genommen, dal es gelungen ist, das Problem
der lippischen Wanderarbeit im wesentlichen
zu losen. Der Landesregierung liegt eine
Denkschrift der beteiligten Ministerien vom
15. Oktober 1951 vor, in der die Maglich-
keiten erértert werden, die Arbeitslosigkeit
im lippischen Landesteil zu beseitigen.
Die Landesregierung hat beschlossen, die
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Untersuchung auf die angrenzenden Gebiete
des Regierungsbezirks Arnsberg auszudeh-
nen. Uber die Soforthilfe oder den Lasten-
ausgleich sollen 13 Millionen DM bereitge-
stellt werden, die erforderlich sind, um 4200
neue Arbeitsplitze zu schaffen. Diese Mittel
werden so verteilt werden, dass den Bediirf-
nissen des lippischen Landesteils Rechnung
getragen wird.

18) Die Landesregierung hat sich davon iiber-

zeugt, dass das Landeskrankenhaus in
Detmold dringend einer Erneuerung und
Verbesserung seiner baulichen Anlagen und
seiner Einrichtungen bedarf. Zur Beseitigung
der wesentlichen Mingel wird ein einmali-
ger Zuschuss von 300 000,- DM in Aussicht
gestellt. Dariiber hinaus wird die weitere For-
derung im Rahmen der allgemeinen Férde-
rung der Krankenhduser im Lande Nord-
rhein-Westfalen erfolgen.

19) Die Landesregierung wird ferner ihre Hilfe

nicht versagen, wenn das Gebdude der
friiheren Heil- und Pflegeanstalt Lindenhaus,
das als Alterspflegeheim auf den Landkreis
Lemgo iibergehen soll, baulich erneuert
wird. An den Kosten der Erneuerung wird sie
sich nach Massgabe niherer Vereinbarung
angemessen beteiligen.

20) Die Landesregierung wird bei ihrer Fliicht-

lingspolitik beriicksichtigen, dass der lippi-
sche Landesteil tiberdurchschnittlich mit
Fliichtlingen belegt ist. Es sind bereits aus
Mitteln des Landes und der Arbeitsverwal-
tung 3 Millionen DM zur Umsiedlung von
Fluchtlingen aus dem Detmolder Raum zur
Verfugung gestellt worden. Dieser Geldbetrag
soll insbesondere dazu verwandt werden, die
Umsiedlung der Fliichtlinge zu férdern. Die
Landesregierung wird auch weiterhin bemiiht
bleiben, das Fliichtlingsproblem nach besten
Kriften zu fordern.

21) Der Landesregierung ist die bedriangte Woh-

nungslage im Regierungsbezirk Detmold
und besonders im friitheren Land Lippe be-
kannt. Die Forderung des Wohnungsbaues

266

gerade auch im lippischen Gebiet ist eine
ihrer vordringlichen Sorgen. Die Landesre-
gierung wird daher bei der Verteilung der
Mittel fiir den Wohnungsbau den lippischen
Landesteil entsprechend den gegebenen
Mdglichkeiten berticksichtigen.

Ich komme nunmehr zu den Wiinschen der
lippischen Bevolkerung auf kulturellem
Gebiet, die in der letzten Zeit im Vordergrund
des Interesses gestanden haben.

22) Die seinerzeit zwischen dem Lande Nord-

rhein-Westfalen und dem Lande Lippe ver-
einbarten Richtlinien vom 17. Januar 1947
enthielten in Ziffer 9 Abs. 2 folgende Bestim-
mung: »Die Lippische Gemeinschaftsschule
bleibt im Rahmen der allgemeinen gesetz-
lichen Bestimmungen erhalten.« Als solche
allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen
sind seit Verabschiedung der Landesverfas-
sung die Artikel 8 und 12 der Verfassungsur-
kunde anzusehen. Danach bildet das nattir-
liche Recht der Eltern, die Erziehung und
Bildung ihrer Kinder zu bestimmen, die
Grundlage des Erziehungs- und Schulwesens.
Die Volksschulen sind Bekenntnis-, Gemein-
schafts- oder Weltanschauungsschulen und
die Wahl der Schulart steht den Erziehungs-
berechtigten zu, Demnach gibt es im Lande
Nordrhein-Westfalen keine Regelschule, son-
dern nur gleichberechtigte Antragsschulen.
Die Ubergangsbestimmung in Artikel 89 der
Verfassung wird am 21. Januar 1952 gegen-
standslos. Die Ordnung des Schulwesens im
Landesteil Lippe muss nunmehr den Bestim-
mungen der Landesverfassung angeglichen
werden. Nach Auffassung der Landes-
regierung kann dies nur im Zuge der Schul-
gesetzgebung geschehen. Die Landes-
regierung beabsichtigt, die Ordnung des
lippischen Schulwesens durch das Landes-
schulgesetz im Rahmen der Verfassung des
Landes so zu gestalten, dass der gegenwiir-
tige Zustand fortdauert (§ 21 des Schulge-
setzentwurfs »Stabilitdtsparagraph«), es sei
denn, dass im Einzelfalle die Mehrheit der



Erziehungsberechtigten die Umwandlung
der Schule in eine Bekenntnisschule wiinscht
oder dass die Minderheit eine Schule ihres
Bekenntnisses verlangt. Mit einer solchen
Regelung ist sowohl den Anhdngern der
bestehenden Schule wie auch den Forde-
rungen der Minderheit, die zum Teil berech-
tigte Wiedergutmachungsanspriiche erhebt,
gedient.

23) Das Landesarchiv Detmold soll erhalten

bleiben und als drittes Staatsarchiv des Lan-
des Nordrhein-Westfalen eine seiner Bedeu-
tung entsprechende Firderung erfahren.
Insbesondere sollen die archivreifen Akten
von Ostwestfalen in Zukunft im Detmolder
Staatsarchiv gelagert werden. Wegen der
dlteren Archivalien aus diesem Bezirk, die in
Miinster sind, bleibt die Entscheidung nach
Erérterung mit den beteiligten Stellen vor-
behalten.

24) Die Landesregierung wird sich auch in
Zukunft die Unterhaltung und Férderung der
nordwestdeutschen Musikakademie angele-
gen sein lassen. Der Sitz der Akademie soll
in Detmold bleiben.

25) Die Frage der Errichtung einer Pddag. Aka-
demie im lippischen Raum ist z.Zt. gegen-
standslos, weil die Landesregierung auf
Grund eines Landtagsbeschlusses gehalten
ist, die Zahl der Pidag. Akademien zu ver-
mindern.

Das Institut fiir Schul- und Volksmusik ist ein-
gerichtet und arbeitet zur Zufriedenheit. Es
soll weiter geférdert werden. Sollte nach
seiner Entwicklung ein weiterer Ausbau zu
einem Institut fiir musische Erziehung zweck-
miissig erscheinen, so wird das Land auch
diesen Plan wohlwollend fordern.

27) Die Lippische Landesbibliothek erhilt z. Zt.
vom Lande einen laufenden Zuschuss von
10.000,— DM. Das Kultusministerium wird
priifen, ob nach Bewilligung eines Betrages
von 100.000,— DM fiir den seit lédngerer Zeit
anerkannten Nachholbedarf eine weitere
Erhohung des laufenden jdhrlichen

—
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Zuschusses von 10.000,- DM im Rahmen der
zur Verfligung stehenden Mittel moglich ist.

28) Auch das Lippische Landesmuseum, das

schon jetzt einen laufenden Zuschuss von
15.000,— DM erhilt, soll in Zukunft gefordert
werden,

29) Fiir den Museumsneubau hat das Land

bereits jetzt haushaltsmaissig einen Zuschuss
von 150.000,—- DM zur Verfiigung gestellt. Die-
ser Zuschuss wird geniigen, wenn die zur Zeit
schwebenden Verhandlungen iiber den
Erwerb eines bundeseigenen Gebéudes fiir
Zwecke des Landesmuseums erfolgreich
sein werden. Wenn die Verhandlungen sich
zerschlagen sollten, werden weitere Finan-
zierungsverhandlungen stattfinden. Die Lan-
desregierung ist auch in dieser Frage bestrebt,
den berechtigten Wiinschen auf eine besse-
re Unterbringung der Museumsbestinde
nachzukommen.

30) Fiir das Stadtebundtheater im Raum Ost-

westfalen zahlt das Land einen jdhrlichen
Zuschuss von 100.000,- DM; einen weiteren
Zuschuss zahlt es fiir die Nordwestdeutsche
Philharmonie. Durch diese Zuschiisse sind
schon bisher die wertvollen Leistungen des
Theaters und des Orchesters anerkannt wor-
den. Die Landesregierung beabsichtigt, die
Zuschiisse in der bisherigen Hohe auch in
Zukunft zu gewidhren und sich fiir ihre
Bewilligung bei den Haushaltsberatungen
einzusetzen.

31) Die Landesregierung sagt den lippischen Kir-

chen eine entgegenkommende Behandlung
ihrer Wiinsche zu, insbesondere hinsichtlich
der Zuschiisse zur Pfarrerbesoldung. Sie
wird ihnen diese Zuschiisse, wie schon in der
Vergangenheit, in dem Rahmen gewihren,
in dem auch die rheinisch-westfilischen
Kirchen solche Zuschiisse erhalten. Ein
besonderer Vertrag mit der evangelischen
Landeskirche in Lippe ist in Vorbereitung.

Es liegt mir daran, abschlielfend zu versichern,
dass die Landesregierung tiber die vorhin
erwidhnten Sondermassnahmen fiir den
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Landesteil Lippe hinaus, auch im allgemeinen
dem Landesteil Lippe jene Férderung zuteil
werden lassen wird, wie sie gegeniiber den
tibrigen Landesteilen erfolgt. Die lippische
Bevilkerung darf die Gewillheit haben, dass
sie im Lande Nordrhein-Westfalen auch in
Zukunft mit aufrichtiger Sympathie behandelt
werden wird, und dass sie in jedem Falle mit
allen tibrigen Landesteilen volle Gleichran-
gigkeit einnehmen wird.«

Nr. 38
Drake an Justizminister Amelunxen 26.1.1952.
D 72 Drake Nr.70

Ich [...] darf Sie bitten, der Angelegenheit Lippe
fiir den letzten Gang und damit fiir das Gedei-
hen der Heirat Ihre besondere Aufmerksamkeit
zu widmen. Ich habe davon abgesehen, Sie zu bit-
ten, hierher zu kommen, was mir hier von ver-
schiedenen Herren empfohlen wurde, da man
annahm, dal} Sie als direkt Beteiligter bei dem
seinerzeitigen Abschlusse der Vereinbarungen ein
besonderes Interesse haben wiirden, dem Gang
der Dinge in Lippe personlich zu folgen. Ich habe
gleichwohl davon abgesehen, weil ich Sie nicht
unndotigerweise in Anspruch nehmen wollte
und weil ich mir auch dachte, daR Sie vielleicht
gewisse Schwierigkeiten im Kabinett haben
wiirden, wenn Sie sich allzu stark engagierten.

Nun liegen die Dinge aber so, daR ich fiirchte, die
Sache werde nicht gut auslaufen, wenn nicht alle
Kriifte, die einen Ausgleich wiinschen, sich auf
diesen guten Ausgleich konzentrieren. Es ist sehr
viel besser, man macht allseits einige Zuge-
stindnisse, als daR die letzte Phase der Ver-
handlungen mit einem MiRklang endet. Eine
unumstéfliche Grundlage miilSten die Verein-
barungen bleiben; sie werden aber nach meiner
Uberzeugung angetastet. Auf die Schulfrage will
ich nicht eingehen. Ich werde mich bemiihen, -
obgleich das augenblicklich sehr schwierig zu
sein scheint — zwischen den Anspriichen der
weitaus liberwiegenden Mehrheit der Landes-
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bewohner auf unbeschriinkte Erhaltung der
Gemeinschaftsschule und der Grundeinstel-
lung des Kabinetts zu vermitteln.

Besonders wichtig ist daneben die Frage des
Domaniums. Da kénnen wir nicht zulassen, dal8
der Landwirtschaftsminister — nach meiner
Ansicht ist er befangen, und ich werde das auch
noch offen aussprechen miissen - in der Frage
der Verwertung der Domiinen allein und letzt-
giiltig entscheidet. Der Wortlaut der Vereinba-
rungen und namentlich der Punkt 8, wo aus-
driicklich die Form des Verfahrens, namlich die
Vereinbarung vorgeschrieben ist, schlieRen das
aus.

Es kommen aber auch Billigkeitsriicksichten in
Frage. Man kann den Landesverband, dessen
Vorginger und er selber eine vorbildliche Sied-
lungspolitik betrieben haben, gegeniiber der das
Land Nordrhein-Westfalen doch im wesentlichen
noch sehr wenig geleistet hat, nicht nebenher-
laufen lassen. SchlieBlich ist die Eingangsformel
der Vereinbarungen, wo das grélite Entgegen-
kommen zugesagt ist, nicht ohne Grund so
gesetzt und von Ihnen personlich noch verstarkt
worden. Ihrer Rechtsauffassung kann ich leider
nicht folgen, und ich bitte freundlichst um Ver-
zeihung, da Sie ja der Justizminister sind und mir
in der Fihigkeit, das Recht auszulegen, unend-
lich tiberlegen sein miissen. Aber es steht doch
so: Uberall wo kultivierte Leute wohnen, hat man
seit Menschengedenken daran festgehalten, dafs
Vertrdge und Vereinbarungen und Absprachen
heilig sind und daB jeder Gesetzgeber auf solche
Vertriage Riicksicht zu nehmen hat. Das geschieht
sonst wohl tiberall. Wire es anders, so wire es fiir
den nordrhein-westfilischen Landtag feder-
leicht, die ganzen Vereinbarungen auszuhdhlen,
ja auf den Schutthaufen zu werfen. Und Griin-
de sind allemal billig wie Brombeeren. So war ja
nun der Vertrag[?!], den wir seinerzeit geschlos-
sen haben, nicht gemeint.

SchlieBlich kommt auch infrage, dal die Verfas-
ser der Lippe-Gesetze eine eindeutige Rechts-
auffassung tiber die fraglichen Bestimmungen
haben, die besagt, dall der Lippische Landes-



verband fiir Lippe an die Stelle des nordrhein-
westfilischen Ministers treten sollte.

Dabei will ich noch ganz absehen von der doch
unbestreitbaren Tatsache, dafl die Doménen fiir
Lippe etwas ganz anderes zu bedeuten haben als
die Domiénen sonst fiir das Land Nordrhein-
Westfalen. Nordrhein-Westfalen hat ja sonst
kaum Domiinen und kaum Grundbesitz. Der Fall
liegt also praktisch so, daf man, soweit das
Staatseigentum oder Landeseigentum infrage
kommt, hier ein Gesetz gemacht hat, ohne bei
den Einzelheiten sich geniigend darum zu kiim-
mern, wie es auf Lippe wirkte, das doch ohne
jeden Zweifel bisher schon die groften Erfolge
in der Bodenreform und Siedlung aufzuweisen
hat.

Ich werde mit den Vorsitzenden der Zentrums-
Fraktion noch besonders verhandeln, bitte aber
auch Sie sehr, alles was in Threr Kraft ist zu tun,
um das Land Lippe nun endgiiltig iiberzufiihren
»smoothly and gently« as the Englishman says.
Mit herzlichen Griifen auch an die Ihrigen

[hr Drake

Nr. 39

BVG-Urteil vom 24.2.1954 (2 BvQQ 1/54), Abschnitt
BI4.

D 72 Drake Nr. 82

4. Die Antragsteller sind der Ansicht, dal8 Lippe
noch nicht »endgiiltig« in Nordrhein-Westfalen
eingegliedert sei. Sie behaupten aber nicht, daf§
Lippe noch als Land innerhalb der Bundesre-
publik im Sinne des Art. 23 GG bestehe. Sie
machen Rechte eines untergegangenen Landes
geltend, das aber nach ihrer Auffassung insoweit
als noch fortbestehend anzusehen ist, als es sich
um die Geltendmachung von Rechten aus dem
Eingliederungsvertrag handelt.

Nun ist der zweite Fall des Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 —
offentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen ver-
schiedenen Lindern — nach dem Gesetzeswort-
laut nur gegeben, wenn auf beiden Seiten ein
Land beteiligt ist; deshalb bestimmt auch die Ver-
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fahrensvorschrift des § 71 Abs. 1 Nr. 2 BVerfGG,
dalf Antragsteller und Antragsgegner nur Lan-
desregierungen sein konnen. Da Lippe als Land
nicht mehr besteht und es infolgedessen eine
lippische Landesregierung nicht mehr gibt,
kann eine Zustdndigkeit des Bundesverfas-
sungsgerichts bei reiner Wortauslegung aus Art.
93 Abs. 1 Nr. 4 GG iVm § 71 Abs. 1 Nr. 2 BVerf-
GG nicht hergeleitet werden.

Bei der Regelung der Zustindigkeit des Bun-
desverfassungsgerichts in Art. 93 Abs. 1 GG hat
der Verfassungsgeber nur an Fille gedacht, die
typischen Charakter haben. Wenn es auch fiir die
Zuldssigkeit des Verfassungsrechtswegs nicht
geniigt, dal eine verfassungsrechiliche Streitfrage
irgendwie eine der Zustindigkeitsbestimmungen
des Art. 93 GG oder des § 13 BVerfGG beriihrt
(Urteil vom 7. Mirz 1953 - 2 BvE 4/52 — BVerf-
GE 2, 145 [150]), so ergibt sich doch aus dem
Sinnzusammenhang des Art. 93 Abs. 1 Nr. 3 und
4 GG, daB fiir alle 6ffentlich-rechtlichen Strei-
tigkeiten aus dem féderalen Bereich, wenigstens
subsididr, der Rechtsweg an das Bundesverfas-
sungsgericht erdffnet werden sollte, soweit es sich
nicht um verwaltungsrechtliche Streitigkeiten
handelt. Der vorliegende Fall unterscheidet sich
von dem typischen dadurch, daf8 ein unterge-
gangenes Land Rechte geltend macht, die in
unmittelbarem Zusammenhang mit seinem
Untergang stehen. Wiirde man in diesem Fall die
Zustdndigkeit des Bundesverfassungsgerichts
verneinen, so wiirde dies fiir das untergegange-
ne Land die Verweigerung jedes gerichtlichen
Schutzes bedeuten, da ein anderer Rechtsweg
nicht gegeben ist. Diese Uberlegungen miissen
dazu fiihren, die Zustdndigkeit des Bundesver-
fassungsgerichts fiir den vorliegenden Streit
gemald Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 GG zu bejahen.

Der Staatsgerichtshof fiir das Deutsche Reich hat
wiederholt in Streitigkeiten, in denen es um die
Frage der Verfassungswidrigkeit von Einge-
meindungsgesetzen ging, Parteifdhigkeit und
Aktivlegitimation der durch die Eingemeindung
untergegangenen Gemeinden bejaht (vgl. StGH
vom 12, Januar 1922, Lammers-Simons, Bd. I,
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S. 366 [368]; vom 11. Dezember 1929, Lammers-
Simons, Bd. II, S. 99 [105]). Die Anwendung die-
ses flir ein geschlossenes Rechtsschutzsystem
unentbehrlichen Grundsatzes fiihrt im vorlie-
genden Fall zwingend dazu, das untergegange-
ne Land Lippe insoweit noch als fortbestehend
zu behandeln, als um die Rechtsfolgen des
Eingliederungsvertrages gestritten wird. Als
Reprasentanten des untergegangenen, aber im
angegebenen Umfang als fortbestehend zu
behandelnden Landes sind dann nach Lage der
Sache der Landesverband Lippe und die beiden
lippischen Kreise Detmold und Lemgo anzuer-
kennen. Sie sind die »Exponenten des Volkswil-
lenss, von denen auch in Nr. 5 der Punktationen
die Rede ist. Der Landesverband, auf den nach
dem Landesverbandsgesetz vom 5. November
1948 der grofite Teil des lippischen Landesver-
mogens iibergegangen ist, ist eine Selbstver-
waltungskorperschaft, deren Wirkungsbereich
sich mit dem Gebiet des ehemaligen Landes
Lippe deckt. Ihm ist ausdriicklich auch die Auf-
gabe tibertragen, die kulturellen Belange und die
Wohlfahrt der Bewohner des fritheren Landes
Lippe zu fordern. Die beiden Landkreise Detmold
und Lemgo als Kommunalverbédnde innerhalb
des ehemaligen Landes Lippe werden in § 11 des
Vereinigungsgesetzes vom 5. November 1948
insofern als Repridsentanten der lippischen
Bevilkerung angesehen, als der Innenminister
die beiden Kreistage bei der Angleichung des lip-
pischen Rechts an das in Nordrhein-Westfalen
geltende Recht anhéren muR.

Der Antrag ist daher zuldssig, soweit er vom Lan-
desverband Lippe und von den beiden lippischen
Kreisen Detmold und Lemgo gestellt ist. Von den
weiterhin als Antragsteller auftretenden Stadten
konnte dagegen ein Antrag nicht gestellt werden,
weil ihnen in den Gesetzen keine Befugnisse
zugewiesen sind, kraft derer sie ebenfalls als
Repridsentanten der lippischen Bevolkerung in
dem oben bezeichneten Umfang anerkannt
werden kinnten.
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Nr. 40

Bruno Kirchhof an Verbandsvorsteher Dr. Arnold
Ebert 25.12.1968.

LV 1010/05 Bd. 1

»Es diirfte an der Zeit sein, auch landesver-
bandsseitig einmal ernsthaft tiber die Folgen
nachzudenken, welche die von unseren beiden
Kreistagen letzthin so einmiitig beschlossene
Zusammenlegung der Kreise Detmold und
Lemgo fiir das durch die Lippegesetze der lipp.
Bevilkerung belassene und dem Landesver-
band zur Verwaltung anvertraute ehemalige
Domanialvermogen einschl. bestimmter weite-
rer altlippischer Anstalten u. Einrichtungen
haben kann, g. E gar haben muf. Bei den
erwidhnten Verhandlungen in beiden Kreistagen
ist diesen Gedanken auch Raum gegeben, sie
decken sich mit dem, was in dem Gesetz iiber den
Domanialvertrag von 1919, in den Drakeschen
Punktationen und in den Lippe-Gesetzen iiber
die Bestimmung des dem lipp. Raume und sei-
ner Bevilkerung belassenen Domanialverma-
gens vorgesehen ist.

Wenn bei der erstrebten und zu erhoffenden Wie-
derherstellung einer Verwaltungseinheit (Grof8-
kreis) Lippe nicht dafiir gesorgt wird, daf das
Landesverbandsvermégen mit seinen Zube-
hérungen und allen verbrieften Rechten und
Pflichten als in sich geschlossene und selbstin-
dige Verwaltungseinheit in oder an die kom-
mende Kreisverwaltung herangebracht wird,
sehe ich gewisse Gefahren fiir die Beziehungen
unserer Bevolkerung zu ihrem Domanialver-
mogen, zumal der Gesetzgeber kaum je eine
Zusammenlegung der beiden lipp. Kreise be-
schliefen wird, ohne nicht gleichzeitig auch iiber
das Schicksal des Landesverbandes und des die-
sem anvertraute altlippische Domanialvermogen
usw. irgendwie zu befinden.

Um nach allen Richtungen auch landesver-
bandsseitig vorzubeugen, halte ich einen Be-
schluB der Landesverbandsvertretung etwa
folgenden Inhaltes fiir ebenso angebracht wie
notwendig:



Die Landesregierung wird gebeten, der Geset-
zesvorlage {iber den Zusammenschlull der bei-
den lippischen Landkreise eine Bestimmung ein-
zufiigen, nach welcher mit dem Inkrafttreten des
Gesetzes {iber den Kreis Lippe dasin § 4, Abs. 1,
S. 2 des Gesetzes iiber die Vereinigung des Lan-
des Lippe mit dem Lande Nordrhein-Westfalen
vom 5.11.1948 erwihnte-Domanial- und Stifts-
vermdogen einschl. der weiteren dort aufgefiihr-
ten Vermégensstiicke und Rechte in Abénderung
der genannten Vorschrift einschlieflich der ent-
sprechenden Bestimmungen des Gesetzes iiber
den Landesverband Lippe von 5.11.1948 dem
Kreis Lippe mit allen bestehenden Rechten und
Pflichten als zweckgebundenes Sondervermagen
zur Verwaltung iibertragen wird.

Ich behalte mir vor, anldRlich der Verabschiedung
des Landesverbandshaushaltes 1969 einen ent-
sprechenden Antrag zu stellen, falls dies nicht
dortseits geschieht oder die L. Verbandsvertre-
ter sich nicht zu einer gemeinschaftlichen Ein-
bringung dieses Antrages entschliefen sollten.«

Nr. 41

Satzung des Landesverbandes Lippe vom 4.1.1952
in der Fassung vom 20.4.1966.

ABIL.Reg.Dr. 1966, S. 212

Satzung des Landesverbandes Lippe vom
4. Januar 1952 in der Fassung vom 20. April 1966
Auf Grund des Landesgesetzes iiber den Lan-
desverband Lippe vom 5. November 1948
(GS. NW. S. 12) hat die Verbandsversammlung am
17. Dezember 1951 und 15. April 1966 folgende
Satzung beschlossen:

§1

Der Landesverband Lippe ist eine Kérperschatt
des 6ffentlichen Rechts fiir den Bereich des
Lippischen Landes (Kreise Detmold und Lemgo).
Seine Aufgabe ist die Verwaltung des durch
Gesetz iiber die Vereinigung des Landes Lippe
mit dem Lande Nordrhein-Westfalen vom
5. November 1948 (GS. NW. S. 12) ausgesonderten
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Vermogens des fritheren Landes Lippe. Er hat
auller der Deckung seiner eigenen Verwal-
tungskosten und der Bildung der erforderlichen
Riicklagen die kulturellen Belange und die Wohl-
fahrt der Bewohner im Bezirk des fritheren Lan-
des Lippe im Rahmen seiner Leistungsfihigkeit
zu fordern.

§2
Die Verwaltung des Landesverbandes Lippe
erfolgt durch seine Organe:

1. Verbandsversammlung

2. Verbandsvorsteher

In dieser Satzung konnen weitere Organe vor-
gesehen werden,

§3

Vertretungskarperschaft des Landesverbandes ist
die Verbandsversammlung. Sie besteht aus dem
Verbandsvorsteher oder seinem Stellvertreter als
Vorsitzendem und aus je 5 Vertretern der beiden
Kreise Detmold und Lemgo.

Die Vertreter der Kreise werden durch die Kreis-
tage fiir die Dauer ihrer Wahlzeit nach dem Ver-
hiltniswahlrecht gewidhlt. Wéhlbar sind alle
Personen, die das passive Wahlrecht zu den Kreis-
tagen Detmold und Lemgo haben.

Scheidet ein Vertreter vor Ablauf seiner Wahlzeit
aus, so erfolgt Ersatzwahl fiir den Rest der Wahl-
zeit.

Die Verhiltniswahl gemdl § 4 des Landesgeset-
zes vom 5. November 1948 erfolgt nach dem
Hochstzahlenverfahren (»System d'Hondt«).
Falls die letzte mit einem Sitze zu bedenkende
Héchstzahl sich mehrfach ergibt, so erhilt von
den in Frage kommenden Parteien diejenige den
Sitz, die bei der Kreistagswahl die hichste Stim-
menzahl erreicht hat (§ 1 der Verordnung des
Innenministers vom 2. Mai 1950).

§4

Die Verbandsversammlung ist die entscheiden-
de Korperschaft des Verbandes. Sie beschlieft in
allen Angelegenheiten, die nicht durch Gesetz
oder Satzung einer anderen Stelle iibertragen
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sind. Sie hat im besonderen den Haushaltsplan
zu beraten und festzustellen.

Die Verbandsversammlung tritt nach Bedarf
zusammen, mindestens zweimonatlich. Sie ist
beschlufSfihig, wenn wenigstens 8 Mitglieder
(einschlieflich Vorsitzer) anwesend sind. Bei der
Entscheidung gilt vorbehaltlich der Bestim-
mung im § 5 einfache Stimmenmehrheit.

Fiir den Geschiftsgang gilt die gleichzeitig mit
dieser Satzung erlassene Geschiftsordnung.
Die Verhandlungen des Verbandes sind nicht
offentlich. Fiir die Verbandsversammlung kann
jeweils auf besonderen BeschluB die Offent-
lichkeit zugelassen werden.
DerVerbandsversammlung sollen alle wichtigen
Angelegenheiten vorgetragen werden. Thr sind
stindig Berichte zu erstatten, damit alle Mit-
glieder iiber die Geschiftslage unterrichtet
werden.

§5

Die Verbandsversammlung beschliel3t

a) iiber Antriage auf Anderung der Satzung mit
mindestens 8 Stimmen,

b) in Personalangelegenheiten mit mindestens
7 Stimmen.

§6

Zur rechtsgeschéftlichen Verpflichtung des Lan-
desverbandes Lippe iiber Grundstiicke sowie zur
Ausstellung von Vollmachten ist die Aufnahme
einer Urkunde erforderlich, die vom Verbands-
vorsteher und einem weiteren Mitgliede der Ver-
bandsversammlung unterzeichnet werden mugR.

§7

Der Verbandsvorsteher wird von der Verbands-
versammlung mit Zustimmung der Aufsichts-
behdrde (Innenminister) angestellt. Die Anstel-
lung kann auch als Beamter auf Zeit fiir 12 Jahre
erfolgen.

Der Verbandsvorsteher fithrt die laufenden
Geschiifte des Landesverbandes Lippe. Er hat die
Beschliisse der Verbandsversammlung und
etwaiger anderer Dienststellen, die zur Mitwir-
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kung berufen sind, vorzubereiten.

Er vertritt den Landesverband Lippe nach auflen.
Der Verbandsvorsteher hat auf sparsamste Ver-
wendung aller Mittel zu achten.

§8

An die Stelle des Verbandsvorstehers tritt, wenn
er verhindert ist, sein Stellvertreter, der zu glei-
cher Zeit wie der Verbandsvorsteher zu berufen
ist und der auch auRerhalb seiner Vertretungs-
befugnis an den Verhandlungen der Verbands-
versammlung teilnehmen kann.

§9

Die Beamten des Verbandes sind hinsichtlich
ihrer Besoldung, ihres Ruhegehalts, der Hin-
terbliebenenversorgung und der sonstigen beam-
tenrechtlichen Bestimmungen den Landesbe-
amten gleichzustellen. Das gleiche gilt fiir die
Angestellten und Arbeiter des Landesverbandes.
Die Beamten und Angestellten unterstehen in
disziplinarischer Hinsicht dem Verbandsvorste-
her als ihrem Dienstvorgesetzten, als Diszipli-
nargerichte sind die fiir die Landesbeamten des
Regierungsbezirks Detmold eingesetzten Diszi-
plinargerichte zustindig. Zur Sicherung der Ver-
sorgungsanspriiche der Beamten ist ein beson-
derer Pensionsfonds zu bilden, sofern sich der
Verband nicht einer bestehenden Pensions-
kasse anschlieRt.

§10

Es werden Ausschiisse gebildet, an denen mog-
lichst alle Mitglieder der Verbandsversamm-
lung zu beteiligen sind.

a) Hauptausschul®

b) Wirtschaftsausschuld

¢) Bauausschufd

Die Ausschiisse haben — neben dem Verbands-
vorsteher als Vorsitzer — 4 Mitglieder. Jedes
Ausschufmitglied kann im Verhinderungsfalle
seinen Vertreter bestimmen, der der Verbands-
versammlung angehdéren mufl. Weitere Aus-
schiisse kénnen bei besonderem Bedarf fiir
besondere und zeitlich befristete Aufgaben ein-



gesetzt werden. Das Recht der Entscheidung steht
im allgemeinen nur der Verbandsversammlung
zu. In Einzelfillen kénnen auch die Ausschiisse
entscheiden, wenn sie durch einen mit minde-
stens 8 Stimmen gefalten Beschlufl der Ver-
bandsversammlung dazu das Recht erhalten
haben. Die Ausschiisse werden nach Bedarf zu
Sitzungen geladen, fiir die moglichst vorher eine
Tagesordnung festzusetzen und den Mitgliedern
zu libermitteln ist. Ein Ausschuff mul8 zusam-
mengerufen werden, wenn 2 seiner Mitglieder
dies beantragen. Die Ausschiisse sind be-
schluffihig, wenn auler dem Vorsitzenden
mindestens 3 Mitglieder anwesend sind. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Verbands-
versammlung. Den Vorsitz in den AusschufSver-
handlungen fiihrt der Verbandsvorsteher oder
sein Vertreter. Es ist Bedacht darauf zu nehmen,
daR in den Ausschiissen beide Landkreise ver-
treten sind.

§11

Alljiahrlich ist eine Haushaltssatzung aufzustel-
len, die von der Aufsichtsbehérde zu genehmi-
gen und dem Landtage des Landes Nordrhein-
Westfalen iiber das Innenministerium zur
Kenntnis vorzulegen ist. Im Rahmen der Haus-
haltssatzung handelt der Landesverband Lippe
selbstindig.

§12

Fiir die Haushaltsfiihrung, Rechnungslegung
und Rechnungspriifung des Landesverbandes
Lippe gelten die Reichshaushaltsordnung, die
Wirtschaftsbestimmungen fiir die Reichsbehor-
den, die Rechnungslegungsordnung fiir das
Reich und die zur Durchfiihrung dieser Gesetze
erlassenen Reichs- oder Landesbestimmungen
sinngemil.

$13

Fiir den Haushaltsplan, seine Gestaltung und
Durchfiihrung wie fiir die Verwaltungsarbeit
des Verbandes gelten folgende Grundsitze:

a) Der Landesverband Lippe ist im wesentlichen
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eine Vermogensverwaltung, daraus ergeben sich
die Richtlinien der Arbeit.

b) Das Vermdgen ist in seinem Bestande zu erhal-
ten und nach sozialen Grundsitzen zu verwal-
ten. Auf den Ersatz abgehender Vermdgensstiicke
ist in jedem Falle méglichst Bedacht zu nehmen.
¢) Oberster Grundsatz der Arbeit des Landes-
verbandes Lippe soll die Forderung des allge-
meinen Volkswohles sein; Vorteile einzelner
miissen dahinter zurticktreten.

d) Keine Ausgabe darf ohne Deckung geleistet
werden. Alle Haushaltsansidtze diirfen nur im
Rahmen einer sorgsamen vorherigen Berechnung
festgestellt werden. Ein gesunder Ausgleich des
Abschlusses ist sicherzustellen. Anleihen sind
moglichst zu vermeiden; wo erforderlich, ist Til-
gung in kiirzester Frist anzustreben.

§ 14

Die Verwaltung des Landesverbandes Lippe soll
zweckmalig gegliedert und im Aufwand sparsam
sein. Sie soll die besten lippischen Uberliefe-
rungen wahren. In die Verwaltung des Landes-
verbandes diirfen nur beste Kréfte aufgenommen
werden, die im ganzen eine vorbildliche Arbeit
sichern.

§15

Das Vermogen des Landesverbandes Lippe soll
zugunsten der Kreise Detmold und Lemgo ver-
waltet werden.

Kommen einzelne vom Landesverband Lippe
verwaltete Vermaogensteile, Einrichtungen,
Anstalten usw. dauernd einem der beiden Krei-
se in besonders hohem oder besonders geringem
Male zugute, so soll in der Haushaltssatzung
oder durch BeschluR ein billigméRiger Aus-
gleich unter Beriicksichtigung aller Umstinde
bewirkt werden.

Ist eine allseitige Verstandigung oder ein BeschlufR
mit mindestens 7 Stimmen nicht zu erreichen,
so entscheidet in wiederholter, aber erst
nach einer Frist von 4 Wochen vorzunehmen-
der Abstimmung die einfache Mehrheit von
mindestens 6 Stimmen, wenn der benachteilig-
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te Landkreis diese neue Entscheidung beantragt.
Handelt es sich in den gegebenen Fillen um
einen Wert im Jahresbetrage von mehr als
50.000,- DM, so ist der Verbandsvorsteher ver-
pflichtet, der Verbandsversammlung vor der
Entscheidung ein Gutachten vorzulegen, das von
zwei unbeteiligten Sachverstindigen erstattet
wird, von denen die beiden lippischen Kreis-
ausschiisse je einen ernennen. Die Sachver-
stindigen diirfen nicht Mitglieder der Kreistage
sein, nicht einem Kreis- oder sonstigen Aus-
schusse des Kreises angehéren und nicht im
Beamten- oder irgendeinem sonstigen Dienst-
verhiltnis zu den Kreisen stehen.

Kommen die Gutachter zu keiner Einigung, so
berichtet jeder besonders. Von den Gutachten
hdngt die endgiiltige Entscheidung nicht ab.

§16

Der Landesverband Lippe kann Satzungen iiber
Gebiihren und Beitrige erlassen. Er kann fiir die
Ausiibung der ihm obliegenden Verwaltungs-
aufgaben die Hilfe der Gemeindeverwaltungen
des Verbandsbezirks nach Maligabe seiner Sat-
zung in Anspruch nehmen. Die Einzelheiten wer-
den durch besondere Anordnungen geregelt, die
die Verbandsversammlung nach Benehmen mit
den Kreisverwaltungen Detmold und Lemgo
beschliefit.

§17

Der Landesverband Lippe ist berechtigt, inner-
halb der ihm iibertragenen Zustédndigkeiten
durch Satzung seine Rechtsverhiltnisse insoweit
zu ordnen, als nicht gesetzliche Bestimmungen
entgegenstellen.

§18

Die Kassenfiihrung erfolgt durch die Regie-
rungshauptkasse in Detmold. Die Gefélle konnen
im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben
werden.

Fiir Bausachen kann der Verband das Staats-
hochbauamt in Detmold in Anspruch nehmen.
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§19

Die Aufsicht tiber den Landesverband Lippe hat
der Innenminister des Landes Nordrhein-West-
falen, der seine Befugnisse auf den Regierungs-
prasidenten in Detmold ganz oder teilweise iiber-
tragen kann.

Der Verband hat iiber Fragen von grundsétzlicher
Bedeutung der Aufsichtsbehorde zu berichten.

§ 20

Die Genehmigung des Innenministers im Ein-
vernehmen mit dem jeweils beteiligten Fach-
minister ist erforderlich bei

1. Erwerb und VerduRerung von Grundstiicken
im Werte von {iber 10.000,- DM.

2. Aufnahme von Darlehen aulerhalb eines
laufenden Kassenkredits,

3. Belastung von Grundeigentum,

4. Ubernahme einer fremden Verbindlichkeit.

§ 21

Der Verband kann durch BeschluR der Ver-
bandsversammlung mit Zweidrittelmehrheit
und mit Zustimmung der Aufsichtsbehorde auf-
gelost werden. Das nach Abwicklung der Ver-
bandsverbindlichkeiten {ibrigbleibende Verma-
gen ist auf die Kreise Detmold und Lemgo zu
ibertragen.

Detmold, den 20. April 1966

Landesverband Lippe

Der Verbandsvorsteher

Drake

Mitglied der Verbandsversammlung
Friedrich



Nr.42

Satzung des Landesverbandes Lippe vom
13.4.1973

ABL Reg.Dt. 1973, S. 264

Satzung
des Landesverbandes Lippe

Auf Grund des § 13 des Gesetzes iiber den Lan-
desverband Lippe vom 5. November 1948
(GS. NW. S. 206) hat die Verbandsversammlung
am 13. April 1973 folgende Satzung beschlossen:

§1

Siegel, Flagge

Der Landesverband Lippe fiihrt als Dienstsiegel
das friihere lippische Landeswappen (lippische
Rose) mit der Aufschrift »Landesverband Lippex,
und als Flagge die friihere lippische Landesflag-
ge (zwei Felder in den Farben Gelb und Rot).

§2

Organe

Organe des Landesverbandes Lippe sind
1. die Verbandsversammlung,

2. der Verbandsvorsteher.

§3

Verbandsversammlung

1. Die Verbandsversammlung besteht aus dem
Verbandsvorsteher oder seinem Stellvertreter
und 10 Vertretern des Kreises Lippe.

2. Die Verbandsversammlung beschlief3t in allen
Verbandsangelegenheiten, soweit nicht durch
Gesetz oder diese Satzung die Entscheidung
dem Verbandsvorsteher oder einem Aus-
schuf iibertragen worden ist. Sie kann Ange-
legenheiten, die in die Entscheidungsbefug-
nis eines Ausschusses fallen, an sich ziehen
und selbst endgiiltig entscheiden, solange
eine Entscheidung des Ausschusses nicht
erfolgt ist oder durch eine getroffene Ent-
scheidung Rechte Dritter nicht entstanden
sind.

3. Den Vorsitz in der Verbandsversammlung
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fiihrt der Verbandsvorsteher.

4. Die Verbandsversammlung wird innerhalb
von 21 Tagen nach erfolgter Wahl durch den
Kreistag Lippe zu ihrer ersten Sitzung der
Wabhlzeit durch den Verbandsvorsteher ein-
berufen.

5. DieVerbandsabgeordneten werden vom Ver-
bandsvorsteher in ihr Mandat eingefiihrt
und zur gesetzmiRigen und gewissenhaften
Wahrnehmung ihrer Aufgaben verpflichtet.

6. Maoglichst in der ersten, spitestens in der
zweiten Sitzung jeder Wahlzeit der Ver-
bandsversammlung werden der stellvertre-
tende Verbandsvorsteher gewihlt und die
nach dieser Satzung vorgesehenen Aus-
schiisse gebildet.

7. Im tibrigen wird die Verbandsversammlung
einberufen, sooft es die Geschiftslage erfor-
dert, mindestens jedoch alle 2 Monate.

8. Die Verbandsversammlung ist innerhalb von
14 Tagen einzuberufen, wenn mindestens
3 Verbandsabgeordnete unter Angabe des zur
Beratung zu stellenden Gegenstandes es ver-
langen.

9. Die Ladungsfrist, die Form der Einberufung
und das Verfahren der Verbandsversammlung
werden, soweit durch diese Satzung nicht
bestimmt, durch eine Geschiftsordnung
geregelt, die von der Verbandsversammlung
erlassen wird.

10.Die Sitzungen der Verbandsversammlung
sind éffentlich. Durch die Geschiftsordnung
kann die Offentlichkeit fiir Angelegenheiten
einer bestimmten Art ausgeschlossen werden.
Auf Antrag eines Verbandsabgeordneten oder
aufVorschlag des Verbandsvorstehers kann fiir
einzelne Angelegenheiten die Offentlichkeit
ausgeschlossen werden. Antrage und Vor-
schldge auf Ausschluf der Offentlichkeit diir-
fen nur in nichtoffentlicher Sitzung begriin-
det und beraten werden. Falls dem Antrag
oder dem Vorschlag stattgegeben wird, ist die
Offentlichkeit in geeigneter Weise zu unter-
richten, daf in nichtéffentlicher Sitzung wei-
terverhandelt wird.
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§4

Rechte und Pflichten der Mitglieder der Ver-
bandsversammlung

l.

Die Mitglieder der Verbandsversammlung
fithren die Bezeichnung »Verbandsabgeord-
nete«.

Die Verbandsabgeordneten haben eine beson-
dere Treuepflicht gegeniiber dem Landes-
verband. Sie diirfen Anspriiche Dritter gegen
den Landesverband nicht geltend machen,
es sei denn, daQ sie als gesetzliche Vertreter
handeln.

Die Verbandsabgeordneten sind verpflichtet,
in ihrer Tatigkeit ausschlieBlich nach dem
Gesetz und ihrer freien, nur durch Riicksicht
auf das offentliche Wohl bestimmten Uber-
zeugung zu handeln. Sie sind an Auftrige
nicht gebunden.

Die Verbandsabgeordneten sind zur Ver-
schwiegenheit {iber solche Angelegenheiten
verpflichtet, deren Geheimhaltung ihrer Natur
nach erforderlich, besonders vorgeschrie-
ben oder von der Verbandsversammlung
beschlossen worden ist. Zu den vertraulichen
Angelegenheiten gehdren insbesondere alle
Personal- und Grundstiickssachen. Die Ver-
bandsabgeordneten diirfen die Kenntnis ver-
traulicher Angelegenheiten nicht unbefugt
verwerten. Die Verbandsabgeordneten bediir-
fen der Genehmigung der Verbandsver-
sammlung zur Aussage als Zeugen iiber
solche Angelegenheiten, die der Verschwie-
genheit unterliegen. Die Verpflichtung zur Ver-
schwiegenheit und die Genehmigungspflicht
fiir die Zeugenaussage gelten auch nach
Beendigung der Mitgliedschaft zur Ver-
bandsversammlung.

Die Verbandsabgeordneten erhalten eine
Aufwandsentschadigung und haben An-
spruch auf Ersatz ihrer Auslagen und des ent-
gangenen Arbeitsverdienstes im Rahmen der
jeweils giiltigen Verordnung tiber die Ent-
schiddigung der Mitglieder kommunaler
Vertretungen und Ausschiisse des Landes
Nordrhein-Westfalen nach Malgabe der
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hierfiir gefaliten Beschliisse der Verbands-
versammlung.

Fiir Dienstreisen erhalten die Verbandsabge-
ordneten Reisekostenvergiitung gemils der
Reisekostenstufe C des Landesreisekosten-
gesetzes.

. Jedes Mitglied der Verbandsversammlung

kann durch schriftliche Erkldrung gegeniiber
dem Verbandsvorsteher sein Mandat nieder-
legen.

Befangenheit
1. Kein Verbandsvorsteher darf bei Angelegen-

heiten beratend oder entscheidend mitwir-
ken, wenn die Entscheidung ihm selbst, sei-
nem Ehegatten, seinem Verwandten bis zum
3. oder Verschwigerten bis zum 2. Grad oder
einer von ihm kraft gesetzlicher oder rechts-
geschiftlicher Vollmacht vertretenen Person
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil
bringen kann. Dabei sind unter Personen
auch juristische Personen zu verstehen.

. Dies gilt auch dann, wenn der Verbandsab-

geordnete in der Angelegenheit in anderer als
offentlicher Eigenschaft ein Gutachten abge-
geben hat oder sonst titig geworden ist und
wenn er bei einer natiirlichen Person, juri-
stischen Person oder Vereinigung, die an der
Erledigung der Angelegenheit ein person-
liches oder wirtschaftliches Interesse hat,
gegen Entgelt beschiftigt ist oder bei ihr als
Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates
oder eines gleichartigen Organes titig ist,
sofern er diesem Organ nicht als Vertreter des
Landesverbandes Lippe angehort.

. Diese Vorschriften gelten nicht, wenn der Ver-

bandsabgeordnete an der Entscheidung der
Angelegenheit lediglich als Angehériger einer
Berufs- oder Bevilkerungsschicht beteiligt ist,
deren gemeinsames Interesse durch die
Angelegenheit beriihrt wird. Diese Vorschrif-
ten gelten ferner nicht fiir Wahlen in unbe-
soldete Wahlstellen, die von der Verbands-
versammlung vorgenommen werden.



4. Verbandsabgeordnete, bei denen die Vor-
aussetzungen der Absiitze 1 oder 2 vorliegen
oder bei denen Tatsachen gegeben sind,
welche die Vermutung rechtfertigen, dal§ die
Voraussetzungen der Absétze 1 oder 2 vor-
liegen, haben dies dem Verbandsvorsteher vor
Beginn der Sitzung oder spitestens vor
Beginn der Beratung tiber die betreffende
Angelegenheit mitzuteilen.

3. Ob die Voraussetzungen der Absitze 1 oder
2 vorliegen, entscheidet im Zweifelsfall die
Verbandsversammlung.

§6

BeschluRfihigkeit der Verbandsversammlung

1. DieVerbandsversammlung ist beschluBfihig,
wenn mindestens 8 Mitglieder (einschl. des
Verbandsvorstehers) anwesend sind. Sie gilt
als beschluffihig, solange ihre Beschlufun-
fahigkeit nicht festgestellt ist.

2. Ist eine Angelegenheit wegen Beschluffun-
fahigkeit der Verbandsversammlung zurtick-
gestellt worden und wird die Verbandsver-
sammlung zur Beratung iiber denselben
Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Riick-
sicht auf die Zahl der Erschienenen be-
schluffdhig. Die Einladung zu dieser Sitzung
muf durch eingeschriebenen Brief erfolgen
und auf diese Bestimmung ausdriicklich hin-
weisen.

§7

Abstimmung und Wahlen

1. Die BeschluRfassung der Verbandsversamm-
lung erfolgt, soweit diese Satzung nichts
anderes bestimmt, mit einfacher Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gilt der
Antrag als abgelehnt. Mehrheitsbeschliisse
sollen maglichst vermieden werden. In jedem
Falle ist eine Verstindigung mit Riicksicht auf
die sachliche Bedeutung der zu entschei-
denden Angelegenheit zu erstreben. Der Ver-
bandsvorsteher soll sich in diesem Sinne
besonders bemiihen. Bei der Beschlulfassung
wird offen abgestimmt; die Geschiftsordnung

§8
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kann eine andere Regelung treffen.
Wahlen werden durch Zuruf vollzogen. Wenn
ein Verbandsabgeordneter widerspricht, erfol-
gen sie durch Abgabe von Stimmzetteln.
Die Verbandsversammlung beschlie8t
a) liber Antrige auf Anderung dieser Satzung
mit mindestens 8 Stimmen,
b) in Personalangelegenheiten mit minde-
stens 7 Stimmen.
Als Personalangelegenheit gilt nicht die
Anstellung des Verbandsvorstehers und
die Wahl seines Vertreters.
Bei Beschliissen und Wahlen zihlen Stimm-
enthaltungen und ungiiltige Stimmen zur
Feststellung der BeschluRfihigkeit, nicht
aber zur Berechnung der Mehrheit mit.

Verbandsvorsteher

1.

Der Verbandsvorsteher wird von der Ver-
bandsversammlung mit Zustimmung der
Aufsichtsbehorde angestellt. Seine Anstellung
erfolgt in der Regel als Beamter auf Zeit fiir
12 Jahre.
Rechte und Pflichten des Verbandsvorstehers
ergeben sich aus dem Gesetz iiber den Lan-
desverband Lippe vom 5. November 1948, den
beamtenrechtlichen Vorschriften und aus
dieser Satzung.
Der Verbandsvorsteher fiihrt die laufenden
Geschiifte des Landesverbandes Lippe. Dazu
gehoren insbesondere:
a) Die Entscheidung in Personalangelegen-
heiten gemal § 12, Ziffer 3 ¢ dieser Satzung.
b) Die Ausfiihrung der Haushaltssatzung mit
Haushalts- und Wirtschaftsplan, soweit
nicht im Haushalts- und Wirtschaftsplan
die Zustidndigkeit der Verbandsversamm-
lung oder einzelner Ausschiisse festgelegt
ist.
¢) Der AbschluB8 von Holzverkaufsvertrigen.
d) Der Abschluf von Vertrigen mit einer
Zahlungsverpflichtung im Einzelfall bis
zu 10.000,— DM jdhrlich oder einer Lauf-
zeit bis zu 10 Jahren mit Ausnahme von
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Grundstiicksgeschiften, Jagd- und Fische-
reiverpachtungen.

e) Die Fithrung von Rechtsstreitigkeiten mit
einem Streitwert im Einzelfall bis zu
10.000,— DM.

f) Der Abschluff von Vergleichen mit einer
Zahlungsverpflichtung im Einzelfall bis zu
5.000,- DM, sofern der Vergleich nicht zu
iber- oder aullerplanmifigen Ausgaben
oder Verpflichtungserméchtigungen fiihrt.

g) Die Stundung von Forderungen im
Einzelfall bis zu 10.000,—- DM.

h) Die befristete Niederschlagung von
Forderungen.

i) Die unbefristete Niederschlagung und der

Erlall von Forderungen im Einzelfall bis zu
1.000,— DM.
Sofern es sich bei den Punkten c¢) bis i) um
Fille von grundsiitzlicher Bedeutung han-
delt, ist die Verbandsversammlung vor der
Entscheidung zu unterrichten.

4. Der Verbandsvorsteher hat die Verbands-
versammlung tiber alle wichtigen Ver-
bandsangelegenheiten zu unterrichten.

§9

Stellvertretender Verbandsvorsteher

1. An die Stelle des Verbandsvorstehers tritt im
Falle seiner Verhinderung der stellvertreten-
de Verbandsvorsteher.

2. Der stellvertretende Verbandsvorsteher ist als
Ehrenbeamter titig. Er wird von der Ver-
bandsversammlung fiir die Dauer der Wahl-
zeit der Verbandsabgeordneten gewiihlt. Seine
Ernennung spricht der Verbandsvorsteher aus,
Die Wahl bzw. Ernennung eines Verbandsab-
geordneten zum stellvertretenden Verbands-
vorsteher ist moglich. Bis zur Neuwahl bleibt
der stellvertretende Verbandsvorsteher im
Amt.

3. Der stellvertretende Verbandsvorsteher kann,
sofern er nicht Verbandsabgeordneter ist,
auch auBerhalb seiner Vertretungsbefugnis an
den Sitzungen der Verbandsversammlung
und der Ausschiisse beratend ohne Stimm-
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recht teilnehmen. Er ist, wenn er nicht die
Aufgaben des Verbandsvorstehers wahrzu-
nehmen hat, auch berechtigt, einen Ver-
bandsabgeordneten auf dessen Wunsch im
Verhinderungsfalle in den Ausschiissen zu
vertreten, es sei denn, dal er selbst Mitglied
des Ausschusses ist.

Der stellvertretende Verbandsvorsteher erhélt
eine Aufwandsentschiddigung und hat An-
spruch auf Ersatz seiner Auslagen und des
entgangenen Arbeitsverdienstes im Rahmen
der jeweils giiltigen Verordnung tiber die Ent-
schiddigung der Mitglieder kommunaler Ver-
tretungen und Ausschiisse des Landes Nord-
rhein-Westfalen nach Malgabe der hierfiir
gefalSten Beschliisse der Verbandsversamm-
lung. Fiir Dienstreisen erhilt er Reiseko-
stenvergiitung gemil der Reisekostenstufe C
des Landesreisekostengesetzes.

§10
Ausschiisse

1.

Die Verbandsversammlung bildet aus ihren
Mitgliedern folgende Ausschiisse:

a) Hauptausschuly

b) Wirtschaftsausschuf®

¢) Bau- und Vergabeausschul3.

Die Verbandsversammlung setzt zu Beginn
einer jeden Wahlzeit die Zahl der Mitglieder
fest, die zusammen mit dem Verbandsvor-
steher die Ausschiisse bilden. Bei der Beset-
zung der Ausschiisse wird nach den Grundsit-
zen der Verhdltniswahl in einem Wahlgang
abgestimmt. Dabei wird der Verbandsvorste-
her keiner Partei bzw. Fraktion zugerechnet.
Die Wahlstellen sind auf die Wahlvorschlige
nach der Reihenfolge der Hichstzahlen zu
verteilen, die sich durch Vollrechnung, Halb-
teilung, Drittelung, Viertelung usw. der auf die
Wabhlvorschlige entfallenden Stimmenzahlen
ergeben.

Ergeben sich bei der Ermittlung der letzten
Wahlstelle gleiche Hochstzahlen, wird die Zahl
der Mitglieder der einzelnen Fraktionen,
Parteien bzw. Wihlergruppen im Kreistag



o

8.

Lippe zugrunde gelegt.

Jedes Ausschufmitglied kann im Verhinde-
rungsfalle einen anderen Verbandsabgeord-
neten oder den stellvertretenden Verbands-
vorsteher, sofern dieser nicht selbst Mitglied
des Ausschusses ist oder die Aufgaben des
Verbandsvorstehers wahrzunehmen hat, zu
seinem Vertreter bestellen.

Den Vorsitz in allen Ausschiissen fithrt der
Verbandsvorsteher.

Die Sitzungen der Ausschiisse sind in der
Regel nicht 6ffentlich. Die Ausschiisse werden
vom Verbandsvorsteher nach Bedarf ein-
berufen. Ein AusschuB ist innerhalb von
14 Tagen einzuberufen, wenn mindestens
2 Ausschufmitglieder unter Angabe der zur
Beratung zu stellenden Gegensténde es ver-
langen. Die Ladungsfrist und die Form der
Einberufung regelt die Geschiftsordnung
der Verbandsversammlung.

. a) Die Ausschiisse sind beschluBfdhig, wenn

mehr als die Hilfte der satzungsmiligen
Mitglieder (einschlieRlich des Verbands-
vorstehers) anwesend ist. Sie gelten als
beschluffihig, solange ihre BeschluBun-
fihigkeit nicht festgestellt ist.

b) Ist eine Angelegenheit wegen BeschlulSun-
fihigkeit des Ausschusses zuriickgestellt
worden und wird der Ausschul zur Bera-
tung iiber denselben Gegenstand einbe-
rufen, so ist er ohne Riicksicht auf die Zahl
der Erschienenen beschlufSfihig. Die Ein-
ladung zu dieser Sitzung muf8 durch ein-
geschriebenen Brief erfolgen und auf diese
Bestimmung ausdriicklich hinweisen.

Die Ausschiisse entscheiden mit einfacher

Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit

wird die Angelegenheit durch die Verbands-

versammlung entschieden. § 7 Ziffer 4 gilt ent-
sprechend.

Die Ausschiisse entscheiden in folgenden
Angelegenheiten:

8.1 Hauptausschuf$

a) Personalangelegenheiten gemdl § 12

Dokumente

Ziffer 2 dieser Satzung,

b) Finanzangelegenheiten

1. Gewihrung von personlichen Darlehen an
Bedienstete im Rahmen der Bestimmungen
tiber Wohnungsfiirsorge fiir Bedienstete des
Landesverbandes Lippe,

2. Verwendung der Ansitze des Haushalts-
und Wirtschaftsplanes, fiir die im Haus-
halts- und Wirtschaftsplan ausdriicklich die
Zustindigkeit des Hauptausschusses fest-
gelegt ist.

8.2 Wirtschaftsausschufd

Entscheidung in Grundstiicksangelegen-

heiten bis zu 40.000,— DM im Einzelfall,

makRgebend ist der Richtwert,

Dazu gehéren insbesondere:

a) An- und Verkiufe,

b) Ubernahme und Ausgabe von Erbbau-
rechten,

c) Ablosung von Bodenrenten,

d) Ausiibung von Rechten aus friiheren Ver-
tragen.
Dazu gehéren nicht die unentgeltliche Ver-
duferung von Grundstiicken und grund-
stiicksgleichen Rechten,
Uber Einwendungen des Kreises und der
lippischen Gemeinden gegen Beschliisse
des Wirtschaftsausschusses entscheidet
die Verbandsversammlung.

8.3 Bau- und Vergabeausschuly

a) Verwendung der Ansédtze des Haushalts-
und Wirtschaftsplanes, fiir die im Haus-
halts- und Wirtschaftsplan ausdriicklich die
Zustandigkeit des Bau- und Vergabeaus-
schusses festgelegt ist,

b) Auftragsvergabe fiir Lieferungen und Lei-

stungen von mehr als 10.000,— DM bis zum
Hachstbetrage von 1 Mio. DM.
Den vorgenannten Ausschiissen kénnen
durch BeschluB der Verbandsversammlung
mit 8 Stimmen weitere Entscheidungsbe-
fugnisse {ibertragen werden. Dari{iber hin-
aus konnen die Ausschiisse beauftragt
werden, Entscheidungen der Verbands-
versammlung vorzuberaten.

279



Anhang

9. Weitere Ausschiisse konnen bei Bedarf fiir
besondere und zeitlich befristete Aufgaben
eingesetzt werden.

10. Alle Verbandsabgeordneten, soweit sie nicht
Ausschufimitglieder sind, kénnen an samt-
lichen AusschuBsitzungen beratend ohne
Stimmrecht teilnehmen.

§11

Vertrige

1. Vertrige des Landesverbandes Lippe mit

dem Verbandsvorsteher, seinem Vertreter,
den Verbandsabgeordneten und den leiten-
den Dienstkriften des Landesverbandes
bediirfen der Genehmigung der Verbands-
versammlung.

Ausgenommen sind:

a) Vertrige, bei denen das Entgelt auf Grund
bestehender Tarife
(z. B. Ausgaben- und Gebiihrentarife)
bemessen wird,

b) Vertrige tiber Vermietung von Wohnungen,

c¢) Vergabe von Auftrigen auf Grund offent-
licher oder beschrinkter Ausschreibung
nach Zustimmung durch den zustindigen
Ausschul}, wenn die Gegenleistung im
Einzelfall 10.000.—- DM und im Haushalts-
jahr 50.000,— DM nicht iibersteigt,

d) Vertrédge, soweit es sich um Geschifte der
laufenden Verwaltung handelt und die im
Vertrag vereinbarte Gegenleistung den
Betrag von 10.000,— DM nicht libersteigt.
Die Verbandsversammlung soll hieriiber
nachtriglich unterrichtet werden.

2. Leitende Dienstkrifte gemall Absatz 1 sind die
Abteilungsleiter (dazu gehéren auch die Kur-
direktoren der Staatsbédder und die Direktoren
bzw. Leiter der Kulturinstitute), die Leiter der
Forstamter und die Cheférzte bzw. leitenden
Arzte der medizinischen Institute, Kliniken und
Sanatorien.

§12

Personalangelegenheiten
1. Die Ernennung, Entlassung und Versetzung
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in den Ruhestand der Beamten sowie die Ein-
stellung, Hohergruppierung und Kiindigung
der Angestellten der Vergiitungsgruppe I1 BAT
und hoher erfolgt auf Grund eines Beschlus-
ses der Verbandsversammlung.

2. Die Einstellung, Héhergruppierung und Kiin-
digung der Angestellten der Vergiitungs-
gruppe Vb bis I1I BAT erfolgt auf Grund eines
Beschlusses des Hauptausschusses.

3. a) In den Staatsbidern Salzuflen und Mein-
berg erfolgt die Einstellung, Héhergrup-
pierung und Kiindigung von Lohnem-
pfingern, Saisonangestellten und von
Dauerangestellten der Vergilitungsgrup-
pen X bis VII BAT durch den Kurdirektor.

b) Innerhalb der Forstverwaltung erfolgt die
Einstellung und Kiindigung von Waldar-
beitern durch den Leiter des Forstamtes,
in dessen Bereich der Waldarbeiter titig
sein soll bzw. tétig ist.

c¢) Die Anstellung, Hohergruppierung und
Kiindigung von allen iibrigen Angestellten
und Lohnempfingern erfolgt durch den
Verbandsvorsteher.

4. Die Ermidchtigung zur Einstellung und Hoher-
gruppierung nach den Ziffern 2 und 3 er-
streckt sich nur auf den durch den Stellenplan
bzw. die Stelleniibersicht festgelegten Rah-
men. Einstellungen bzw. Hohergruppierun-
gen dariiber hinaus bediirfen der Zustim-
mung der Verbandsversammlung.

5. Die nach geltendem Recht auszustellenden
Urkunden fiir Beamte sowie die Anstellungs-
vertriage und sonstigen schriftlichen Erkldrun-
gen zur Regelung der Rechtsverhiltnisse von
Angestellten und Arbeitern werden vom Ver-
bandsvorsteher unterzeichnet.

6. DerVerbandsvorsteher kann seine Befugnis-
se in Personalangelegenheiten generell oder
im Einzelfall auf leitende Dienstkriifte der Ver-
waltung iibertragen.

§13
Haushaltswirtschaft
Fiir die Haushaltsfithrung, Rechnungslegung



und Rechnungspriifung des Landesverbandes

Lippe ist das fiir das Land Nordrhein-Westfalen

geltende Haushaltsrecht sinngeméls anzuwen-

den. In sinngemiBer Anwendung dieser Bestim-
mungen gilt folgendes Verfahren:
1. Der Kémmerer stellt den Entwurf der Haus-
haltssatzung mit Haushaltsplan, Wirtschafts-
plan und Stellenplan auf und legt ihn dem Ver-
bandsvorsteher zur Feststellung vor.
2. Der Verbandsvorsteher bringt den von ihm
festgestellten Entwurf der Haushaltssatzung
in offentlicher Sitzung der Verbandsver-
sammlung ein.
3. Die Haushaltssatzung wird von der Ver-
bandsversammlung in 6ffentlicher Sitzung
beraten und beschlossen.
4. Die Aufstellung des Entwurfes der Haus-
haltssatzung soll so rechtzeitig erfolgen, dafl
die Haushaltssatzung noch vor Beginn des
Haushaltsjahres beschlossen und der Auf-
sichtsbehorde rechtzeitig zur Genehmigung
vorgelegt werden kann.
5. Uber- und auRerplanmiRige Ausgaben dtir-
fen nur mit Zustimmung der Verbandsver-
sammlung geleistet werden. In Fillen, die kei-
nen Aufschub dulden oder zu iber- und
aulerplanmiRigen Ausgaben bis zur Hohe
von 1.000,- DM im Einzelfall kann der Kdm-
merer die Zustimmung erteilen. Dabei ist
gleichzeitig tiber die Deckung dieser Ausga-
ben zu entscheiden. Der Verbandsversamm-
lung ist hiervon unverziiglich Kenntnis zu
geben.
6. Die Haushaltssatzung kann nur durch eine
Nachtragssatzung geéndert werden, die spd-
testens bis zum Ablauf des Haushaltsjahres zu
beschlieRen ist. Eine Nachtragssatzung ist zu
erlassen, wenn sich im Laufe des Haushalts-
jahres zeigt, dal
a) der im Haushaltsplan vorgesehene Aus-
gleich der Einnahmen und Ausgaben auch
bei Ausnutzung jeder Sparméglichkeit nur
durch eine Anderung der Haushaltssatzung
erreicht werden kann,

b) iiber- oder aulerplanmafige Ausgaben
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in erheblichem Umfang geleistet werden
miissen, die den Haushaltsausgleich
gefidhrden,

¢) der Stellenplan bzw. die Stelleniibersicht
gedndert oder ergdnzt werden soll.
Fiir das Zustandekommen der Nachtrags-
satzung gelten Ziffern 1 bis 3 entsprechend.

7. Nach Abschlufl des Haushaltsjahres stellt der
Kimmerer bis zum 30. Juni des folgenden
Haushaltsjahres die Haushaltsrechnung auf
und legt sie dem Verbandsvorsteher vor,
der sie an die Verbandsversammlung weiter-
leitet.

8. Die Verbandsversammlung beschlieft auf
Grund der Haushaltsrechnung nach Vorliegen
des Priifungsberichtes des Landesrech-
nungshofes iiber die Entlastung.

§14

Bekanntmachungen

Offentliche Bekanntmachungen des Landes-
verbandes Lippe werden im Amtsblatt fiir den
Regierungsbezirk Detmold, sofern es sich um
Bekanntmachungen von Sitzungen handelt,
jedoch im amtlichen Bekanntmachungsblatt
des Kreises Lippe, vollzogen.

$15

Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit dem Tage ihrer Veroffent-
lichung im Amtsblatt fiir den Regierungsbezirk
Detmold in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisheri-
ge Satzung vom 4. Januar 1952 auRer Kraft.

Detmold, den 13. April 1973

Holldnder

Verbandsvorsteher

Vorndamme
Mitglied der Verbandsversammlung
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Ortsregister
(nur Textteil erschlossen)

Aurich 54,79 Diisseldorf 78, 83, 84, 86, 87, 89, 92, 96, 100, 102,
104, 106, 107, 111, 115, 117, 123, 124, 125,

Barkhausen 25 126, 130, 132, 135, 139, 141, 142, 144, 163

Bayern 71

Berlebeck 49 Falkenburg 24

Bexten 49 Falkenhagen 49

Bielefeld 55, 57, 157 Frankfurt 35

Blomberg 24, 26 Frankreich 29, 71

Brake 92, 109 Friedrichstal 28

Braunschweig 52, 54, 57, 61, 72, 100, 101, 162

Bremen 52, 54, 57 Grevenhagen 16

Biickeburg 72
Halle (Westf.) 57, 58

Cappel 16 Hamburg 52, 54
Celle 17 Hamm 17, 19

Hannover 14, 35, 52, 53, 54, 57, 59, 61, 66, 68,
Detmold 3,11, 12, 13, 17, 19, 24, 26, 40, 41, 42, 69, 71, 72, 95, 99, 100, 103

46, 47, 49, 55, 57, 60, 61, 66, 70, 72, 77, 78, Herford 57, 58

81, 83, 84, 87, 89, 91, 92, 93, 97, 100, 101, 104, Hiddesen 49

106, 108, 109, 114, 115, 117, 119, 122, 126, Horn 24, 26, 49
130, 131, 135, 137, 138, 139, 142, 145, 146,

147, 148, 150, 152, 153, 154, 157, 158, 163, Karlsruhe 145, 147
164 Kurhessen 35
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Langenholzhausen 49

Lemgo 24,26,77,83,93, 101, 102, 106, 108, 109,
110, 114, 117, 119, 135, 138, 139, 142, 145,
146, 147, 148, 150, 152, 157, 163, 164

Lipperode 16

Lippstadt 24, 26

London 53, 57

Lopshorn 49

Liibbecke 54, 57, 158

Liigde 68

Lunéville 71

Mackenbruch 25

Meinberg 12, 49, 82, 95, 137, 154

Minden 12, 13, 17, 53, 55, 56, 57, 60, 73, 81, 137,
158

Minden-Ravensberg 54, 58,59

Miinster 12,13, 17,55, 67, 77, 128, 129, 130, 132,
133, 144, 163

Nassau 35

Niedersachsen 50, 52, 54, 55, 57, 59, 60, 61, 66,
69, 72, 75, 79, 95, 96, 100, 101, 102, 103, 136,
162

Nordamerika 140

Nordrhein 52

Nordrhein-Westfalen 50, 51, 53, 54, 55, 57, 60,
61, 66, 70, 74, 75, 77, 79, 80, 81, 82, 83, 84,
86, 88, 89, 91, 93, 94, 95, 98, 100, 101, 102,
107, 116, 120, 121, 123, 127, 129, 131, 133,
135, 136, 137, 140, 142, 143, 144, 145, 146,
147, 148, 152, 153, 155, 156, 159, 162, 163

Oeynhausen 137
Oldenburg 52, 54, 57, 61, 72, 79, 100, 101, 162
Osnabriick 54, 57

Paderborn 25
Paris 57
Preullen

150
Pyrmont 14

14, 15, 186, 17, 29, 31, 53, 67, 71, 127,

Ortsregister

Rinteln 14, 68
Ruhrgebiet 57, 128

Sachsen 57

Salzuflen 49, 82, 95, 137, 142, 145, 146, 154

Schaumburg 68

Schaumburg-Lippe 14, 17, 52, 54, 57, 61, 68, 69,
72,73,74, 100, 101, 103, 104, 150, 162

Schieder 49, 50

Schleswig-Holstein 52, 54

Schwalenberg 50

Schweiz 140

Senne 50, 76, 89, 91

Stapelage 25

Steinheim 26

Sternberg 26, 29, 50

Tecklenburg 54, 57
Teutoburger Wald 25, 57

Varenholz 26
Waldeck 71, 74
Weser-Ems 54

Westfalen 11, 13, 17, 56, 60, 67, 68, 69, 130, 131
Wyk (Fohr) 47
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Personenregister
(nur Textteil und Anmerkungen erschlossen)

Albu 66 Ebert 8, 151, 152, 155, 156, 158, 164, 183
Amelunxen 6, 60, 61, 70,115, 116, 125, 127, 136,
138, 172, 179 Falkmann 38

Arnold 92, 96, 99, 100, 107, 114, 116, 122, 124, Feldmann 77, 84, 98, 101, 102, 109, 110, 115
125, 126, 129, 130, 131, 139, 141, 179, 180, Flecken 139, 140, 141
181, 183 Friedrich Wilhelm I. 31
Asbury 61, 66
Giese 138, 143, 144, 145, 146, 147, 150, 163

Bernhard, Prinz 106, 107 Greinert 83
Bishop 106, 107, 177
Bollhiifer 98 Hausmann 39, 40
Bonwetsch 77, 78, 80, 174 Hillensberg 30
Braun 16 Hoffmann 29, 31
Holliéinder 157, 158
de la Pottrie 30 Hopker-Aschoff 15
de Wend 26

Drake 6, 8,9, 10, 11, 13, 15, 18, 19, 20, 21, 51, Jacobi 124, 125
52, 53, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 66, 67, 68, Johanning 84, 94, 98, 109, 129
70,73,74, 76,77, 78, 79, 80, 82, 83, 84, 85, Johnen 125,179
86, 87, 88, 89, 90, 91, 92, 94, 97, 98, 99, 100, Jurgeneit 134, 180
101, 103, 104, 106, 107, 108, 109, 110, 111,
112, 115, 117, 120, 121, 123,123, 125,126, Kirchhof 11, 12, 13, 67, 68, 101, 138, 151, 152,
127,128, 129,131, 132, 133,134, 126,138, 154, 155, 157, 166, 183
139, 140, 141, 142, 144, 145, 147, 148, 150, Koch 95
151, 152, 153, 156, 164, 166, 171, 172, 173, Kopf 54, 55, 57, 59, 60, 61, 66, 99
174, 175, 176, 177, 178, 179, 180, 181, 182, Koster 98
183
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Krekeler 98, 110, 111, 115, 178
Kubel 54

Kuhlemann 59

Kuhlmann 158, 184

Ladebeck 127,179

Lampe 59, 176

Lehr 54

Leopold II. 31, 33, 169
Leopold II. 34

Leopold IV. 43, 44, 45, 17
Lippe (Haus) 36

Liibke 88, 122, 125, 126, 129
Ludwig XIV. 24

McGregor 58, 73, 150

Mellies 77, 78, 84, 85, 87, 88, 89, 103, 110, 121,
151

Menzel 83, 89, 90,91, 93, 100, 102, 104, 108, 111,
114, 116, 174, 175, 176

Meyer 17,19, 167

Moes 130, 180

Miller 153, 154, 156

Naunin 130

Pauline 29, 30

Petri 68, 75, 76, 77, 78, 79, 80, 81, 82, 83, 84, 85,
86, 89, 90, 91,98, 101, 103, 109, 115, 119, 151,
164, 173, 174, 175

Poerschke 93, 175, 176

Redelberger 145, 146
Riecke 19

Rietdorf 143, 146, 182
Robertson 107
Rombach 131, 180
Rose 139

Salzmann 78, 80
Schabrod 98, 99
Schnitger 84,174
Schone 109, 110, 178
Schumacher 53, 54

Severing 14, 15

Personenregister

Simon August 29, 168

Simon II1. 26

Smend 147, 182

Staercke 95, 101, 111, 129, 136, 176
Stein 107

Suffert 174

Siinkel 175

Tantzen 54
Thissen 95, 176

Uhlenbrok 68

Vogels 38, 39, 91, 92, 96, 97, 104, 111, 124, 125,
136, 143, 175, 178, 179

Weerth 174

Weitz 114

Wendt 98, 115, 131
WeRler 108, 177
Winter 85, 98, 166, 174
Woldemar 37, 38, 49

Zenz 55, 60, 171
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Bildnachweis

Ev.-luth. Landeskirche Hannover,
Landeskirchliches Archiv
Seite 59 (Signatur S 2/3175).

Institut fiir Lippische Landeskunde, Lemgo
Seite 11 unten (Signatur LP 33-25),
68 (LP 33-20), 95 (DT 34-21), 110 (o. Sign.),
143 (LP 33-26), 150 (LP 29-14), 151 (LP 5-
51 a), 154 (LP 33-27), 157 (LP 10-12).

Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Miinster
a) Westfilisches Archivamt, Miinster
Seite 134 (o. Sign.)
b) Landesbildstelle Westfalen, Miinster
Seite 133 (o. Sign.)

Niedersidchsisches Hauptstaatsarchiv,
Hannover
Seite 54 (D 1364).

NW-Staatsarchiv, Detmold
Seite 10 (Signatur D 81, Nr. 141), 11 oben
(D 75, Nr. 180), 12 (D 75, Nr. 4544), 18
(D 81, Nr. 142), 20 (D 81, Nr. 144), 21 (D 75,
Nr. 4522), 27 (L 1 A, Nr. 14), 28 (D 75, Nr.
2887), 29 oben (D 75, Nr. 2840), 29 unten
(D 75, Nr. 167), 30 (D 75, Nr. 2841, 37 b),
31 (D 75, Nr. 251), 34 (D 75, Nr. 2652),
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37 (D 75, Nr. 394), 39 (D 75, Nr. 264), 44 (D 75,
Nr. 293), 45 (L 2, Nr. 192), 47 (L 75 I, Abtgl.
1, Nr. 40 I), 55 (D 75, Nr. 1606), 60 (D 75,
Nr. 1684), 62-65 (L 80 I 9, Gr. II, Tit. 1,
Nr. 28, Sonderakte Nr. 2), 77 (D 75,
Nr. 3166), 85 (D 75, Nr. 1427), 101 (D 75,
Nr. 1668), 105 (NW 57-3), 114 (D 75,
Nr. 4537), 122 (D 75, Nr. 1843).

NW-Hauptstaatsarchiv, Diisseldorf
Seite 88 (RWB 1406, Foto Stachelscheidt),
90 (RWB 79), 96 (RWB 91/16).

Publikationen
Seite 48: Lippische Gesetz-Sammlung 1919,
S. 1065;
Seite 89: 150 Jahre Landkreis Biiren, 1966,
zit. bei Romeyk, Horst, Alois Vogels
(1887-1964). In: Geschichte im Westen 2
(1987), S. 181;
Seite 113: Ausschnitte aus: Westfalenzei-
tung/Lippische Rundschau v. 26.11, Freie
Presse v. 28.11.1949, Westfalenzeitung/-
Lippische Rundschau v. 29.11.1949; Freie
Presse v. 30.11.1949.

Schlold Brake, Das Weserrenaissance-Museum
Titelfoto (o. Sign.).
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Lippische Studien
Forschungsreihe des Landesverbandes Lippe
- Institut fiir Lippische Landeskunde -

Band 1: Hans Georg Peters
Vom Hoftheater zum Landestheater
Die Detmolder Biihne von 1825 bis 1969.[1972]

Band 2: Volker Wehrmann

Die Aufkldrung in Lippe

Ihre Bedeutung fiir Politik, Schule und
Geistesleben. [1972]

Band 3: Peter Steinbach

Der Eintritt Lippes in das
Industriezeitalter

Sozialstruktur und Industrialisierung des
Flrstentums Lippe im 19. Jahrhundert.[1976]

Band 4: Friedrich Hohenschwert
Ur- und frithgeschichtliche
Befestigungen in Lippe. [1978]

Band 5-8: Johannes Mundhenk
Forschungen zu den Externsteinen,
Teil I: Architektonisch-archéologische
Bestandsaufnahme. [1980]

Teil Il: Untersuchungen zur jlingeren
Geschichte der Externsteine. [1980]
Teil lll: Quellen zur mittelalterlichen
Geschichte der Externsteine.[1981]
Teil IV: Gesamtliberblick Giber die
Geschichte der Externsteine.[1983]

Band 9: Hans Huls und Hans Hoppe (Bearb.)
Engelbert Kaempfer zum 330. Geburtstag.
[1982]

Band 10: Maria Porrmann

Grabbe - Dichter fiir das Vaterland

Die Geschichtsdramen auf deutschen
Blihnen im 19.und 20. Jahrhundert. [1982]

Band 11/1- 11/2: Bartelt / Brunsiek / Klocke-Daffa
Band 11/3: Klocke-Daffa / Lux-Althoff
Landleben in Lippe 1850-1950

Teil I: Land- und Forstwirtschaft [1990]

Teil Il: Handel und Gewerbe [1991]

Teil lll: Soziales und kulturelles Leben [1998]

Band 12: Uta Halle
Keramik des Mittelalters aus Schieder. [1992]

Band 13: Arndt / Nitschke (Hrsg.)

Kontinuitat und Umbruch in Lippe.
Sozialpolitische Verhéltnisse zwischen
Aufklarung und Restauration 1750-1820.[1994]



Landesverband Lippe

Das lippische Vermogen flir Lippe zu
erhalten - das war das erkldrte Ziel von
Landesprasident Heinrich Drake, als 1945
die Verhandlungen um den Anschluf3
Lippes an eines der neugeschaffenen
grollen Bundeslander begannen.

Lippe war bereit, seine politische
Selbstandigkeit aufzugeben, aber nicht
seinen Besitz:Was in Jahrhunderten
geschaffen und erst nach jahrzehnte-
langen Auseinandersetzungen den
lippischen Flrsten abgetrotzt worden
war, sollte auch weiterhin zum Wohle der
lippischen Bevolkerung erhalten bleiben.

Zwei Jahre spater gelang die
Verabschiedung eines einzigartigen
Dokumentes: die berihmt gewordenen
"Punktationen” mit den Richtlinien fir die
Aufnahme Lippes in das Gebiet des
Landes Nordrhein-Westfalen. Darin wurde
Lippe zugestanden, sein Landesvermogen
selbst zu verwalten - die Geburtsstunde
des Landesverbandes Lippe:

"Das Landesvermdgen verbleibt dem
lippischen Gebiet... Lippe erhilt zur
Durchfiihrung der ihm verbleibenden
Aufgaben der Selbstverwaltung, zur
Erhaltung von Landeseinrichtungen
usw. das Recht zur Bildung eines
Zweckverbandes oder einer dhnlichen,
diesem Zwecke dienenden
Verwaltungsform."

\~ il
i

Heinrich Drake Dr. Rudolf Amelunxen
Landesprasident Ministerprasident




	Vorderdeckel
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

	Titelblatt
	[Seite]
	[Seite]

	Inhalt
	[Seite]

	Grußwort
	Seite 6
	Seite 7

	Geleitwort
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10

	Einleitung
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22

	I. Das lippische Landesvermögen bis 1945
	Land und Landesvermögen bis 1868
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34

	Domanialvertrag 1868
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41

	Fortdauernde Auseinandersetzungen, Neuregelungen 1898 und 1912
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43

	Domanialvertrag 1919
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46
	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50


	II. Die Suche nach der besten Lösung 1945 - 1949
	Neugliederung der britischen Zone und Anschluß Lippes an NRW 1946/47
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67

	Vorüberlegungen seit 1945
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71
	Seite 72
	Seite 73
	Seite 74

	Gründung des Landesverbandes Lippe
	Seite 74
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78

	Vorverhandlungen in Lippe
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87

	Beratungen mit der Landesregierung
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97

	Die Lippe-Gesetze im Landtag
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104

	Verzögerte Genehmigung
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107

	Streit um das Wahlverfahren und Konstituierung der Verbandsversammlung
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118


	III. Der Landesverband gewinnt Profil
	Landestraditionsverband oder Gemeindezweckverband?
	Seite 119
	Seite 120

	Regierungsverlegung
	Seite 120

	Bodenreform
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126
	Seite 127

	Landschaftsverbände und Verwaltungsreform
	Seite 127
	Seite 128
	Seite 129
	Seite 130
	Seite 131
	Seite 132
	Seite 133
	Seite 134
	Seite 135

	Volksabstimmung
	Seite 135
	Seite 136

	Vertrag statt Abstimmung
	Seite 136
	Seite 137
	Seite 138
	Seite 139
	Seite 140

	Erklärung des Ministerpräsidenten statt Vertrag
	Seite 140
	Seite 141
	Seite 142

	Der Verfassungsstreit und die Aktivlegitimation des Landesverbandes
	Seite 142
	Seite 143
	Seite 144
	Seite 145
	Seite 146
	Seite 147
	Seite 148

	Kreisreform
	Seite 149
	Seite 150
	Seite 151
	Seite 152
	Seite 153
	Seite 154
	Seite 155
	Seite 156
	Seite 157
	Seite 158
	Seite 159
	Seite 160


	Schluß
	Seite 161
	Seite 162
	Seite 163
	Seite 164
	Seite 165
	Seite 166

	Anmerkungen
	Seite 167
	Seite 168
	Seite 169
	Seite 170
	Seite 171
	Seite 172
	Seite 173
	Seite 174
	Seite 175
	Seite 176
	Seite 177
	Seite 178
	Seite 179
	Seite 180
	Seite 181
	Seite 182
	Seite 183
	Seite 184
	Seite 185

	Literaturverzeichnis
	Seite 186
	Seite 187
	Seite 188
	Seite 189
	Seite 190

	Anhang
	Seite 191
	Dokumente
	Nr. 1
	Seite 192

	Nr. 2
	Seite 192
	Seite 193

	Nr. 3
	Seite 193

	Nr. 4
	Seite 193
	Seite 194

	Nr. 5
	Seite 194
	Seite 195

	Nr. 6
	Seite 195
	Seite 196

	Nr. 7
	Seite 196

	Nr. 8
	Seite 196
	Seite 197

	Nr. 9
	Seite 197

	Nr. 10
	Seite 197
	Seite 198
	Seite 199
	Seite 200
	Seite 201

	Nr. 11
	Seite 201

	Nr. 12
	Seite 201
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204
	Seite 205
	Seite 206
	Seite 207
	Seite 208
	Seite 209
	Seite 210
	Seite 211
	Seite 212
	Seite 213
	Seite 214
	Seite 215

	Nr. 13
	Seite 216

	Nr. 14
	Seite 216
	Seite 217

	Nr. 15
	Seite 217
	Seite 218
	Seite 219
	Seite 220
	Seite 221
	Seite 222
	Seite 223
	Seite 224
	Seite 225
	Seite 226
	Seite 227
	Seite 228
	Seite 229
	Seite 230
	Seite 231
	Seite 232
	Seite 233
	Seite 234
	Seite 235
	Seite 236

	Nr. 16
	Seite 236
	Seite 237
	Seite 238
	Seite 239
	Seite 242

	Nr. 17
	Seite 240
	Seite 241

	Nr. 18
	Seite 241

	Nr. 19
	Seite 241
	Seite 242

	Nr. 20
	Seite 242

	Nr. 21
	Seite 242
	Seite 243

	Nr. 22
	Seite 243

	Nr. 23
	Seite 243
	Seite 244
	Seite 245

	Nr. 24
	Seite 245
	Seite 246

	Nr. 25
	Seite 246

	Nr. 26
	Seite 246
	Seite 247
	Seite 248

	Nr. 27
	Seite 248
	Seite 249

	Nr. 28
	Seite 249

	Nr. 29
	Seite 250
	Seite 251

	Nr. 30
	Seite 251
	Seite 252

	Nr. 31
	Seite 252

	Nr. 32
	Seite 252
	Seite 253
	Seite 254

	Nr. 33
	Seite 254
	Seite 255
	Seite 256

	Nr. 34
	Seite 256
	Seite 257

	Nr. 35
	Seite 257
	Seite 258
	Seite 259
	Seite 260

	Nr. 36
	Seite 260
	Seite 261
	Seite 262

	Nr. 37
	Seite 262
	Seite 263
	Seite 264
	Seite 265
	Seite 266
	Seite 267
	Seite 268

	Nr. 38
	Seite 268
	Seite 269

	Nr. 39
	Seite 269
	Seite 270

	Nr. 40
	Seite 270
	Seite 271

	Nr. 41
	Seite 271
	Seite 272
	Seite 273
	Seite 274

	Nr. 42
	Seite 275
	Seite 276
	Seite 277
	Seite 278
	Seite 279
	Seite 280
	Seite 281


	Ortsregister
	Seite 282
	Seite 283

	Personenregister
	Seite 284
	Seite 285

	Bildnachweis
	Seite 286


	Rückdeckel
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]


